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Editorial

Zu diesem Heft

Die gegenwärtige Wirtschaftskrise hat eine katastrophierend-produktive Seite: man
kann sie betrachten als eine epochale Umstrukturierung der Weltwirtschaft in unkon
trollierter Form und in weitgehend unbekannter Richtung. Wird es der Arbeiterbewe
gung gelingen, eine Initiative zu entwickeln, um diesen Prozeß zu kontrollieren, oder
wird er weiterhin von Märkten, Monopolen und Militärs auf zerstörerische Weise be
stimmt werden — das istdieentscheidende Frage. Die Kämpfe um die35-Stunden-Wo-
che, welche dieSzene in diesem Landein der nächsten Zeitbeherrschen werden, sindso
gesehen tatsächlich nur eine flankierende Maßnahme —zu einer alternativen Wirt
schaftspolitik, von der erst Andeutungen sichtbar sind. Die Einsicht, daß zur Transfor
mation der Wirtschaft die ökonomische mit der ökologischenProblematik und mit der
Abrüstung verknüpft werden muß, beginnt in Gewerkschaftskreisen um sich zu greifen
(vgl.auch Tjadens Darstellungvon »Umweltpolitik in der Sicht der Arbeiterbewegung«
in Argument 133 und Rodejohanns kommentierte Bibliographie zur Rüstungskonver
sion in Argument 142). Kaum etwas hört man von zwei anderen Problemkreisen, die mit
der Weltwirtschaftskrise nicht wenigereng verbunden sind: die Ausbeutung der Dritten
Welt und die Frauenunterdrückung. Uns scheint, daß erfolgreicheWegeaus der Krise
nur in dem vierfach erweiterten Horizont der Ökologie, des Friedens, der Dritten Welt
und der Frauen entwickelt werden können. Zum einen, weil die damit bestimmten Zer-
störungs- und Unterdrückungszusammenhänge Aspekte der Krise selbst sind. Zum an
deren, weilnur die vereintenKräfte von Arbeiter-,Ökologie-, Friedens-, Befreiungs-und
Frauenbewegung überhaupt in der Lage sein werden, die anstehenden Probleme zu lö
sen (zum Verhältnis von internationaler und geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung vgl.
Hilary Roses Beitrag in Argument 144; zur Dritten Welt in der Wirtschaftskrise siehe
auch die Artikel von Altvater u.a. und von Zinn in Argument-Sonderband 89 zur »Al
ternativen Wirtschaftspolitik 4«).

Der Beitrag von Fröbel, Heinrichs und Krcye über die Dritte Welt in der Krise hat die
Qualität eines enzyklopädischen Stichwortartikels. Die Autoren, die mit ihrer Analyse
der »Neuen internationalen Arbeitsteilung« internationale Anerkennung gewonnen ha
ben, bieten einen umfassenden Überblick über die ökonomischen und militärischen
Aspekte der Krise und über die veränderte Stellung der Dritten Welt im kapitalistischen
Weltsystem. Der Artikel kann dazu beitragen, den nationalen Egoismus in Fragen alter
nativer Wirtschaftspolitik zurückzudrängen.

Jede Diskussion über Wege aus der Krise muß den Keynesianismus mitdiskutieren.
Keynes hat analysiert, wie der Kapitalismus mit innerer Notwendigkeit immer wieder
Krisen und Arbeitslosigkeit hervorbringt, und unter der Bezeichnung »Keynesianismus«
firmiert eine lange Zeit erfolgreiche Politik staatlicher Krisenregulierung. Magdoff und
Sweezy legen einen Schnitt zwischen diese beiden Aspekte: Sie halten den Keynesianis
mus als Instrumentarium der Konjunkturankurbelung für völlig unangemessen, plädie
ren aber zugleich vehement für Keynes als Theoretiker. Sie sehen in ihm den Analytiker
eines neuen Stadiums des Kapitalismus, das in den zwanziger Jahren begann und dessen
Funktionsweise durch die krisenhafte Abwesenheit von Wachstum gekennzeichnet ist.
Die heutige Weltwirtschaftskrise erscheint so als die Fortsetzung der 1929 einsetzenden
Großen Depression, unterbrochen durch den Nachkriegsboom.

Auch in der Kontroverse zwischen Mattfeld und Ernst-Pörksen (beide übrigens Mit
gliederdes »Memorandum«-Kreises, der alljährlich mit Gegenkonzepten zum offiziellen
Wirtschaftsgutachten des Sachverständigenrats hervortritt) geht es um den Keynesianis
mus als Wissenschaft und als Politik. Mattfeld vergleicht ihn mit dem jetzt dominieren
den Monetarismus und fragt nach der Nähe oder Feme beider zu einer demokratischen
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354 Editorial

Politik; er plädiert für den Keynesianismus als der im Prinzip demokratischeren Wirt
schaftspolitik. Ernst-Pörksen befürchtet, daß mit einer solchen politischen Unterstüt
zung des Keynesianismus die Diskussion über seine theoretischen Schwächen, vor allem
über theoretische und praktische Alternativen, behindert wird. Erbestreitet überdies die
Relevanz wirtschaftswissenschaftlicher Theorien für die gegenwärtige staatliche Politik,
wie Mattfeld sie seiner Auffassung nach unterstellt, und skizziert seine eigene Auffas
sung vonden Triebkräften und Bedingungen der aktuellen Wirtschaftspolitik.

»Wirhabenesschwer, wenn einGroßteil der Regierung dieses Landes glaubt,daß Bil
dung an sich schon etwas Subversives sei«, sagt derRektor derUniversität vonElSalva
dor. Wir veröffentlichen einen Appell zur Unterstützung der Universität El Salvador
und eine Aufforderung zur Solidarität mit den Hochschulangehörigen in der Türkei.
Beide Aufrufe lesen sich wie eine Ergänzung zu den Ausführungen von Fröbel/Hein-
richs/Kreye über die Militarisierung der Politik in der Dritten Welt.

Zur Auseinandersetzung mit dem führenden DDR-Philosophen M. Buhr, der sich
grob-exkommunizierend in die Marxismus-Diskussion dieses Landes eingemischt hatte
(siehe die Hefte 142 und 143), bringen wireine Intervention von M. Haupt. Die Band
breite offizieller kommunistischer Positionen zu den angesprochenen Fragen dokumen
tieren wir diesmal mit dem Plädoyer des jugoslawischenPolitikers A. Grlickov für einen
»offenen Marxismus« (vgl. auch L. SevesEntwurf eines »pluralen Marxismus« und Su
Shaozhis Aufgabenbestimmung für den chinesischen Marxismus in Heft 143). Im Re
zensionsteil veröffentlichen wir die dritte Folge von W.F. Haug über »Marx-Diskurse«;
diesmal geht es um das Konzept der Marx-Engels-Gesamtausgabe am Beispieldes letzt
erschienenen Bandes (Kapital, Erstfassung von 1867). Haug appelliert an die Herausge
ber-Institute, das Konzept weltoffcncr und zukunftsfähiger zu gestalten. Die Folge wird
fortgesetzt. R.N.

In eigener Sache

Im Mai 1984 wurde das Argument 25 Jahre alt. Je zwei Redakteurinnen und Redakteure
aus drei aufeinanderfolgenden Generationen äußern sich aus diesem Anlaß darüber, wie
sie zur Zeitschrift gekommen sind, wie sie die Entwicklung und Aufgaben sehen und
wofür sie sich besonders einsetzen werden. Die Stimmung ist nicht schlecht. Gewiß ist
die Lage für eine Theoriezeitschrift unserer Art schwierig — aber wir haben uns ver
gleichsweisegut gehalten. Zum Geburtstag erreichte uns auch eine Parabel von Günther
Anders, dem Argument-Theoretiker der ersten Stunde. Er hofft, damit die Sparte »Das
lustige Argument« einzuleiten.

Zu unserem großen Bedauern müssen wir mitteilen, daß Frank Deppe aus dem Kreis
der StändigenMitarbeiter, dem er seit 1971 angehörte, ausgeschieden ist. Anstoß gab die
Einladung zur Mitarbeit am Kritischen Wörterbuch des Marxismus. Deppe meint, beim
Argument eine »Abkehr von der Orientierung auf die Arbeiterbewegung« zu spüren.
Genauer gesagt, befürchtet er sie hinter Orientierungen wie »pluraler Marxismus« und
Kritik an Ökonomismus und Klassenreduktionismus. Schließlich nennt Deppe die im
Argument vollzogene Anerkennung eines christlichen Marxismus (die durch die Auf
nahme von Helmut Gollwitzer und Dorothee Solle in den Kreis der Ständigen Mitarbei
ter bekräftigt worden ist) als weiteren Grund. Wir verstehen diesen Austritt als bedrohli
ches Symptom für Umschichtungen und Spannungen in der (immer schon pluralisti
schen) tragenden Bündnisstruktur dieser Zeitschrift. Auf dem Spiel steht, ob es uns ge
lingt, ein wissenschaftliches Diskussionsforum für die Marxisten aus den verschiedenen
politischen Strömungen aufrechtzuerhalten und die Entwicklung eines lebensfähigen,
den großen aktuellen Problemen zugewandten, vielstimmigen Marxismus dieses Landes
zu fördern. Dabei wird hoffentlich auch Frank Deppe mitwirken. Er verspricht, in Zu
kunft nicht weniger, sondern mehr als in den letzten Jahren fürs Argument zu schreiben.
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Mit Vergnügen machen wir bekannt, daß Jo Rodejohann /l/£iwH?/j/-Redakteur ge
worden ist. Erist Friedensforscher und hat das entsprechende Ressort bereits seit einigen
Jahren betreut. W.F.H.

Volksuni

Zu Pfingsten,vom 8. biszum 11.Juni, findetin diesem Jahr zum fünften Malein West
berlin die Volksuni statt. Es wird Veranstaltungen geben zurArbeitszeitverkürzung und
zur alternativen Produktion (u.a. mit Dieter Marcello und Eberhard Schmidt), über
Weiberräte und Frauenliste (mitFrauenvonder SPD, vomSozialistischen Frauenbund,
von Courageund von den Grünen), über die Parteiendiskussion der Grünen (mitTho
mas Ebermann, Joschka Fischer, Michael Jäger und Otto Kalischeuer), über Waldster
ben und Menschensterben, über Kulturpolitik zwischen Populismus und Avantgardis
mus und vieles andere. Aus dem Ausland kommen Cynthia Cockburn, London, sie
spricht über »weibliche Aneignung von Technik«; Barbara Petine, Mitarbeiterin beim
Vorstand der italienischen Metallgewerkschaft FLM, verantwortlich für die Koordina
tion der Frauen, sie wird berichten über feministische Politik in italienischen Gewerk
schaften; Immanuel Wallerstein (New York) spricht zum Thema »Die Zukunft des hi
storischen Kapitalismus«. Im Abendprogramm gibt es Wolf Biermann, Martin Buch
holz sowie ein politisches Nachtgebet für Nicaragua.

Das ausführliche Programmbuch erhält man ab dem 15. Mai für 4 DM im Volksuni-
Büro, Muthesiusstraße 38, 1000 Berlin 41, Telefon 030/7928920. Ort der Volksuni:
Freie Universität Berlin, Henry-Ford-Bau, Garystraße 39, 1000 Berlin 33.

GESCHLECHTER
VERHÄLTNISSE

Geschlechterverhältnisse und

Frauenpolitik

Internationale Marxismus-Feminismus-

Diskussion; Probleme einer autonomen
sozialistischen Frauenpolitik; Familie
und Politik der Arbeiterbewegung.

Argument-Sonderband AS 110
17,60/f.Stud.14,60 DM (Abo: 14,60/12,60)

»1984«

Zur Aktualisierung von Orwells Vision:
Staatstheorie, Ökologie, Arbeitskontrolle,
Frauen und Gentechnologie;
Orwell im Englischunterricht

Argument-Sonderband AS 105
17,607f.Stud.14,60 DM (Abo: 14,60/12,60)
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25 Jahre Argument und wie weiter?

Ich erinneremich gut an die Gründungssitzung desArgument. Im viertenStock, Hinter
haus, in der Pohlstraßc in Berlin-Tiergarten trafen sich Atomgegner, Ostermarschiercr,
um etwas zu schaffen, das Zusammenhang garantierte auch für die Zeit, in der keine
Aktionen geplant waren. Etwas, das blieb. Etwas, das der Empfindung von Unrecht ei
ne Stimme gab, die weit zu hören sein sollte.

Wir saßen auf Apfelsinenkisten und diskutierten den Namen für das Organ, das wir
gründen wollten. War es zu hoch gegriffen, wenn wir der französischen Zeitschrift »Les
Arguments« Klang und Botschaft entliehen? Gab es da einen Titelschutz, der über die
Grenzen hinweg galt? Sollte es ein Singular sein oder ein Plural, wie die Schwesterzeit
schrift?

Ich selbst war damals im ersten Semester, hergebracht von meiner älteren Schwester,
und hörte nur zu mit hungriger Unruhe. Dies alles erschien mir zugleich Verschwörung
und die Welt in Bewegung — große Taten, an denen ich würde teilhaben können.

Das Argument erschien zunächst ab Flugblatt — erhältlich gegen Einsendung von
Sieben-Pfennig-Briefmarken. Die Themen: immer wieder die atomare Gefahr, dann der
Algerienkrieg, Antisemitismus, Polen — Berichte, Analysen, Rezensionen, Gedichte. In
der ab Nummer 15 zum Heftformat (für Politik und Kultur) gewachsenen Zeitschrift
äußerten sich kritische Zeitgenossen wie Probst Grüber, Helmut Gollwitzer, Günther
Anders, Margherita von Brentano, Dietrich Goldschmidt und viele andere, die später
zur Liga für Menschenrechte gehörten. Sie zählten zu den Beschützern der kleinen Zeit
schrift, die u.a. wegen der Veröffentlichung eines Artikels von Ernst Bloch schon 1962in
den Ruf geriet, kommunistisches Organ zu sein. Dies war damals, in den Eiszeiten des
Kalten Krieges, ein sehr viel unheimlicheres und tödlicheres Verdikt als heute. Zugleich
organisierte sich eine schnell wachsende Gruppe um die Zeitschrift. »Die Argument-
Leute«, das war im damaligen Sozialistischen Studentenbund (SDS) ein fester Kern, der
ein halb geachtetes, halb mißtrauisch beäugtes eigenes Leben führte. Sie bestimmten ihre
Themen ungeachtet derer, die im Gesamtverband für wichtig gehalten wurden. Das
machte die Argument-Leute schwerer integrierbar; dabei waren sie produktiv, belesen
und organisierten eine Reihe von Aktivitäten, Arbeitsgruppen, gemeinsame Filmbesu
che, sogar große Tagungen, schließlich den Argument-Club.

Ich gehörte zunächst nicht zur Zeitschrift, sondern zur Mehrheit im SDS und begeg
nete dem Argument nur ab und an, wenn die Hefte, anfangs unregelmäßig, erschienen.
Das konnte damals nicht unbemerkt geschehen,es bildete, ebenso wie die Verteilungder
Flugschrift »Tua res«, die die FDJ aus Ostberlin in die Mensa trug, Anlaß und Aus
gangspunkt heftiger Diskussionen. Ich erinnere mich noch, wie die Autoren des Heftes
22 (1962) ihr Produkt im vollgepackten Hörsaal vorstellten. Unter Geschrei und empör
tem Gelächter legten sie dar, warum sie einen Titel wie »Sexualität und Herrschaft« ge
wählt hatten und warum sie glaubten, daß das eine mit dem anderen zu tun habe. In vie
len Ohren klang das damals nicht vielvernünftiger als ein »gelber Logarithmus«. Aber
nur fast, denn schließlich war Sexualität ein Thema, das anziehend und abschreckend
zugleich war. Und dann noch der Untertitel »Emanzipation der Frau«, lange vor der
neuen Frauenbewegung; und schon damals heftig umstritten, ob nicht Mutterschaft als
Wesensbestimmung viel mehr sei als nüchterne und trockene Emanzipation.

Ich kam erst 1965 wieder zur Zeitschrift, war Redakteurin ab 1966. Schule und Erzie
hung, Faschismus-Analysen, Ästhetik, Massenmedien und Kommunikation und Pro
blemeder Entwicklungsländer, dann der Krieg in Vietnamwaren die Themen zu Beginn
der Studentenbewegung. Unsere ausgreifenden Überlegungen zur Veränderung der Welt
wurden eingeholt. Eine Bewegung, eine große soziale, ergriff das Argument, das damals
dieeinzige linkeTheoriezeitschrift war und das —ebenso wiedie Studentenbewegung —
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die gesamte Universität umzukehren sich zum Ziel gesetzt hatte. Die Auflage stieg
sprunghaft. Unsere Themen wurden die Themen derStudentenbewegung. Die ehemals
verlachten Hefte »Sexualität und Herrschaft« erreichten in kurzer Zeit sieben Auflagen
(zusammen mit dem Reprint als Studienheft 36 erschienen davon insgesamt 23000
Exemplare). Auch unser erstes Buch, noch deklariert als Heft 50 und zur Vorsicht drei
teilig oderalsGesamtheft mit 400 Seiten angeboten (»Zur Kritik derbürgerlichen Sozial-
wissenschaftcn«), mußte schnellnachgedrucktwerden und erreichteebenfallseine Auf
lage von mehr als 20000. Die Bewegung erfaßte auch Naturwissenschaften und eine
Hochburg der Konservativen, die Medizin. Wir gründeten neben der allgemeinen Re
daktion unsere erste Spezialkommission »Kritische Medizin«, in der ich mit großem
Schwung arbeitete: Heft 60 — schon wiederein Vierfachheft mit fast 400 Seiten —, 69,
71 und 78 waren Hefte mit medizinischem und psychologischem Schwerpunkt.

Hier geschah vieles auf einmal: DasArgument drohte zu einer Zeitschrift für Spezial-
disziplinen zu werden, denn der universelle Anspruch, daß allesich für allesinteressieren
müßten und vor allem das entsprechende Wissenbrauchten, konnte nicht eingelöst wer
den, weil zuviele Fächer um die Schwerpunktheftc kämpften. Als wir außerdem das Me
dizinheft 78 (1973) mit18000 Exemplaren auflegten, hatte wir den Rückgang der Bewe
gung verpaßt — wir mußten fast ein Drittel der Auflage einstampfen.

In dieser Situation des allgemeinen ungeordneten Zurückweichens der Linken be
schlossen wir, nicht nur die Stellung zu halten, sondern unser Programm auszuweiten.
Statt die Zeitschrift den Stärken einzelner Mitglieder thematisch zu überlassen, erneuer
ten wir das Argument-Konzept als eines, welchesplural verschiedene Richtungen disku
tierend verknüpft und verschiedene Fächer in den sie gemeinsam interessierenden Punk
ten übergreifend verbindet.

Nachdem der Argument-Club unter Mitwirkung eines seiner Arbeitsgruppen-Leiter,
Rudi Dutschke, auseinandergebrochen war, hatten wir schon 1965 begonnen, Marx-Le
segruppen zu organisieren. Die rückflutende Studentenbewegung ließ eine große Anzahl
kritischer Nachwuchswissenschaftler zurück, und wir selbst begannen, unsere durch
Marx geschulten Köpfe ausschwärmend in den verschiedenen Bereichen auszuprobie
ren. So erarbeiteten wir das /l/-gume/i/-Konzept, das bis heute gilt: Wir gründeten mit
mehr als 500 Mitarbeitern eigene Reihen für die verschiedenen Bereiche, um die Zeit
schrift herum. Sie sollte das Gesamtorchester vorstellen, während die einzelnen Instru
mente ihre Themen für ihre Leser weiter ausbauen sollten. Das war der Beginn der sehr
erfolgreichen Argument-Sonderband(AS)-Reihe. Ihre ersten Themen: Gewerkschaften
im Klassenkampf; Der Bürger in Geschichteund Literatur; Soziale Medizin; Hanns Eis
ler; Staat und Monopole; Automation; Kritische Anglistik, Romanistik, Psychologie.
Und die Zeitschrift diskutierte marxistische Grundlagen. Über zehn Nummern setzten
wir uns mit der Widerspiegelungstheorie auseinander. Auch dieseine Wende. Den einen
galtenwir von nun an als orthodoxe DKP-Zeitschrift, währendwir bei der marxistisch
leninistischen »Orthodoxie« als Ketzer in Verruf kamen. Wir mußten uns daran gewöh
nen, mit solchen Widersprüchen zu leben.

Inzwischen gab es Kommissionen für Philosophie, Pädagogik, Psychologie, Politik,
Medizin; und weitere Projekte veränderten das Bild der Sonderbändedurch die fakti
scheGründung von eigenen Zeitschriften alsSub-Rcihen imSonderband-Programm. In
der jährlichen Palette von ca. 15 Sonderbänden sind vier als Zeitschriften konzipierte
Reihen (mit eigenständigen Redaktionen): Gulliver, Kritische Medizin, Kritische Psy
chologie, Literatur im historischen Prozeß. Weitere Reihen werden regelmäßig vonAr-
g!//Ne«f-Forschungsprojekten erarbeitet: Ideologietheorie, Projekt Automation und
Qualifikation, Frauen, Alternative Wirtschaftspolitik, Partcitheoric.

Geschichte, Programm und Wendungen des gesamten Argument hierzu bearbeiten,
würdenden Rahmensprengen. Von daher möchte ich für die Perspektive desArgument
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aufheben, was mir selbst an der Zeitschrift das Wichtigste ist: die Zeitschrift als Bewe
gung, als lebensverändernde Kraft. Und immer noch hänge ich an dem vielfach zum
Scheitern gezwungenen Entwurf: Alle sollen alles wissen. Die Zeitschrift alsProjekt ih
rer Leser, das ist eineFormel, die meiner Motivation entspricht. Eigentlich bin ich, ob
wohl bis vor kurzem faktisch Geschäftsführerin des Verlags, zum Beispiel gegen Wer
bung. Nach meinem Dafürhalten kann dasArgument keine Zeitschrift sein, mit einer
Werbung, die Marktgesetze bedient. Wir folgen in der Bearbeitung von Themen nicht
leicht verkäuflichen Moden. Beharrlich versuchen wir das Argument als Diskussionsor
gan der unterschiedlichen Richtungen zu halten, auch derer, die sonst wenig Gehör fin
den. Am liebsten ist mir dasArgumentals Gesamtverlag, dessen Publikationen von Pro
jekten erarbeitet werden, die zugleich die Verbreitung(durch Vorträge, Kongresse, Bü
chertische) mit übernehmen und so den Verlag als den ihren begreifen. Ich denke, wo
sich Arbeitsgruppen bilden, wo Diskussionen möglich sind und wo geforscht wird, wo
das Unbehagen gemeinsam wird und zu begreifendem, veränderndem Handeln voran
getrieben, da können eine Zeitschrift und ein Verlagwie das Argumentzugleich möglich
und notwendig sein. Aufgabe von Argument-Redakteuren ist es dabei, so scheint mir,
das Argument immer weiter und immer wieder neu von unten zu bauen als Diskussions
kultur, als Alternative.

In diesem Zusammenhang sind mir vier Ereignisse aus der jüngsten Argument-
Geschichte wichtig und vorwärtsweisend:

Die Volksuniversität, die 1980 unter starker Beteiligung des Argument in Berlin ge
gründet wurde (und sich inzwischen auch auf andere Städte ausgebreitet hat). Sie verbin
det Wissenschaft mit Arbeit, Kultur und neuen sozialen Bewegungen. Sie ist noch ein
mal Kritische Universität — wie zu Beginn der Studentenbewegung — und sie ist zu
gleich deren Überschreitung, weil sie nicht allein die Wissenschaften kritisch wenden,
sondern zugleich damit die Grenzen niederreißen möchte, die Wissenschaft vom »gemei
nen Volke« trennt.

Das zweite einschneidende Ereignis scheint mir die Gründung der autonomen Frauen
redaktion. Sie ist jetzt gut zwei Jahre alt und hat (bei fortwährenden inneren Krisen um
ihre alternative Struktur) die Zeitschrift schon entscheidend verändert. Die Zahl der
weiblichen Schreibenden hat sich vervielfacht; Beiträge zu Frauenfragen sind systemati
scher Bestandteil eines Jahrgangs, und schließlich hat sich die Schreibweise vieler übriger
Beiträge vermenschlicht, in dem Maße wie Fragen nach den Lesern und Auskunft über
eigenes Interesse beim Schreiben wieder häufige Bezugspunkte sind. Und vor allem: Die
Frauenredaktion reist umher. Selbst zusammengesetzt aus Projekten in unterschiedli
chen Städten, organisiert sie Veranstaltungen zu ihren Produkten, besucht Kongresse,
macht Büchertische und verlebendigt auf diese Weise den Zusammenhang von Zeit
schrift und Leser. Das bedeutet keineswegs, daß das Argument auf diese Weise zu einer
Zeitschrift der Frauenbewegung geworden ist. Vielmehr artikuliert sich ein Teil der Frau
enbewegung — nennen wir sie Sozialistische Feministinnen — über diese Zeitschrift.

Das dritte Ereignis ist der gerade erst begonnene und schon heftig umkämpfte Ver
such, ein Kritisches Wörterbuch des Marxismus (KWM) in ca. 10 Bänden herauszubrin
gen. Das ist nicht nur ein Risiko in bezug auf Kraft und Kapital, es ist zugleichein Weg
lebendiger Marxismus-Aneignung und -Aktualisierung. Ein Marxismus, den man disku
tieren kann, der Kritik ist und in Bewegung, der lebendigist und von vielengenutzt wird.
Ihn gilt es, als großes Projekt zu erarbeiten. Da werden alle gebraucht, die an Entwick
lung von Wissenschaft und Gesellschaft arbeiten und marxistisch dabei vorgehen wol
len. Das ist ohne Zweifel ein großes und nützliches Unterfangen und ein gefährdetes zu
gleich. Sicher geht es nicht ohne Irrwege, wenn alle Gewißheiten zur Diskussion gestellt
werden. Was aber wäre ein Marxismus ohne Diskussion, Kritik, ständige Entwicklung?
UnserKritisches Wörterbuch istgerade imzweiten Bandder Übersetzung aus dem fran-
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zösischen Dictionnaire Critique erschienen, und schon habendie uns wichtigen Mitar
beiter des Instituts für Marxistische Studien undForschungen (IMSF) dieZusammenar
beit aufgekündigt und mit ihnen einigeandere. So wirdes ein anderes Kritisches Wörter
buch, ein internationaleres; denn wir werden die uns fehlenden Stimmen der deutschen
Kommunisten durch ausländische ersetzen müssen — aus Westeuropa, aber auch aus
Asien, Lateinamerika usw. Vielleicht ist dieses uns aufgenötigte Konzept einer Interna
tionalisierung sogarbesser und zeitgemäßer, undesgelingt, ausder NoteineTugend zu
machen.

Schließlich gibt es noch ein viertes Ereignis mit Perspektive: die Gründung des Ham
burgerArgument-Ladens. Er ist ein kleines StückKultur mehr im Hamburger Asphalt.
Seine Kleinheit verhindert nicht, daß sein Kulturprogrammgroß ist und vielesich beteili
gen. Alle Veröffentlichungen können dort von den Autoren vorgestellt und von den Le
sern diskutiert, vorangetrieben, kritisiert werden. Der Laden wird ausgebaut zu einem
Ort sinnvoller Argumentation.DieProvinzialität, dieausder AnbindungeinesKulturla
dens an das Argument heraushörbar sein mag, ist nur scheinbar. Denn die Themen der
Zeitschriftsind die großen Fragen unserer Zeit: Krieg und Frieden, die drei Welten, Au
tomation und Arbeitslosigkeit, die Umweltkatastrophe und Alternativen, die sozialen
Bewegungen, die sozialen Zusammenhänge von Wissenschaft. Wir berichten über Ta
gungenund Kongresse, verschaffen uns Überblicke über neue Literatur, versuchen, ak
tuelle Analysen zu verbinden mit dem langen historischen Atem, den die Herausarbei
tung von Perspektiven braucht.

Es scheint mir wichtig, alle Momente einer politisch-theoretischen Kultur zu fördern.
Das Argument als Projekt seiner Leser könnte auf ähnliche Weise, als Ergänzung der
kulturellen Infrastruktur an vielenOrten, einen praktischen Sinn erhalten. Frigga Haug

* * *

»25 Jahre Argument — und wie weiter« — das kann sein: Erinnerung, Leitartikel, Pro
gramm, Wunschzettel. Für Erinnerung ist es auch nach (meinen) zwölf Jahren
Argument-Mkarbelt zu früh. Darin ähnelt sie der Philosophie, daß sie die Dämmerung
liebt, und die Dämmerung ist dem Projekt Argumentso fern wie die Morgenröte. In ei
nem Leitartikel müßte stehen, daß wir Antworten brauchen auf die großen Fragen, auf
die uns Marxisten die Gegenwart meist ziemlich unversehens gestoßen hat. Wie die Ar
beitslosigkeit, die Frauenunterdrückung, die Naturzerstörung, die Rüstungseskalation,
die zunehmende staatlicheÜberwachung abschaffen, ohne alle die Fehlernoch einmal
zu machen, die beim Versuch ihrer Abschaffung schon gemacht worden sind? Auf mei
nem persönlichen Wunschzettel (Wünsche muß man sich beim Argument selbst erfüllen)
stände der, daß »literarische«, also gut geschriebene Texte, die Texte ohne Fußnoten,
nicht nur ihr kleines, gleichsam symbolisches Plätzchen am Heftanfang einehmen, son
dern das Ganze mehr durchdringen, kultivieren sozusagen.

Statt dessen nur vier Szenen aus der obersten Schicht meiner Erinnerung, um mich zu
versichern, was das Argument jetzt, nach 25 Jahren eigentlich ist, was daran bleiben
kann und was verändert werden muß.

Das vorletzte Mal in Berlin: Redaktion, Frauenredaktion, Kommissionen, Projekte,
ca. dreißig Leute im Kreis diskutieren das Papier eines Redakteurs, der der Frauen-,
Ökologie- und Friedensbewegung den gleichen theoretischen Status im marxistischen
Denken einräumen will wie der Arbeiterbewegung. Da hat einer etwas formuliert, was
alle umtreibt, aber so kaum einer theoretisiert sehen will. Die Substanz theoretischer
Überzeugungen, aber auch von Lebensentscheidungen steht auf dem Spiel, die Lust,
den zu vernichten, auszugrenzen, der zu weit gegangen ist, macht sich verhohlen breit.
Aber: Es kann diskutiert werden, viele kommen zu Wort, nicht nur die, die das Wort zu
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führen gewöhnt sind. Die Worte der Klassiker werden nicht als Hammer benutzt, son
dern in ihrer argumentativen Substanz zu bedenken gegeben.

Welcher Unterschied zum Stil marxistischer Diskussionen vor zehn Jahren, welcher
Wandel auch in unserem eigenen Stil! Wie weiter? An beidem ist festzuhalten, daran,
daß der Marxismus ohne Proletariat nicht auskommen kann und die Marxisten nicht
ohne Diskussionskultur. Sicher, nicht allesist der Herrschaft der Argumente zugänglich.
Die »Rationalisierungsfunktion« für die linke Diskussion, die uns WolfgangAbendroth
einmal zuschrieb, ist eine doppelsinnige Sache. Aber wir haben nichts Besseres als argu
mentative Auseinandersetzung. In den letzten 25 Jahren stand fast alles, was die Zeit
schrift ausmacht, schon einmal zur Diskussion — ihr Name nie.

Das letzte Mal in Berlin: Redaktion und Frauenredaktion diskutieren gemeinsam die
fünf letzten Hefte. Die Redakteure erfahrener, wissenschaftlich ausgewiesener, aber dar
um keineswegs überlegen. Die Ansprüche einer politischen und sozialen Bewegung,
auch die naiven, haben gegenüber der betulichen Bedenklichkeit— auch linker — Wis
senschaftler eine begeisternde Produktivität und Selbstverständlichkeit.

Wie weiter? Das Argument ist mit politischen und sozialen Bewegungen groß gewor
den, mit der Anti-Atombewegung, mit der Studentenbewegung. Ohne Wurzeln — ohne
wirkliche, feste Wurzeln — in den wirklichen Oppositionsbewegungen der Gegenwart
muß es akademisch vergreisen. Was fehlt, ist — zugespitzt gesagt — eine Gewerk
schaftsredaktion, eine Ökologieredaktion und eine Friedensredaktion; was fehlt, sind
Grüne, Sozialdemokraten, Kommunisten, die die konkreten Problemstellungen ihrer
Politik- und Kulturbereiche bei uns einbringen, vertreten, aber auch unsere Lösungsvor
schläge umgekehrt weitervermitteln. Die Wissenschaftsfeindlichkeit, die lange Zeit be
sonders in der grünen und alternativen Bewegung herrschte, beginnt sich unter dem Be
dürfnis nach einer langfristigen, fundierten Praxis aufzulösen. Ob das dem Argument
zugute kommt, ist noch nicht entschieden.

Die letzten Argument-Hefte auf meinem Schreibtisch, eine Aufkündigung ständiger
Mitarbeit: Daß uns ein hochgestellter DDR-Philosoph im ideologischen Sumpfgebiet
des Imperialismus verortet, hat seine spaßigen Seiten. Aber daß Freunde, Lehrer auch,
Diskussionspartner manchen Seminars und einiger Nächte, Diskussionspartner aus dem
Umkreis einer Partei, in die einzutreten ich lange Zeit überlegte, dem Argument den
Rücken kehren, es gar bekämpfen wollen, ist nur noch schmerzlich. Warum eigentlich?
Weil wir Marxismus in manchen Bereichen anders auffassen als sie, als ihr? Darüber ist
diskutiert worden, darüber kann weiter diskutiert werden. Weil wir ein Lexikon heraus
bringen, an dem »Marxisten, Marxologen, Strukturalisten, Systemtheoretiker und ande
re Richtungen« mitgearbeitet haben, weil ein Großteil der Mitarbeiter dieses Lexikons
den Marxismus nicht als geschlossenesSystem des Marxismus-Leninismus begreifen mö
gen? Aber ihr wißt doch selbst, daß es nicht nur einen Marxismus gibt, ihr wißt doch,
daß ihr in allen euren Schriften, auf die ihr stolz seid, mehr getan habt, als die Schablo
nen auszumalen, die das »Kleine Wörterbuch« von Buhr und Kosing anbietet, ihr wißt,
daß keine Redaktion von euch verlangen wird, die Linien des Lexikons von Labica zu
colorieren. Hört denn das nie, nie auf, der Umschlag von Diskussion in Abgrenzung,
Ausgrenzung, Einstellung der Mitarbeit, Rufmord? Wie weiter? Ja, wie sollen wir wei
termachen, wenn ihr uns zu Antikommunisten umstempelt, »Kritik der bürgerlichen
Wissenschaft« nun als Kritik am Argument statt Kritik im betreibt? Das Argument wird
es überleben, ihr auch, aber überlebt es der westdeutsche Marxismus, wenn er sich auf so
überlebte Weise präsentiert?

Nach einem Gespräch, in dem ich versuchte, vierkluge, selbständige, politisch und li
terarisch interessierte ältereStudenten eines Rezensionsarbeitskreisesfür die Beteiligung
an derBetreuung desArgument-Rezensionsteils zu gewinnen: Auf das Angebot erfolgte
bedächtige, verantwortungsvolle Prüfung. »Wir würden so nicht schreiben.« »Wissen-
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schaftsroutine, bei der für Außenstehende, auch solche, die studiert haben, gar nicht
mehr sichtbar wird, was eigentlich warum an einem Buch interesssant sein soll.« Wie
weiter? Diejetzigen Studenten (diemindestens unterden Jugendlichen) müssen in den
/4/s!/me«f-Zusammenhang eindringen können, müssen ebenso die Möglichkeit haben,
dieZeitschrift alsOrt derSelbsttätigkeit zuerfahren wie wirvorzehn, zwanzig oderfün
fundzwanzig Jahren. Karl-Heinz Götze

* * *

Ein Blick in den Bücherschrank auf die bunte Reihe: Ab welchem Heft habe ich das Ar
gument regelmäßig gelesen? »Fragen der marxistischen Theorie« (Heft 74), »Streitfra
gen materialistischer Dialektik« (Heft 81). Nach dem Studium hielt mich die Sozialis
mus-Diskussion in der Näheder /lrgM/ne/i/-Redaktion. Erste Rezensionen zu Fragenso
zialistischerLänder. 1978 kam ich in die Redaktion, 1979übernahm ich das vakante Eh
renamt des Politik-Redakteurs. Meine Vorstellung war irgendwie: im Argumentder Po
litiktheorie einen Platz erobern und zugleich zur wissenchaftlichen Orientierung linker
Politik beitragen. An der linken Politik der Sektenzeitwar ich beteiligt, das Argument
erschien mir als alternatives Modell des Bündnisses und der Verwissenschaftlichung lin
ker Politik. Ich hatte mich an einen neuralgischen Punkt des Argument gesetzt.

Wissenschaft und Politik im Argument — ein Blick auf die Vorgeschichte hilft mir
heute, ihr problematisches Verhältnis genauer zu begreifen. Die Widerspiegelungs-Dis
kussion, von manchem schon als »rein akademische Debatte« beiseite gelegt, nahm die
unerwartete Wende eines Streits zwischen Tomberg und Haug. In der Kontroverse über
das Verhältnis von Intellektuellen und Arbeiterbewegung(Hefte 98 und 102)»ist der po
litische Gehalt der Widcrspiegelungs-Diskussion im Argument deutlich hervorgetreten«
(Christoph Kievenheim). Der wissenschaftlich ausgetragene Streit um Bedingungen und
Formen der Erkenntnis hatte die politische Frage berührt, wie sich das Bestehen auf der
Einsicht und dem Argumentieren zum Wahrheitsanspruch einer Partei verhalten solle.
Die Kontroverse ging insofern zugleich ums Argument, um seinen Pluralismus und um
die Wissenschaftlichkeit als einzig akzeptables Medium, in dem Gegensätze ausgetragen
werden können. Es war kein Zufall, daß die Vertreter von Tombergs Position sich nach
und nach aus dem Argument-Zusammenhang zurückzogen.

Als Politikum erwies sich gerade die Argument-Linie, gegenüber jeglicher Herrschaft
einer Linie über die Argumente auf der »Herrschaft der Argumente« zu bestehen. Eben
diese argumentative Verbindlichkeit, die viele verbinden kann, ohne sie vereinheitlichen
zu müssen, war immer wieder Stein des Anstoßes und Grund für Trennung. Ich sehe
heute den Ausgang der Widerspiegclungs-Diskussion als Auslöser einer ganzen Reihe
von Entwicklungen, die für das Argument wichtig geworden sind — die Sozialismus-
Diskussion, die Ideologie-Forschung und die Reform des Argument-Konzepts (Heft
107).

Die Sozialismus-Diskussion ist unter dem Gesichtspunkt »Wissenschaft und Politik
im Argument« interessant. Das war ja eine bewußte Überschreitung der Grenzen des
/Irgume/jf-Konzepts, Argument sollte keine politische Zeitschrift werden. Vielleicht hat
bei der Entscheidung, die Zeitschrift für eine gewisse Zeit den politischen Positionsbe
stimmungen der Linken zu öffnen, auch die Erfahrung mitgespielt, daß die Widerspie-
gclungs-Diskussion politische Opfer gekostet hatte: Durch einen demonstrativen Plura
lismus sozialistischer Positionsbestimmungen sollte der politische Problemhorizont, in
nerhalb dessen die Theoriearbeit stattfindet, von neuem präzisiert werden. Der Versuch
hatte insofern Erfolg,als sichallewichtigen Positionen beteiligten. DieSchwierigkeit be
stand darin, Positionen nicht nur nebeneinander zu stellen, sondern sie auch in einen
Prozeß von Argument und Gegenargument zu verwickeln.
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Mit Argument 108 war die Sozialismus-Diskussion beendet. Das Editorial kündigte
an, dieaufgeworfenen Fragen sollten in wissenschaftlicher Formweiterverfolgt werden.
Zentrale Fragen der vorangegangenen politischen Diskussion versuchten wir in einer
Ausarbeitung desHegemonie-Begriffs zubündeln. »Politik und Hegemonie inder Bun
desrepublik« war der Untertitel von AS 51 (Sozialliberalismus oder rechter
Populismus?). Die Untersuchung westdeutscher Politik unterdem Gesichtspunkt zweier
großer Blöcke mitgegensätzlichen Hegemoniekonzeptionen unddieFrage nach der po
litischen Handlungsfähigkeit der Linken führteuns weiter zur Theorieder Parteien(AS
91, Marxismus und Theorie der Parteien; Diskussion über die SPD im Argument).

Der Zeitraffer tilgtdie Brüche und Schwierigkeiten. Er zeigt aber, daß wir, auf nicht
vorhergesehene Weise, etwas erreicht haben, was mit meiner anfänglichen vagen Vor
stellung zusammenhängt: Mit Beiträgen zurTheorie der Parteien arbeiten wir uns in ein
»klassisches« Feldder politischen Wissenschaft vor; auf diesem Untersuchungsfeld lau
fen zugleich die Bedingungsfäden politischer Handlungsfähigkeit der Linken zusam
men, zu deren wissenschaftlicherOrientierung wir beitragen wollen.

Das/4/guwe7t/-Machen istaucheine Politik, gewissermaßen einePolitik in derTheo
rie: das Organisieren eines Diskussionszusammenhangs zwischen Sozialdemokraten,
Grün-Alternativen, Kommunisten, unabhängigen Sozialisten und Radikaldemokraten
um die zentralenFragen der sozialen Bewegungen. In wissenschaftlicher Form verfolgt
dasArgument einProjekt,einBündnis derKräfte der Arbeit, der Wissenschaft undder
Kultur, das im Zentrum jeder vernünftigen linken Politik stehen müßte. Argument-
Konzept und linke Politik sind homolog, aber streng unterschieden. Politische Unge
duld, die einenpacken kann, ist aus der besonderen Schwierigkeit der Argument-Linie
verständlich: Das Bündnis ist schwer zu machen. Jeder Vertreter einer politischen Linie
spricht lieber zu seiner Gemeinde als sich auf andere einzulassen.

All dieseSchwierigkeiten mit Argument und Politik werden verstärkt durch die Un
terentwicklunghegemonialerPolitik in der westdeutschen Linken. Mit seiner selbst ge
stellten Aufgabe zieht dasArgument eine strukturelle Überlastung auf sich. Schon mit
dem Anspruch, die wichtigsten Positionen zur Auseinandersetzung über diebrennenden
Fragenzu versammeln, istdie Redaktion überfordert. Jeder kenntdas Problemder ver
sandeten Diskussionsstränge. Im Einzelfall findet man immereinenSchuldigen: Ein Au
tor hat nicht repliziert, ein Redakteur geschlafen. Aufs Ganze gesehen, steckt da aber
dieseunvermeidliche Überlastung der strategischen Stelle dahinter, an die sichdasArgu
ment stellt.

Die Struktur des Argument— in der Mitte die Zeitschrift, die Teilprojektc der Argu
ment-Sonderbände locker über sie verbunden — ist gewachsen. Das schlechte Gewissen
der Verhältnisse projiziert ab und zu den falschen Anspruch einer Gesamttheorie oder
einer Gesamtpolitikauf dasArgument. Das besteMitteldagegenist vielleicht, wasschon
häufiger passiert ist: daß dieseStruktur sich ausdehnt und die Handlungsfähigkeit ihrer
Teilewächst. Wenn siesich, zunächstgegeneinander abgeschottet, aufeinander zu bezie
hen beginnen, geht der Traum der Redaktion in Erfüllung. Wenn es so etwas wie eine
Politikdes Argument gibt, dann istsiehiervielleicht am ehesten zu fassen: in demStim
mengewirrseiner Teilprojekte,aus dem immer wiederganzeSätze, Fragen und Antwor
ten zu verstehen sind, der Beginn einer Diskussion quer zur »Arbeitsteilung« der Fächer
und Bewegungen. Wieland Elfferding

* * *
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Ich war 18,wechselte die westfälische Kleinstadt gegen das linkeMarburg, lerntedort —
als Industriekauffrau auf dem Weg zum Abitur — die studentische Kultur näher ken
nen. Ohne »rechtliche Erlaubnis« war das Betretender für mich »HeiligenStätte« Uni
versität ein zusätzliches Abenteuer. Mir schien, daß alleStudentendas Argument lasen
— als Literaturangabe fehltees in keinemSoziologenseminar. Also las ich es auch. Die
Widerspiegelungsdebatte erinnere ich als dramatischen Konflikt: Jeder der einander wi
dersprechenden Autoren überzeugte mich. IchahnteTragweiten und begriffwenig. Zer
rissen zwischen »noch-Schülerin« und »noch-nicht-Studentin« in studentischem Um
feld, wurde das Argument zu einer weiteren Lehre. Die Aufrufe an alle Leser, sich in die
Diskussionen einzumischen, mitzuarbeiten, selbst Lesegruppen zu gründen, berührten
mich, ohne daß sie mich unmittelbar anriefen. Ich mußte noch warten, das Argument
war Ziel.

Ein Sprung: 11 Jahre später — die Zeitschrift ist jetzt Aufgabe, ist immer noch
Seelen- und Denkbewegung und braucht die unentwegte Neuerung. — Die Beantwor
tung der Frage: wie weiter mit dem und im Argument ist wohl auch abhängig vom Zeit
punkt. Auf welche theoretischen und politischen Leidenschaften trifft sie gerade? Die
notwendende Erarbeitung von bereichsüberschreitenden Problemlösungen stellt sich für
Frauen in besonderer Weise: Traditionelle gesellschaftlicheArbeitsteilungen können von
ihnen nicht bedient werden; als Theoretikerinnen arbeiten sie in einer Bewegung, die die
politische Umsetzung des neuen Wissens gleichzeitigund von denselben Personen mit
fordert. Anders als z.B. in der Arbeiterbewegunggibt es in der Frauenbewegung keine
tradierte politische Diskussionskultur; so gilt immer noch, was wir schon bei unserer
Frauenredaktionsgründung schrieben: Wir müssen die Theorie — wenn auch nicht ganz
allein — erarbeiten und zugleich die wissenschaftliche Politik, um das Wissen zur »ma
teriellen Gewalt« werden zu lassen. Der Argument-Zusammenhang ist dabei eine riesige
Hypothek und eine große Lehre: Bei unseren Versuchen, Feministinnen für unser Pro
jekt zu gewinnen, stießen wir auch auf Ressentiments und Widerwillen gegenüber
»DKP-Orientiertheit« dieser Zeitschrift; so stehen wir in dem zerreibenden Konflikt,
nicht einen »Verrat« zu begehen an den sozialistisch orientierten Bündnispartnern und
zugleich uns der Ineinssetzung zu widersetzen, indem wir zum Weiterlesen der Zeitschrift
— vor wievielen Jahren gaben es die linken Frauen auf? — auffordern.

Kommunistinnen finden unsere Vorhaben und Ausführungen häufig psychologistisch
und wenig umfassend revolutionär. Eine politische Lehre, die wir daraus zogen, war
sehr praktisch: In Hamburg gründeten wir den Argument-Laden — ein Projekt, das
(auch) eine feministisch-sozialistische Diskussionskultur mitbegründen und verbreiten
soll. Ein weiteres von uns initiiertes Projekt sind die »Weiberräte« und die Diskussion
um Frauenlisten. Beide Unternehmungen zielen auf Zusammenschluß der Kräfte, auf
den Ausbau von Lernstrukturen, auf die Forcierung einer sozialistisch-feministischen
Politik und Theoriebildung und letztlich auf Verwissenschaftlichung der Befreiungsbe
wegungen von unten. Dort brauchen wir die Zeitschrift überlebensnotwendig.

Als Frauen stehen wir auf unanständige Weise: breitbeinig. Ein Bein in der Arbeiter
bewegung, dort steht es sich fast heimelig mit all den Sicherheiten, den Klassikern als
Stütze, den Diskussionen in gemeinsamer Sprache um das gemeinsame Ziel. Ganz an
ders das andere Bein: Weit entfernt vom ersten steht es in der Frauenbewegung, dort ist
jedes Sich-Bewegen ein Risiko, ist alle Suche nicht nur die nach gemeinsamen Wegen,
sondern auch Zielen. Dieallseitige Anfechtungdes breitbeinigen Stehens wäre abschaff
bar, wenn alle Frauen so stünden. Für diesen Prozeß braucht es auch das Argumentund
darin unsere Versuche, internationale Zusammenschlüsse zu probieren: andere Länder,
andere Sitten — in Frankreich und Italien stehen schon viele Frauen so. DieTheoretisie-
rung der Konflikte im Nichteingerichtetsein, das Probieren verschiedener Politiken
braucht ein theoretisches Organ, und dies selbergreift auf verrückende Weisewiederum
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in bestehende Kämpfe ein (vgl. den Brief von Anni Bell in Heft 144). — Den Aufruf, der
mich selbst vor Jahren berührte, daß wir doch eine Leser/Schreiber/innen-Gemein-
schaft sein und werden sollten, haben wir aus Not — auch in den Wissenschaften gibt es
nur wenige Frauenkollektive — besonders ernstgenommen. Das Feministische ins Argu
ment einzuarbeiten, dazu braucht es viele Frauen; genau die Hälfte sind wir schon in den
Rezensions-Beiheften; in der Zeitschrift sollten es ebensoviele werden! Kornelia Hauser

5 Jahre

Wissenschaftliches Volksfest

8. bis 11. Juni

Henry-Ford-Bau der FU Berlin

Aus dem Programm:

O 35-Stunden-Woche. Sinnvolle Produktion. Verkabelung und Heimarbeit.
Arbeit als Lebensbedürfnis. Arbeitszeitverkürzung für den Frieden.

O Weiberräte und Frauenliste. Arbeitszeitverkürzung — mehr Freizeit, mehr
Privatheit, mehr Famiiie? Technologietranfser und Frauenausbeutung in
der Dritten Welt.

O Strategien für eine neue Mehrheit. Wirtschafts- und Sozialpolitik jenseits
des Keynesianismus. Die Grünen — Fundamentaiopposition oder Junior
partner der SPD?

O Körperkultur in den sozialen Bewegungen. Technikfaszination, Technik
panik, Utopien. Kulturpolitik zwischen Populismus und Avantgarde.

O Ziviler Ungehorsam. Angst und Politik. Politik mit der Angst.
O Katholische Kirche und Nachrüstung. Computer, Macht und Theologie.
O Waldsterben. Gesundheitliche Folgen des Sauren Regens. Bl-Bewegung.
O Ausländerpolitik, ausländische Arbeitnehmer und die Gewerkschaften.

Abendveranstaltungen:

Wolf Biermann, Martin Buchholz, George Reis. — Politisches Nachtgebet für
Nicaragua — Fest: viel Kleinkunst, Musikaus dem In- und Ausland, Tanz.

VOLKSUNI-Büro Muthesiusstraße 38 1000 Berlin (West) 41
Tel.: 030/7928920 (Dl + Fr10-16 Uhr)
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Günther Anders

Time Inc.

Für Das lustige Argument

Die Molussian Press Agency (MPA) meldet: Da die Großproduzenten der mo-
lussischen Video-Kassetten mit Recht befürchten, daß aufgrund der obsoleten
und viel zu knappen (24) täglichen Stundenzahl nicht für alle ihre Blut- und
Busenserien (geschweige denn für diejenigen, die sie noch herstellen könnten,
also sollten) die Zeit würde ausreichen können, um einer genügenden, also ma
ximalen Anzahl von Konsumenten vorgeführt und von diesen rezipiert zu wer
den; daß mithin viele der möglichen Produkte aufs unmoralischste und viele
der bereits erzeugten ebenso unmoralisch vergeudet bleiben würden, hat Ende
1982der Sprecher der Congress-Lobby der Videoindustrie energisch dafür plä
diert, daß — damit genug Zeit für den Konsum der Produkte zur Verfügung
stehe — die Zahl der Tagesstunden auf volle sechsunddreißig heraufgesetzt
werde, ohne daß die Länge der Einzelstunde dadurch beeinträchtigt werden
dürfte. Die Wahrscheinlichkeit, daß diese Idee, die der Lobbysprecher sogar
als ein »holy right« bezeichnet hatte, vom Congress günstig aufgenommen und
beschieden werden würde, ist, da sie sowohl bei den Demokraten wie bei den
Republikanern auf großes Verständnis gestoßen ist, so groß, daß in Milwaukee
bereits im Januar vorigen Jahres ein Research Institute für die »Production of
Time« (PoT) gegründet worden und Mitte des Jahres der Bau einer Fabrikan
lage »Time Inc.« (TI) begonnen worden ist. Nähere Einzelheiten über den Im
port des Rohmaterials, aus dem die zusätzlichen Stunden hergestellt werden
sollen, werden zwar noch geheimgehalten, aber manches ist durchgesickert.
Denn große zapfstellenartige Installationen, die seit Juli vorigen Jahres eben
falls schon stehen, machen es wahrscheinlich, daß man Arbeitslose dazu auf
fordern werde, sich die leeren Stunden, die sich in ihnen prall angesammelt ha
ben müssen, gegen Bezahlung abmelken zu lassen. Man rechnet vor allem mit
jungen Farbigen aus dem Süden, von denen manche sogar schon angereist sind
und auf dem prospektiven Gelände herumvagabundieren, scharf darauf, »to
seil their time instead of killing it« und einander eifersüchtig beäugen. Vorerst
werden diese Arbeitswilligen zwar ihren »time stuff« noch nicht los — was sie
höchst unruhig mache —, aber die Tatsache, daß sie von einer bereits tätigen
Werkspolizei nicht vertrieben werden, spricht doch überzeugend dafür, daß
die »time Spenders«, mindestens einige tausend, eine Anstellung werden finden
können.
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fragezeichnung
vom langen marsch in der fußgängerzone

auf die fUsse gestellt sind inzwischen
die köpfe, mühselig
lernen die kopffüßler
gehen, suchen nun schüchtern den weg
zum pflastersteinneuland
zur heimat der fußfüßler

befremdet die blicke dort,

es wird wohl verboten

die bloße der fuße

sie zucken die achseln:

andere länder, andere Sitten

schon springt in den köpf
der vierfüßige Spruch

andre die länder! andre die Sitten!

ist er verfrüht?

oder voluntaristisch?

sie aber schweigen und
fügen sich, suchen

mit tüten aus jute
nach Schuhwerk und strumpf

farbenformfröhlich das angebot:
in allen breiten und langen

gehäuse für zehen
und hacken, verstecke

aus plastik aus holz
aus kandiertem leder

sie zögen vor
die tradierten modeile

das waren länder!

das waren Sitten!

den blaustrumpf.
den bundschuh .

aber kein laden

selbst keine boutik

bietet sie feil
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da finden im neuen

die neurealisten

aufgehoben das alte

geben schnell geld
gegen wäre, dann :

buntbeschuht
machen sie

sich auf die

bläulichen socken Karen Ruoff
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Folker Fröbel, Jürgen Heinrichs und Otto Kreye

Die Dritte Welt in der Krise

I. Die gegenwärtige Krise des kapitalistischen Weltsystems

Die Symptome und Folgen einer anhaltenden und tiefgreifenden weltweiten
Krise sind zu Beginn der achtziger Jahre allenthalben sichtbar. Um die derzeiti
gen internationalen Entwicklungen und ihre Auswirkungen verstehen zu kön
nen, ist es erforderlich, Entstehung und Bedeutung dieser Krise zu erklären.1
Die Krise mit ihren geläufigen Aspekten im wirtschaftlichen, politischen, ge
sellschaftlichen und ökologischen Bereich in den westlichen Industrieländern
ist in der Tat eine Krise des gesamten kapitalistischen Weltsystems und damit
selbstverständlich auch der Länder der Dritten Welt. In dem Maße, in dem sie
in das kapitalistische Weltsystem einbezogen sind, leiden auch die sozialisti
schen Länder unter Auswirkungen der Krise. Die Entstehung der Krise läßt
sich auf zwei eng miteinander verbundene Prozesse zurückführen — auf die
allmähliche Erosion der Hegemonialstellungder Vereinigten Staaten im kapi
talistischen Weltsystem und auf die Entwicklung innerer Widersprüche oder
Probleme des Wachstums- und Partnerschaftsmodells in den westlichen Indu
strieländern.

Die Hegemonialstellung der USA schien am Ende des zweiten Weltkriegs
für unabsehbare Zeit sichergestellt. Unter dem Schirm dieser überwältigenden
militärisch-ökonomisch-politischen Hegemonie der USA war die freie inter-,
ja transnationale Mobilität des Kapitals gewährleistet, am sichtbarsten zu
nächst in der Form einer fortschreitenden weltweiten Ausbreitung US-ameri
kanischer Unternehmen und später auch westeuropäischer und japanischer
Unternehmen. Mit dem wirtschaftlichen und politischen Erstarken Westeuro
pas und Japanswurde diehegemoniale Dominanz der Vereinigten Staaten all
mählich in Fragegestellt, akzentuiert nochdurchdieKonsolidierung dessozia
listischen Lagers und die wirtschaftlichen Unabhängigkeitsbestrebungen und
politischen Befreiungskämpfe in Teilen der Peripherie des kapitalistischen
Weltsystems. Schließlich waren auch die transnationalen Konzerne (einzeln
und in ihrer Verflechtung) zu einer von den jeweiligen Staaten weitgehend un
abhängigen wirtschaftlichen und politischen Macht herangewachsen, die jed
wede Hegemonialstellung eines einzelnen Staates oder irgendeiner noch so
mächtigen supranationalen Institution konterkarieren konnte.

Parallel dazu und nicht unverbunden damit fand das Wachstums- und Part
nerschaftsmodell der Nachkriegsjahrzehnte sein Ende, das unter US-amerika
nischer Hegemonie einen in der Geschichte des kapitalistischen Weltsystems
beispiellosen Aufschwung ermöglicht hatte. Dem Kompromiß zwischen Kapi
tal und Arbeit in den traditionellen Industrieländern wurde die Grundlage ent
zogen, einem Kompromiß, der dem gut organisierten Teil der Industriearbei
terschaft produktivitätsorientierte Lohnsteigerungen und den Ausbau des So
zialstaats versprach — um den Preis des Wohlverhaltens, das kapitalistische
System als solches nicht inFrage zu stellen. Die Unternehmen antworteten mit
zwei Maßnahmen, als sichgeradeauf Grund des Erfolges des Wachstumsmo-
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dells die Arbeitskraft trotz aller Gastarbeiter-Importe zunehmend verknappte
und die Profitraten sowie der gesellschaftliche Primat des Kapitals bedroht
schienen: mit dem altbewährten Instrument der Einsparung von Arbeitskraft
durch Investitionszurückhaltung und die Einführung arbeitssparender Tech
nologien (Rationalisierung) und mit dem auch nicht ganz neuen Instrument
der Verlagerung von Teilen der Produktion an neue Standorte überall auf der
Welt, darunter auch in bedeutendem Ausmaß an Standorte in der Dritten
Welt, an denen kostengünstiger und/oder profitabler produziert werden konn
te. Die Kombination beider Maßnahmen erwies sich als so »erfolgreich«, daß
binnen weniger Jahre der relative Mangel an Industriearbeitern in den Indu
strieländern abgelöst wurde durch dauerhafte Massenarbeitslosigkeit, Rück
gang der Reallöhne und Abbau des Sozialstaates. Der damit einhergehende
Rückgang der Massenkaufkraft verstärkt wiederum die Tendenz zur Unteraus
lastung der Produktionskapazitäten und zur Ausweitung der Arbeitslosigkeit;
die Möglichkeiten für gewinnversprechende produktive Investitionen nehmen
ab; die Spekulation treibt Sumpfblüten; usf. — eine Spirale nach unten. Nach
zweieinhalb Jahrzehnten erfolgreichen Funktionierens ist so das Nachkriegs
modell in selbsterzeugte Schwierigkeiten geraten. Selbst heute, nach mehr als
zehn Jahren scheinbar planlosen Dahintreibensund Waltensder Marktgesetze,
ist immer noch nicht zu sehen, auf welche Weise dieseSchwierigkeiten system
immanent zu überwinden sind — nicht zu sprechen von ersten Schritten zu ei
ner Entschärfung und Lösung der großen Menschheitsprobleme von Krieg
und Frieden, von Verelendung der Dritten Welt und vom Raubbau an der Na
tur. Diese scheinbare Ausweglosigkeit ist der eigentliche Kern dessen, was man
heute Krise nennt.

Die gegenwärtig dominierende liberal-konservative Wirtschaftspolitik der
meisten großen westlichen Industrieländer vermeint, die Kapitalakkumulation
trotz andauernder Massenarbeitslosigkeit und schwindender Massenkaufkraft
gerade durch weitere Verbilligung des Faktors Arbeit wiederbeleben zu kön
nen. Ihre wesentliche Ergänzung findet diese Politik in der Restauration der
Hegemonialstellung der Vereinigten Staaten, in erster Linie über einen Aufbau
politisch verwertbarer globaler Militärmacht, mit dem Ziel einer Wiederher
stellung der wirtschaftlichen Überlegenheit der Vereinigten Staaten und der
Aufrechterhaltung, ja wenn möglich sogar Ausweitung der kapitalistischen
Verfaßtheit von Wirtschaft und Gesellschaft überallauf der Welt. Im Einklang
mit solchen Bestrebungen verfolgen die transnationalen Konzerne ihr Interesse
an der Aufrechterhaltung des Systems. Sie werden dabei unter anderem von
Institutionenwieder Weltbank und vor allem dem InternationalenWährungs
fonds unterstützt, die immer mehr Ländern, vor allem in der Dritten Welt, auf
Kosten der Bevölkerungsmehrheit Maßnahmen aufzwingen, die die Integra
tion in das kapitalistische Weltsystem garantieren, den Primat des Kapitals si
cherstellen, die Anlagerisiken mindern und die globale Kapitalverwertung ge
währleisten sollen. Der Ausgang der Krise ist offen. Zwar scheinen zunächst
diejenigen liberal-konservativen Kräfte die Oberhand zu haben, die das beste
hende System in seinen Grundzügen erhalten und gerade mit dem Mittel der
(Reinigungs-)Krise retten wollen, etwa nach der Feststellung Eric J. Hobs-
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bawms: »Der Kapitalismus lebte mit den Krisen, der Kapitalismus lebte in den
Krisen, der Kapitalismus überlebte die Krisen.« (Hobsbawm 1982) Im Verlauf
der Krise, in dem Maße, in dem sich die Erfolglosigkeit und, schlimmer noch,
Perspektivenlosigkeit liberal-konservativer Politik herausschält, formieren sich
möglicherweise aber auch neue politische Kräfte und Koalitionen, die das ka
pitalistische System der Ausbeutung, der Unterentwicklung, der Naturvernich
tung und der Kriegsdrohung durch ein anderes, weniger menschenverachten
des ablösen wollen.

Nach diesen einleitenden skizzenhaften Bemerkungen zur weltweiten Krise
des kapitalistischen Systems, die den theoretischen Hintergrund unserer Ana
lyse andeuten sollen, wenden wir uns nun der spezielleren Frage zu, welche
Auswirkungen die weltweite Krise des Kapitalismus auf die Länder der Dritten
Welt hat. Uns ist bewußt, daß unsere Analyse der Ergänzung durch konkrete
Untersuchungen konkreter Situationen, Länder, Branchen usf. bedarf.

IL Die ökonomische Krise:

Die Länder der Peripherie vor dem wirtschaftlichen Bankrott

Am Anfang der achtziger Jahre ist es offenkundiger denn je, daß die Bedin
gungen des kapitalistischen Weltsystems eine eigenständige, selbstbestimmte
Entwicklung der Länder der Peripherie — der Entwicklungsländer Afrikas,
Asiens und Lateinamerikas — um so weniger erlauben, je stärker diese Länder
in den kapitalistischen Weltmarkt integriert sind. Die tiefgreifende ökonomi
sche und gesellschaftspolitische Krise, in der sich das kapitalistische Weltsy
stem seit einer Reihe von Jahren befindet, hat ein übriges dazu beigetragen, die
Verheißung einer allmählichen Überwindung von Unterentwicklung durch ka
pitalistische Entwicklung, d.h. durch forcierte Integration der peripheren Län
der in den kapitalistischen Weltmarkt ad absurdum zu führen. In fast allen
Ländern der kapitalistischen Peripherie haben sich die sozialen und wirtschaft
lichen Verhältnisse in den Nachkriegsjahrzehnten stetig und in den letzten Jah
ren drastisch verschlechtert. Nicht wenige Länder stehen gegenwärtig als sol
che vor dem wirtschaftlichen Bankrott.

Indikatoren der tiefgreifenden ökonomischen Krise und ihrer verheerenden
sozialen Auswirkungen sind in den Ländern der Peripherie u.a.:
— Stagnation und Rückgang der für den Inlandsmarkt und Inlandsverbrauch

bestimmten und geeigneten landwirtschaftlichen, industriellen und Dienst
leistungsproduktion, darunter insbesondere auch der Nahrungsmittelpro
duktion, und zugleich relative und absolute Zunahme der auf Auslands
märkte gerichteten — von transnationalen Konzernen kontrollierten — ka
pitalintensiven landwirtschaftlichen, industriellen und Dienstleistungspro
duktion, mit anderen Worten: Abnahme der vorwiegend gebrauchswert
orientierten Produktion zu Gunsten einer Zunahme der vorwiegend
tauschwertorientierten Produktion.

— öffentliche und private Verschuldung der Entwicklungsländer gegenüber
dem internationalen Finanzsystem und, damit verbunden, eine Auslands
abhängigkeit, die praktisch ein Ausgeliefertsein an das internationale Fi
nanzsystem und die dahinterstehenden Kräfte, sprich: Kapitalinteressen
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einschließlich ihrer lokalen Klientel, bedeutet. Die Verschuldung hat mitt
lerweile eine solche Größenordnung erreicht — 810 Milliarden US-Dollar
am Jahresende 1983 (Angabe der Weltbank, Neue Zürcher Zeitung 11.2.
84) —, daß allein über den Mechanismus der Verzinsung ein großer Teil des
volkswirtschaftlichen Überschusses, d.h. des sonst für Nettoinvestitionen
in Frage kommenden Volkseinkommens der Entwicklungsländer aus die
sen Ländern abfließt.

— Weitere Zurückdrängung und Zerstörung der ländlichen Subsistenzökono-
mie, d.h. des Teils der Ökonomie, in demeingroßer Teilder ländlichen Be
völkerung der Entwicklungsländer das unmittelbar zum Leben Notwendi
ge selbst erzeugt oder bisher selbst erzeugen konnte. Die rasch fortschrei
tende Eindämmung dieses — nur partiell in die Weltwirtschaft integrierten
und zumindest partiell autonomen — Sektors durch kapitalintensive Ex
portlandwirtschaft und Industrialisierung und durch Raubbau ist ursäch
lich für die Abwanderung großer Teile der ländlichen Bevölkerung (vgl.
hierzu die Untersuchungen von Ernest Feder, etwa Feder 1983).

— Weitreichende Schädigung der Umwelt in den Ländern der Peripherie, die
in ihrem Ausmaß und in ihren ökonomischen und sozialen Folgen häufig
noch das Ausmaß und die Folgen der Umweltschäden in den Industrielän
dern übersteigt.

— In der Folge von Stagnation und Rückgang der gebrauchsweit-, inlands
orientierten landwirtschaftlichen und industriellen Produktion, des Über
schußabflusses, von fortgeschrittener Verdrängung der Subsistenzökono-
mie und von fortgeschrittener Umweltzerstörung weitere Zunahme der Ar
beitslosigkeit und Einkommenslosigkeit und allgemeine Verschlechterung
der Lebensbedingungen bis hin zur absoluten Verelendung der Masse der
Bevölkerung in den Entwicklungsländern.

Die meisten der durch vorstehende Indikatoren bezeichneten Prozesse der Un

terentwicklung scheinen so neu nicht zu sein. Es scheint sich eher um die Fort
setzung sattsam bekannter Trends und Prozesse in den Ländern der Peripherie
zu handeln. Diese Trends und Prozesse kapitalistischer Unterentwicklung ha
ben allerdings in der gegenwärtigen Krise des kapitalistischen Weltsystems in
sofern eine neue Dimension erhalten, als sie in den Ländern der Peripherie ins
gesamt — von wenigen Ausnahmen abgesehen — zu den dominierenden
Trends und Prozessen geworden sind, alle zeitweiligen Ansätze alternativer, ei
genständiger Entwicklung in einzelnen Ländern, Regionen, Wirtschaftszwei
gen etc. erstickend und zerstörend. Auch diejenigen Länder und Regionen der
Peripherie, die noch vor wenigen Jahren zumindest in Einzelfällen die Mög
lichkeit kapitalistischer Prosperität auch in der Peripherie zu beweisen schie
nen — Schwellenländer, semiperiphere Länder, Wirtschaftswunderländer, wie
immer die Etikettierung lautete — müssen jetzt fast ausnahmslos den Offenba
rungseid leisten, sind, um den unmittelbaren wirtschaftlichen Bankrott zu ver
meiden, zur Aufgabe aber auch jeder selbstbestimmten nationalen Wirt
schaftspolitik und Wirtschaftsentwicklung gezwungen.

Die Integration der Entwicklungsländer in den Weltmarkt, ihre »Öffnung«
für das anlagesuchende internationale Kapital konnte in den Nachkriegsjahr-
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zehnten endgültig vollzogen werden. DieHebel, mit denendiese Öffnung und
Integration bewerkstelligt wurde, sind ebenso zahlreich wie vielfältig. Sie rei
chen von Kapitalexport, Kreditvertrag und Technologietransfer über aktive
Korruption bis zur — und bist du nicht willig, so brauch' ich Gewalt — militä
rischen Intervention. Die Akteure waren und sind vor allem transnationale

Konzerne in Kooperation mit Weltbank und Internationalem Währungsfonds
und in Kollaboration mit der jeweiligen nationalen Bourgeoisie. Die Anlagebe
reiche waren und sind vor allem Exportlandwirtschaft, Exportindustrie und
Exportdienstleistungsproduktionen sowie Importhandel und Importsubstitu
tionsproduktion. Entstanden sind weltmarktorientierte, exportabhängige Pro
duktionsstrukturen und weltmarktorientierte, importabhängige Konsumtions
strukturen. Diese Export-Importorientierung der wirtschaftlichen Entwicklung
in den meisten Entwicklungsländern, die in den Boomjahren der sechziger und
siebziger Jahre dem Auslandskapital hohe Profite und der Inlandsbourgeoisie
hohe Provisionen bescherte, hat in zahlreichen Ländern und Regionen dazu
geführt, daß die Landwirtschaft, insbesondere die Nahrungsmittelproduktion,
und große Teile der gewerblichen Produktion restlos ruiniert worden sind. So
sind Länder, wie zum Beispiel Nigeria, die vor wenigen Jahren noch Netto-
Nahrungsmittelexporteure waren, heute in hohem Maße auf Nahrungsmittel
importe angewiesen. Die Weltmarktorientierung der ökonomischen Aktivitä
ten hat im übrigen die Entwicklungsländer gegenüber Schwankungen der
Weltnachfrage mehr denn je anfällig werden lassen. Der drastische Rückgang
der Weltnachfrage in der Krise erstreckt sich eben auch, und zum Teil sogar
überproportional, auf solcheProduktionenund Dienstleistungen, deren Ferti
gung und Erzeugung im Rahmen transnationaler Reorganisation der Produk
tion in Entwicklungsländer verlagert worden sind. Der Nachfragerückgang
und der damit verbundene Preisverfall haben die Exporterlöse der Entwick
lungsländer entsprechend zurückgehen lassen, um so mehr als die Devisenein
nahmen aus der Exportproduktion nicht selten der unmittelbaren staatlichen
Kontrolle weitgehend entzogen sind (transfer pricing).

Eine Umstellung der tauschwertorientierten landwirtschaftlichen und indu
striellen Exportproduktion auf eine gebrauchswertorientierte Produktion für
den jeweiligen Inlandsbedarfder Masse der bedürftigen, jedoch einkommens
losen Bevölkerung lassen die Imperative der Kapitalverwertung nicht zu, ganz
abgesehen davon, daß der technisch-organisatorische Charakter der Export
produktion —kapitalintensive, ineinem hohen Maße von importierten Vorlei
stungen abhängige landwirtschaftliche Produktionsstrukturen und nichtkom
plexe undgleichfalls stark importabhängige industrielle Teilfertigungen —eine
solche Umstellung nicht so ohne weiteres erlauben würde. Die ökonomische
Krise des kapitalistischen Weltsystems zeigt sich daher in den Ländern der Pe
ripherie in besonders krasser Form in ihrem Doppelcharakter als zugleich
Überproduktions- und Unterkonsumtionskrise.

Noch niemalszuvor in der Geschichte der kapitalistischen Produktionsweise
ist der Gegensatz zwischen, auf der einen Seite, einem ungeheuren ungedeck
ten Bedarf eines großen Teils der Menschheit, der in absoluter Armut und im
schlimmsten Elend lebt, und, auf der anderen Seite, einer ungeheuren unge-
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nutzten produktiven Kapazität, die ungenutzt bleibt, weil ihre Nutzung nicht
profitträchtig ist, so manifest gewesen, wie gegenwärtig in der Peripherie.
Noch niemals zuvor in der Geschichte der kapitalistischen Produktionsweise
ist diese ihre eingeschränkte Rationalität so manifest gewesen, wie in der ge
genwärtigen Krise.

III. Die politische Krise

Die ökonomische Krise und die latente Drohung des ökonomischen Bankrotts
ganzer Staaten findet ihre Entsprechung in der politischen Krise sowohl des
bürgerlich-demokratischen Staates, soweit er überlebt hat, als auch des bürger
lich-militärischen Staates. Bürgerlich-demokratische Staatsformen und sozial
demokratische oder sonstige reformistisch orientierte Regime sind in der Drit
ten Welt in einer praktisch ununterbrochenen Serie von Staatsstreichen, Mili
tärputschen und externen Interventionen so gut wie beseitigt worden. Die poli
tische Krise des bürgerlich-demokratischen Staates in der Peripherie kann
kaum überraschen. In gewisser Weise ist die Ersetzung bürgerlich-demokrati
scher Staatsformen durch bürgerlich-militärische unvermeidlich. Der bürgerli
che Staat der Peripherie, dessen Bourgeoisie um ihrer Herrschaft willen und
um ihrer eigenen Emanzipation im kapitalistischen Weltsystem willen auf Ent
wicklung durch fortdauernde und vertiefte Integration in den Weltmarkt setzt,
kann angesichts der gegebenen Strukturen des kapitalistischen Weltsystems
und der Akkumulationsimperative (und eben nicht Entwicklungsimperative)
dieses Systems das Versprechen von Entwicklung im Sinne einer Verbesserung
der Lebensbedingungen der Masseder Bevölkerungnicht erfüllen, wachsende
soziale Ungleichheit und Verelendung nicht verhindern und schließlich eine
Entwicklung auf den ökonomischen Bankrott zu nicht vermeiden. Am Ende
solcher Entwicklung steht die Wahrung des »sozialen Friedens« durch die Un
terdrückung von Arbeiter-(Gewerkschafts-) und Bauernbewegungen und von
sonstigen Reform-, Protest- und Alternativbewegungen; am Ende solcher Ent
wicklung steht die Sicherung der bürgerlichen Herrschaft durch den Militär
putsch und durch die Provokation der militärischen Intervention von außen.

Die ökonomische Krise macht jedoch vor dem bürgerlich-militärischen
Staat nicht halt. Im Gegenteil, die unproduktive, militärisch-konsumtive Ver
wendung eines wachsenden Anteils des Volkseinkommens als auch weitere Zu
geständnisse an ausländische Kapitalinteressen, die der Preis sind, der für aus
wärtige militärische Unterstützung zu zahlen ist, wirken sich krisenverschär
fend aus. Der bürgerlich-militärische Staat der Peripherie — so wie er sich in
den letzten Jahren und Jahrzehnten vorherrschend herausgebildet hat — ist
daher von Anfang an krisengeschüttelt. Die politischeKrisedes bürgerlich-mi
litärischen Staates der Peripherie machen vor allem die folgenden Indikatoren
deutlich:

— Stetige Erhöhung der Rüstungs- und sonstigen Militärausgaben.2
— Aufrechterhaltung und Verschärfung des Ausnahmezustandes über Jahre

hinweg, die Suspendierung auch der Restebürgerlich-demokratischer Frei
heiten, Verbot von Parteien und Gewerkschaften, die Folter als tägliches
Mittel der Politik.
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— Sukzessive Preisgabe nationaler politischer und ökonomischer Souveräni
tät, so zum Beispiel die Zuslassung ausländischer Militärstützpunkte auf
den jeweiligen nationalen Territorien, die Aufgabe nationaler, zum Beispiel
protektionistischer, Wirtschaftspolitik, die Schaffung besonderer Freiräu
me für ausländisches Kapital (Freie Zonen) etc.

— Verschärfung der Klassengegensätze in einem Ausmaß, daß auch die bür
gerliche und kleinbürgerliche Mittelklasse, häufig der Steigbügelhalter des
bürgerlich-militärischen Staates, politisch entmachtet und ökonomisch in
ihrer Existenz schlechthin bedroht ist.

— Verlust der politischen, ökonomischen, sozialen und auch militärischen
Kontrolle über ganze Gebiete, Provinzen, Teilstaaten und die Zunahme
und der Erfolg separatistischer und sezessionistischer Bewegungen.

— Schließlich der Verlust jeglicher, aber auch jeglicher politischer Legitima
tion der Aufrechterhaltung der Herrschaft durch Gewehre, aber auch —
wie der Schah feststellen mußte — der Verlust der Gewehre selbst, der Zu
sammenbruch ganzer politisch-sozialer Strukturen als solcher bis hin zum
Kollaps des bürgerlich-militärischen Staates.

In dem Bemühen, die aus der Verschärfung der ökonomischen und politi
schen Krise resultierenden Konflikte zu beherrschen, sucht der bürgerlich-mili
tärische Staat der Peripheriedas Heil in weiterer Kollaboration mit den impe
rialistischen Mächten, um damit die für die ökonomische und politische Krise
ursächlichen Probleme nur noch zu verschärfen. Der Preis für weitere politi
sche, ökonomische und militärische »Hilfe« ist praktisch der totale Verzicht
auf die Wahrnehmungder ökonomischenFunktion durch den Staat. Dieöko
nomischen Aktivitäten werden den transnationalen Konzernen überlassen und
sind damit praktisch uneingeschränkt den Möglichkeiten und Zwängen der
Kapitalverwertung unterworfen.

Die gegenwärtige Zuspitzung der ökonomischen und politischen Krise in
Chileund auf den Philippinenoffenbart in exemplarischer Weise, wiedie herr
schende bürgerlich-militärische Klasse der Peripherie eben gerade dadurch,
daß sie ihre Macht durch extreme interne und externe Ausbeutung der arbei
tenden Bevölkerung und durch den Ausverkauf schlechthin ihrer jeweiligen
Länder zu sichern versucht — dies alles durchgesetzt mit den Mitteln militäri
scher Gewalt— in kürzester Zeit ihre eigene Krise herbeiführt.3 Die Eigendy
namik solcher Entwicklung enthältein für die Entwicklung dieser Länderwie
für die Entwicklung des kapitalistischen Weltsystems insgesamt bedeutsames
dialektischesMoment. Die in der Kriseunverhüllt zutage tretende Unfähigkeit
der bürgerlichen Regime, ein Minimum an ökonomischer, politischer und so
zialer Stabilität gewährleisten zu können, läßt den Widerstand gegen die
bürgerlich-militärische Herrschaft auf breiter Front soanwachsen, daßantisy-
stemische Bündnisse von bäuerlichen, proletarischen undbürgerlichen (Mittel
stands-)Klassen möglich werden und entstehen, die — wegen der Kraft des
Bündnisses — sich fähig zeigen oder fähig zeigen könnten, der bürgerlich-
militärischen Herrschaft ein Ende zu setzen.
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IV. Integration und Desintegration im kapitalistischen Weltsystem:
Die Zuspitzung des Konflikts in der Krise

Wenn es auch keinen Zweifel gibt, daß die Mehrheit der Länder der Peripherie
in den Nachkriegsjahrzehnten, aller internationalen Rhetorik einer eigenstän
digen, unabhängigen Entwicklung Hohn sprechend, endgültig in den Welt
markt integriert und damit den Imperativen der Kapitalakkumulation im
Weltmaßstab praktisch uneingeschränkt unterworfen worden ist, so ist es je
doch auch richtig, daß sich in einer kleinen Gruppe von Ländern die Macht
verhältnisse so geändert haben, daß sich diese Länder der Integration erfolg
reich zu widersetzen oder zu entziehen vermochten, oder daß sie zumindest in
Ansätzen das Maß und die Art der Integration in den Weltmarkt nationaler
Kontrolle unterwerfen konnten. Zu dieser Gruppe zählen die sozialistischen
Entwicklungsländer Asiens, ferner Kuba, aber auch Länder wie Mosambique,
Simbabwe, Tansania, Nicaragua, Burma und Iran. Der Entwicklungserfolg
der sozialistischen Entwicklungsländer zeigt, daß es durchaus möglich ist, in
nerhalb der Zeitspanne einer Generation eine eigenständige, unabhängige wirt
schaftliche Basis, nämlich eine leistungsfähige Landwirtschaft und Investi-
tions- und Konsumgüterindustrie zur Versorgung des Bedarfs der Masse der
Bevölkerung, zu schaffen, vorausgesetzt, daß es gelingt, die Produktions- und
Verteilungsverhältnisse und die Eingliederung in die internationale Arbeitstei
lung grundlegend zu verändern (vgl. zu dieser Debatte Amin 1982). Es ist die
Auseinandersetzung um eine solche grundlegende Veränderung der Produk
tions-und Verteilungsverhältnisse und um Integration oder Desintegration der
Entwicklungsländer in den oder aus dem kapitalistischen Weltmarkt, welche
dem Klassenkampfder Gegenwart ihren besonderen Stempel aufdrückt.

Wir möchten die These wagen, daß die Menschen, die politischen Kräfte
und die revolutionären Bewegungen, die eine Veränderung der gegebenen
Strukturen des kapitalistischen Weltsystems — als eine unabdingbare Voraus
setzung für die Überwindung von Unterentwicklung —fürnotwendig halten,
an jedem Ort, zu jedem Zeitpunkt, überall auf der Welt, eine solche Verände
rung auf dem Wege parlamentarischer demokratischer Willensbildung und
Willensdurchsetzung versucht hätten und versuchenwürden, wenn solche Ver
suche jemals irgendeine Chance gehabt hätten oder haben würden. Die ge
schichtliche Erfahrung lehrt jedoch, daß so gut wiejeder Versuch einer Verän
derung der Strukturen des kapitalistischen Weltsystems auf parlamentarisch-
demokratischemWege auf »Gewalt von oben« stößt, mehr noch, daß »Gewalt
von oben« angewendet wird, um jedenVersuch einerVeränderung der Macht
verhältnisse von vornherein abzuschrecken. Marcuse (1974) hat dafür den Be
griffder »präventiven Konterrevolution« geprägt. Es istebenso eine geschicht
liche Erfahrung, daß eine Veränderung der Machtstrukturen, wiesie die Pro
duktions- und Verteilungsverhältnisse deskapitalistischen Weltsystems darstel
len, nur durch Machtzuwachs und Machtanwendung möglich ist. Das ent
scheidende Machtpotential ausgebeuteter und beherrschter Klassen ist immer
derpolitische Wille gewesen, Ausbeutungs-und Herrschaftsverhältnissezu be
seitigen. Wie dieEntwicklung in den Nachkriegsjahrzehnten zeigt, kann dieser
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politische Wille zu einer Machtverhältnisse verändernden Kraft werden, wenn
eine Mehrheit der Menschen einer sozialen Klasse, eines Landes, einer Region
oder einer Staatengruppe diesen politischen Willen entwickelt. Entscheidend
dafür, daß der politische Wille der Ausgebeuteten und Beherrschten zur Ver
änderung politischerMachtstrukturen wirksamwird, ist die Fähigkeitund Be
reitschaft zum Bündnis. Die Sterne in der chinesischen Nationalfahne symboli
sieren noch heute das Bündnis von Bauern, Proletariat und Bourgeoisie, wel
chesMao Zedong in den dreißiger Jahren als entscheidende Voraussetzung für
den Erfolg eines chinesischen Befreiungskrieges gegen die japanische und son
stigeOkkupation ansah. Mao Zedong hielt das Bündnis für möglich, weil alle
diese Klassen, wenn auch in unterschiedlichemAusmaß, unter der Okkupation
zu leiden hatten (vgl. Mao Tse-Tung 1968). Heutewissen wir,daß die Bündnis
strategie Maos richtig und erfolgreich war. Ähnlich hat sich das Bündnis von
Bauern, städtischem Proletariat, Mittelstand und ländlichen und städtischen
Marginalisierten, beispielsweise im Iran, in Nicaragua, in Simbabwe, als ent
scheidend erwiesen für die revolutionären Veränderungen der nationalen und
internationalen Machtstrukturen, wie sie in diesen Ländern in den letzten Jah
ren stattgefunden haben oder von ihnen ausgegangen sind. In vielen Ländern
und Regionen der Peripherie läßt die ökonomische Krise des kapitalistischen
Weltsystems durch ihreverheerenden Folgen für dieAngehörigen nichtnur des
ländlichen und städtischen Proletariats, sondern eben auch der Mittelklassen,
neue Bündniskonstellationen entstehen. Insofern ist es möglich, daß sich in der
Krise und durch die Krise politische Kräfte entwickeln könnten, die sich als
stark genug erweisen könnten, die internationalen Machtstrukturen zu verän
dernund die Desintegration der Länder der Peripherie aus der gegenwärtigen
Eingliederung in die internationale Arbeitsteilung voranzutreiben.

Die Krise ist allerdings auch die Periode, in der die Reaktion ihr Haupt er
hebt. Es ist die erklärte Absicht der liberal-konservativen Politik der westlichen
Industrieländer und ihrer Bündnispartner in den Ländern der Peripherie, die
gegenwärtige Krise des kapitalistischen Weltsystems zu nutzen, umden»Status
quo« der internationalen Produktions- und Verteilungsverhältnisse ein für alle
Male festzuschreiben und darüber hinaus, die Hindernisse, die der Kapitalver
wertung in einigen Ländern der Peripherie gegenwärtig gesetzt sind, zum Bei
spiel inKuba und Nicaragua, zubeseitigen. An die Spitze derliberal-konserva
tiven Politik der Restauration hat sich die gegenwärtige Regierung der Verei
nigten Staaten gestellt, auch inderAbsicht, die USA damit wieder zurunange
fochtenen Hegemonialmacht imkapitalistischen Weltsystem werden zu lassen.
Die Ziele der US-amerikanischen Politik gegenüber den Entwicklungsländern
sind klar umrissen: Sicherung der US-amerikanischen Interessen in den Ent
wicklungsländern und weltweit. Jede demokratische, sozialistische oder natio
nalePolitik eines Landes der Peripherie, welche zumZiel hat, externe Abhän
gigkeit zu reduzieren, und eine partielle Desintegration anstrebt, wird als Ver
letzung amerikanischer Interessen angesehen und soll deshalb verhindert wer
den. Verlorengegangene Einflußsphären in der Dritten Welt und Länder und
Regionen, in denen der Wahrnehmung amerikanischer politischer, ökonomi
scher und auch militärischer Interessen gegenwärtig Grenzen gesetzt sind, sol-
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len zurückgewonnen werden. Diesem Ziel dient die unter der ideologischen
Formel »Bekämpfung des internationalen Terrorismus« politische oder militä
rische oder sonstige mittelbare oder unmittelbare Intervention in Mittelameri
ka (Grenada, Nicaragua), im Nahen Osten (Libanon), im südlichen Afrika
(Namibia, Angola) und in anderen Regionen der Welt. Und schließlich soll
jedwede Entwicklung in der Dritten Welt, die eine Veränderung des globalen
Kräfteverhältnisses zwischen den Supermächten zuungunsten der Vereinigten
Staaten und zugunsten der Sowjetunion bedeuten könnte, verhindert werden.
Zur Durchsetzung dieser Politik hat die Revitalisierungdes Militärischen unter
der Reagan-Regierung erste Priorität erhalten. Was die Eigendynamik der ka
pitalistischen Produktionsweise selbst nicht hervorbringt, nämlich die Stabili
tät ökonomischer und politischer Strukturen, und was politische Kontrolle
nicht zu leisten vermag, nämlich antisystemische Entwicklungen in der Peri
pherie zu verhindern, soll mit militärischen Mitteln durchgesetzt werden. Das
Arsenal dieser Mittel wird immer größer.
— Dazu zählt die ungeheure Aufrüstung der Vereinigten Staaten selbst, wie

die der Dritten Welt. So sollen die Rüstungsausgabender Vereinigten Staa
ten, für die 1983 245 Milliarden US-Dollar vorgesehen sind, im Haushalts
jahr 1989 auf 465 Miliarden US-Dollar angewachsen sein. Von 1985 bis
1989 sollen nach jetzt vorliegenden Plänen annähernd 2.000 Milliarden
US-Dollar für das amerikanische Aufrüstungsprogramm ausgegeben wer
den (vgl. Süddeutsche Zeitung 19./20.3.83).

— Dazu zählt der weitere Ausbau der Militärstützpunkte weltweit. So rüsten
die Vereinigten Staaten gegenwärtig zum Beispiel ihre strategische Luftflot
te im Fernen Osten mit neuen Langstreckenbombern aus, die sowohl für
Atombomben als auch für den Einsatz von Kurzstreckenatomraketen
(SRAMS) geeignet sind (vgl. Süddeutsche Zeitung 4.5.83).

— Dazu zählt der weitereAusbau der Schnellen Eingreiftruppe (USACQ, die
im »Krisenfall« über rund 230.000 Angehörige des Heeres, der Luftwaffe
und der Marine verfügenkann (vgl. NeueZürcher Zeitung2.12.82und 14.
12.83).

— Dazu gehört der Versuch der politischen und militärischen Neuordnung
ganzer Regionen, wie zum Beispiel des Mittleren Ostens (Libanon, Jorda
nien, Israel), der den Verlust bisher innegehabter militärischer Positionen
(Iran) wettmachen soll.

— Dazu zählen auch Kommandounternehmen und Sabotageakte, vorwie
gend von militärischen Einheiten kollaborierender Regimeausgeführt, wie
zum Beispiel im südlichen Afrika, um Regierungen, die einen Kurs der ei
genständigen Entwicklung steuern (Angola, Mosambique, Simbabwe),
scheitern zu lassen.

— Dazu zählt der Ausbau und die mittelbare und unmittelbareUnterstützung
von konterrevolutionären Bürgerkriegsarmeen, wie in Mittelamerika (Ni
caragua, El Salvador, Guatemala, Honduras). Unverhüllt wird in Erklä
rungen der amerikanischen Regierung dargelegt, daß die mittelbare und
unmittelbare Intervention der Vereinigten Staaten in dieser Region dazu
dienen soll, die Regierung von Nicaragua zu zwingen, ihre auf Eigenstän-

DAS ARGUMENT 145/1984 i



Die Dritte Welt in der Krise 377

digkeit gerichtete und auf einen gesellschaftspolitischen Pluralismus ge
stützte Politik der nationalen Entwicklungaufzugeben. Je tiefer Nicaragua
in militärische Auseinandersetzungen verwickelt werden kann, desto weni
ger wird es der Regierung von Nicaragua nach diesem Konzept möglich sein,
ihr nationales Aufbau- und Entwicklungsprogramm zu verwirklichen.4

— Und dazu zählt insbesondere auch die Aufrüstung im Bereich der strategi
schen Waffen, wie die Stationierung einer neuen Generation von Mittel
streckenraketen in Westeuropa, deren Zweck es nicht zuletzt sein soll, die
Sowjetunion mit der Drohung des Einsatzes dieser Waffen zukünftig daran
hindern zu können, demokratische, sozialistische oder nationale Politik in
der Peripherie, die auf Eigenständigkeit ausgerichtet ist, politisch, ökono
misch, militärisch oder auch nur moralisch zu unterstützen (vgl. Mag-
doff/Sweezy 1982).

In der wirtschaftspolitischen Offensive der liberal-konservativen Politik zur
Bewahrung der Strukturen des kapitalistischen Weltsystems und zur Aufrecht
erhaltung der gegebenen Eingliederung der Länder der Peripherie in die inter
nationale Arbeitsteilung hat längst der Internationale Währungsfonds die
Hauptrolle übernommen. Seit Jahren exekutiert der Internationale Währungs
fonds in den Ländern der Peripherie mit dem Mittel der Gewährung oder der
Verweigerung von Beistandskrediten eine Wirtschaftspolitik, die eine eigen
ständige Entwicklung und eine auch nur ansatzweise Desintegration der Län
der der Peripherie zunichte macht und ausnahmslos ihre Integration in den
Weltmarkt zu erhalten versucht. Die Auflagen, die der Internationale Wäh
rungsfonds an die Gewährung von Krediten knüpft und die im Kern auf eine
Durchsetzung liberal-konservativer Politik in den kreditsuchenden Ländern
hinauslaufen, sind von Land zu Land fast immer die gleichen, die spezifischen
ökonomischen Bedingungen und Probleme der jeweiligen Länder ignorierend.
Unter dem Vorwand der Einleitung nationaler Stabilitätsprogramme wird
praktisch regelmäßig die Aufgabe jeder souveränen nationalen Wirtschaftspo
litik, insbesondere jeder eigenständigenLandwirtschafts-, Industrie-, Handels-,
Finanz- und Sozialpolitik, die auch nur ansatzweise an den Bedürfnissen der
Masse der Bevölkerung orientiert ist, verlangt. Stattdessen fordert der Interna
tionale Währungsfonds die Durchsetzung wirtschaftspolitischer Rahmenbe
dingungen, die der transnationalen Kapitalakkumulation so gut wie keine
Schranken setzen.

Fast ausnahmslos verlangt der Internationale Währungsfonds
— die Liberalisierung des Handels- und Zahlungsverkehrs mit dem Ausland,

insbesondere die Beseitigung von Importbeschränkungen und Devisenkon
trollen sowie sonstiger protektionistischer Instrumente;

— die Beseitigung von Restriktionen, diedenAktivitäten ausländischen Kapi
tals entgegenstehen, so zum Beispiel jeglicher Diskriminierung ausländi
schen Kapitals in bestimmten Branchen und Sektoren und der Beschrän
kungen des Transfers von Gewinnen unddes Abzugs investierten Kapitals;

— die Abwertung der jeweiligen Landeswährungen;
— den Abbau staatlicher Subventionen im Bereich der Versorgung mit

Grundnahrungsmitteln, im Gesundheitswesen und im Transportsektor;
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— eine Änderung der sonstigen staatlichen Haushaltspolitik zugunsten einer
Verminderung direkter und indirekter Unternehmensabgaben und zugun
sten einer Erhöhung direkter und indirekter Unternehmenssubventionen,
wie zum Beispiel in den Bereichen von Investitionsfinanzierung, Infra
strukturverbesserung und der staatlichen Bereitstellungindustrieller Vorlei
stungen;

— eine Re-orientierung der jeweiligen nationalen Wirtschaftsentwicklung zu
gunsten einer verstärkten Förderung von Exportproduktionen, mit der
Konsequenz der Vernachlässigung solcher Produktionen, die für den inlän
dischen Bedarf und Verbrauch geeignet sind, und daher auch mit der Kon
sequenz erhöhter Importabhängigkeit;

— schließlich staatliche Eingriffe in die Lohn- und sonstige Tarifpolitik, wo
mit — allen marktwirtschaftlichen Prinzipien, die der Internationale Wäh
rungsfonds sonst propagiert, hohnsprechend — der Staat den Unterneh
men niedrige Löhne zu garantieren hat.

Die Auflagenpolitik des Internationalen Währungsfonds', die sich als eine Po
litik zugunsten einer Stabilisierung des Handels- und Zahlungsverkehrs dieser
Länder mit dem Ausland und als eine Politik zugunsten einer Stabilisierung
der sonstigen ökonomischen Entwicklung dieser Länder ausgibt, ist in Wahr
heit eine Politik der totalen Vernachlässigung der Bedingungen stabilen Han
dels- und Zahlungsverkehrs und stabiler sonstiger ökonomischer Entwicklung.
So wirkt sich die Auflage, den Transfer von Gewinnen keinen Einschränkun
gen zu unterwerfen, unmittelbar ^stabilisierend aus, da sie dazu führt, daß
ein erheblicher Teil der Devisenerlöse nicht mehr für Importe und für die Er
füllung von Zahlungsverpflichtungen verfügbar ist. So wirkt sich die Auflage,
die Landeswährung abzuwerten, die angeblich einer Exportsteigerung und Im
portdrosselung dienen soll, verbunden mit der Liberalisierung des Handels
und Zahlungsverkehrs, angesichts der gegebenen Bedingungen des Weltmark
tes (Rückgang der Weltnachfrage) unmittelbar efe-stabilisierend aus, da sie eine
Verminderung der Exporterlöse und eine Verteuerung der Importe bewirkt.
Und so wirkt sich die Auflage, staatliche Subventionen, die den ärmsten Teilen
der Bevölkerung zugute kommen, zu streichen, unmittelbar ^stabilisierend
aus, »since its inevitable result is to turn the population against the government
and to dismember social alliances supporting regimes embarking on a course
of internal reforms and economic independence, often resulting in the demise
of the government and the installation of authoritarian regimes« (Terra Nova
1979).

In so gut wie keinem Fall und in so gut wie keinem Land hat diese Auflagen
politik ihren vorgeblichen Zweck — Stabilisierung — erreicht. Es ist daher
nicht überraschend, daß der Internationale Währungsfonds nunmehr selbst
von den Konsequenzen seiner Politik erreicht wird. Er ist selbst an den Rand
einer Liquiditätskrise geraten. Eine Politik, die langfristig die Zahlungsunfä
higkeit der kreditaufnehmenden Länder herbeiführen muß, macht es diesen
Ländern unmöglich, ihren Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Fonds
selbst nachkommen zu können.

Die Revitalisierung des Militärischen durch die Reagan-Administration und
die militante Politik des Internationalen Währungsfonds, denen das gemeinsa-
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me strategische Ziel zugrunde liegt, die Abhängigkeit der Länder der Periphe
rie zu bewahren und ihre weitere ungehemmte Ausbeutung und Ausplünde
rung zu sichern, finden die volle Unterstützung der meisten Regierungen der
westlichen Industrieländer, unabhängig davon, ob die Unterstützung manch
mal mehr oder manchmal weniger diskret gezeigt wird. Unnötig zu sagen, daß
diese Politik auch die Billigung großer Teile des internationalen Großkapitals
findet, welches im übrigen seit Beginn der gegenwärtigen Krise des kapitalisti
schen Weltsystems die Unternehmensstrategie verfolgt, aus den Entwicklungs
ländern so rasch wie möglich herauszuholen, was gegenwärtig noch herauszu
holen ist.

Man wird sich allerdings nicht wundern dürfen, daß die Durchsetzung sol
cher Politik zur Aufrechterhaltung der gegebenen Strukturen des kapitalisti
schen Weltsystems nicht nur die Misere der Dritten Welt vergrößern, sondern
auch zum Bankrott eben dieser Politik selbst beitragen wird. Die Aufrechter
haltung eines Minimums an politischer, ökonomischer und sozialer Stabilität
in den Entwicklungsländern, die eben auch Voraussetzung für den Erfolg die
ser Politik ist, wird durch ihre eigenen destabilisierenden Wirkungen zuneh
mend schwieriger, wenn nicht unmöglich werden. Es ist daher kaum eine
Überraschung, wenn mittlerweile selbst Henry Kissinger (1983) — vor Jahren
einer der Architekten dieser Politik — nunmehr vor einer Entwicklung warnt,
die »ausgerechnet die gemäßigten Staaten der Dritten Welt in Volkswirtschaf
ten ohne soziale Sicherheitsnetze, in die Massenarbeitslosigkeit und in den na
tionalen Extremismus treibt«.

V. Wider den Pessimismus

Kein Zweifel, daß sich die Auseinandersetzungen für oder gegen die Imperati
ve der Kapitalakkumulation im Weltmaßstab in den kommenden Jahren die
ses Jahrzehnts verstärken werden. Kein Zweifel auch, daß die Verfechter libe
ral-konservativer Politik sich gegenwärtig weltweit in der Offensive befinden.
Aber ebenso kein Zweifel auch, daß die politischen, ökonomischen, sozialen
und ökologischen Auswirkungen liberal-konservativer Politik den Widerstand
gegen die Imperative der Kapitalakkumulation im Weltmaßstab nicht nur in
den Ländern der Peripherie, sondern ebenso in den westlichen Industrielän
dern und auch in den sozialistischen Ländern verstärken werden.

Was die letztere Gruppe betrifft, so ist nicht zu übersehen, daß die Bedro
hung, die von der liberal-konservativen Politik, insbesondere von der Revitali
sierung des Militärischen, auch für diese Länder ausgeht, die Bevölkerung
eben auch dieser Länder in ihrer Ablehnung des kapitalistischen Systems mit
seinen tödlichen Bedrohungen bestärkt, ungeachtet ihrer Kritik an den Bedin
gungen des realen Sozialismus.

Das liberal-konservative Modell, das gegenwärtig auch in der Mehrzahl der
westlichen Industrieländer auf der Tagesordnung steht, wird hier in wenigen
Jahren abgewirtschaftet sein. Es wird sich auch hier als unfähig erweisen, zur
Lösung irgendeines der bedrohlichen ökonomischen, ökologischen und sozia
len Probleme beizutragen. Der Widerstandgegendie Imperative der Kapital
akkumulation im Weltmaßstab wird daher auch in den westlichen Industrie-
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ländern zunehmen. Die Friedensbewegung, die ökologische Bewegung, die
Frauenbewegung, die zunehmende Politisierung der Gewerkschaften sind, oh
ne daß dies immer politisch reflektiert wird, antisystemische Bewegungen.

Der Widerstand in der Dritten Welt gegen weitere und verstärkte Ausbeu
tung und Ausplünderung, gegen die Imperative der Kapitalakkumulation im
Weltmaßstab, findet damit einen Bündnispartner bei einer zunehmenden Zahl
von Menschen in den westlichen Industrieländern, und, aller antisozialisti
schen ideologischen Offensive zum Hohn, auch in den sozialistischen Län
dern.

Es scheint sich dennoch ein akademischer Pessimismus breitzumachen, der
die Möglichkeit einer Transformation des kapitalistischen Weltsystems in ein
menschenwürdiges System deshalb nicht für möglich hält, weil sich auch nicht
kapitalistische Länder den Imperativen der Kapitalverwertung in der nach wie
vor kapitalistisch dominierten Welt bisher nicht restlos entziehen konnten.
Dieser Pessimismus wird auch dadurch gespeist, daß auch solche Entwick
lungsländer, deren deklarierte Entwicklungsperspektive sozialistische Produk
tions- und Verteilungsverhältnisse sind, auf dem Wege einer Transformation
ihrer ökonomischen, politischen und sozialen Strukturen bisher nur ein kurzes
Stück vorangekommen sind. Nichts rechtfertigt jedoch diesen Pessimismus
und diese Resignation. Eine Desintegration aus dem kapitalistischen Weltsy
stem und eine Transformation des Systems selbst findet nicht dadurch statt
und wird nicht dadurch stattfinden, daß in einzelnen Ländern und Regionen
sozialistische Produktionsverhältnisse von heute auf morgen die kapitalistische
Produktionsweise ablösen werden. Daraus ein Scheitern der Transformation

der politischen, ökonomischen und sozialen Strukturen der Peripherie und da
mit des kapitalistischen Weltsystems selbst folgern zu wollen, wäre nicht nur
wissenschaftlich und politisch absurd; es könnte auch selbst dazu beitragen,
diese Transformation zu erschweren.

Anmerkungen

1 Wir haben an anderer Stelle ausführlicher dargelegt, welcheGründe zur gegenwärtigen Kri
se geführt haben (siehe Fröbel/Heinrichs/Kreye 1982).

2 Die Wachstumsrate der Militärausgaben war in den Entwicklungsländern in den Jahren
1972-1981 doppelt so hoch wie die ihres Bruttoinlandsproduktes. Vgl. UNCTAD 1982.

3 Es sollte nicht vergessen werden, daß die gegenwärtig noch herrschende bürgerlich-militäri
sche Klasse Chiles die Ermordung — im wörtlichen Sinne — einer bürgerlich-demokrati
schen Regierung einmal damit gerechtfertigt hat, ein weltweit beispielhaftes Modell der sta
bilen ökonomischen, sozialen und politischen Entwicklung eines peripheren Landes zu in
stallieren.

4 Eine detaillierteAnalyseder US-PolitikgegenüberNicaragua hat u.a. Ulimann 1983 vorge
legt.
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Harry Magdoff und Paul M. Sweezy

Herhören, Keynesianer!*

Zwischen Ökonomen aller ideologischen und politischen Überzeugungen,
konservativen, liberalen und linken, herrscht eine bemerkenswerte Überein
stimmung: die kapitalistische Wirtschaft muß wachsen, um gesund zu sein,
und der Schlüssel zum Wachstum liegt in der Kapitalakkumulation oder im
Spar- und Investitionsprozeß. In Übereinstimmung mit dieser Sichtweise ha
ben wir lange schon die Auffassung vertreten, daß der Kapitalismus wie leben
de Organismen einem natürlichen Reifungsprozeß unterliegt, von der Geburt
über die Jugend bis zur Reife. In der frühen Periode, in welcher der gesell
schaftliche Kapitalstock, überwiegend Produktions- und Transportmittel, völ
lig neu aufgebaut wird, scheinen die Möglichkeiten der Kapitalakkumulation
im Prinzip unbegrenzt zu sein. Je mehr Ressourcen von der Konsumgüterpro
duktion abgezweigt werden können (Ersparnisse), desto mehr können für die
Produktionsmittelproduktion verwandt werden (Investitionen). Das Wachs
tum ist schnell, nur durch finanzielle Engpässe und durch Angebots-Nachfra
ge-Ungleichgewichteunterbrochen. Nach Beseitigungdieser Engpässe und Un
gleichgewichte (diese Funktion wird von Krisen und Depressionen wahrge
nommen) schlagen Akkumulation und Wachstum wieder eine Richtung ein,
die man bald für ihren Normalverlauf halten wird.

So war es in der Jugend des Kapitalismus. Sie war natürlich zugleich die Pe
riodedesAufstiegs und der Weiterentwicklung derpolitischen Ökonomie (spä
ter Wirtschaftswissenschaft genannt), der Wissenschaft von den Gesetzen und
Tendenzen des Kapitalismus; man kann diese Periode von der Zeit von Adam
Smith im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts bis zur Zeit von Alfred Marshall

ansetzen, damit reicht sie bis ins dritte Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts. Mit
vernachlässigbaren Ausnahmen hielten die Ökonomen dieser Periode — die
geschichtliche Wirklichkeit um sie herum reflektierend — kräftiges Wachstum
für das wesentliche Kennzeichen des Systems und Unterbrechungen des
Wachstums für eine vorübergehende und sich selbst heilende Krankheit.1

Angesichts eines solchen Kapitalismusbildesgab es keinen Bedarf nach einer
besonderen Theorie der Nachfrageseite des Investitionsprozesses. Die Existenz
einer praktisch unbegrenzten Nachfrage nach zusätzlichen Produktionsmitteln
konnte vorausgesetzt werden. Die Bestimmung der jeweiligen Akkumulations
rate wurde deshalb vollständig auf die Angebotsseite der Gleichung verscho
ben. Die Art, in der Marshall das Problem behandelte, war ziemlich typisch.
In einem 17seitigen Kapitel, überschrieben »Die Vermehrung des Reichtums«,
befaßte er sich auf knapp einer Seite mit der Nachfrage nach Kapital und auf
den meisten übrigen Seiten mit dem Angebot von Ersparnissen. Über ersteres
heißt es bei ihm unter anderem:

»Mit dem Fortschritt der Zivilisation hat der Mensch immer neue Bedürfnisse entwickelt, welche

auf neuen und kostspieligeren Wegen befriedigt werden. Das Tempo des Fortschritts war manch
mal langsam (...); aber jetzt bewegen wir uns mit einer rapiden Schnelligkeit vorwärts, welche
von Jahr zu Jahr zunimmt, und das Ende ist noch gar nicht abzusehen. Sicherlich werden sich
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nach jeder Richtung hin neue Wege auftun, welche den Stil unsres sozialen und industriellen Le
bens immer mehr umgestalten und uns in den Stand setzen werden, große Kapitalmassen heran
zuziehen, um neue Bedürfnisse zu befriedigen, und neue Wege zu schaffen, um durch Kraftan
wendung in Voraussehung zeitlich entlegener Bedürfnisse Kraft zu ersparen. Es ist nicht anzu
nehmen, daß in absehbarer Zeit ein stationäres Stadium eintreten wird, in dem keine neuen wich
tigen Bedürfnisse mehr zu befriedigen sein werden, und sich augenblickliche Anstrengungen,
welche für die Zukunft berechnet sind, und die Ansammlung von Vermögen nicht mehr
lohnen.« (Marshall 1905, 255)

Der Glaube an die Existenz einer unbegrenzten Nachfrage nach zusätzlichen
Investitionsgütern hat bis heute überlebt, in Lehrbüchern, im populären öko
nomischen Schrifttum und am wirkungsvollsten in der Angebots- oder Supply-
side-Theorie, die der Wirtschaftspolitik der Reagan-Administration die ideolo
gischen Rationalisierungen liefert. Dieser Theorie zufolge rühren die Störun
gen der amerikanischen Wirtschaft in den letzten Jahren daher, daß zu viel
ausgegeben und nicht genug gespart worden ist. Diese Verbindung soll zu einer
niedrigen Wachstumsrate geführt haben mit den Begleitübeln Stagnation, sin
kende Profite, zunehmende Arbeitslosigkeit und allem übrigen.

Aber gerade um die Zeit, als Alfred Marshall die achte und letzte von ihm
besorgte Auflage seines berühmten Handbuchs herausgab (1920), befand sich
der Kapitalismus mitten in einer Periode des Übergangs von der Jugend zur
Reife; Höhepunkt war der Nachkriegsboom der 20er Jahre in den Vereinigten
Staaten, zu diesem Zeitpunkt die kapitalistische Führungsnation. Dieser Boom
wurde wie andere vor ihm von einer Investitionswelle angeheizt, diesmal vor
allem in der Fahrzeugbranche und in verwandten Bereichen (öl, Gummi,
Glas, Straßenbau, Vorortwohnungen). Der Boom zeigte aber auch neue Merk
male, die einen grundlegenden ökonomischen Wandel widerspiegelten. Am
wichtigsten waren (1) das Aufkommen der Konsumentenkredite, die die End
nachfrage nach den Produkten dieser führenden Industrien ankurbelten, und
(2) ein tendenzielles Absinken der Kapazitätsauslastung des produzierenden
Gewerbes nach 1925. Das waren deutliche Zeichen dafür, daß die Investitions
rate, die den Boom der 20er Jahre anheizte, trotz des Impulses einer kreditfi-
nanzierten Nachfrage nach Konsumgütern nicht aufrechterhalten werden
konnte. Die Krise von 1929 war eine Überakkumulationsknse.

Auch frühere kapitalistische Krisen waren mit Überakkumulation in dem
Sinne einhergegangen, daß die Investitionen in vorhergehenden Aufschwung
phasen, überwiegend wegen finanzieller Spekulationen, größer waren als die
Nachfrage. Aber dieses Ungleichgewicht zwischen Investitionen und Nachfra
ge war in früheren Krisen, wiesich herausstellte, eine vorübergehende Erschei
nung gewesen. Nach einer Periode der Deflation und der Preisanpassungen
hatte der Investitionsprozeß wieder seine stimulierende Rolle übernommen:
Die althergebrachte Weisheit von der zugrundeliegenden unbegrenzten Nach
frage nach Investitionsgütern wurde so empirisch gestützt und mehr denn je
befestigt.

Daß sich mit der Krise von 1929 etwas abspielte, was grundlegend anders
war, daß die Überakkumulation in diesem Fall mehr war als eine vorüberge
hende Erscheinung, daß sie vielmehr eine entscheidende Veränderung in der
Funktionsweise des Systems markierte — dies war für niemanden in den An-
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fangsjahren der Großen Depression sichtbar. Es ist schwerlich eine Übertrei
bung: Die gesamte ökonomische Fachwelt rechnete damals damit, daß sich ein
im Akkumulationsprozeß wurzelndes Wachstum wieder einstellen würde, wie
immer schon in der Vergangenheit.2 Gewiß, bald wurde erkannt, daß der
durch die Krise hervorgerufene Abschwung ungewöhnlich schroff war und
daß die Gesundung voraussichtlich langsam vonstatten gehen würde und Zeit
brauchen würde. Aber das hatte es vorher auch schon gegeben, in den 70er
und 90er Jahren des 19. Jahrhunderts, und es war nicht schwer, in einmaligen
Ereignissen im Zusammenhang mit dem Ersten Weltkrieg und seinen Nachwir
kungen scheinbar befriedigende Erklärungen zu finden.

Was dann schließlich die Botschaft ankommen ließ, daß die Dinge sich tat
sächlich geänderthatten, daß (um im Bild zu bleiben) der Übergang des Kapi
talismus von der Jugend zur Reife einen Abschluß gefunden hatte, war die Re
zession von 1937/38. Dieses Ereignis war ohne Vorläufer. Es war kein kurzfri
stiger bloßer Rückfall, sondern ein plötzlicher und steiler Abschwung — zu ei
nem Zeitpunkt, an dem der nach der Depression von 1933 beginnende Auf
schwung noch einen langen Weg vor sich hatte, um das Niveau zu erreichen,
das man nach dem Maßstab vergangener Konjunkturzyklen als völlige Gesun
dung der Wirtschaft hätte ansehen können. Die Arbeitslosenstatistiken spre
chen die deutlichste Sprache. 1933 wurde mit 24,9 Prozent der Arbeitskräfte
die höchste Arbeitslosenquote registriert. Sie sank bis 1937 auf 14,3 Prozent
und sprang dann wieder hoch auf 19 Prozent im Jahre 1938. Diese Zahlen be
schreiben etwas, was damals neu war unter der kapitalistischen Sonne: eine
scharfe Rezession mitten in einer tiefen Depression.

Wie war das zu erklären? Niemand war sich über die unmittelbare Ursache

im Zweifel — der Zusammenbruch des Kapitalakkumulationsprozesses. In
den ersten Depressionsjahren verschwanden nicht nur die Nettoinvestitionen,
sie wurden sogar ersetzt durch negative Nettoinvestitionen, daß heißt, es wurde
mehr Kapital verbraucht als produziert. Und positive Investitionen, wie sie
während des 1933 beginnenden Aufschwungs getätigt wurden, hatten vor al
lem die Funktion, das zu ersetzen, was verloren gegangen war. Danach war der
Dampf wieder raus, was dann den Rückschlag von 1937/38 herbeiführte.

Es überrascht einen nicht, daß eine Generation von Wirtschaftswissen
schaftlern, die man (wie der oben zitierte Abschnitt aus Alfred Marshalls
»Principles of Economics« belegt) mit der Annahme einer unbegrenzten Nach
frage nach Investitionen aufgezogen hatte, unfähig war, für solche merkwür
digen Vorkommnisse eine Erklärung zu liefern. Konnte die Schwierigkeit viel
leicht statt von der Nachfrage nach Realinvestitionen vom Angebot von Geld
kapital zur Finanzierung von Investitionen herrühren? Kaum. Daß finanzielle
Mittel verfügbar waren, war offensichtlich: Die Zinsen waren auf ein rein no
minelles Niveau gefallen (Schatzanweisungen lagen 1936 bei 0,14 Prozent und
der Diskontsatz der Federal Reserve Bank bei 1,5 Prozent); und jede echte
Verbesserung der Investitionsrate hätte die Unternehmensgewinne gefördert,
wodurch Mittel für weitere Investitionen gebildet worden wären.

Die Rezession von 1937/38 enthüllteso die völlige Unfähigkeitder bürgerli
chen Wirtschaftstheorie, mit einer neuen Erscheinung fertig zu werden: dem
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Reifestadium des Kapitalismus. Um es noch einmal zu wiederholen: insoweit
sich diese Theorie auf ökonomisches Wachstum undauf dieUrsachen ökono
mischer Schwankungen bezog, lag ihr die Annahme einer unbegrenzten Inve
stitionsnachfrage (gewöhnlich implizit) zugrunde. Unter dieser Voraussetzung
konnten die Unterbrechungen des Wachstums nur dadurch verursacht sein,
daß die institutionellen (finanziellen, staatlichen) Systemmechanismen nicht
mehr richtig funktionierten. Der bloße Gedanke, daß diese Unterbrechungen
aus der dem System innewohnenden Logik herrühren könnten, statt aus dem
fehlerhaften Funktionieren seiner Mechanismen, war im Vorhinein ausge
schlossen.

Die erste ernsthafte Herausforderung an diese tiefverwurzelte Orthodoxie
stellte Keynes' »General Theory of Employment, Interest, andMoney« (»All
gemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes«) dar; sieer
schien 1936, das heißt kurz vorder Rezession, die spät im folgenden Jahr be
gann. Auch wenn dies meist nicht gesehen wird, es ist dieses Charakteristikum
der »Allgemeinen Theorie«, das sie mehr als alles andere zu einem Wende
punkt in der Entwicklung der bürgerlichenWirtschaftstheorie macht: zum er
stenMalwurdeder Möglichkeit direktinsGesicht gesehen, ja, siewurdein den
Mittelpunkt der Untersuchung gestellt, daß Zusammenbrüche des Akkumula
tionsprozesses —Herz undSeele des Wirtschaftswachstums —, indasSystem
eingebaut sein könnten und sich nicht selbst korrigierten. Damit war die Vor
aussetzung gegeben für eingründliches Überdenken der gesamten Theorie der
Investitionen.

Was die »AllgemeineTheorie« als theoretischesProblem behandelte, stellte
sich mit der Rezession von 1937/38 als äußerst praktisches Problem. Von die
ser Kombination gingen Schockwellen aus, die die ökonomische Fachwelt er
schütterten und eine Diskussion auslösten, die sich zu einer der intensivsten
und bedeutendsten intellektuellen Konfrontationen hätte entwickeln können
und sollen, die die Vereinigten Staatenseitdem Kampfgegen die Sklaverei ein
Jahrhundert zuvor erlebt hatten. Die Debatte wurde 1938 mit Alvin Hansens
»Füll Recovery or Stagnation?« eröffnet, und der Fehdehandschuh wurde im
folgenden Jahr mit dem zweiten Band von Joseph A. Schumpeters monumen
taler Abhandlung über »Konjunkturzyklen« aufgenommen (vgl. Mag-
doff/Sweezy 1982). Hansen und Schumpeter waren vermutlich die beiden an
gesehensten amerikanischen Ökonomen der 30er Jahre, und dieTatsache, daß
sie die Führung übernahmen bei der Diskussion dieses entscheidenden Pro
blems, des wichtigsten der gegenwärtigen Ökonomie, schien zu garantieren,
daß eines jener »glänzenden Turniere« in der Geschichte des ökonomischen
Denkens stattfinden würde, von denen Marx geschrieben hatte.3

Aber es sollte nicht sein. Dunkle Wolken sammelten sich 1938über Europa
(im März annektierte Hitler Österreich, und im Septemberwurde das Münch
ner Abkommen, mit dem die Tschechoslowakei geopfert wurde, unterzeich
net), und der Ausbruch der Feindseligkeiten im Jahre 1939 bewirkte in den
Vereinigten Staaten wie anderswo die endgültige Verschiebung der Aufmerk
samkeit weg von der Depression hin zur Kriegsvorbereitung. Bald stellte sich
heraus, daß beides nicht, nur als Gegenstände der öffentlichen Aufmerksam-
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keit Alternativen waren, sondern auch in der Praxis. Die Arbeitslosenquote,
die 1939 bei mehr als 17 Prozent blieb, sank danach rasch, bis sie 1944 wäh
rend des Krieges ihren Tiefpunkt mit 1,2 Prozent erreichte.

Es ist wenig verwunderlich, daß die Diskussion, die im Gefolge der Rezes
sion von 1937/38 so vielversprechend begonnen hatte, in den Hintergrund trat
und nach dem Kriegvölligerstarb. Das nahezu totale Desinteresse der ökono
mischen Fachwelt beim Erscheinen von Josef Steindls eindringlicher Analyse
»Maturity and Stagnation in American Capitalism« (1952) bewies — falls es
tatsächlich noch der Beweise bedurft hätte —, daß das Trauma der 30er Jähre
vergessen worden war. Das heißtjedoch nicht, daß man Keynes vergessen hät
te. Was sich unter den neuen Bedingungen der Nachkriegszeit abspielte, war
vielmehr dies, daß das Schwergewicht der Keynesschen Theorie, wie es von
Hansen intepretiertworden war, drastisch verschoben wurde. An die Stelle des
Problems der langfristigenInvestitionsnachfrage, wozu KeynesAnsichten sehr
stark von Marshalls Auffassungen abwichen, trat das Interesse an den
Schwankungen der Investitionsnachfrage im Verlauf des Konjunkturzyklus.
Und Keynes' große Errungenschaft wurde jetzt nicht in einem höchst originel
len Beitrag zum Verständnis desgrundlegenden modusoperandidesKapitalis
mus gesehen, sondern in der Erfindung einer Reihe von schlauen Rezepten ge
gendas Auf und Ab der Konjunkturbewegungen. In der Abschwungphase soll
die Geldpolitik darauf abzielen, die Zinssätzezu senken, während die Finanz
politik bewußt Haushaltsdefizite produzieren soll, um die Gesamtnachfrage
nach Gütern und Dienstleistungen zu stimulieren, wobei es dem Markt über
lassen bleibt, darüber zu entscheiden, um welche Güter und Dienstleistungen
es sich handeln soll und in welchen Proportionen. In der Aufschwungphase
soll dieses policy mix umgekehrt werden, um eine »Überhitzung« der Wirt
schaft (ein Lieblingsausdruck) zu vermeiden: Die Zinssätzesollen steigen, die
Regierungsausgaben gekürzt und die Steuernerhöht werden; der sich so erge
bende Haushaltsüberschuß kann dann dazu verwandt werden, die Schulden
zurückzuzahlen, die zur Finanzierung des vorhergehenden Defizits gemacht
worden waren. Dies war der Kern dessen, was dann allmählich »new econo-
mics« genannt werden sollte. Joan Robinson und einige andere Keynes-An-
hänger aus einer früheren Periode haben es »Bastard-Keynesianismus« ge
nannt.

Der Grund für das Abbrechen und das Vergessen der in den 30er Jahren
aufgekommenen Debatte — wobei Keynes in einen ganz ordinären Lieferan
ten von Rezepten gegen Konjunkturzyklen verwandelt wurde — liegt auf der
Hand: nach Beginn des zweiten Weltkriegs schien der Kapitalismus drei Jahr
zehnte lang seine Jugend wiedergewonnen zu haben. Die Rezessionen waren
schwach, und nach jedem Rückschlag sprangen die Investitionen wieder min
destens genauso kräftig in die Höhe wie früher in der Geschichte des Kapitalis
mus. Die alte Orthodoxie von der unbegrenzten Nachfrage nach Investitionen,
die während der 30er Jahre für kurze Zeit umgestoßen worden war, behaupte
te sich ganz einfach wieder als ein unerklärtes Axiom der »Neuen Wirtschafts
lehre«. Abgesehen von dem Anspruch, die Konjunkturzyklen kontrollieren zu
können, unterschied sich die »Neue Wirtschaftslehre« in nichts grundlegend
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von der alten. Und als die Probleme der 30er Jahre — Zusammenbruch des
Akkumulationsprozesses, Beginn der Stagnation, Ansteigen der Arbeitslosig
keit — in den 70erJahren wieder in Erscheinung traten, erwiesen sichdie neu
en Ökonomen als genauso hilflos wie ihre Vorfahren vor dem zweiten Welt
krieg.

Eine Folge dieses Versagens der »Neuen Wirtschaftslehre« bestand darin,
daß damit den faden Dogmen desMonetarismus und der Angebots-Ökonomie
sowie ihrem schrecklichen Abkömmling, genannt Reagonomics, Tür und Tor
geöffnet wurde. In die Praxis umgesetzt —- soweit eine Verbindung unverein
barerundwidersprüchlicher Politik-Rezepte überhaupt indiePraxis umgesetzt
werden kann —, hat diese Mißbildungdie Dinge verschlimmert und wird da
mit aller Voraussicht nach mindestens bis zu den Wahlen fortfahren. Die ande
re Hauptfolge besteht darin, daß die große Gruppe respektabler und respek
tierter Wirtschaftswissenschaftler, die zu intelligent und/oder zu ehrlich ist,
um den Schrott zu akzeptieren, der heutzutage in Washington ernstgenommen
wird, nicht imstande ist, den Politikern Ratschläge von Bedeutung zu geben
oder zur Bildung einer intelligentenöffentlichen Meinung zu vielen der wich
tigsten Fragen unserer Zeit beizutragen.

Wieschlimm die Lage inzwischen gewordenist, verdeutlicht gut der Versuch
eines der bestenjüngerenÖkonomen, einen Weg aus der hiererörtertenSack
gasse zu finden. In einem bemerkenswert freimütigen Artikel präsentiert
Lester Thurow (1982), Harvard-geschulter Professor für Wirtschaftswissen
schaften am MIT, eine erschreckend präzise Beschreibung der gegenwärtigen
weltweiten kapitalistischen Krise und schließt mit den Worten:

»All dies läuft auf folgendes hinaus: Die Weltwirtschaft wird wahrscheinlich noch tiefer im
Treibsand versinken. Wir werden wahrscheinlich weiter steigende Arbeitslosigkeit und wachsen
de Finanzschwierigkeiten haben, wie wir das in den letzten dreieinhalb Jahren bereits erlebt ha
ben. Es gibt schlichtweg keinen Hinweis darauf, daß die westlichen Nationen, einzeln oder ge
meinsam, über irgendein Programm oder irgendwelche Maßnahmen verfügten, mit denen die
Flut gestoppt und ein Gezeitenwechsel herbeigeführt werden könnte.«

Was dann jedoch im letzten Abschnitt des Artikels folgt, verdient den Antikli-
max-Preis für 1982: »Vom Standpunkt dieses Ökonomen aus gesehen, (...) be
steht die Lösung in der altmodischen keynesianischen Ankurbelung. Solange
wir nicht bereit sind, so etwas zu praktizieren, werden Amerika und die Welt
wohl weiterhin in etwas feststecken, was man die Große Stagnation nennen
könnte.« Voll Erstaunen reibt man sich die Augen. Da redet jemand von An
kurbeln! In den 70er Jahren, dem Jahrzehnt, in dem die Große Stagnation ein
setzte, gab es kein einziges Jahr, in dem der Bundeshaushalt ausgeglichen ge
wesen wäre, und das Gesamtdefizit der zwölf Jahre 1970 bis 1981 lag bei über
300 Milliarden Dollar. Und die Reagan-Administration hat, trotz allen Ge
schimpfes auf ihre verschwenderischen Vorgänger, einen Kurs der Steuersen
kungen für die Reichen und der Spenden ans Pentagon eingeschlagen, bei dem
diese bald wie Geizkragen aussehen werden: in neuesten Schätzungen wird
noch für lange Zeit ein Haushaltsdefizit von weit mehr als 200 Milliarden Dol
lar pro Jahr veranschlagt. Dies ist auch nicht die einzige Art des Ankurbeins,
die in den letzten Jahren praktiziert worden ist: Geldpolitik und eine entspre-
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chende Bankpolitik und ähnliches waren wesentliche Elemente der beispiello
sen Explosion privaterVerschuldung, welche diegesamte Zeitnach dem Zwei
ten Weltkrieg kennzeichnete. Und doch hat dieses ganzeSpektrum von Ankur
belungsmaßnahmen furchtbarversagt und esnichtvermocht, dem Akkumula
tionsprozeß, den Thurow wie alle anderen Ökonomen als Schlüssel zur Ge
sundheit der kapitalistischen Wirtschaft erkennt, wieder Kraft und Stärke zu
verleihen.

Das Gerede über altmodische keynesianische Ankurbelungsmaßnahmen
stellt sich demnach als genauso irrelevant heraus wie das sinnlose Geschwätz
der Monetaristen und der supply-sider. Aber das heißt nicht, daß Keynes irre
levant wäre. Wie oben festgestellt, hat seine »Allgemeine Theorie« von 1936
dieVoraussetzungen für eingründliches Überdenken dergesamten Theorie der
Investitionen geliefert. Unglücklicherweise wurde ein solches Überdenken nie
mals verwirklicht. Der verstorbene Michael Kalecki, der polnische Ökonom,
den man zu Recht als »Erfinder der Keynesschen Revolution vor Keynes« be
zeichnet hat, hat dieses Thema kurz vor seinem Tode mit den folgenden Wor
ten kommentiert:

»Warum sollte es nicht sein können, daß ein kapitalistisches System, sobald es einmal vom Pfad
erweiterter Reproduktion [ Wachstum] abgewichen ist,sichineinerLage mit langfristig einfa
cher Reproduktion [ kein Wachstum] befindet? Solangewir das Problem der Determinanten
der Investitionsentscheidungen nicht gelösthaben, tappen wir tatsächlich völligim Dunkeln, was
in einer solchen Situation passieren wird. Marx hat eine solche Theorie nicht entwickelt, und
auch in der modernen Wirtschaftswissenschaft ist das nicht geleistet worden. Es gibt einige Ver
suche zur Entwicklung einer Theorie der zyklischen Schwankungen. Die Probleme der Determi
nation von Investitionsentscheidungen einschließlich... des langfristigen Trends sind jedoch sehr
viel schwieriger als der Fall des 'reinen Konjunkturzyklus' ... Eins ist mir klar: das langfristige
Wachstum des Nationaleinkommens einschließlich zufriedenstellender Auslastung der Anlagen
ist alles andere als selbstverständlich.« (Kalecki 1968)

Wir wollennicht behaupten, daß einfacheine »Theorieder Determinanten von
Investitionsentscheidungen« gebraucht werde: Das Problem ist viel breiter und
schließt eine entscheidend wichtige historische Dimension ein — dieser ist in
den letzten Jahren von denjenigen Ökonomen eine gewisse Aufmerksamkeit
geschenkt worden, die von der Hypothese angetan waren, daß sich die kapita
listischeEntwicklung in ungefähr den letzten 200 Jahren in langen Zyklen voll
zogen hat. Was wir hier sagen wollen, ist nur, daß dies ein stark vernachlässig
tes und unentwickeltes Gebiet der Wirtschaftsforschung ist, das von keinem
Ökonomen, der zu den wichtigsten Problemen unserer Zeit ernstgenommen
werden will, länger vernachlässigt werden kann. Was die bürgerliche Wirt
schaftswissenschaft angeht, so hat Keynes damit begonnen, und es stünde sei
nen Nachfolgern gut an, den Faden dort aufzunehmen, wo er ihn hat fallen
lasen.

Aber es gibt noch andere Gründe, aus denen Keynes relevant ist. Ein Groß
teil der »Allgemeinen Theorie« befaßt sich damit, inwiefern und warum die
klassische und die neoklassischeÖkonomie sich irrt, wenn sie von der Annah
me ausgeht, in die kapitalistische Wirtschaft seien Tendenzen eingebaut, die
auf Vollbeschäftigung hinarbeiten und also darauf hin, jede Abweichung von
der Vollbeschäftigung selbsttätig zu korrigieren. Aber hier hat er nicht aufge-
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hört. Er hat darüber hinaus seine Auffassungen dazu dargelegt, wie der Staat
in kapitalistischen Gesellschaften diesem Mangel an automatischen Regula
tionsmechanismen abhelfen könnte und seiner Meinung nach sollte. In der
Nachkriegszeit haben Keynes' Nachfolger, auf jeden Fall diejenigen, die zu
den Propheten der »Neuen Wirtschaftslehre« wurden, diese Anschauungen,
wie oben bemerkt, vulgarisiert, bis zu dem Punkt, daß der Keynesianismus
in ein Allheilmittel gegen die kapitalistischen Konjunkturzyklen verwandelt
wurde.

Gewiß hat Keynes sich selbst mit den Konjunkturbewegungen befaßt, er ist
jedoch sehr vielweitergegangen. Jeder, der sich die Mühe macht, das letzte Ka
pitel der »Allgemeinen Theorie« mit dem Titel»Schlußbetrachtungenüber die
Sozialphilosophie, zu der die Allgemeine Theorie führen könnte« zu lesen,
wird einen Geist wiedererkennen, der die Tradition der kritischenbürgerlichen
Denker der Vergangenheit fortsetzt — derjenigen Tradition, die Marx im
Nachwort zur zweiten Auflage des »Kapital« »uneigennützige Forschung«
nennt, im Gegensatz zur »bezahlten Klopffechterei«. Keynes hat klargesehen,
daß der Kapitalismus etwas in sich enthält, was langfristig ein potentiell ver
hängnisvoller Mangel ist, und er wollte ihn eliminieren, nicht nur mit Leuko
plast flicken. Um dieses Ziel zu verfolgen, war er bereit, radikale Reformen zu
erwägen, wie die weitgehendeAngleichungder Einkommensverteilung mittels
der eventuellen Beseitigung der Rentierseinkommen (d.h. Zins und Rente) und
einer »ziemlich umfassenden Verstaatlichung der Investition« (Keynes 1936,
319). Er erkannte, daß die Ausdehnung der Staatsfunktionen, die diese Refor
men mit sich führen würden, »einem Publizisten des neunzehnten Jahrhun
derts oder einem zeitgenössischen amerikanischen Finanzmann als ein schreck
licher Eingriff in die persönliche Freiheit erscheinen würden« (ebd., 321) — ei
ne Feststellung, die man, wenn sie heute geäußert würde, als kolossale Unter
treibung bewerten müßte.

»Ist die Erfüllung dieser Ideen eine traumhafte Hoffnung?« fragt Keynes im
Schlußabschnitt. »Haben sie ungenügende Wurzeln in den Beweggründen,
welche die Umwandlung der politischen Gesellschaft beherrschen? Sind die In
teressen, die sie durchkreuzen werden, stärker und deutlicher als jene, denen
sie dienen werden?« Und er erwidert: »Ich versuche an dieser Stelle nicht, eine
Antwort zu geben. Es würde einen Band erfordern, dessen Charakter von die
sem verschieden wäre, um selbst nur im Umriß die praktischen Maßnahmen
anzudeuten, in welche sie allmählich gekleidet werden könnten.« (Ebd., 323)

Wir wollen natürlich nicht behaupten, daß Keynes die Antworten bereits
hatte oder daß er sie in der nie geschriebenen Fortsetzung der »Allgemeinen
Theorie« gegeben haben würde. Wichtig ist, daß er vor die Grundfrage der
Macht der herrschenden Klasse gestellt worden wäre, falls er diese Argumenta
tionslinie weiter verfolgt hätte. Ob er das, angesichts seiner ideologischen Bin
dung an den Kapitalismus, auch getan hätte, ist natürlich eine Frage der Spe
kulation. Den Lesern von »Monthly Review« ist bekannt, daß wir eine völlig
andere Auffassung als Keynes darüber haben, welche Maßnahmen erforder
lich sind, um die enorme latente Macht der heutigen entwickelten Volkswirt
schaften aus dem Würgegriff der kapitalistischen Herrschaft zu befreien. Aber
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anders als die etablierten Wirtschaftswissenschaftler von heute, einschließlich
seiner späten Anhänger, wußte Keynes zumindest, daß die Probleme, die an
stehen, real sind und toternst, und er scheute sich nicht, sie in Angriff zu neh
men. Er war ein uneigennütziger Forscher, kein bezahlter Klopffechter. Gibt
es davon heute immer noch welche?

Anmerkungen

* Zuerst erschienen in: Monthly Review, vol.34, no.8, Januar 1983, 1-11, unter dem Titel
»Listen, Kcynesians!«. Copyright 1983 by Monthly Review Press. Nachdruck mit Geneh
migung der Monthly Review Foundation. Übersetzt von Rolf Nemitz.

1 Einige Historiker des ökonomischen Denkens werden wohl die Aufassung vertreten, daß
die Voraussagen der klassischen Ökonomen, beginnend mit Ricardound Malthus, welche
der politischen Ökonomie des frühen 19. Jahrhunderts den Ruf einer»schrecklichen Wis
senschaft« einbrachten, zu dieser Zusammenfassung in Widerspruch stehen. Dies ist jedoch
mehr scheinbar als wirklich der Fall. Diese Denker, vor allem Ricardo, argumentierten auf
derGrundlage von zweiunterstellten Naturgesetzen, dem GesetzdersinkendenErträge und
dem Malthusschen Bevölkerungsgesetz, daß der Kapitalakkumulation die Luft ausgehen
würde, weil Löhne und Renten die Profite so weit auffressen würden, daß den Kapilalisten
wederdas notwendigeKleingeld bliebenochder Anreizzur Fortsetzung der Akkumulation.
Man muß unbedingt sehen,daß diese Argumentationeinensehrstarken politisch-ideologi
schen Einschlaghat: sie war mehr oder wenigerzu dem Zweck entworfen worden, die Sa
che des Freihandels zu unterstützen. Die Aufhebung der com laws (des Agrar-Protektionis-
mus) sollte, soweit England betroffen war, das Gesetz der sinkenden Erträge erfolgreich
aufheben und auf diese Weise den Akkumulationsprozeß von seinen Fesseln befreien. Die
ses Ziel wurde 1846 erreicht, danach hörten dieÖkonomen auf, sichGedankendarüber zu
machen, wovon das zukünftige Wachstum des Kapitalismus bedroht sein könnte.

2 Das machen zwei Detailuntersuchungen dieser Periode sehr deutlich: Stoncman 1979 und
May 1981.

3 Nachwort zur 2. Auflage von Band 1 des »Kapital«, MEW 23, 20. Marx bezieht sich spe
ziell auf den »Hader des industriellen Kapitals mit dem aristokratischen Grundeigentum«
(ebd.), welcher die Beteiligung von Englands herausragenden ökonomischen Denkern an
den Auseinandersetzungen der 20er Jahre des vorigen Jahrhunderts hervorrief.

4 Wir haben die Gründe hierfür viele Male in »Monthly Review« dargelegt. Die neueste und
sehr kurze Zusammenfassung findet man in Magdoff/Sweezy 1982.
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Harald Mattfeldt

Keynesianismus, Monetarismus und Demokratie

I. Problemstellung

Die Suche nach alternativen wirtschaftspolitischen Konzeptionen und die Dis
kussion darum im marxistischen und keynesianischen Spektrum findet statt
vor dem Hintergrund einer langanhaltenden Weltwirtschaftskrise und einem
weltweiten ideologischen und politischen Vormarsch neoliberaler und neokon
servativer Kräfte vor allem auch im wirtschaftswissenschaftlichen Bereich.1 Es

ist richtig, daß in der Geschichte der Wissenschaften sehr häufig der materielle
Gebrauch der Wissenschaften hinter dem ideologischen zurückfiel. Ebenso
richtig ist aber auch, daß ihr ideologischer Gebrauchswert in einen mit großer
praktischer Bedeutung einmünden kann (Liedman 1982, 499). Für die Wirt
schaftswissenschaften kann insgesamt festgestellt werden, daß ihre praxeologi-
sche Bedeutung zugenommen hat, wie sich an konkret durchgeführten wirt
schaftspolitischen Maßnahmen sowie an Gesetzesformulierungen (Sachver
ständigenratsgesetz, Stabilitätsgesetz etc.) zeigen läßt. Daß dies nicht zu Lasten
der ideologischen Funktion der Wirtschaftswissenschaften gegangen ist, er
weist sich nicht zuletzt an der neokonservativen Offensive, die in wichtigen
Teilen mit Argumenten geführt wird, die der neoklassischen Theorie entnom
men sind. Darüber hinaus zeigt sich in der letzten Zeit im Bereich der offiziell
beratenden Wirtschaftswissenschaft, daß sich ihre Vertreter sowohl bei ihren
Krisenanalysen wie auch ihren wirtschaftspolitischen Empfehlungen nicht
mehr auf das »eigentlich Wirtschaftliche« beschränken, sondern wieder zu
»politischen« Ökonomen werden. Sowohl bei ihren Diagnosen wie in ihren
Therapien wird das politische Teilsystem mit seinen Entscheidungsstrukturen
(zumindest implizit) immer stärker einbezogen. Gerade bei den wissenschaftli
chen Verfechtern marktradikaler Sanierungsstrategien der Krise ist dabei wie
der — wie in der Endphase der Weimarer Republik — eine gewisse Vorliebe
für die Veränderung bisheriger parlamentarisch-demokratischer hin zu autori
tären politischen Entscheidungsstrukturen (»starker Staat«) und zur Ein
schränkung der Tarifautonomie erkennbar.

Die die Fakultäten, Lehrbücher und Gutachtergremien beherrschende Wirt
schaftswissenschaft hat es allerdings (verständlicherweise) bisher versäumt, die
Frage, ob es Zusammenhänge zwischenauf der Grundlage ihrer theoretischen
Ansätze entwickelten wirtschaftspolitischen Konzeptionen und der Entwick
lung des politischen Systems gibt, zu ihrem Forschungsgegenstand zu machen.
Überhaupt gibt es hier wenig Analysen über Tendenzen der gesamtgesellschaft
lichen, der politischen und der ökonomischen Entwicklung. Die Stufentheo
rien Fourastiescher oder Rostowscher Provenienz sind zwar plausible Deskrip-
tionen, sie versuchen aber in keiner Weise, theoretische Zusammenhänge zwi
schen der ökonomischen und politischen Entwicklung herzustellen, wie dies
bei Marx oder etwa noch bei Schumpeter geschieht.2 Die Klärung des Verhält
nisseszwischenökonomischer, ideologischer und politischerEntwicklung, ein
schließlich der Rolle wirtschaftspolitischer Konzeptionen dabei, sollte aber ein
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Problembereich jeder Wirtschaftswissenschaft sein, die sich als Politische
Ökonomie begreift.

Bei der »linken« Antwort auf die Selbstheilungsstrategien monetaristisch-
angebotsorientierter Prägung, bei der Diskussion um eine alternative Wirt
schaftspolitik also und über ihre theoretischen Grundlagen im Marx-Keynes-
Spektrum wird darauf hingewiesen, daß sich am ehesten im Bereich der Unter
konsumtionstheorien Verbindungs- und damit »Bündnis« glieder finden lassen
(Glombowski 1982, 128ff.). Hierin zeigt sich in gewisser Weise eine gegensätz
licheEntwicklung bei kritischen Ökonomenim Vergleich zur vorherrschenden
Lehre, nämlich eine »theorie-ökonomische« Verkürzung der Diskussion um
alternative Wirtschaftspolitik, die fast als Fortsetzung der bisherigen »unpoli
tischen« Lehrstuhl- und Lehrbuchökonomie erscheint, die sich inzwischen
»politisiert« hat und mehrheitlich scharf gegen Sozial- und Reformpolitik und
die sie tragenden Gewerkschaften argumentiert. Selbst wenn man der Meinung
ist, daß es nicht die Hauptaufgabe oder überhaupt nicht die Aufgabe kritischer
Ökonomen als Wissenschaftler sei, alternative und handlungsorientierte wirt
schaftspolitische Konzepte, schon gar nicht stellvertretend für die Lohnabhän
gigen, zu entwickeln, so läßt sichsicherlich Einigkeit darüber erzielen, daß kri
tische Ökonomen nicht nur über »falsche ökonomische Theorien« — wie die
auch immer erkennbar sein mögen —, sondern auch über die impliziten und
expliziten undemokratischen und »unsozialen« Gehalte und Tendenzen auf
der Basis ökonomischer Theorie erarbeiteter wirtschaftspolitischer Konzepte
aufklären sollten (Glombowski 1982, 138). Neben mehr theorie-definierten
könnten sich damit weitere gemeinsame Arbeitsfelder für kritische Ökonomen
unterschiedlicher Ansätze auftun.

Ein allein auf der Grundlage gemeinsam akzeptierter »richtiger« Theorie zu
stande gekommenes, also »mono«-alternatives Wissenschaftsprogramm wür
de andere theoretische Ansätze von vornherein ausgrenzen, die sehr wohl für
den Bereich der Kritik wirtschaftspolitischer Konzepte und ihren möglichen
Entdemokratisierungs- und Pauperisierungspotentialen zu gleichen Ergebnis
sen kommen können. Ähnliches gilt für Ausgrenzungsversuche auf der
Grundlage eines »Dogmas der Unorthodoxie«, mit dessen Hilfe sogenannte
Orthodoxe, seien sie marxistischer oder sonstiger Couleur, verfemt und für die
Bestellung gemeinsamer Erkenntnisfelder als ungeeignet ausgeschieden wer
den.3 Hält man nichts von diesen Ausgrenzungen und allein im engeren Sinne
theorie-definierten Erkenntnisprogrammen für eine alternative Wirtschaftspo
litik, so sollte angesichts der aktuellen Probleme und Entwicklungen auch von
Keynesianern überlegt werden, ob es Zusammenhänge zwischen wirtschafts
politischen Konzeptionen und der Entwicklung des politischen Systems gibt.
Dies ist die Frage danach, ob ein von Marx und Keynes als krisenproduzieren
des oder instabil erkanntes wirtschaftliches System längerfristig mit einem de
mokratischen politischen Systems verträglich ist, ohne daß sich die demokrati
sche Qualität des politischen Systems verschlechtert. Hier ist das Problem von
strukturellen Unverträglichkeiten von Teilsystemen bei länger anhaltenden
Krisen angesprochen und die Frage, ob wirtschaftspolitische Konzepte demo
kratische politische Strukturen stützen, sie gefährden oder ob sie »regime-neu-
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tral« sind. Für den Keynesianismus als wirtschaftspolitischer Konzeption (und
als »politischem Prinzip«) wäre eine entsprechende Einschätzung vorzuneh
men. Finden sich vergleichbareEinschätzungen in diesem Sinne bei Marxisten
und Keynesianern, so ließesichauch auf dieserGrundlage ein »bündnisorien
tiertes« wirtschaftswissenschaftliches Erkenntnisprogramm formulieren. In
diesem Sinne sollten nicht nur allein »Marxisten ... ihre Kreativität auf die ar
gumentative Unterstützung und die Entwicklung von Widerstandsstrategien
für Gewerkschaften, 'neue soziale Bewegungen' und Unterprivilegierte rich
ten« dürfen (Glombowski 1982, 138).

IL Ökonomische Krise und Demokratieentwicklung

/. Grundsätzliche Krisenerklärungsmuster

Ausgangspunkt unserer Überlegungen ist eine Skizze grundlegender Erklä
rungsmuster für Krisen in marktwirtschaftlich-kapitalistischen Systemen. Nur
von hier aus sind die unterschiedlichen Diagnose- und Therapievorstellungen
wirtschaftspolitischer Konzeptionen verständlich.

Prinzipiellgibt es zweiverschiedene Erklärungsmuster für Krisen und Insta
bilitäten in diesen Systemen. Die erste Variante behauptet, daß das Wirt
schaftssystem aus sich heraus Krisen produziere, d.h. endogene Faktoren wer
den für die Instabilitäten verantwortlich gemacht. Dabei finden sich zwei Aus
prägungen dieser Variante: In Übereinstimmung mit den empirischen Befun
den wird in der ersten Version aufgrund der internen Struktur des Systems ein
regelmäßig wiederkehrender Krisenzyklus abgeleitet. Bei der zweiten Version
wird die Krise als Resultat zeitlich zusammentreffender, mehr oder minder zu
fälliger Entwicklungen von Systemvariablen erklärt, wobei insbesondere auch
psychologische Faktoren die »letzten«, also nicht weiter hinterfragten Fakto
ren darstellen. Die marxistische Krisentheorie gehört zur ersten Version dieser
Variante. Keynes hat keine systematische Krisentheorie entwickelt. Aus der
Ableitungseines Gleichgewichts bei Unterbeschäftigung und der Verwendung
seines Analyseapparats, der sich u.a. auf psychologische»Gesetzmäßigkeiten«
und Prädispositionen der Wirtschaftssubjektestützt (fundamentales psycholo
gisches Gesetz, Liquiditätsvorliebe usw.), könnte geschlossen werden, daß er
eine Art Beriebsunfallansatz vertritt. Beide Versionen, die marxistischen wie
die keynesianischen, gehen aber davon aus, daß Instabilitäten bei Krisenanfäl
ligkeiten im Wirtschaftssystem selbst angelegt sind (Kühne 1977, 182).

Davon setzt sich die zweite Variante ab, die die destabilisierenden Einflüsse
nicht im Wirtschaftssystem selbst vermutet, sondern sie auf exogene, dem Sy
stem von außen aufgezwungene, nach dem ursprünglichen Bauplan offenbar
nicht vorgesehene Faktoren zurückführt. Sie setzen die im System eingebauten
Stabilisatoren »quasi gewaltsam« außer Kraft; ihre Anpassungs- und Ausglei
chungskapazitäten, die nur für den »internen Gebrauch« ausgelegt sind, wer
den überbeansprucht. Bei anhaltenden exogenen Stößen wird das Gesamtsy
stem aus der Bahn geworfen und reagiert bei der Suche nach den alten oder
neuen Gleisen (Gleichgewichtslagen) mit entsprechenden Sanktionen. Erst bei
Ausschaltung der exogenen Störungen werden nach dieser Version die Selbst-
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heilungskräfte und built-in-Stabilisatoren wieder vollwirksam werden können.
Beidieser Variante wird in der Regel auf die Ableitung der Stabilisierungsthese
verzichtet. Sie wird axiomatischvorausgesetzt,während bei der ersten Variante
die Ableitung von Instabilitäten aus der internen LogikdesWirtschaftsprozes-
sesim Mittelpunkt steht. ImStabilitätsansatz stehtder Staat mit seinen diskre
tionären Eingriffen in die Güter- und Geldmärkte im Zentrum der Ursachen
analyse von Krisen; im Bereich des Arbeitsmarktes sind die für ein freies
Marktsystem mit »systemwidriger Monopolmacht« ausgestatteten Anbieter,
d.h. dieOrganisationender Arbeitnehmer, Krisenverursacher. Weitere exogene
Destabilisierungsfaktoren sindder durchdiestaatliche Bürokratieund dieVer-
ordnungs- und Auflagenpolitik, einschließlich der Sozialversicherungssysteme,
immer enger werdende Rahmen für marktmäßige wirtschaftliche Betätigung.

Aus diesen beiden kurz skizzierten Erklärungsmustern für kapitalistische
Krisenerscheinungen folgen prinzipiell unterschiedliche wirtschaftspolitische
Konzeptionen. Die Bekämpfung endogen verursachter Krisen kann nur mit
Hilfe von Instanzen geschehen, die eben nicht direkt den endogenen Spielre
geln des Wirtschaftssystems, vor allem dem Profitkalkül, unterstehen. Das
Wirtschaftssystem muß danach durch exogene Einflüsse und Anstöße so be
einflußt werden, daß die gesellschaftlich unerwünschten Folgen der Krise be
seitigtbzw. die bisherige wirtschaftliche Systemstruktur muß so verändert wer
den, daß krisenhafte Erscheinungen erst gar nicht auftreten können. Beides
verlangt den außerhalb deswirtschaftlichen Systems geplanten und von außen
dirigierten Eingriff durch staatliche Instanzen, also eine Politisierung der Öko
nomie. Aus dem Stabilitätsansatz hingegen ist wirtschaftspolitisch die Zurück
drängung der staatlichen und sonstigen exogenen wirtschaftssystemwidrigen
Einflüsse zu fordern. Auch letzteres kann zu einer Systemveränderung führen,
diesmal aber des »staatlichen«, des politischen Systems. Ist dies nämlich wegen
der ständigen exogenenEingriffe »schuldig« an der Instabilität bzw. mangeln
den Selbstheilungskraft des ökonomischen Systems, so muß sich »der Staat«
ändern. Gleiches gilt für den exogenen Einfluß »Gewerkschaftsmacht«. Wer
die Krise, ihre Ursachen und/oder ihre Symptome bekämpfen will, muß also
jeweils Teile des gesellschaftlichen Gesamtsystems verändern. Dies kann nicht
nur quantitative, sondern vor allem auch qualitative Änderungen mit sich
bringen.4 Die beiden wirtschaftspolitischen Positionen, die hier angesprochen
sind, werden üblicherweise mit den Begriffen des Keynesianismus auf der ei
nen und der Laissez-faire- oder Selbstheilungsdoktrin auf der anderen Seite be
zeichnet. Dabei ist Keynesianismus als Sammelbezeichnung für eine Position
zu verstehen, die eine konsequente Antikrisen- und Beschäftigungspolitik
durch aktive staatliche Prozeßsteuerung fordert. Die inhaltlichen Ausprägun
gen der beiden wirtschaftspolitischen Positionen sind so hinreichend bekannt,
daß hier nicht weiter darauf eingegangen werden muß.

2. Demokratisches System und wirtschaftspolitische Konzeptionen

In diesem Abschnitt geht es um die Kompatibilitäten bzw. Inkompatibilitäten
dieser beiden grundsätzlichen Sanierungsstrategien mit demokratischen politi
schen Systemen. Auch versteht es sich von selbst, daß bisher prinzipiell argu-
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mentiert wurde und weiter argumentiert werden wird. Selbstverständlich sind
alle möglichen Kombinationen zwischen den beiden grundsätzlichen Positio
nen denkbar im Sinne eines »ein bißchen weniger Keynes, ein bißchen mehr
laisser-faire«. Die Fragestellung bezieht sich damit darauf, welche Beiträge
wirtschaftspolitische Konzeptionen zur Bestandserhaltung desdemokratischen
politischen Systems unter Krisenbedingungen erbringen oder ob, bei konse
quenter Anwendung ihrer Rezepturen, ihnen innewohnende Entdemokratisie-
rungspotentiale freiwerden, die die Qualität des politischen Systems in negati
ver Weise beeinflussen.

Die herrschende Vorstellung bezüglich der wirtschaftspolitischen Konzep
tion, die das Selbststeuerungsmodell zugrunde legt, ist die, daß sie die ideale
Entsprechung zu einer parlamentarischen Demokratie darstelle. Die Verknüp
fung liberal-demokratischer Systeme* und liberaler Wirtschaftskonzeptionen
findet ihren Ausdruck etwa in den politökonomischen Ansätzen, die das politi
sche System mit Hilfe des marktanalytischen Instrumentariums untersuchen
und Interessen- und Wählermärkte konstruieren, auf denen Politiker, Parteien
und Verbände als Anbieter und Nachfrager fungieren.6 Die »freie Marktwirt
schaft« scheint danach am ehesten mit den Spielregeln eines »freiheitlich de
mokratischen« politischen Systems vereinbar zu sein und umgekehrt. Der freie
Austausch von Gütern, die Steuerung durch das Nutzen- und Gewinnmaxi-
mierungskalkül vertrage ebensowenig den autoritären Staat, wie das Ringen
um die politische Macht zwischen verschiedenen Parteien nach dem Wähler-
maximierungskalkül mit der Unterdrückung von Meinungs- und Koalitions
freiheit usw. vereinbar sei. Die Verfechter des liberalistischen Modells von

Adam Smith, der sein Hauptwerk »Reichtum der Nationen« ja explizit gegen
den merkantilistischen, politisch und ökonomisch autoritären Staat schrieb,
bis zu Milton Friedman (»Kapitalismus und Freiheit«) stellen den genannten
Zusammenhang immer wieder her.7 Auf der anderen Seite ist aber bekannt,
daß autoritäre politische Systeme, wie etwa das Regime in Chile, im größten
Zeitraum ihrer Herrschaft die monetaristische Selbstheilungsdoktrin zu ihrer
wirtschaftspolitischen Konzeption gemacht haben (Hertwig 1983,1124ff.). Al
so ist das liberalistische wirtschaftspolitische Modell auch mit extrem antide
mokratischen Regimen vereinbar.

Gleiches gilt für den Keynesianismus. Man könnte behaupten, daß eine
quantitativ relevante keynesianische Wirtschaftspolitikeher mit totalitären Re
gimen betrieben werden kann als mit parlamentarisch-demokratischen. Die
wirtschaftspolitischen Praktiken des Nationalsozialismus bezüglich seiner Be-
schäftigungs- und Wachstumspolitiksind als keynesianische Wirtschaftspolitik
in diesemSinne interpretierbar (Erbe 1958). Keynes selbst scheint dieseAuffas
sung nicht von der Hand zu weisen, wie sich aus dem Vorwort zur deutsch
sprachigen Ausgabe der »General Theory« herauslesen läßt (Keynes 1966, IX).
Allerdings ist auch eindeutig, daß sich keynesianische Wirtschaftspolitiken
sehr wohl mit parlamentarisch-demokratischen politischen Systemen vertra
gen. Hier ließen sich zahlreiche Beispiele anführen. Nicht zuletzt war auch die
Globalsteuerung in der BRD und sind wesentliche Teile der österreichischen
Wirtschaftspolitik keynesianisch inspiriert.8
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Die kurzen Ausführungen zum Laissez-faire-Modell wie zur keynesiani
schen Wirtschaftspolitik scheinen die These zu bestätigen, daß beide wirt
schaftspolitischen Konzeptionen regimeneutral, also mit verschiedenen For
men politischer Herrschaft im Kapitalismus vereinbar sind und es damit einer
bewußten Entscheidung der jeweiligen politischen Entscheidungsträger bedarf,
welcher wirtschaftspolitischen Grundkonzeption sie sich anschließen wollen.
Das Entscheidungskalkül bei Regimeneutralität würde von politischen Vorstel
lungen und ökonomischen Effizienzkriterien bestimmt werden.

Die vorläufige Kennzeichnung der beiden wirtschaftspolitischen Positionen
als regimeneutral beruht auf Selbsteinschätzungen der Vertreter der Konzepte
bzw. auf Plausibilitätshinweisen bezüglich ihrer Anwendung in verschiedenen
Ländern mit unterschiedlichen Herrschaftsformen. Die Leistungen dieser
Konzeptionen für die Erhaltung des politischenSystemsder parlamentarischen
Demokratie sind damit aber noch nicht untersucht worden. Wir wenden uns
jetzt dieser Frage zu. Der zentrale Gesichtspunkt dabei ist der des ökonomisch
vermittelten Basiskonsenses bezüglich des Gesamtsystems. Dies zielt auf das
Problem, wie die in einer kapitalistischen Gesellschaft mit parlamentarischer
Demokratie vorhandenen unterschiedlichen Interessenslagen und Konfliktpo
tentiale ausgesteuert werden können, ohne den Bestand des Gesamtsystemszu
gefährden, und welche Rolle die Wirtschaftspolitik dabei spielt.

3. ökonomisch vermittelter Basiskonsens

In kapitalismuskritischen Untersuchungen über keynesianische Politik wird
häufig von dem Widerspruch von Kapitalismus und liberaler Demokratie aus
gegangen (Altvater 1983, 14). Aufgabe staatlicher Wirtschaftspolitik ist es
dann, Stabilisierungspraktiken zu entwickeln, die die Bestandserhaltung des
gesellschaftlichen Gesamtkomplexes sichern, d.h. auch zu verhindern, daß
Ungleichgewichte in Teilkomplexen auf andere übergreifen und so das Ge
samtsystem gefährden. Vor dem Hintergrund klassentheoretischer Analysen
bedeutet dies,daß dieWirtschaftspolitik dieÜberlebensfähigkeit der durch die
Kapitalverwertung bestimmten politischen und ökonomischen Struktur des
Systems nur durch einen ständigen Kompromiß zwischen den Klassen sichern
kann (Altvater 1983, 16).Die Versöhnung des Widerspruchs zwischen im enge
ren Sinne ökonomischen und demokratisch-politischem Teilsystem erfolgt auf
der Grundlage einer Aussteuerung der Konflikte bzw. einer Verhinderung ihres
Ausbrechens mit Hilfe eines ökonomischen, sprich wirtschaftspolitischen —
und nicht allgemeinpolitischen — Instrumentariums. Der Konsens über das
gesellschaftlicheGesamtsystem mit kapitalistischer Produktionsweise und par
lamentarischer Demokratie bei gegebener Widersprüchlichkeit dieser Teilkom
plexe wird letztlich ökonomisch und nicht politisch vermittelt.

Den ökonomisch vermittelten Konsens über die Grundlagen der gesell
schaftlichen Struktur und ihrer Teilstrukturen schlechthin als typisch keynesia-
nisches Politikmodell oder Keynesianismus zu bezeichnen, ist ungenau.9 Mit
dem Begriff des Keynesianismus ist ja untrennbar verbunden der bewußte
staatliche Eingriff in den Wirtschaftsprozeß, d.h. Keynesianismus ist im Un
terschied zum Liberalismus und Neoliberalismus im wesentlichen immer auch

DAS ARGUMENT 145/1984 ('



Keynesianismus, Monetarismus und Demokratie 397

Ablaufpolitik und legt sein Schwergewicht nicht auf Ordnungspolitik, wie dies
beim Neoliberalismus der Fall ist. Ein ökonomisch vermittelter Basiskonsens

ist keineswegs notwendigerweise keynesianisch. Die Geschichte der Bundesre
publik gibt ein anschauliches Beispiel hierfür.

Von der Gründung der BRD bis Anfang der 60er Jahre wurde der gesell
schaftliche Konsens über die kapitalistische Produktionsweise in der parlamen
tarischen Demokratie in Form der »sozialen Marktwirtschaft« neoliberali-

stisch-privatwirtschaftlich (im Gegensatz zu, wenn man so will, keynesianisch-
staatswirtschaftlich) vermittelt. Dies war möglich wegen der hohen realen
Wachstumsraten, abnehmender Arbeitslosigkeit und geringer Inflation. Au
ßerdem war der konservativ-regierte neoliberale Staat in vergleichbarem Maße
sozialstaatlich wie der spätere »keynesianische Staat« der Globalsteuerungs-
ära. Die Zeit nach der Währungsreform mit ihren durchschnittlich hohen
Wachstumsraten war notwendige Voraussetzung für die Verankerung eines
Konsenses über die Grundstruktur des politischen und ökonomischen Systems
in der Bevölkerung. Angesichts der Sozialismus- und Gemeinwirtschaftsdis-
kussion nach dem Kriege und der Sozialisierungforderungen in der Program
matik aller Parteien in dieser Zeit wäre es für die privatwirtschaftlich-kapitali
stische Struktur des ökonomischen Systems prekär geworden, wenn unter
marktwirtschaftlich-neoliberalem Vorzeichen gleich zu Beginn der BRD ein
schneidende Krisen aufgetreten wären. Der Basiskonsens über die ökonomi
sche Struktur wäre vermutlich parlamentarisch-demokratisch längerfristig
nicht herstellbar gewesen. Erst in der »Wirtschaftswunderzeit« wuchs dieser
Konsens, und neoliberale Positionen, diemit Selbtsteuerungsdoktrinen einher
gehen, erhielten nach ihrem Versagen in der Weltwirtschaftskrise Anfang der
1930er Jahre ihre Glaubwürdigkeit zurück. DerErfolgdieserwirtschaftspoliti
schen Konzeption in den 50erJahren erklärt erst die Halbherzigkeit des in der
BRDspäter realdurchgesetzten Keynesianismus in seiner Ausprägung als Glo
balsteuerung (»Soviel Markt wie möglich, soviel Staat wienötig«). Das Versa
gen dieser Form des Keynesianismus in den 70er Jahren begründet (teilweise)
den Erfolg beider Wiederbelebung derSelbstheilungsdoktrin inder Bundesre
publik. Diese Position tritt aktuell in der BRD sowohl in ihrem theoretischen
Anspruch wie in ihren wirtschaftspolitischen Ausformungen in weit schärferer
Form auf als in den Anfangsjahren der Bundesrepublik, wo die soziale Kom
ponente der »sozialen Marktwirtschaft« nicht nur verbal sehr viel stärker be
tont wurde, sondern wegen der hohen realen Wachstumsraten auch einfacher
realisierbar war. Die Phase des in der BRD in expliziter Form betriebenen Key
nesianismus umfaßt allerhöchstens acht bis zehn Jahre, von 1967bis zur Mitte
der70er Jahre, also weniger alsein Drittel derZeit der Existenz der BRD. Die
Übergangszeit von der neoliberalen Wirtschaftspolitik bis zum Stabilitätsge
setz auf keynesianischer Grundlage, d.h. die Zeit von Anfang bis Mitte der
60erJahre, als diezunehmenden Inflationsraten dieerstenVorboten dafür wa
ren, daß die gleichzeitige Erreichung der Zielsetzungen des magischen Vierecks
nicht lange dauern würde, läßt sich ebenfalls nicht als keynesianisch vermittel
ter Grundkonsens kennzeichnen. In dieser Zeit wurde eher der Versuch ge
macht, den Basiskonsens über die Propagierung der Systemrationalitäten
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durch die »neutrale« Instanz Wissenschaft herzustellen bzw. ein entsprechen
des Instrumentarium für die absehbare Brüchigkeit des liberal-ökonomisch
vermittelten Grundkonsenses bereitzustellen. In diese Zeit fällt deshalb auch

nicht zufällig die Gründung des Sachverständigenrats zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Durch diese Ausführungen sollte ver
deutlicht werden, daß die generelle Kennzeichnung der Gesamtepoche der
BRD als ökonomisch vermittelter Basiskonsens mit keynesianischem Vorzei
chen eine Verkürzung darstellt, die aufgrund des Versagens des BRD-Keynes-
ianismus — der Austro-Keynesianismus ist wegen seiner größeren Konsequenz
und anderer Voraussetzungen erfolgreicher10 — in der neuen Weltwirtschafts
krise verhindert, daß diese Konzeption wieder stärker und in konsequenterer
Weise zu einer sinnvollen und durchsetzbaren wirtschaftspolitischen Alternati
ve wird. Die obige Kennzeichnung ist analytisch dann kaum verwertbar, wenn
mit ihr lediglich ausgedrückt werden soll, daß der ökonomisch vermittelte Ba
siskonsens bisher nur eine Chance im Wachstumsstaat hatte. DieseAussage ist
bei gegebener ökonomischer Struktur banal, da Wachstum das Ziel aller bishe
riger, auch der neoliberalen, Wirtschaftspolitik in der BRD war.

Die Feststellung eines Widerspruchs zwischen Kapitalismus und liberaler
Demokratie und seiner Bewegungform in Gestalt wirtschaftspolitischer Kon
zeptionen gibt nicht automatisch einen Hinweis darauf, ob die eine oder ande
re wirtschaftspolitische Konzeptionin der konkreten KriseDemokratisierungs
oder Entdemokratisierungspotentiale freisetzt. Die Kennzeichnung der Wirt
schaftspolitik der neueren Krisenzeiträumein der BRD als rein keynesianische
Versuchezur Herstellung des Basiskonsenses durch Wachstum kann aber, ge
wollt oder ungewollt, einen antikeynesianischen Bioserzeugen und konnte sich
von der kapitalismuskritischen Seite her damit objektiv mit der monetaristi-
schen Gegenrevolution verbünden, die die prinzipielle Unfähigkeit des Staates
zur Regulierung ebenso behauptet wie kapitalismuskritische Positionen.11 Da
bei werden trade-off Beziehungen zwischen staatlich-ökonomischen Regulie
rungsrückzügen und negativen Veränderungen im liberal-demokratischen Sy
stem außer acht gelassen. Wenn behauptet wird, daß der Staat grundsätzlich
nicht in der Lage sei, krisenregulierend tätig zu werden, kann dies zur Ableh
nung keynesianischer Politik führen. Diesist jedoch nicht zwingend. Beieiner
Einbeziehung von Wirkungen praktizierter Selbstheilungsdoktrinen auf das li
beral-demokratisch politische System, d.h. der politischen Opportunitätsko-
sten einesVerzichts auf keynesianische Regulierungen, kann die Entscheidung
sehr wohl für diese wirtschaftspolitische Variante ausfallen, und zwar — je
nach politischem Standort — im Sinne einer Position des second-best. Dies im
pliziert dieThese, daß die Konsequenz nicht-keynesianischer Wirtschaftspoli
tik unter Krisenbedingungen mit längerfristigem Charakter einen zunehmend
autoritären und repressiven Staat im Gefolgehat, der für die Lebens- und Ar
beitsbedingungen der Bevölkerung weit unerträglicher ist als der keynesiani
scheStaat, der die Option einer reformerischen Umgestaltung bei konsequen
ten quantitativen und qualitativen Keynesianismus (staatliche Prozeßpolitik
unter Berücksichtigung der Gebrauchswertaspekte der Produktion und be
trieblicher sowie überbetrieblicher Demokratisierung) offenläßt.
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III. Wirtschaftspolitische Konzeptionen und Demokratie

1. Selbstheilungsdoktrinen und Entdemokratisierung
Das Gesamtsystem ist nach liberalistischer Auffassung harmonisch konstrui
ert, d.h. marktwirtschaftlich-kapitalistisches System und liberale Demokratie
entsprechen sich. Danach können Systemstörungen im wirtschaftlichen Be
reich, die das Gesamtsystem gefährden, nur durch »marktfremde« Gruppen
interessen, Einflüsse aus dem politischenSubsystemherbeigeführt werden. Die
»mit Macht« vertretenen Gruppeninteressen kämpfen gegeneinander. Die »so
zialenGruppen« erkennen nicht, daß siealle»in einemBoot sitzen«und durch
die Auseinandersetzungen nur alle verlieren können. Im Namen des »Allge
meinwohls«, dessen Vertretung ja nach liberalistischer Vorstellung dem Staat
obliegt, istder Staat verpflichtet, diedieGesamtwohlfahrt gefährdenden Strei
tigkeiten zu schlichten oder sonstwie zu unterbinden.

Für das Gesamtsystem und seine Gefährdungen gelten aus liberalistischer
Sicht gleiche Erklärungsmuster wie für das ökonomische Teilsystem. Als Lö
sungsmodell und Lösungspraxis wird nicht — gewissermaßen in liberalisti
scher Konsequenz — ein Mehr an Demokratie empfohlen, sondern der nicht
ökonomisch starke Staat bzw. die Änderung bisheriger demokratischer Ent
scheidungsregeln. Konsens- und Loyalitätskrisen, produziert durch Krisen im
ökonomischen Teilkomplex, sollendaran gehindertwerden, auf das Geamtsy-
stem durchzuschlagen, indem sowohl die Ursachen ökonomischer Krisen wie
ihre Lösungen im politischen Bereich gesucht werden. Das Paradoxon besteht
darin, daß das politische Teilsystem die nach liberalistischer Ansicht von ihm
ausgehenden Hemmnisse für denSelbstheilungsprozeß imökonomischen Teil
system beseitigen soll, Hemmnisse, dieja ihreUrsachen in den Entscheidungs
regeln bzw. ihren »Entartungen« angeblich im politischen Bereich selbst ha
ben. Dem läßt sich deshalb nur dadurch beikommen, daß die Entscheidungs
strukturen und -regeln im politischen Teilkomplex der Gesellschaft geändert
werden. DieForderung danachwirddann verstärkt auftreten, wenn praktisch
angewendete Selbstheilungsdoktrinen nicht erfolgreich sind,weil siediedesta
bilisierenden Systemstrukturen des privatwirtschaftlichen Bereichs eben nicht
außer Kraft setzen, sondern verstärken und somit weiterhin Massenarbeitslo
sigkeit und eine große Zahl von Konkursen produziert werden. Diedurch die
Propagierung der Selbstheilungsdoktrin geweckten Hoffnungen können dann
in einen weiteren Verfall der Massenloyalität umschlagen (Holtz 1982, 601f.).
Dies kann in stärkerem Maße Veränderungspotentiale freisetzen. Lassen sie
sich dadurch einfangen, daß glaubwürdig weiterhin Selbstheilungsdoktrinen
vertreten werden, weil die in der Vergangenheit durchgeführten Maßnahmen
noch nicht ausgereicht haben (Senkung desStaatskonsums, Sozialabbau, Ein
flußnahme auf dieTarifautonomie), dann kann eszu weiteren staatlichvermit
telten Pauperisierungs- und Entdemokratisierungsprozessen kommen. Ein so
politisch vermittelter Basiskonsens (aufderGrundlage von Selbstheilungsdok-
trinen, Aufbau vonFeindbildern, Entprivilegierungsängsten, sonstigen populi
stischen Ideologemen) kann in einen autoritären Staat münden bzw. in einer
Anpassung der Strukturen der politischen Entscheidungsfindung an solche,
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wie sie im ökonomischen Bereich vorherrschen. Wirtschaftspolitische Konzep
tionen auf liberalistischerGrundlage, in Krisenzeiten praktiziert, enthalten also
Veränderungspotentiale für das politische System in der Weise, daß sie eine
Anpassung des politischen Bereichs an den ökonomischen implizieren und da
mit auch an die allgemeinen Entscheidungsmuster im kapitalistischen Betrieb.

Die Forderung, die politischen Spielregeln zu ändern, wird, das läßt sich
prognostizieren, in Zukunft vermehrt von den wissenschaftlichen Protagoni
sten liberalistischer Selbststeuerungsmodelle kommen, wie dies schon in der
Weimarer Republik der Fall war (Krohn 1981, 167ff). Insofern könnte die
Diskussion über den Zusammenhang von marktwirtschaftlichem System und
politischer Ordnung im Lager der wissenschaftlichen Vertreter von Selbsthei
lungsdoktrinen ein Indikator für unsere These der Korrespondenz zwischen
Selbstheilungsmodell und Entdemokratisierungunter Krisenbedingungen sein.
Dies soll an einigen Beispielen gezeigt werden.

Einer der bekanntesten Vertreter im deutschsprachigen liberalistischen La
ger, H. Giersch, hat den Zusammenhang zwischen Ökonomie und Politik in
16 Thesen beleuchtet. Überschrieben sind sie mitdem programmatischen Titel
»Die gefesselte Marktwirtschaft« (Giersch 1983, 13). Im Mittelpunkt steht die
übliche Krisenableitung der Monetaristen, daß nämlich die Ursache der Krise
in den sozialstaatlichen Interventionen liege und daß nicht umgekehrt die
Wirtschaftskrise die Ursache der Krise des Sozialstaates sei. Da das Soziale das
Unternehmerischebeenge,die Selbstheilungskräfte wegen der »Schlepplastdes
Sozialstaates« nicht zur Geltung kommen könnten, sei es notwendig, diese
Fesseln »in einem befreienden Akt« zu lösen. Der Sozialstaat sei so »zu redres
sieren, daß er volkswirtschaftlich nur soviel kostet, wie er als Produktionsfak
tor wert ist«. Dies könne in der »parlamentarischen Demokratieeuropäischer
Prägung auf Anhieb kaum gelingen«, »zu anfällig für den kurzfristigen Ruf
nach dem Sozialen sind die Politiker im harten Parteienwettbewerb in der re
präsentativen Demokratie«. Zwei Therapieschrittc seien deshalb notwendig:
zum einen ein geistiger und moralischer Wandel (»geistige Revolution«), die
die alten Tugenden von Selbstvertrauen und Selbstbehauptung im Gegensatz
zur »Versorgungsmentalität« wiederbelebe. »Kann eine Gesellschaft, die im
staatlichen Volksheim moralisch erkrankt ist, sichselberhelfen?« »Den geisti
gen Wandel herbeizuführen, ist Aufgabe der Intellektuellen.« Der zweite
Schritt bestehe darin, die politischen »Spielregeln« zu ändern. Denn die Auf
gabe der Sanierung der Wirtschaft, die »nicht wenigerZeit verlangt als die In
kubation, also die Zeit, in der die Entwicklung unbemerkt in die falsche Rich
tung lief«, sei um so schwieriger, als »die Öffentlichkeit auf schnelle Erfolge
erpicht ist und in ihrer Ungeduld angeheizt wirddurch Opponenten, die an die
Macht drängen. Da möchte man die politischen Spielregeln geändert sehen,
damit die Politik nicht so kurzatmig sein muß, aber dazu gehört ein sehr brei
ter Konsens quer durch die zerrissene Parteienlandschaft, der nur zustande
kommen kann, wenn die Wähler einen grundlegenden Wandel wirklich wol
len.« Abgesehen von der elitentheoretischen Position bezüglich der Initiatoren
einer »geistigen Revolution«, sind solche Ausführungen nicht geeignet (und
wohlauch nicht dazu gemacht), das Vertrauen in das repräscntativ-demokrati-
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sehe System und seine Fähigkeit, mit einer wirtschaftlichen Krisensituation fer-
tigzuwerden, zu stärken. Zwar wird nicht explizit der autoritäre Staat gefor
dert, aber eineÄnderung der Spielregeln, diedie regulierende Funktion einer
starken Opposition im politischen Bereich, wie sie von liberalen Demokratie
theoretikern betont wird, ausschließt. Zumindest für die Zeit der Krise ist sie
nach dieser Ansicht dysfunktional für den Sanierungsprozeß. Der Wirtschafts
und Sozialdarwinismus in diesen Ausführungen ist als Sanierungsstrategie un
verkennbarund offenbar nur durch eineÄnderungder politischen Spielregeln
zu garantieren. In einer Diskussion über die Zukunft der Marktwirtschaft wird
festgestellt, daß sich die Krise der öffentlichen Finanzen und der Sozialversi
cherung nicht mehr verheimlichen lasse. Deshalb müsse man »zunächst mit ei
ner Reform des Staates selber anfangen«. Da das bisherige Gesetzgebungsver
fahren Folge- und Effizienzkosten in der Regel nicht berücksichtigte, wäre es
da nicht sinnvoll, so wird gefragt, eine zusätzliche staatliche Instanz zu instal
lieren, die am Gesetzgebungsprozeß nicht beteiligt ist?12 Dieser Vorschlag ist
ebenfalls ein Mißtrauensvotum für die Funktionsfähigkeit des parlamentari
schen Systems in Krisenzeiten. Hier soll ja immerhin eine staatliche, »neutra
le« Instanz außerhalb des Gesetzgebers geschaffen werden, die, wie ein ober
ster Verfassungsgerichtshof, die Umverteilungskosten an der Logik des wirt
schaftlichen Systems überprüft, d.h. dem Willen und der Entscheidung der
Volksvertretung übergeordnet ist, damit »eine bessere Gesetzgebung« möglich
wird. Was »besser« ist, kann dann nur noch am Maßstab des ökonomischen
Systems und seiner Sachgesetzlichkeit definiert werden und wäre einer echten
parlamentarischen Entscheidung entzogen. Eine »Diktatur der Sachzwänge«
wäre die Folge, exekutiert durch das Parlament, dessen Entscheidungsspiel
räume zumindest unter Krisenbedingungen soweit eingeschränkt werden wür
den, daß es auch durch eine Rechenmaschine ersetzt werden könnte. So gese
hen, wäre die parlamentarische Demokratie dann eine Art »Luxuseinrich
tung«, die aus Legitimationsgründen beibehalten würde, die aber grundsätz
lich einer »Wegrationalisierung« zugänglich wäre.

Bezüglich der Sanierungsfähigkeiten der liberalen Demokratie werden also
bereits jetzt von Anhängern des Selbstheilungsmodells erhebliche Zweifel an
gemeldet. Sie setzen nicht bei einer Reform des ökonomischen Systems an,
sondern es wird eine politische Reform hinsichtlich einer schnelleren, effizien
teren und für das ökonomische System systemrationaleren Entscheidungsfin
dung gefordert, wie sie im betrieblichen Bereich besteht. Von gleicher Seite
wird auch die Tarifautonomie angegriffen, ein Angriff, der immer auf die eine
Seitezielt, nämlich auf die, die in der Öffentlichkeit als Fordernde auftritt, die
Arbeitnehmerorganisationen (Vaubel 1982, 116f.). Ein Vertreter des BDI for
dert in der oben zitierten Veröffentlichung, daß der Artikel 9 des Grundgeset
zes geändert werden solle, und zwar in der Weise, daß Gewerkschaften und
Unternehmerverbände gemeinwohlverpflichtet werden sollen. Dieser Artikel
9, als Anti-Arbeitsfront-Artikel in die Verfassung aufgenommen, hat nach
Meinung des BDI-Vertreters seine Berechtigung verloren, da sich das Gleichge
wicht zwischen Arbeit und Kapital zugunsten der Gewerkschaften verschoben
habe bzw. seit ca. 1968 nicht mehr vorhanden sei. Hier habe »eine Grundre-
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form anzusetzen ..., denn alle anderen Palliativmittel werden uns nicht helfen,
wenn diese starken pluralen Kräfte in unserem Staat nicht an das Gemeinwohl
gebunden werden« (Fundamentalkorrektur 1978, 55).

Ohne hier einzelne Äußerungen überstrapazieren zu müssen, läßt sich doch
feststellen, daß es imLager der Vertreter von Selbstheilungsdoktrinen Überle
gungenzur Änderung bisheriger demokratischer Entscheidungsregeln gibt, da
offenbar nach diesen Auffassungen die bisherige Form der Entscheidung we
gen der »zerrissenen Parteienlandschaft« dieÖkonomie nicht »in Ordnung«
bringen kann. Wissenschaftliche Anhänger des Selbstheilungsmodells erfüllen
hier Vordenkerfunktionen und setzen die Tradition der liberalen Nationalöko
nomen aus der Zeit der Endphase der Weimarer Republik fort (Krohn 1981,
168ff.). Hier wurde unter dem Vorzeichen der geistigenErneuerung der autori
täre Staat gepredigt. Der Begriff der »geistigen Erneuerung« oder »geistigen
Revolution« ist in diesem Zusammenhang eine verbale Figur, die nicht ge
schaffen und geeignet ist, die Erneuerung des demokratischen Denkens und
Handelns voranzutreiben. Vielmehr handelt es sich um einen eingängigen Slo
gan, der das »geistig Alte und Morsche« wegzudrücken in der Lage ist, um
Platz zu schaffen für ein in Vorbereitung befindliches, wenn nicht schon vor
handenes, Neues. Dieses soll nicht an einem pluralistischen Verständnis der
Demokratie ausgerichtet sein, sondern am Gemeinwohl, das als die gegensätz
lichen Interessen überwindendes Prinzip angesehen wird und das, wenn es sich
nicht von allein herstellt, durch einen mit geeigneten Instrumenten ausgestatte
ten Staat herzustellen ist.

2. Keynesianismus und liberal-demokratisches System
Zehn Jahre vor Erscheinen der »General Theory«, also 1926, hat Keynes eine
Abhandlung mit dem Titel »The End of Laissez-faire« veröffentlicht. Anders
als in der »General Theory« finden sich hier explizit Bezüge auf den Zusam
menhang von kapitalistischem Wirtschaftssystem und Demokratie. Zunächst
analysiert Keynes die Unhaltbarkeit des Laissez-faire-Modells, das zwar als so
zialdarwinistisches System den höchsten Reichtum weniger ermögliche, aber
nur unter massiver Verletzung sozialer Gerechtigkeitsvorstellungen (Keynes
1926, 28ff.). Nach Ansicht von Keynes läßt sich dieses Dilemma im Rahmen
einer liberalen Demokratie nur durch die Einführung von gesamtgesellschaftli
chen Entscheidungs- und Kontrolleinhciten für das Wirtschaftssystem errei
chen. »Die wichtigste Arbeit für Ökonomen besteht vielleicht zur Zeit darin,
die wesentlichen Ziele und Schwerpunkte der Regierungsarbeit neu zu bestim
men und von dem abzugrenzen, was nicht dazu gehört; die Begleitaufgabe der
Politik besteht darin, für eine Demokratie Regierungsformen zu entwerfen,
die geeignet sind, die Hauptaufgaben zu bewältigen.« (Ebd., 40) Keynes An
sicht ist, daß es sich bei diesen gesellschaftlichen Entscheidungs- und Kontroll
organen von ihrer Größe her um Organisationen handeln sollte, die zwischen
den bisherigen einzelwirtschaftlichen Einheiten und gesamtstaatlichen Gebil
den liegen. Er denkt dabei an semi-autonome Institutionen, die aber letztlich
der Entscheidung des demokratisch gewählten Parlaments unterworfen sind
(ebd., 41).
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Eine Aufgabe dieser Institutionen besteht darin, eine Art gesellschaftlicher
Planung, Durchführung und Kontrolle der Investitionen einzuführen, vor al
lem hinsichtlich der öffentlichen, aber auch der großen privatwirtschaftlichen
Investitionsvorhaben. Keynes bezeichnet dies als »Semi-Sozialismus« (ebd.,
45). Weiterhin kommt ihnen die Aufgabe zu, die für eine Marktwirtschaft
konstitutiven Elemente wie Risiko und Ungewißheit zu vermindern, in deren
Gefolge auch Arbeitslosigkeit auftritt. Ihre Beseitigung ist ebenfalls eine öf
fentliche Aufgabe, die durch die Sammlung und Offenlegung (nötigenfalls
durch Gesetz zu erzwingen) aller geschäftlichen Informationen erreichbar ist.
Erst diese Informationen ermöglichen ja eine gesellschaftliche Entscheidung
(»Diese Maßnahmen würden es ermöglichen, gesamtgesellschaftliche Vernunft
durch geeignete Lenkungsorgane wirksam werden zu lassen« [ebd., 48]). So
wohl die Informationen über die Investitions- und Sparströme wie ihre Len
kung sollte nach Auffassung von Keynes nicht allein in den Händen privater
Entscheider und Profitmaximierer liegen, sondern sollte nach gesamtgesell
schaftlichen Gesichtspunkten in die produktivsten Kanäle geleitet werden
(ebd., 49). Unter der Voraussetzung eines demokratisch-politischen Systems
sieht Keynes also nur in der Verlagerung der privatwirtschaftlichen Entschei
dungen in die gesamtwirtschaftliche Sphäre eine Möglichkeit, das Versagen des
Laissez-faire-Systems ohne eine totale Veränderung der kapitalistischen Pro
duktionsweise aufzuheben. Die »Semi-Sozialisierung« markiert also einen
Punkt auf der trade-off-Linie zwischen liberaler Demokratie und kapitalisti
scher Produktion. Das Gesamtsystem ist also nach Keynes nicht auf Kosten
sozialstaatlicher Errungenschaften und liberal-demokratischer Entscheidungs
regeln zu sanieren, sondern durch die Einschränkung privater Dispositionsfrei
heiten im wirtschaftlichen Bereich zugunsten einer stärker gesellschaftlichen
Entscheidung in Analogie zum politischen System.

Vor dem Hintergrund des Legitimationsproblems bekommt diese Position
ihre demokratischere Logik als die der Selbstheilungsdoktrin. Wenn die parla
mentarische Demokratie bei kapitalistischer Produktionsweise ihre Legitima
tion u.a. auf die Teilhabe der Bürger am Willensbildungsprozeß gründet, so ist
die Möglichkeit der Teilhabe für den wirtschaftlichen Bereich beim Selbststeu
erungsmodell von vornherein nicht gegeben. Dort, wo es, prinzipiell gespro
chen, keine Notwendigkeit wirtschaftspolitischer Eingriffe gibt, wo das wirt
schaftliche System sich selbst regelt, entsteht kein singuläres Legitimationspro
blem, wenigstens nicht, solange der liberalistischvermittelte Basiskonsens hält.
Treten Krisen auf und werden die Krisenursachen den ständigen wirtschafts-
und sozialpolitischen Eingriffen des Staates bzw. den nicht konkurrenzkonfor
men Teilnehmern auf dem Arbeitsmarkt angelastet, so haben sich diese zu
rechtfertigen, nicht aber die »Naturgesetzlichkeit des Marktes«. Genau umge
kehrt ist es beim Keynesianismus. Bei keynesianischer staatlicher Wirtschafts
politik gibt es für alle wirtschaftspolitischen Entscheidungen jeweils ein Legiti
mationsproblem. Sobald etwas zum Gegenstand nichtautomatisierter Ent
scheidungen wird, muß der Entscheider in einem demokratischen System bei
vorhandenen Alternativen begründen, warum er so und nicht anders entschie
den hat. Die Legitimationsproblematik läßt sich allerdingsvermindern, indem
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die Anzahl und Komplexität der in Betracht kommenden Entscheidungsalter
nativen reduziert oder der EntScheidungsprozeß von Einwilligung und Kon
sensbildung abhängig gemacht wird (Offe 1972a, 50f.). Wird die Entschei
dungsalternative im ersten Fallin denAugen derÖffentlichkeit auf Null redu
ziert und läßt sich hierfür die Systemrationalität (Sachzwang) und/oder der
Sachverstand unabhängiger Sachverständiger mobilisieren, so entfällt die Le
gitimationsnotwendigkeit. Im zweiten Fall eröffnen sich aber Möglichkeiten
für demokratische Entscheidungs- und Kontrollprozesse.

Bei sich wiederholendem einseitigem Sozialabbau im Vollzug von Selbsthei
lungsdoktrinen, begründet mit Sachzwangargumenten und begleitet von zu
nehmender Massenarbeitslosigkeit, nagt am Selbstheilungsmodell der Zahn
der Zeit. Die Forderung nach mehr Mitwirkung bei wirtschaftlichen Entschei-
dungsprozessen kann bei länger anhaltenden Krisenerscheinungen lauter wer
den und hat in demokratischen politischen Systemen Durchsetzungschancen.
Hieraus können, wie gezeigt wurde, aus der Sicht der Anhänger von Selbsthei
lungsdoktrinen Dysfunktionalitäten des politischen Systems entstehen, die zu
Entdemokratisierungsprozessen führen. Diesen Tendenzen nun einfach den
»demokratiestiftenden bzw. -verstärkenden« Keynesianismus gegenüberzustel
len, wäre allerdings etwas gewagt. Bisher ist lediglich abgeleitet worden, daß
der Keynesianismus Optionen einer demokratischen Entwicklung auch unter
Krisenbedingungen enthält, die in den Selbstheilungsdoktrinen nicht ausmach
bar sind. Auch für den Keynesianismus gilt die generelle Interdependenzregel
für Systemzusammenhänge, daß die Bekämpfung eines Krisenherdes regelmä
ßig die Gefahr hervorruft, daß andere Krisenherde aktualisiert werden (Offe
1972b, 157). Es lassen sich Entdemokratisierungspotentiale auch bei keynesia-
nischer Wirtschaftspolitik orten.

Ein nur quantitatives Deficit-spending zum Füllen großer Nachfragelücken
in der Rezession kann die Instabilität des privatwirtschaftlichen Sektors mittel
fristig perpetuieren oder sogar verstärken. Wird etwa durch eine entsprechende
Subventionspolitik die Produktionsstruktur festgeschrieben und damit, auch
vor dem Hintergrund von Weltmarktentwicklungen, eine Sanierung und An
passung in kleinen Schritten verhindert, so kann die Strukturkrise letztlich ein
solches Ausmaß annehmen, daß nur noch durch eine gigantische Umvertei
lung öffentlicher Mittel, d.h. zu Lasten anderer öffentlicher Aufgaben, eine
Sanierung möglich ist. Erfolgt dies nicht, so werden bisher zentrale Bereiche in
eine tiefe Krise mit hoher Arbeitslosigkeitgezogen, die die Massenloyalität un
tergräbt. Werden die notwendigen Mittel aus anderen Budgets, etwa den So
zialfonds, bereitgestellt, so führt das in diesen Bereichen zu dem gleichen Ef
fekt. Erfolgt die Finanzierung der staatlichen Defizite durch Kreditaufnahme,
so wird, abgesehen von Geld- und Kapitalmarktbewegungen, ein staatlicher
Umverteilungsprozeß finanzieller Vermögen in Gang gesetzt, der ebenfalls so
ziale Sprengkraft enthält, falls die Tilgung und Verzinsung der aufgenomme
nen Kredite nicht durch entsprechendeselektive Besteuerungder vermögenden
Bevölkerungsteile, sondern die Finanzierungdurch weitereStaatsverschuldung
bewerkstelligt wird. Ein nur als Gobalsteuerung angesetzter rein quantitativer
Ad-hoc-Keynesianismus kann in diesem Sinne die Loayalitätsressourcen über
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die Zeit hin ebenfalls abnutzen. Dies kann dazu führen, daß das politische Sy
stem, das die entsprechenden Entscheidungen hervorgebracht hat, hierfür ver
antwortlich gemacht wird. So kann der Ruf nach dem »starken Staat« bzw.
dem »starken Mann« ertönen, der den hochverwickelten gordischen Knoten
»machtvoll« durchtrennt. Vorstehend Gesagtes spricht nicht gegen den Keyne
sianismus schlechthin, sondern gegen die übliche Ausprägung als rein quanti
tative und globale, nicht aber qualitative, regionale und sektorale Wirtschafts
politik, welche die Betroffenen in die entsprechenden politischen und wirt
schaftlichen EntScheidungsprozesse einbezieht, wie Keynes dies selbst vorge
schlagen hat. Ein so konzipierter Keynesianismus birgt die Chance, daß die
Krisensanierungen nicht allein zu Lasten der Arbeitnehmer und derjenigen ge
schieht, die auf die sozialstaatlichen Errungenschaften angewiesen sind. Ist
diese Ausprägung des Keynesianismus erfolgreich, so können auf dieser
Grundlage die in der Krise massenhaft abgebauten Demokratisierungsläger in
der Bevölkerung wieder aufgefüllt werden.

3. Unternehmersystem, Vollbeschäftigung und autoritärerStaat —
die Position von Kalecki

Micha! Kalecki hat neben Keynes und teilweise vor ihm den Zusammenhang
von effektiver Nachfrage, Konjunktur- und Wachstumsproblemen in den Mit
telpunkt seiner Arbeiten gestellt. Durch explizite Einbeziehung von Vertei-
lungs- und Konzentrationsaspekten geht er in vieler Beziehung über Keynes
hinaus. Da er — ebenso wie Keynes selbst — Verfechter einer konsequenten
Vollbeschäftigungspolitik durch aktive Staatseingriffe in den Wirtschaftsab
lauf war, ist es berechtigt, Kalecki neben Keynes als einen der Väter des »Key
nesianismus« zu bezeichnen. Ohne im einzelnen auf Kaleckis Werk und dessen
Bedeutung für die Wirtschaftswissenschaften eingehen zu können, soll hier
kurz sein Gedankengang über den Zusammenhang von ökonomischem und
politischem System vorgestellt werden.

In seinem Aufsatz »Politische Aspekte der Vollbeschäftigung« (Kalecki
1974, 176ff.) fragt sich Kalecki, wieso es kommt, daß in den liberaldemokrati
schen Staaten während der großen Depression bei den Großunternehmen eine
ausgesprochene Abneigung gegen Experimente zur Steigerung der Beschäfti
gung durchStaatsausgaben bestand, mitder Ausnahme des nationalsozialisti
schen Deutschland. Das sei erstaunlich, weil eine höhere Produktion und Be
schäftigtenzahl nicht nur den Arbeitnehmern nützt, sondern auch die Gewinne
der Unternehmer steigen läßt. Kalecki nennt drei Gründe für dieseAbneigung:
a) eine grundsätzliche Ablehnung staatlicher Interventionen in den Wirt
schaftsablauf durch die Unternehmer; b) ihre Abneigung gegen eine Lenkung
der Staatsausgaben im SinneeinerSubventionierung des Konsums bzw. gegen
öffentliche Investitionen; c) eineAblehnung solch einerWirtschaftspolitik we
gen der sozialen und politischen Folgen der Vollbeschäftigung.

Den ersten Punkt erklärt er damit, daß in einem Wirtschaftssystem, in dem
die Regierung gelernt hat, dieBeschäftgigungsrate hoch zu halten, die Rück
sichtnahme auf das sogenannte »Vertrauen der Wirtschaft« nachlassen wird.
Für einLaissez-faire-System gilt ja, daß bei nachlassendem Vertrauen diepri-
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vaten Investitionen sinken, damit auch die Produktion und die Beschäftigung
sinkt. Dies gibt den Unternehmern die Möglichkeit einer indirekten Kontrolle
über den Staat. Alles, was das Vertrauen der Wirtschaft erschüttern könnte,
muß damit vermieden werden (ebd., 179). Haushaltsdefizite, die eine Vollbe
schäftigungspolitik ermöglichen, werden damit abgelehnt, da sie zu »ungesun
den« Staatsfinanzen führen, ein emotionaler Appell, der zur Unterstützung
der Unternehmerposition führen und eine rationale Argumentation verhindern
soll. Die Subventionierung des Massenkonsums wird von den Unternehmern
aus grundsätzlichen Erwägungen abgelehnt, da sie gegen den moralischen
Grundsatz »Im Schweiße Deines Angesichts sollst Du Dein Brot verdienen«
verstoße, ein Argument, das heute als »Verfall des Leistungsgedankens« wie
der auftaucht, öffentliche Investitionen sind in den Augen der Unternehmer
nur solange tragbar, wie es sich um Investitionen handelt, die nicht mit priva
ten Investitionen konkurrieren. Der Unternehmer geht aber davon aus, daß
der Staat bei Verfolgung des Vollbeschäftigungszieles immer stärker in solche
Bereiche eindringen könnte, in denen er in Konkurrenz zur Privatwirtschaft
tritt (ebd., 180). Der dritte Grund ist der wesentlichste. Bei staatlicher Vollbe
schäftigungsgarantie verliert eine Entlassung ihren Schrecken und damit ihre
disziplinierende Wirkung, die soziale Stellung des Unternehmers würde unter
höhlt und der Kampf der Arbeitnehmer um bessere Arbeitsbedingungen und
Lohnsteigerungen hätte sehr viel günstigere Ausgangsbedingungen (ebd.).

Die drei Gründe der Unternehmer gegen eine Garantie der Vollbeschäfti
gung beziehen sich auf den Bereich des politischen Einflusses wie auf die »Dis
ziplin in den Fabriken« in einem demokratischen System, in dem die Unter
nehmer zahlenmäßig immer in der Minderzahl sind. »Vertrauen der Wirt
schaft« wie »gesunde Staatsfinanzen« in einem Steuerstaat als Hebel zur Ga
rantie einer Berücksichtigung der Unternehmerinteressen im politischen Sy
stem sowie Disziplinierungsnotwendigkeiten setzen die Arbeitslosigkeit voraus.
Selbst wenn die Profite bei Vollbeschäftigung kurzfristig größer sind als bei
Unterbeschäftigung, muß die Arbeitslosigkeit integraler Bestandteil des Ge
samtsystems sein, damit das Profitsystem langfristig überleben kann. Der
kurzfristige Verzicht auf zusätzliche Gewinne bei Vollbeschäftigung ist also
langfristig durchaus profitrational.

Diese Überlegungen sind für Kalecki der Ausgangspunkt für seine Erklä
rung, daß es im nationalsozialistischen Deutschland keine Vorbehalte gegen ei
ne konsequente Vollbeschäftigungspolitik und auch nicht gegen umfangreiche
Staatsverschuldungen gibt. Das nationalsozialistischeSystem hat die Bedenken
der Unternehmer gegen die Vollbeschäftigung beseitigt. »Die Abneigung gegen
staatliche Ausgabenpolitik wird im Faschismus durch die Tatsache überwun
den, daß der Staatsapparat sich unter der direkten Kontrolle einer Geschäfts
verbindung aus Großfinanz und faschistischen Emporkömmlingen befindet.
Der Mythos der 'gesunden Finanzen', der dazu diente, den Staat davon abzu
halten, einer Vertrauenskrise durch Ausgaben entgegenzuwirken, wird besei
tigt. In einer Demokratie weiß man nicht, wiedie nächste Regierung sein wird.
Im Faschismus gibt es keine nächste Regierung.« (Ebd., 181) Die Disziplin in
den Unternehmungen wird durch die gewaltsame Unterdrückung der Gewerk-
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Schäften und durch den sonstigen Terrorapparat aufrechterhalten. Im faschi
stischen Staat wie in anderen Formen des autoritären Staates wird der wirt
schaftliche Druck durch den politischen Druck ersetzt. Die Knute der Arbeits
losigkeit verliert dann ihre Notwendigkeit.

Nachdem Kalecki diesen »Hang zur Arbeitslosigkeit« im Unternehmersy
stem bei demokratischem politischem System festgestellt hat, wendet er sich
den Zukunftsaussichten solch eines Gesamtsystems zu. Da nach seiner Mei
nung die Wirkung von Staatsmaßnahmen zur Erhöhung der privaten Investi
tionen wie Zinssenkungen und Einkommenssteuersenkungen hinsichtlich ihrer
Beschäftigungswirkungen unsicher sind, vor allen Dingen auch unter langfri
stigen Aspekten, bleibt für dieses System nach Kalecki nur der Weg öffentli
cher Ausgaben. Dabei lehnt er es ab, unsinnige öffentliche Investitionen (im
Sinne des Keynesschen »Pyramidenbeispiels«) vorzuschlagen. Staatliche Aus
gabenprogramme zur Erreichung der Vollbeschäftigung sollten sich auf solche
Gebrauchswerte beziehen, die gesellschaftlich sinnvoll sind. Kalecki ist klar,
daß »Vollbeschäftigungskapitalismus« überhaupt nur eine Chance hat, wenn
neuesoziale und politische Investitionsfelder entwickelt werden, und daß dies
wiederum voraussetzt, daß fundamentale Reformen notwendig sind, damit
sich der Kapitalismus an Vollbeschäftigung »gewöhnt« (ebd., 184).

Anmerkungen

1 Zum Unterschied zwischen Neoliberalismus und Neokonservatismus aus aktueller Sicht
vgl. Liedman 1982.

2 Vgl. etwa Schumpeter 1950.
3 Siehe hierzu die Einleitung zum neuen Jahrbuch »Ökonomie und Gesellschaft 1«, Frank

furt/New York 1983, VIII.
4 Schlagwortartig geht es prinzipiell, je nach Position, um ein»anderes Wirtschaftssystem«

oder ein »anderes politisches System«.
5 Zur Definition siehe Shell 1981.
6 Neben der schon zitierten Arbeit von Schumpeter ist als grundlegendes Werk Downs 1957

zu nennen.

7 Vgl. z.B. Frickhöffcr 1968. Dabei sollte beachtet werden, daß es einen erheblichen Unter
schied macht, ob die Herstellung dieses Zusammenhangs von den klassischen Liberalen
oder den Neoliberalen stammt. Beide hatten bzw. haben nicht denselben Gegner. »Der
klassische Liberalismus war anti-staatlich, der Neoliberalismus kritisiert den 'öffentlichen
Sektor' außer einerFunktion, seiner repressiven, gewaltförmigcn Macht.« Liedman 1982,
502. Vgl. hierzu auch Saage 1969, 174, insbesondere Fn. 2.

8 Vgl. hierzu »Wirtschaftspolitische Blätter«, 29.Jg. (1982), Heft 3, lOff.
9 Das liegt nicht zuletzt ander recht undifferenzierten Gleichsetzung vonKeynesianismus, so

zialstaatlichen Errungenschaften undSozialdemokratie, wiesieetwa von Buci-Glucksmann
vorgenommen wird. Vgl. Buci-Glucksmann 1982, 16f. In einigen Untersuchungen zum
Themenbereich »Keynesianismus — Sozialdemokratie — Staat« steckt, als These von der
»Kcynesianisierung der Gesellschaft«, nichts anderes als ein massiver, leider sehr akademi
scher Reformismusvorwurf (manchmal hinsichtlich der Sozialdemokratie agententheore
tisch formuliert) mit der alten These von der ökonomischen Bestechung der Lohnabhän
gigen (die Bestcchlickeit voraussetzt!). Vgl. hierzu Blanke 1978, insbesondere 383f.

10 »Wirtschaftspolitischc Blätter«, a.a.O.
11 Vgl. Altvater 1973, 193; anders aber Kühne 1977, 63ff. sowie ders. 1981, 184 und 200. Die

ser Eindruck eines »argumentativen Bündnisses« kann um so nachhaltiger entstehen wie
von der kapitalismuskritischen Seite keine konkreten wirtschaftspolilischen Handlungsal
ternativen mit nachvollziehbaren zeitlichen Horizonten angeboten werden.
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12 Siehe den Sammelband »Fundamentalkorrcktur statt Symptomtherapie«. Von der Zukunft
der Marktwirtschaft, Stuttgart 1978, 51f.

Literaturverzeichnis

Altvater, E., 1973: Zu einigen Problemen des »Krisenmanagements« in der kapitalistischen Ge
sellschaft, in: M. Jänicke (Hrsg.): Herrschaft und Krise, Opladcn

Ders., K. Hübner, M. Stanger, 1983: Alternative Wirtschaftspolitik jenseits des Keynesianismus.
Wirtschaftspolitische Optionen der Gewerkschaften in Westeuropa, Opladen

Blanke, B., 1978: Sozialdemokratie und Gescllschaftskrise. Hypothesen zu einer sozialwissen
schaftlichen Reformismustheoric, in: W. Luthardt: Sozialdemokratie und Weimarer Repu
blik. Materialien zur gesellschaftlichen Entwicklung 1927-1933, Bd.2, Frankfurt/M.

Buci-Glucksmann, Ch., 1982: Sozialdemokratie und Keynesianischer Staat, in: Prokla 47
Downs, A., 1957: An Economic Theory of Democracy, New York
Erbe, R., 1958: Die nationalsozialistischeWirtschaftspolitik 1933-1939 im Lichte der modernen

Theorie, Zürich

Frickhöffer, W., 1968: Offene und stabile Demokratie durch konsequente Marktwirtschaft,
Ludwigsburg

Fundamcntalkorrektur, 1978: = Fundamcntalkorrektur statt Symptomtherapie. Von der Zu
kunft der Marktwirtschaft, Stuttgart

Giersch, H., 1983: Die gefesselte Marktwirtschaft, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
19.2., Nr.42, 13

Glombowski, J., 1982: Marx und Keynes: Krisentheorie und »alternative Wirtschaftspolitik«,
in: Alternative Wirtschaftspolitik 4, Argumcnt-Sonderband AS 89, Berlin/West

Hertwig, H., 1983: Zehn Jahre Diktatur in Chile. Die Resultate eines monetaristischen Modell
versuchs, in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 28.Jg., Heft 8

Holtz, B., 1982: Konservative Wirtschaftspolitik aus neokeyncsscher Sicht, in: Wirtschaft und
Gesellschaft, 8.Jg., Heft 3

Kalecki, M., 1974: Political Aspects of Füll Employment, in: Political Quarterly, Vol. 14(1943),
zitiert nach derdt. Übersetzung in: B.S. Frey, W. Meißner (Hrsg.): ZweiAnsätzederPoliti
schen Ökonomie, Frankfurt/M.

Keynes, J.M., 1926: The End of Laissez-faire, London
Ders., 1966: Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, 3.Aufl., Ber

lin/West

Krohn, C.-D., 1981:Wirtschaftstheorien als politische Interessen, Frankfurt/New York
Kühne, K., 1977: Dasvierfache Begräbnis des John Maynard Keynes. Von der Beschäftigungs

therapie zur Staatsanteilspolitik, in:K.G. Zinn(Hrsg.): Strategien gegen dieArbeitslosigkeit,
Frankfurt/M.-Köln

Ders., 1981: DieWende der Siebziger Jahre, in: W. Meißner (Hrsg.): Füreineökonomische Re
formpolitik, Frankfurt/M.

Liedman, S.-E., 1982: Neoliberalismus und Neokonservatismus, in: DasArgument 134, 24.Jg.
Offe, C., 1972a: Tauschverhältnis und politische Steuerung. Zur Aktualität des Legitimations

problems, in: ders.: Strukturprobleme des kapitalistischen Staates, Frankfurt/M.
Ders., 1972b: Politische Herrschaft und Klassenstrukturen. Zur Analysespätkapitalistischer Ge

sellschaftssysteme, in:G. Kress, D. Senghaas (Hrsg.): Politikwissenschaft. EineEinführung
in ihre Probleme, Frankfurt/M.

Rothschild, K.W., 1983: Vollbeschäftigung — eine Ausnahmesituation? In: Beilage zur Wo
chenzeitung »Das Parlament« v. 6.8.1983

Saage, R., 1969: Zum Begriff der Parteien und des Parlaments bei Carl Schmitt und Gerhard
Leibholz, in: Das Argument50 (Sonderband), 10.Jg.

Schumpeter, J.A., 1950: Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, 2. Aufl., München
Shell, K.L., 1981: Liberal-demokratische Systeme. Eine politisch-soziologische Analyse, Stutt

gart

Vaubel, R., 1982: Einemarktwirtschaftliche Lösung des Beschäftigungsproblems, in:Zeitschrift
für Wirtschaftspolitik, 31.Jg., Heft 2

DAS ARGUMENT 145/1984 g



409
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Keynesianismus und die »linke Position«

Sechs Thesen zu Harald Mattfeldts Beitrag

1. Die gegenwärtige Ausrichtung der bürgerlichen Wirtschaftswissenschaf
ten ist das Ergebnis eines bis in die 60er Jahre zurückreichenden rollback der
im kurzen Keynesianischen Zeitalter längst überwunden geglaubten Neoklas-
sik. Unter den weltweit gehandelten Titeln »Monetarismus« und »Angebots
theorie« kam die Lehre von der prinzipiellen Stabilität der freien Märkte wie
der soweit zum Tragen, daß die bis Mitte der 70er Jahre respektabel vertrete
nen Keynesianer inzwischen weitgehend an Einfluß verloren haben. Mattfeldt
kennzeichnet die Einsamkeit des keynesianischen Ökonomen daher zutref
fend, wenn er sie als keynesianische Inseln beschreibt.

2. So schwierig es ist, die komplexen Ursachen wissenschaftlicher Paradig
menwechsel auf eine einfache Formel zu bringen, so offensichtlich ist im Falle
des Keynesianismus, daß er im wesentlichen ein Opfer seinereigenenim enge
ren Sinne ökonomisch-theoretischen Mängel geworden ist. Zu sehr wurde der
Marktprozeß als handhabbares Kreis(lauf)spiel betrachtet, in das entsprechend
jeweiliger politischer Optionen eingegriffen werden kann. Am deutlichsten hat
dies Abba P. Lerner in der von ihm formulierten »Functional Finance«

(»Funktionale Finanzpolitik«) demonstriert. Danach ist es Aufgabe der Wirt
schaftspolitik, die gesamtwirtschaftliche Nachfrage so zu manipulieren, daß es
weder zu Inflation noch zu Arbeitslosigkeit kommt: »Die funktionale Finanz
politik führt, sofern man sie nicht überfordert, die Wirtschaft beharrlich zu
dem Gleichgewicht, bei welchem der Haushalt ausgeglichen ist.«1 Genau diese
Illusion von der über die bloße Globalsteuerung gegebenen politischen Mach
barkeit der Ökonomie innerhalbdes kapitalistischen Marktsystems beherrsch
te auch die westdeutschen KeynesianeV, die mit der sozialdemokratischen Wirt
schaftspolitik unter Karl Schiller zu staatstragenden Ökonomen wurden. Otto
Schlecht, Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministerium, sah es 1968 so:
»Dieses Rezept(der Functional Finance,E.-P.) ist— wiedie Überwindungder
Rezession im Jahre 1967 gezeigt hat — so gut wie unfehlbar, wenn die kreditfi
nanzierten Staatsausgaben rechtzeitig erfolgen, richtig dosiert werden und so
mit hinreichende Produktions-, Umsatz- und Ertragsverbesserungen in der pri
vaten Wirtschaft auslösen.«2 Und wenn Schlecht unter Lambsdorff solche

Sätze heute sicher nicht wieder formulieren würde, so entsprechen sie doch
noch immer keynesianischer Lehrbuchtradition. Ganz im Unterschied dazu ist
Keynes skeptisch gewesen, was die Steuerungmöglichkeiten des kapitalisti
schen Marktgeschehens angeht — hier eher mit den Monetaristen im Bunde.
Der Hauptgrund für diese Skepsis — die bei Keynes hervorgekehrte Rolle des
Geldes — wurde von den Keynesianern weitgehend vernachlässigt, mit der
Folge, daß sie den Monetaristen wenig bis nichts entgegenzusetzen hatten.

3. Man muß diese Zusammenhänge kennen, um die Vorstellungen Matt
feldts einschätzen zu können. Wenn Mattfeldt nämlich meint, »kritische öko-
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nomen« sollten sich nicht alleine über Konsistenz und Wahrheitsgehalt von
Theorien auseinandersetzen, sondern »auch über die impliziten und expliziten
undemokratischen und 'unsozialen' Gehalte und Tendenzen auf der Basis öko
nomischer Theorie erarbeiteter wirtschaftspolitischer Konzepte aufklären«, so
ist damit zwar ein wichtiges Element wissenschaftlicher Arbeit benannt. Hier
auf muß die Mehrzahl der von Mattfeldt angesprochenen »kritischen Ökono
men« aber gerade nicht hingewiesen werden. Vielmehr muß die Unzulänglich
keit einer bloß auf sozial- und gesellschaftspolitische Implikationen orientie
rende Kritik verdeutlicht werden — und dies gerade im Verein der kritischen
Ökonomen! Es reicht eben nicht aus, nachzuweisen, daß Friedman/Gilder/
Giersch und Vaubel reaktionäre Wissenschaft betreiben und reaktionäre Poli
tik favorisieren. Man muß deren theoretische Position als ihrem Gegenstand
unangemessen kritisieren und vor allem: man muß ihr eine überlegeneTheorie
entgegensetzen. Der Keynesianismus ist keine solche Theorie, und deshalb ist
er auch als Plattform für eine gegen die neoklassische Formierung der ökono
mischen Wissenschaft gerichteten Strategie ungeeignet. Denn so wenig es aus
reicht, die Reaktionäre reaktionär zu nennen, so wenig lassen sich die Mängel
eines theoretischen Ansatzes durch »soziale Orientierung« wettmachen. Matt-
feldts Kritik zielt nicht zufällig in Richtung »Arbeitskreis Politische Ökono
mie« um Winfried Vogt (vgl. Mattfeldts Fn.3). Dabei ist ihm darin zuzustim
men, daß einzelne der sich dort versammelnden Wissenschaftler die Abkehr
von einer perspektivischen Kapitalismuskritik kultivieren und mit der Parole
des Antidogmatismus und der NichtOrthodoxie3 nur ihren Rückzug von der
unmittelbaren politischen Auseinandersetzung kaschieren. Mattfeldt läßt aber
außer acht, daß sich in diesem Rückzug zumindest teilweise die Enttäuschung
über jene Phase westdeutscher Kapitalismuskritik widerspiegelt, in der theore
tische Ansätze vor allem nach ihren sozialen Implikationen sortiert wurden.
Bei Mattfeldt klingt dieses Raster der Theorieeinordnung noch an, wenn er
schreibt, die bei Altvater formulierte Keynesianismuskritik könne sich »objek
tiv mit der monetaristischen Gegenrevolution verbünden«. Derlei Verlänge
rungen theoretischer Positionen in das, was sie angeblich »objektiv« bedeuten,
die berühmte Redeweise vom »gefährlichen Argument« — wie sehr belasten
sie die wissenschaftliche Arbeit und die Auseinandersetzung zwischen Wissen
schaftlern unterschiedlicher Positionen, und wie sehr stehen sie erst recht dem
im Wege, was Mattfeldt als »'bündnisorientiertes' wirtschaftswissenschaftli
ches Erkenntnisprogramm« formuliert!

4. Wirtschaftspolitisches Handeln ist — wie jedes bewußte Handeln — ver
knüpft mit den Vorstellungen des handelnden Subjekts über die spezifische Be
schaffenheit des jeweiligen Handlungsraumes und -gegenstands und über
mögliche Handlungsalternativen. Insoweit ist wirtschaftspolitisches Handeln
auch verknüpft mit wirtschaftsthcorctischen Vorstellungen der jeweils Han
delnden. Form und Struktur dieser Verknüpfung sind dabei variabel und von
Subjekt zu Subjekt und Handlung zu Handlung als unterschiedlich zu denken.
Daher soll hier keine bestimmte Verknüpfung von Wirtschaftstheorie und
Wirtschaftspolitik angenommen werden. Ausgeschlossen werden kann aber
meines Erachtens die bei Mattfeldt implizit und teilweise auch explizit ausge-
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führte Vorstellung vom Zusammenhang zwischen den theoretischen Positio
nen der Fachökonomen, den Vorstellungen der Regierenden über »die Wirt
schaft« und der faktisch zum Tragen kommenden Wirtschaftspolitik einer Re
gierung. Dieser Zusammenhang liest sich bei Mattfeldt teilweiseso, als sei Po
litik nichts weiter als praktisch gewordene Theorie. So zum Beispiel, wenn er
meint, unterschiedliche Konzeptionen in der Wirtschaftspolitik seien nur über
die unterschiedlichen »Erklärungsmuster für die Krisen in marktwirtschaft
lich-kapitalistischen Systemen« verständlich zu machen. Diese Auffassung un
terstellt erstens, daß die Maßnahmen staatlicher Wirtschaftspolitik zumindest
weitgehend Ergebnis wissenschaftlicher Erörterung sind. In den Ministerien
herrscht demnach der Sachverstand, möglicherweise ein falscher, aber ein
Sachverstand. Würde dieser Sachverstand fehlen, oder wären die wirtschafts
politischen Anweisungen des gewählten oder irgendwie vorhandenen Theorie
rasters nicht klar ausgearbeitet, erst dann würde, Mattfeldt zufolge, das Ent
scheidungskalkül der wirtschaftspolitischen Instanz »von politischen Vorstel
lungen und ökonomischen Effizienzkriterien bestimmt werden«. Zweitens im
pliziert Mattfeldts Position zum Verhältnis von ökonomischer Theorie und
staatlicher Wirtschaftspolitik die Vorstellung vom Staat als Leerstelle. Daß
nämlich eine bestimmte Wirtschaftspolitik gemacht wird — so läßt sich Matt
feldts Ansatz interpretieren —, liegt an dem theoretischen Ansatz, den die
Wirtschaftswissenschaftler den Politikern zur Grundlage gemacht haben. Läge
eine andere Theorie vor, wäre eine andere Politik möglich.

Meiner Ansicht nach läßt sich gerade gegenwärtig und im Rückblick auf die
zweite Hälfte der 70er Jahre etwas anderes feststellen: Mitte des letzten Jahr

zehnts war klar, daß die großen Unternehmen in erheblichem Ausmaß Ratio
nalisierungsmaßnahmen ergreifen werden, um der veränderten Weltmarkt
konkurrenz nach wie vor gewachsen zu sein. Zu diesem Zeitpunkt war eben
falls klar — dies belegen die damals im Regierungsauftrag erstellten Prognosen
—, daß Rationalisierungsmaßnahmen und demografische Entwicklung die
Arbeitslosigkeit in den 80er Jahren in Millionenhöhe schrauben würden, weil
die zu erwartenden Wachstumsraten der gesamtwirtschaftlichen Produktion
nicht groß genug sein würden, um die Beschäftigungszahl trotz Produktivitäts
fortschritt in ausreichendem Maße wachsen zu lassen. Die enorme Mehrbela
stung des Staatshaushalts durch das Absacken der Beschäftigung war somit
absehbar. Die wirtschaftspolitische Strategieder Bundesregierung zieltein die
ser Situation auf das politische Abfedern und Flankieren des für erforderlich
gehaltenen Modernisierungsprozesses. Konkret erfordert dies, einen Weg zu
finden, der die politische Ruhigstellung der hiervon am stärksten betroffenen
Lohnabhängigen verbindet mit der Begrenzungder für diese Ruhigstellunger
forderlichen Staatsausgaben. Dieser Weg war der desgebremstenSozialabbaus
und der Hinnahme wachsender Arbeitslosigkeit. Diesen Weg ging die sozialli
berale Koalition unter Schmidt ebenso wie die gegenwärtige Koalition unter
Kohl, deren Politik sich von der sozialliberalen ja vor allem dadurch unter
scheidet, daß sie den damals gesponnenen Faden unter veränderter politischer
Konstellation und — was den Sozialabbau angeht — eher ungebremst bzw. —
was die wachsende Arbeitslosigkeit angeht — eher ungerührt weiterspinnt.
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Daß die sozialdemokratische Regierungsfraktion — besonders deutlich der da
malige Finanzminister Matthöfer — gegen Ende der 70er Jahre, als die Rede
von der »Mißbrauchskorrektur des Sozialstaats« nicht mehr greifen konnte,
auch vom Keynesianismus nichts mehr wissen wollte und öffentlich der expan
siven Haushaltspolitik abschwor, kann nicht verwundern. Was hätten sie denn
anders tun sollen? Keinesfalls kann dieser Umschwung in der öffentlichen Re
deweise zur Ursache des politischen Schwenks gemacht werden. Vielmehr muß
das Gerede von der Nichtfinanzierbarkeit und der Unangemessenheit staatli
cher Ausgabenprogramme als für den bereits vollzogenen Politikwechsel er
forderliche Begründung angesehenwerden. Nicht vielanderes gilt für die jetzi
ge Bundesregierung. Oder sollen wir annehmen, daß Norbert Blüm, wenn er
vor den Fernsehkameras der Deutschen Pressekonferenz behauptet, die
Schwarzarbeit sei das Grundübel der gegenwärtigen Misere, diesen Unsinn
auch nur annähernd selbst glaubt?

Nein: eine gegen die Interessen der Lohnabhängigen gerichtete Wirtschafts
politik ist nicht das Ergebnis einer entsprechend ausgerichteten Wirtschafts
theorie, die sich der Köpfe der Politiker bemächtigt hat. Aber der Wirtschafts
politiker, der die Staatsverschuldung in der Krise abbauen will, kann nicht
gleichzeitig den Keynesianismus predigen. Er muß — unabhängig von Partei,
Religion und persönlicher Neigung — die Staatsverschuldung dämonisieren
und Rettung durch nachhaltigen Sozialabbau versprechen. Weiterhin muß es
zu denken geben, daß die antikeynesianische Politik nicht allein von CDU und
FDP, sondern zunächst einmal unter sozialdemokratischer Regierungsführung
durchgeführt wurde, und dies nicht nur in der BRD, sondern nahezu überall
da, wo sozialdemokratische Regierungen einmal mit einem keynesianischen
Programm angetreten waren. Offensichtlich ist »der Staat« nicht die Leerstel
le, die je nach Regierungspartei und -programm politisch besetzt werden kann.
Offensichtlich sind die Rollen — zumindest was den Rahmen angeht — bereits
verteilt, bevor es ans Regieren geht. Die SPD hat so gesehen eine einwandfreie
Vorstellung gegeben, indem sie als Regierungspartei die Politik des Sozialab
baus eingeführt und dessen Notwendigkeit in die Arbeiterbewegung hinein ver
dolmetscht hat. Und sie spielt ihre Rolle als Opposition gut, wenn es ihr ge
lingt, das außerparlamentarische Kritikpotential zu binden.

Diesen Zusammenhängen — hier bewußt verkürzt, ihrer Widersprüche ent
ledigt und auf den Aspekt zugespitzt, daß der Staat keine beliebig besetzbare
»Leerstelle« ist — kann die Vorstellung, Wirtschaftspolitik sei praktisch ge
wordene Wirtschaftstheorie, nicht gerecht werden. Die Wirtschaftstheorie
wird dadurch nicht politisch entlastet. Sie erweist sich als brauchbar oder un
brauchbar für die herrschenden Politikstrategien und kann daher Hilfsdienste
leisten oder nicht. Kritische Wirtschaftswissenschaftler sollten nicht so tun, als
sei es heute ihre Aufgabe, die Regierenden von der Richtigkeit oder Falschheit
von Theorien zu überzeugen. Vielmehr geht es darum, durch den öffentlich ge
machten Nachweis möglicher Alternativen in der Wirtschaftspolitik der Politik
des angeblichen Sachzwangs die Massenloyalität zu entziehen.

5. Es ist Mode, nicht zu wissen, was Keynesianismus ist. Gerät man in die
Debatte über die Grenzen keynesianischer Theorie und Politik, so wird man
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schnell mit der Frage konfrontiert, von welchem Keynesianismus denn die Re
de sei, so als gäbe es ihn nicht, den Keynesianismus, wie wir ihn in x Lehrbü
chern und in ebensovielen politischen Programmatiken vorfinden. Mattfeldt
weiß glücklicherweise wohl, wovon die Rede ist, wenn er von Keynesianismus
spricht. Allerdings nur in der ersten Runde. Wo es um die Perspektiven einer
kritischen Wirtschaftswissenschaft geht, taucht plötzlich eine ganze Reihe von
Keynesianismen auf, denen jeweils unterschiedliche Attribute zugeordnet wer
den: »quantitativer«, »qualitativer«, »linker« Keynesianismus. Sicherlich bie
ten alle theoretischen Raster unterschiedliche konkrete Spielarten. Dennoch
sind diese Raster nicht beliebig dehnbar. So ist für den Keynesianismus ty
pisch, die Steuerung des ökonomischen Prozesses vor allem als monetäre und
globale Steuerung zu vollziehen. Die Umdeutung des Keynesianismus-Begriffs
in eine »qualitative, regionale und sektorale Wirtschaftspolitik, welche die Be
troffenen in die entsprechenden politischen und wirtschaftlichen Entschei-
dungsprozesse einbezieht«, halte ich für unangebracht, weil sie den Begriff des
Keynesianismus so sehr erweitern, daß er als abgrenzende Kategorie nicht
mehr zu verwenden ist. Bei Mattfeldt ist diese Entleerung allerdings schon an
gelegt an der Stelle, wo er überhaupt nur zwei wirtschaftspolitische Positionen
kennt, den »Keynesianismus auf der einen« und »Laisser-faire oder Selbsthei
lungsdoktrin auf der anderen Seite«. Keynesianismus ist dabei nichts weniger
als die »Sammelbezeichnung für eine Position (...), die eine konsequente Anti-
krisen- und Beschäftigungspolitik durch staatliche Prozeßsteuerung fordert«.
Jede Strategie also, die sich auch des Staatshaushalts bedient, um Arbeitslosig
keit abzubauen ist demnach keynesianisch, unabhängig davon, ob sie bloß
Geld verteilt oder ob sie eine ökologisierte, selbstverwaltete Wirtschaft ansteu
ert. Möglicherweise wäre dies dann eben ein »sozialistischer Keynesianismus«.
Ich sehe in dieser Dehnung des Keynesianismusbegriffs keinen Vorteil, son
dern vor allem das Problem, daß wirtschaftspolitische Strategien alleine nach
dem Kriterium des Staatseingriffs sortiert werden, wobei die Kritik des Staats
eingriffs allein auf der Seite der — ebenfalls unscharf benannten — »Selbsthei
lungsdoktrin« angesiedelt wird. Für die Linke bleibt dann nur eine Wahl: Key-
nesianer werden, oder wenigstens Sympathisant!

6. Eine Ablehnung keynesianischer Politik hält Mattfeldt noch nicht einmal
dann für zwingend, wenn das prinzipielleFunktionieren staatlicher Steuerung
in Zweifel gezogen wird. Auch dies liegt am bereits dargestellten Zwei-Theo
rien-Schema. Gegenüber dem bloßen Laufenlassen der »Selbstheilungsdok
trin« nämlich erscheint selbst ein Keynesianismus mit Mängeln als kleineres
Übel oder — wie es bei Mattfeldt heißt — als »Position des second-best«. Der
Einsatz des staatlichen Budgetszur Krisenbekämpfungist Bestandteil aller lin
ken Strategien in der Wirtschaftspolitik. Dies deshalb, weil die expansive
Haushaltspolitik — auch unabhängig von ihren positiven Beschäftigungswir
kungen und im Gegensatz zu einer restriktiven Haushaltspolitik — jene Re
formpotentialeerhält oder erweitert, auf die Mattfeldt zu Recht hinweist. Der
Keynesianismus aber macht den Einsatzdes Budgets zum Zentrum der wirt
schaftspolitischen Strategie, und dies ist — worauf Mattfeldt ebenfalls hin
weist — für eine Alternative unangemessen, die nicht allein quantitativ orien-
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tiert sein will. So finden linke Positionen heute im Keynesianismus auf der in
strumenteilen Ebene durchaus Anknüpfungspunkte, aber nicht materiell, weil
der Keynesianismus eben vor allem »Prozeßsteuerung« ist, also monetäre Glo
balsteuerung und Einkommenspolitik, den Eingriff in die Produktionsstruktur
aber vermeidet. Weil dies aber wiederum der Kern einer heute tragföhigen lin
ken Alternative in der Wirtschaftspolitik ist, weil das Aufbrechen der gegen
wärtigen Produktions-, Arbeits- und Konsumformen und -inhalte zentrales
Anliegen einer wirtschaftspolitischen Alternative ist, steht »die linke Position«
dem Keynesianismus nur vordergründig näher als der Neoklassik. Erst recht
fragwürdig wird Mattfeldts These vom »second-best«, wenn die Mängel des
Keynesianismus als monetäre Steuerungspolitik in Betracht gezogen werden.
Wenn nämlich der Keynesianismus auch als quantitativ orientierte Strategie
nicht tragfähig ist — und auch hierfür bringt Mattfeldt wichtige Argumente
—, dann ist der Keynesianismus auch keine »second-best«-Lösung, sondern
gar keine. Dies gilt vor allem dann, wenn nach weiterführenden Lösungen ge
fragt wird, nach Lösungen, die aus den herrschenden Systemzwängen heraus
führen. Hier bietet der Keynesianismus keinerlei Ansatzpunkte. Keynesiani
sche Politik ist deshalb auch als Ausgangspunkt für eine wirtschaftspolitische
Alternative ungeeignet. Diese muß in die hier vorherrschenden Formen von
Arbeiten und Leben nachhaltig eingreifen, muß Arbeits- und Verteilungsstruk
turen, Produktions- und Konsumformen umstülpen, wenn sie das Minimal
programm — die langfristige Lebenssicherung der Gattung Mensch — einlö
sen will. Die wirtschaftspolitische Alternative darf sich deshalb nicht auf den
Keynesianismus als »Bündniskonzept« verpflichten lassen, sondern muß wei
tergehende Ansätze entwickeln. Dabei gilt es zunächst, die keynesianische Fi
xierung auf staatliche Politik und die Orientierung auf die allein monetäre und
indirekte Steuerung zu überwinden. Diese Aufgabe ist zwar schwieriger als die
bei Mattfeldt geforderte argumentative Unterstützung der wenigen politischen
»keynesianischen Inseln«. Sie ist aber mit Sicherheit auch die langfristig loh
nendere.

Anmerkungen
1 Lerncr, A.P.: The Bürden of the National Debt(1948), New York 1964, 265, Übersetzung

E.-P.

2 Schlecht, O.: Staatsverschuldung — ein Übel?, in: Bulletin des Presse- und Informations
amtes der Bundesregierung, Nr. 54 vom 4. Mai 1968, 442.

3 Vgl. hierzu das Editorial des »Jahrbuch 1« der Reihe »Ökonomie und Gesellschaft«,
Frankfurt/New York 1983.
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Programm ohne Perspektive*

Zum Wirtschaftsprogramm-Entwurf des SPD-Vorstands

Der Entwurf für ein neues wirtschafts- und sozialpolitisches Programm, den
die Kommission für Wirtschafts- und Finanzpolitik beim SPD-Bundesvor
stand im Dezember letzten Jahres vorgelegt hat, zeigt keine gesellschaftspoliti
sche, ja noch nicht einmal eine wirtschaftspolitische Alternative zum CDU-
Staat auf und ist deshalb auch kaum geeignet, jene programmatische Diskus
sion in Gang zu setzen, die für eine Neurorientierung sozialdemokratischer
Wirtschafts- und Sozialpolitik erforderlich wäre.

Schon der Ausgangspunkt (»Sozialdemokraten gehen in der Bundesrepu
blik Deutschland von einer marktwirtschaftlichen, aber sozial verpflichteten
Wirtschaftsordnung aus.«) ist zu eng bestimmt. Wovon soll die große Debatte
handeln, wenn schon zu Beginn festgelegt ist, daß sich an den Grundlagen un
seres Wirtschaftens nichts ändern soll? Wenn die Programmdiskussion der
80er Jahre im Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik für die SPD mehr
sein soll als die Suche nach der besten Form der Haushaltskonsolidierung,
dann müssen andere Fragen formuliert werden als die des Programmentwurfs.
Vor allem muß ein anderer Ausgangspunkt gewählt werden. Dieser kann nur
in den zu lösenden Problemen selbst und in den zur Verfügung stehenden
Handlungsmöglichkeiten bestehen, nicht aber in der Festlegung eines ord
nungspolitischen Rahmens (»soziale Marktwirtschaft«), dessen Angemessen
heit zur Lösung der anstehenden Probleme dann gar nicht mehr zur Debatte
gestellt wird. Allerdings muß in Rechnung gestellt werden: Die Kommission
selbst hat mit dieser Festlegungoffenbar keinerlei Probleme. Weilsie in ihrem
Programmentwurfohnehinan so gut wie keiner Stelle den Rahmen marktwirt
schaftlicher Orientierung verläßt, ist für sieder selbst gewählteAusgangspunkt
offensichtlich weit genug. Und so geht es im Programmentwurfweitgehend
um Millimeterkorrekturen an der Politik der Vergangenheit, und manches hät
te der Regierungserklärung Helmut Kohls vom Mai 1983 entnommen sein
können.

Modernisierung und sozialer Konsens
Kern der programmatischen Aussagen ist die Forderung nacheiner forcierten
Modernisierung der Volkswirtschaft. Diesem Ziel —das sich für dieKommis
sion zwingend aus der Weltmarktkonkurrenz ergibt — soll die Gesellschafts
politik der 80er Jahre untergeordnet werden:
— Die Forschungshaushalte sollen »zugunsten neuer Technologien« umge

schichtet und ausgebaut werden.
— Eine Qualifizierungsoffensive (in derSchul- und Weiterbildung) soll zwar

kurzfristig auch dieBekämpfung derArbeitslosigkeit unterstützten. Mittel-
• Arbeit fürAlle — die Zukunft gestallen. Sozialdemokratische Antwortenauf diewirtschaftli

chen und sozialen Herausforderungen der Gegenwart, hrsg. von der Kommission für Wirt
schafts- und Finanzpolitik beimSPD-Bundesvorstand (»Ehrenbergpapier«), Bonn 1983.
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fristig aber — und dies ist der entscheidende Aspekt im Programmzusam
menhang — »dient sie der Modernisierung und Durchsetzung des Struk
turwandels«.

— Ein Ausbau der Mitbestimmung soll Gelegenheit geben, die Beschäftigten
selbst an der Durchsetzung neuer Technologien zu beteiligen: »Die Einsicht
der Betroffenen in die Notwendigkeit der Umstrukturierung kann nur er
reicht werden, wenn ihnen eine mitbestimmende, mitgestaltende, damit
aber auch mitverantwortliche Rolle zugestanden wird.« Die Mitbestim
mung verkümmert hier ebenso zum Vehikel der Modernisierung wie das
Konzept der »Humanisierung der Arbeit«, mit deren Hilfe sich die Auswir
kungen der Modernisierung am Arbeitsplatz nach Meinung der Autoren
des Programmentwurfs »besser bewältigen« lassen.

Der Programmentwurf zeigt deutlich, daß es der Kommission keineswegs um
die politische Steuerung des Modernisierungsprozesses geht. Soziale Kontrolle
des technischen Fortschritts ist nicht gefragt: »Die Verantwortung für die Be
wältigung dieser Aufgabe muß bei den Unternehmen bleiben.« Worum es der
Kommission geht, sind die politischen Rahmenbedingungen, innerhalb derer
der als vorgezeichnet und gegeben angesehene Prozeß der Modernisierung ab
gefedert oder, wie es die Kommission selbst formuliert: »sozial verträglich« ge
macht werden soll. Da ist es natürlich besser, bereits in den Schulen auf be
stimmte Arbeitsformen hinzuerziehen; da ist es ebenfalls besser, man lasse die
Beschäftigten Belegschaft für Belegschaft — und damit in Konkurrenz zuein
ander — »mitbestimmen«, weil man sie dann auch »mitverantwortlich« ma
chen kann. Dies alles fördert den im marktorientierten Konzept forcierter Mo
dernisierung so notwendigen »sozialen Konsens«. Und dieser spielt im Kom
missions-Papier ebenfalls eine wichtige Rolle, war er doch — so die Autoren
— »so viele Jahre die Basis unseres Wohlstands«.

Es ist in der Tat allerhöchste Zeit, den Entsolidarisierungsstrategien der Re
gierungsparteien und anderer konservativer Kräfte Solidarisierungsstrategien
entgegenzusetzen. Droht die bundesrepublikanische Wirklichkeit doch dem
britischen und US-amerikanischen Muster zu folgen, nach dem die sozial
Schwächeren — hierzulande vor allem die Alten, die Arbeitslosen, die Jugend
lichen und nicht zuletzt die Ausländer — immer stärker ausgegrenzt werden,
um der organisierten (und für die Parlamentswahlen so entscheidenden) Fach
arbeiter-, Angestellten- und Beamtenschaft bei insgesamt sinkendem Einkom
mens- und Lebensniveau einen »mittleren Platz« in der Hierarchie der Lebens

standards einzuräumen und so für politische Ruhe zu sorgen. Die Solidarisie
rung der abhängig Beschäftigten, seien sie in Ausbildung oder Rente, akut be
schäftigt oder arbeitslos, tut also Not und ist eine Aufgabe, der sich gerade die
SPD und die ihr nahestehenden Gewerkschaften annehmen müssen. Nur: die

se Sorte Solidarisierung hat der Programmentwurf gar nicht im Auge, wenn er
von »sozialem Konsensus« spricht. Solidarisierung, sozialer Konsens inner
halb der lohnabhängigen Schichten nämlich ist weniger »die Basis unseres
Wohlstands« als vielmehr die Basis für ein gemeinsames Handeln der Bevölke
rungsmehrheit, u.U. gegen die Minderheitsinteressen der Vermögensbesitzer.
»Sozialer Konsensus« im Sinne des Programmentwurfs aber meint das große
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Boot der gemeinsamen Interessen aller. Diese Sorte Konsens ist ebenfalls als
ein zentrales Ziel demokratischer Politik anzusehen, aber nicht zum Zwecke
der materiellen Wohlstandssteigerungbzw. als notwendige Bedingungeiner ra
schen Modernisierung des gesellschaftlichen Produktionsapparats, sondern als
Form des Ausgleichs unterschiedlicher, gleichberechtigter Interessen. Wer un
ter den gegenwärtigen Bedingungen der Einführung neuer Technologien den
sozialen Konsens beschwört, kann nur die Vertuschungder konkreten Auswir
kungen dieser Modernisierungsstrategien meinen — oder er kennt diese Aus
wirkungen nicht. In der Nutzbarmachung des technischen Fortschritts gibt es
gegenwärtig keinen sozialen Konsens, der auch die Interessen der Lohnabhän
gigen berücksichtigt. Vielmehr gibt es eine harte gesellschaftliche Auseinander
setzung darüber, ob der technische Fortschritt vor allem zur Verkürzung der
Arbeitszeit und zur Humanisierung der Arbeit genutzt werden soll oder vor al
lem zur privatwirtschaftlichen Kostensenkung. Mit seiner strikten Option für
eine rasche Modernisierung im Interesse einer privatwirtschaftlichen Anpas
sung an neue Weltmarktbedingungen steht der Programmentwurf — auch
wenn er aus beschäftigungspolitischen Erwägungen die Arbeitszeit verkürzt
wissen will — implizit eher auf der Seite der Kostensenker als auf der Seite der
Arbeitszeitverkürzer.

Dabei ist der Kommission zuzustimmen, wenn sie feststellt, daß die Bundes
republik als Industriestaat »in den Weltmarkt eingebunden ist«. Daß sich dar
aus Modernisierungszwänge ableiten lassen, ist ebenfalls unstrittig. Diese
Zwänge aber unbesehen absolut zu setzen und zur eisernen Marschlinie der
Gesellschaftspolitik zu machen, ist eine übereifrige und im Sinne der wirt
schaftspolitischen Alternative perspektivlose Konsequenz. Statt die nationale
Industriepolitik zum bloßen Erfüllungsgehilfen »des Weltmarktes« zu ma
chen, wäre es erforderlich, die Exportabhängigkeit der Bundesrepublik selbst
zu problematisieren und die Frage zu behandeln, ob die Exportlastigkeit der
westdeutschen Industrie langfristig gewollt wird oder nicht, und — falls die
Exportabhängigkeit reduziert werden soll — darüber nachzudenken, wie die
Exportquote der Bundesrepublik politisch steuerbar gemacht werden kann.

Statt dessen ergeht sich die Kommission in (sicher gut gemeinten) Hinweisen
auf die Notwendigkeit stärkerer internationaler Zusammenarbeit (»für die
Weltwirtschaft ein Ordnungsrahmen«). Dabei zeigen die jüngsten Erfahrun
gen, daß jede Zunahme an internationaler Verknüpfung mit einer Abnahme
politischer Steuerbarkeit verbunden ist. Für die großen privaten Konzerne mag
dies ein Vorteil sein, für die Lohnabhängigen der jeweiligen Länder mit Sicher
heit nicht. Jenen wäre besser gedient, würde nach Wegen Ausschau gehalten,
die Produktionsstruktur der Bundesrepublik stärker auf die Binnenwirtschaft
zu orientieren.

Arbeitszeitverkürzung und Umweltschutz

Das klare Bekenntnis der Kommission für eine Verkürzung der Arbeitszeit ge
nerell und für die 35-Stunden-Woche im besonderen ist ein Lichtblick im Pro
grammentwurf. Zu kritisieren ist allerdings, daß es ein Bekenntnis bleibt. Wo
an anderer Stelle nahezu epische Breiteherrscht, wird hier nur knapp darauf
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verwiesen, daß die Verkürzung der Arbeitszeit »ein wirksamer und unverzicht
barer Beitrag zu einer Strategie für mehr Beschäftigung« ist. Wie die Mitbe
stimmung zur Form der Durchsetzung bereits vorgezeichneter Rationalisie
rungslinien verkürzt wird, wirdaus der Arbeitszeitverkürzung in diesen dürren
Worten eine bloße Arbeitsplatzbeschaffungsmaßnahme. Eine Politisierung des
Phänomens Arbeitszeit bleibt aus, die borniert technokratische Sichtweise der
Kommission wird deutlich.

Das Thema Lohnausgleich bleibt dabei nicht zufällig ausgespart. Ein Blick
auf die Gesamtargumentation des Programmentwurfs läßt nämlich nur fol
genden Schluß zu: Nach Meinungder Kommission ist die Modernisierung un
abdingbar, um auf dem Weltmarkt mithalten zu können. Dies wiederum ist
für die Bundesrepublik existentiell erforderlich. Die durch Modernisierung ge
wonnene Erhöhung der Arbeitsproduktivität kann aber die Konkurrenzposi
tion der westdeutschen Wirtschaft auf dem Weltmarkt nur erhöhen, wenn sie
nicht allein in Form von Arbeitszeitverkürzung genutzt wird, sondern sich vor
allem als Kostensenkung niederschlagen kann. Die auch bei vollem Lohnaus
gleich gesamtwirtschaftlich mögliche Kostenniveauneutralität der Einführung
der 35-Stunden-Woche ist deshalb für die Kommission keine Perspektive. Aus
ihrer Sicht müssen Arbeitszeit und Kosten sinken. Dies gelingt unter den vor
herrschenden Bedingungen jedoch nur bei einem Reallohnverzicht der Be
schäftigten. Ein Hinweis für die Haltung der Programmkommission zum
Lohnausgleich läßt sich auch aus deren Ausführungen zum Thema Beschäfti
gungspolitik im öffentlichen Dienst entnehmen. Im Staatsdienst — so die Au
toren — könne die Beschäftigtenzahl nur zunehmen, »wenn die Einkommen
an die veränderte Situation angepaßt werden«, also sinken. Es sei beispiels
weise unhaltbar, daß das Einkommen der Lehrer »weit über dem vieler Fach
arbeiter« liege, während gleichzeitig so viele Lehrer arbeitslos und Facharbeiter
»nach wie vor« knapp seien. Dies gelte auch für die sozialen Dienste. Es
braucht schon eine ganze Menge zynischer Distanz zur Lebenslage junger
Menschen unter den gegenwärtigen Bedingungen, diesen Gedanken die Be
merkung anzuhängen, daß »erfreulicherweise« »viele junge Lehrer und Sozial
arbeiter Verständnis für die hier liegenden Probleme« haben: Viele Lohnab
hängige, vor allem die jungen, haben in dieser Zeit für alle möglichen Reduzie
rungen ihrer Lebensansprüche »Verständnis«, weil sie darauf hoffen, im Be
schäftigungssystem überhaupt erst einmal Tritt zu fassen. Wenn aber die Kom
mission dort, wo sie selbst noch am ehesten Einblick und Einflußmöglichkei-
ten besitzt — im Bereich des öffentlichen Dienstes nämlich — einen Ausbau

der Beschäftigung nur bei sinkenden Einkommen für möglich und dies auch
generell für angebracht hält, dann ist kaum zu erwarten, daß sie dies im Falle
privater Unternehmen und in Verbindung mit der Verkürzung der Arbeitszeit
anders sehen kann.

Noch enttäuschender — und dies vor allem mit Blick auf den Auftrag der
Kommission, programmatisch zu formulieren — sind die Auslassungen des
Programmentwurfs zum Thema Umweltschutz. Leidenschaftlich erinnern die
Autoren an die jetzt drängenden Aufgaben: »Massenarbeitslosigkeit und
zunehmende Umweltzerstörung erlauben kein Abwarten«. Was dann aber
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kommt, unterscheidet sich nur instrumentell vom Grundkonzept christdemo
kratischen Nichtstuns in Sachen Ökologie: Ähnlich demWasserabgabengesetz
sollen Abgaben für die Belastung der Luft mit Schadstoffen und die Verwen
dung bleihaltigen Benzins erhoben werden. Die Unternehmen sollen also für
den Verbrauch der Umwelt zahlen, die auf diesem Wege zur Ware mit staatlich
reguliertem Preis wird. Ein mit den Erträgen der Abgaben nach Vorstellung
der Kommission zu finanzierendes »Sondervermögen Arbeit und Umwelt«
kann sich dann in der Reparatur der rechtmäßig belasteten Umwelt versuchen.
Mit anderen Worten: Das Abgabenkonzept funktioniert, wenn die Unterneh
men die Umwelt massiv belasten, dafür dann Abgaben entrichten und die auf
dem Gebiet des Umweltschutzes tätigen — u.U. privaten — Unternehmen mit
dem aus den Abgaben erhaltenen Geld die Umweltschäden wieder zu beseiti
gen versuchen. Im Ergebnis würde sogar das Sozialprodukt wachsen! Ist es
dieser Zusammenhang, den die Kommission meint, wenn sie erklärt, es sei »al
so auch ökonomisch sinnvoll, die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit mit der Be
kämpfung der Umweltzerstörung zu verbinden«? Was immer gemeint sei: Die
»marktkonformen Abgaben« des Programmentwurfs lassen nur so viel Um
weltschutz zu, wie die Unternehmen zuzulassen bereit sind. Dies ist durchaus
im Sinne der Autoren des Entwurfs: »Es ist dann eine Sache der Teilnehmer

am Wirtschaftsprozeß, auf die so veränderten Nutzungsbedingungen der Um
welt angemessen zu reagieren.« Im Klartext: Die Rentabilitätsbetrachtung ent
scheidet weiterhin, ob die Umwelt belastet und dafür gezahlt wird oder ob be
reits bei der Güterproduktion eine Umweltschädigung vermieden wird. Der
ökologischen Krise ist jedoch mit derlei Maßnahmen, die die Qualität unserer
Umwelt der unternehmerischen Privatentscheidung überläßt, nicht beizukom
men. Die programmatische Ökologiedebatte benötigt stattdessen auch in der
SPD dringend weitergreifende Vorschläge, die vor allem den Zusammenhang
von Wirtschaftssystem, Arbeits- und Konsumformen und ökologischer Zu
kunftssicherung thematisieren.

Ein Programm ohne Perspektiven

Insgesamt läßt sich der Programmentwurf als äußerst defensiv bezeichnen. Ei
genständige politische Perspektiven werden nicht aufgezeigt. Der Frage, wie
die soziale und wirtschaftliche Entwicklung politisch steuerbar gemacht wer
den kann, wird nicht nachgegangen. Vielmehr geht es nahezu ausschließlich
darum, wie die Politik den ohnehin herrschenden Markttendenzen am besten
dienlich zu machen ist. Die wirtschaftspolitische Alternative zur Unterwerfung
der Politik unter das Primat der Ökonomie, wie wir sie in der gegenwärtigen
Regierungspolitik vorfinden, ist jedoch die Politisierung der Ökonomie, die
demokratische Planung und Steuerung des ökonomischen Prozesses. Hierfür
Mittel und Wege aufzuzeigen, die über traditionelle Maßnahmen der Verstaat
lichung und über traditionelle zentralistische Planungsmodelle hinausgehen,
muß zum Gegenstand programmatischer Diskussionen werden, die nach Aus
wegen aus der gegenwärtigen Krise suchen. Der vorliegende Programment
wurf ist für eine solche Diskussion kein geeigneter Ansatzpunkt.
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Aleksandar Grlickov

Die frühsozialistischen Länder

und die Notwendigkeit eines offenen Marxismus

Vorbemerkung des Übersetzers
Der folgende Text ist die gekürzte Fassung der Eröffnungsansprache zum VIII. Interna
tionalen Forum »Sozialismus in der Welt« (in Cavtat/Jugoslawien, siehe den Kongreß
bericht in Argument 143, 98f.). DieÜbersetzung fußt leider nichtauf der serbokroati
schen Originalfassung, sondern ihrerseits auf —vonJugoslawen angefertigten —Über
setzungen ins Englische und Französische. Sie sollte daher etwa so gelesen werden, wie
man auf einem Kongreß einer Simultanübersetzung lauscht. Man muß die Botschaft
heraus-hören (oder -lesen). So ist auch die Übersetzung zustandegekommen. Dieengli
sche und die französische Fassung widersprechen einander oft. Jede enthält Stellen, die
keinen Sinn ergeben. Beim Übersetzen mußte nach eigenem Gutdünken auf die eine
oder andere Fassung zurückgegriffen werden.

Dieses erste Problem kann als Gleichnis dienen für ein zweites: Aleksandar Grlickov

ist nicht nur einer von uns, ein Intellektueller, der seine eigene Auffassung ausdrückt,
sondern auch ein Politiker, ranghoher Vertreter einer regierenden Partei, des »Bundes
der Kommunisten Jugoslawiens«. Ein Politiker — zumal im föderalistischen Jugosla
wien, dessen Bundesländer sorgsam ihre Kompetenzen wahren — kann kaum wie ein
Theoretiker sprechen. Die Grundform der Politik ist der Kompromiß, im Idealfall der
kleinste gemeinsame Nenner. Formeln, funktionale Undeutlichkeiten, orientierende
Harmonisierungen und ähnliches mehr prägen die politische Rhetorik. Wie es nicht an
ders sein kann, ist auch der folgende Text nicht frei davon. Auch in dieser Hinsicht muß
man beim Lesen gleichsam mit-übersetzen.

Ist der folgende Text auch eine Politikerrede, so sticht er aus diesem Genre heraus
durch seine ungewöhnliche Offenheit. Probleme werden hier relativ schonungslos be
nannt, die im kommunistischen Offizialdiskurs zumeist verdeckt bleiben. Hier spricht
vor allem jemand, der, als Vertreter seines Staats, weiß, daß im Schatten des Staats die
Probleme unlösbar bleiben, solange nicht zusätzliche gesellschaftliche Lösungspotentiale
erschlossen werden. Die fürs erste unüberschreitbare historische Beschränktheit (und
Widersprüchlichkeit) sozialistischer Staatsmacht wird mit dem Begriff frühsozialistische
Staaten (bzw. Länder) artikuliert. Und es wird — wie bei den marxistischen Klassikern,
aber im Gegensatz zu fast aller bisherigen sozialistischen Staatsmacht — die relative Au
tonomie wissenschaftlicher Arbeit im Marxismus nicht nur anerkannt, sondern als für
das wohlverstandene Interesse auch der sozialistischen Staatsmacht notwendig erkannt.
Die Rede gipfelt in einen Aufruf an die marxistischen Forscher — gerade auch an die
»unabhängigen marxistischen Intellektuellen« des Westens —, ihren Beitrag zur Artiku
lation der gegenwärtigen Problematik und zur Vorbereitung neuartiger Problemlösun
gen zu leisten.

Schließlich erlaubt genau diese Anerkennung des Eigenrechts und der Notwendigkeit
autonomer wissenschaftlicher Forschung im Marxismus einen Eingriff in die Diskussion
um die Frage, ob man noch von einem Marxismus sprechen kann und nicht vielmehr
von Marxismen gesprochen werden muß (vgl. dazu Haug 1983 und die Beiträge zur
Kontroverse mit Buhr, schließlich Seve 1984). Grlickov besteht auf der Notwendigkeit,
den Marxismus als Einheit zu fassen. Er legt — sehr im Unterschied zu Einheitsbe
schwörungen, die nur die Spaltung bewußtlos vertiefen — die unabdingbare Vorausset
zung für die Aufrechterhaltung eines integralen Marxismus dar: seine Offenheit. Das
Wort »Offenheit« ist freilich oft genug blamiert worden, indem man es für ein Abdrif-

DAS ARGUMENT 145/1984 ©



Diefrühsozialistischen Länder unddieNotwendigkeit einesoffenenMarxismus 421

ten ins Wischiwaschi eines gedankenlosen und kompromißlerischen Eklektizismus ge
braucht hat. Es kommt daher darauf an, ihm hier eine klare Bedeutungzu geben, die
der notwendigenWissenschaftlichkeit ebensowenig widerspricht wieden politisch-strate
gischen Anforderungen. Grlickov geht entscheidende erste Schritte in Richtung einer
Anerkennung des dialektischen Zusammenwirkens relativ autonomer Instanzen im
Marxismus, die nicht aufeinander reduzierbar sind. Vor allem auf wissenschaftlich-theo
retischer Ebene heißt dies: die überfällige Anerkennung der Tatsache, die ein Entwick
lungsgesetz von Wissenschaft ausdrückt, daß ohne unabschließbare argumentative Aus
tragung von Auffassungsunterschieden das Wissenschaftliche des Sozialismus zur Phra
se herabsinkt.

Inzwischen ist die französische Fassung (übersetzt von Vera Smiljanic) erschienen: »Marx, mar-
xisme et le monde contcmporain«, in: Sozialism in the World40/1984, 5-19(die Zeitschrift kann
über den Argument-Vertrieb bezogen werden).

Erwähnte Literatur

Buhr, Manfred, 1983: »Ideologischer Sumpf«, in: Argument 142, 869-71
Haug, Wolfgang Fritz, 1983: Krise oder Dialektik des Marxismus? In: Aktualisierung Marx'

(= AS 100, Argument-Sonderband)
Ridder, Helmut, 1984: Wer darf des Grales Hüter sein? In: Argument 143, 5-9
Seve, Lucien, 1984: Für einen entschieden konkreten Marxismus. In: Argument 143, 81-84
Wulff, Erich, 1983: Vordenken, Nachdenken, Hinterherdenken. In: Argument 142, 871-74

W.F.H.

1. Die drei Revolutionen und das Fehlen ihrer strategischen Verknüpfung

Auf den ersten Blick zeigt die Welt heute ein chaotisches Bild höchst wider
sprüchlicher und unvorhersehbarer Entwicklungen paradoxer, ja irrationaler
Erscheinungen. Abhanden gekommen scheinen oft die Kriterien der Deutung
von Ursprung, Tendenz, Gesetzen, schließlichvon Gehalt und Sinn bestimm
ter gesellschaftlicher Entwicklungen. Wie sollen wir konservative und reaktio
näre von fortschrittlichen und revolutionären Richtungen unterscheiden? Wie
können wir historische Tendenzen und ihre Gesetzmäßigkeiten identifizieren?
Wie die Bedingungen und Faktoren gegenwärtiger Entwicklungen feststellen
und ihre Resultate vorhersehen?

Es scheint, als wäre die wirtschaftliche, politisch-soziale und ideologische
Krise, welche die ganze Welt befallen hat, nicht begreifbar in der Tradition
theoretisch-kritischen Denkens, einer dialektischen Analyse der gesellschaftli
chen Widersprüche der kapitalistischen Produktionsweise und der Klassen
kämpfe heute. Und dazu scheint es, als könnte eine fortschrittliche Überwin
dung dieser Krise nicht gefunden werden im Rahmen des Konflikts zwischen
dem niedergehenden Kapitalismus und dem Sozialismus/Kommunismus als
einer positiven, revolutionären Antwort auf die Widersprüche, die zur Krise
geführt haben und unlösbar sind imRahmen dergegenwärtigen Klassengesell
schaften. Angesichts der Unfähigkeit, die Anatomie und Dialektik unserer
Epoche zu entschlüsseln, scheint es einer Reihe von Forschern, Theoretikern,
Beobachtern, daß der Marxismus insgesamt — und mit ihm der Sozialis
mus/Kommunismus als historische Bewegung und Lösungsperspektive der
epochalen Widersprüche —in Frage gestellt ist. —Im folgenden versuche ich,
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einigeallgemeineBedingungenfür die Lösung der anstehenden Fragen zu skiz
zieren.

Drei gleichzeitg verlaufende Umwälzungen, drei Seiten eines einheitlichen
revolutionären Prozesses determinieren die allgemeinen gesellschaftlichen Be
dingungen in der heutigen Welt. Die nationale Befreiung, die sozialistische Re
volution und die wissenschaftlich-technische Revolutionierung bedingen die
wesentlichen Veränderungen in der Lebensweise der Völker. Historisch sind sie
konvergent, aber in konkreten Situationen können sie in Gegensatz zu einan
der geraten. Technologische Überlegenheit dient oft als Hebel zur Aufrechter
haltung oder Durchsetzung von Herrschaft. Unabhängigkeit und nationale
Identität werden zuweilen unterdrückt im Namen der sozialen Revolution.
Dennoch kann keiner der drei Prozesse die andern negieren, ohne sich selbst zu
gefährden. Nur als Ganzes bedeuten sie eine revolutionäre Umwandlung der
Welt. Getrennt operierend, ohne eine dialektische Einheit zu bilden, führen sie
zu Krisen und Konflikten ...

Die Vertiefung der Krise des gegenwärtigen Kapitalismus ist eines der
Hauptmerkmale der heutigen Entwicklung. Die wissenschaftlich-technische
Revolutionierung, die sich den hervorragenden Errungenschaften des mensch
lichen Geistes und der Vorstellungskraft verdankt, wurde von den entwickelten
Ländern angeeignet, die sie zuerst zu nutzen verstanden. Zunächst wurde da
durch die Reproduktionsfähigkeit des Kapitals gestärkt. Es sah aus, als sei der
Kapitalismus in der Lage, sein Leben dank der technologischen Umwälzung zu
verlängern. Es stellte sich indes heraus, daß die beispiellose Ausdehnung der
materiellen Produktivkräfte die alten Widersprüche des kapitalistischen Sy
stems verschärft und dazu neue aufgerissen hatte. Schnellwachsende Produk
tion und Konsumtion führten zu umfangreichen sozialen Konflikten. Außer
der Arbeiterklasse fanden sich andere gesellschaftliche Gruppen, nämlich Teile
der Intelligenz und der Verwaltung, in der Stellung von Lohnarbeitern. Der
Kapitalismus ist nach wie vor zur materiellen Reproduktion fähig, aber er ver
mag immer weniger die Produktionsverhältnisse, auf denen er gründet, zu re
produzieren. Natürlich bedeutet die soziale Krise des Kapitalismus in keiner
Weise sein Verschwinden von der politischen Bühne der Welt.

2. Die frühsozialistischen Länder und das Fehlen ihrer marxistischen Analyse

Ein anderes zunehmend aktuelles strategisches Gebiet marxistischer Analyse
ist durch die Entstehung und Entwicklung frühsozialistischer Gesellschaften
und sozialistischer Revolutionen bestimmt. Um voranzukommen in Richtung
auf ein Verständnis der Möglichkeiten eines reiferen Sozialismus, der reicher
an menschlichen Werten ist und einen Weg aus der Weltkrise weist, müssen
mindestens zwei Bedingungen erfüllt sein: Erstens muß alles, was im Laufe der
letzten hundert Jahre in Praxis und Ideologie des Frühsozialismus und der den
Sozialismus anstrebenden Bewegungen geschehen ist, einer kritischen Analyse
unterzogen werden. Das theoretisch-historische Niveau dieser Analyse darf
nicht unters Niveau der Kritik der bürgerlichen Gesellschaft durch Marx (und
anderer Denker der Arbeiterbewegung) fallen, sondern muß von diesem Ni
veau aufsteigen zu den komplexeren Problemen, die durch das Auftauchen des
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Sozialismus in der Geschichte gestellt sind. Zweitens sollten die Entwicklungs
möglichkeiten des Sozialismus und die Wege des Kampfes für Sozialismus in
der heutigen Welt auf Grundlage der Resultateeiner derartigen kritischen Ana
lyse der historischen Erfahrungen erforscht werden. Diese Forschungen müs
sen entschieden befreit werden von einer zweifachen ideologischen Ablage
rung: vom ideologischen Sedimentgestein, das der Kapitalismus hervorge
bracht hat und noch immer hervorbringt und das die Möglichkeiten einer al
ternativen Produktionsweise des Lebens verbaut, und von der Ideologie, die
aus der etatisierten (verstaatlichten)und jeder anderen beschränkten bisherigen
Praxis von Frühsozialismen hervorgegangen ist.

Die Entwicklung frühsozialistischer Gesellschaften — ihre Erfolge und Feh
ler, ihre Widersprüchlichkeiten und die Aussichten auf deren Lösung — wir
ken in der einen oder anderen Weise auf die sozialistischen Kräfte der ganzen
Welt, ungeachtet ihrer ideologischen Orientierung. Daher das nachdrückliche
Interesse an der theoretischen, ideologischen und politischen Analyse der Ent
wicklung dieser Gesellschaften und an einer Untersuchung ihrer Realität. Auf
dieser Ebene wird das kritische Bewußtsein immer entschiedener, leidenschaft
licher — und zwar nicht vor allem bei den Gegnern der Ziele und Ideale des
Sozialismus/Kommunismus, sondern sogar noch viel stärker bei den politi
schen Kräften und Individuen, die diesen Zielen ihr Leben gewidmet und ihre
eigenen politischen und moralischen Bestrebungen mit ihnen verknüpft haben.

Die weltweite Krise, die auch alle sozialistischen Gesellschaften einbezogen
hat, verschärft deren Widersprüche und trägt zu ihrem Auftauchen an der
Oberfläche des gesellschaftlichen Lebens bei, aber auch zu einer erneuerten
Suche nach ihren Gründen und nach Lösungsmöglichkeiten. Alte Positionen
sind in Frage gestellt, und mögliche Auswege werden außerhalb der etablierten
Routine gesucht. Kritisches Bewußtsein, marxistisches und sozialistisches Den
ken in der Welt fragt einmal mehr nach der umfassenden historischen Ent
wicklung, nach ihrem theoretischen, ideologischen, politischen und prakti
schen Gehalt. In der Tat richtet es sich auf die Entstehung dessen, was wir heu
te als Sozialismus ansehen, in Bezug auf sozialistische Ziele und Ideale. In stra
tegischer Hinsicht sollte die Forschung sich vergewissern, ob es möglich ist, in
nerhalb des Rahmens der existierenden politischen und ökonomischen Systeme
und ihrer Verbesserung einen Ausweg aus der Krise auf Grundlage neuer theo
retischer, ideologischer und politischer Sichtweisen zu bewirken und dadurch
sich auf ein neues Entwicklungsstadium zuzubewegen.

Der historische Augenblick verlangt unabweisbar neue Antworten, die den
Zielen und Idealen des Sozialismus/Kommunismus entsprechen. Strategische
Lösungen sind gesucht, nicht nur für die Wirtschaftskrise, sondern auch für all
die grundlegenden sozio-ökonomischen, politischen, ideologischen, morali
schen und anderen Probleme, die den gegenwärtigen Sozialismus plagen. Es
geht nicht nur um Antworten für die Gegenwart und Zukunft der frühsoziali
stischen Gesellschaften, sondern für den gesamten weltweiten Prozeß des So
zialismus. Da der Sozialismus eine Übergangsperiode ist und seineökonomi
schen Grundgesetze durch diesen Übergangscharakter bestimmt sind, er also
nicht die Macht hat, sich ohne weiteres selbst zu reproduzieren, lauten die
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grundlegenden Fragen: Wie und mittels welcher ökonomischen und wirt
schaftlichen Systeme das weitere dynamische Wachstum der materiellen Pro
duktivkräfte gewährleisten (das zum ersten Mal in vielen sozialistischen Län
dern sich alarmierend verlangsamt), und wie die industriell entwickelten früh
sozialistischen Länder produktiv in die wissenschaftlich-technischeRevolution
als führende Kräfte einfügen und hierdurch dieses gewaltige Potential zum
Vorteil der Entwicklung des Sozialismus/Kommunismus nutzen, statt es zur
Stärkung des Kapitalismus ausbeuten zu lassen? Das Problem besteht in der
Herstellung einer Dialektik zwischender weiteren beschleunigten Entwicklung
der materiellen Produktivkräfte und dem gleichzeitigen Aufgeben der her
kömmlichen Produktionsweise, die auf der Ausbeutung der Arbeit und ihrer
Trennung von den Mitteln und Ergebnissen der Produktion beruht. In anderen
Worten, gesucht ist ein politisches und ökonomisches System, das den Weg zu
einer schrittweisen Emanzipation der Arbeit öffnet und zur Umgestaltung der
Gesellschaft in eine freie Assoziation der Produzenten. Wie können wir ein po
litisches und ökonomisches System gestalten, das die von den Arbeitern in ge
nerationenlangen Klassenkämpfen eroberten Freiheiten und demokratischen
Rechte nicht nur weiter garantiert, sondern sie von den Schranken der bürger
lichen Gesellschaft befreit? Denn der Sozialismus kann nur dann als produkti
ve historische Alternative aufgebaut werden, wenn er den Rahmen der Demo
kratie ausweitet, bis er in Freiheit förmlich eingetaucht ist. Oder mehr in Bezug
auf die konkrete historische Situation gefragt: Wie kann man verhindern, daß
die politische Partei, die ideologisch-politisch führende Kraft, mit dem Staats
apparat verschmilzt; wie verhindern, daß sie so die Eigenschaften einer revolu
tionären Bewegung einbüßt, die den bestehenden Zustand ändern will; wie ver
hindern, daß sie in der Praxis die dialektische Verbindung mit der eignen Ar
beiterklasse verliert, ja mit ihren eignen Mitgliedern, was für gewöhnlich allen
politischen Parteien, unabhängig von ihrer ideologischen Orientierung, wider
fährt? Von nicht geringerer historischer und theoretischer Bedeutung ist die
Frage: Wie und unter welchen institutionellen Bedingungen ein gesellschaftli
ches Bewußtsein bilden, das die authentischen Ziele des Sozialismus trägt?
Und wie die Diskrepanz zwischen dem offiziellen und dem wirklichen Bewußt
sein überwinden, dieses fundamentale moralisch-politische Problem des ge
genwärtigen Sozialismus? Usw. ...

3. Die Ideologisierung des Marxismus als Entwicklungsschranke

Wenn der Marxismus, wie Althusser bemerkte, nicht nur eine »neue Philoso
phie«, sondern eine »neue Praxis der Philosophie« ist, die die gesamte mensch
liche Praxis zur Selbstkritik und Revolutionierung hebt, dann kann er kraft
seiner inneren Logik seine philosophische Analyse auch auf sein eignes Sein
richten, das aus konkreten historischen Situationen erwächst und entsprechend
auch durch ihre Beschränkungen determiniert ist.

Ein Teil der Mißverständnisse, die den Marxismus begleiten, ist mit seiner
Entstehung aufgetreten. Indem er sich als Theorie des weltverändernden Han
delns konstituiert hat, mußte der Marxismus — um sein kopernikanisches Pro
jekt verwirklichen zu können — alle bisherige Lebensweise entmystifizieren
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und sich zur wissenschaftlichen Kritik der menschlichen Vorgeschichte, wie
Marx die Epoche der Klassengesellschaften zu bezeichnen liebte, herausbilden.
Um wirksam zu werden und sein Projekt der Theorie gemäß durchführen zu
können, mußte der Marxismus andrerseits zum herrschenden Bewußtsein der
sozialen Schichten werden, an die er sich wandte (vor allem die Arbeiterklasse)
und von denen er erwartete, daß sie die Träger der Umgestaltung der Welt wä
ren. In diesem Zusammentreffen, bei dem die Wissenschaft durch ihre soziale
Dispersion zu gesellschaftlichem Bewußtsein wurde, war sie unvermeidlich ei
ner Reduktion unterworfen, wie sie andrerseits Elemente der soziokulturellen
Umgebung, in die sie verpflanzt wurde, in sich aufnehmen mußte. Je mehr der
Marxismus von den Menschen angeeignet und assimiliert wurde, desto mehr
wurde er ihr Eigentum, ihre Ideologie. Indem er sich zu einer Ideologie ent
wickelte, veränderte der Marxismus notwendig seinen ursprünglichen Aggre
gatzustand. Zuerst verkümmerte seine kritische Substanz; Glaube ersetzte
Selbstkritik. Die Ideologisierung des Marxismus ist nicht so sehr bestrebt, das
Bild der Wirklichkeit zu verzerren, als daß sie versucht, sich hinter einer Bestä
tigung einer gegebenen Wirklichkeit zu verstecken. Die ideologische Erosion
hat den Marxismus doppelt behindert. Auf der Ebene der Erkenntnis ver
schließt er sich der Verarbeitung wissenschaftlicher Neuerungen; und auf ge
sellschaftlicher Ebene verschließt er sich neuen sozialen Energien von Grup
pen, die von den Gründern des Wissenschaftlichen Sozialismus noch nicht als
mögliche Subjekte der gesellschaftlichen Umwandlung gesehen worden sind.

Der nächste Widerspruch hat seinen Ort in den Gesellschaften, die sich auf
den Marxismus stützen. Indem aus der Arbeiterbewegung ein soziales System
wurde, durch die unvermeidliche Institutionalisierung des Lebens, so sehr auch
immer diese Institutionen den menschlichen Bedürfnissen angepaßt sein mö
gen — angesichts der konkreten historischen Bedingungen des Sozialismus
sind sie nicht in der Lage, den Einfluß der Ideologie abzuschütteln. Mehr
noch, sie sind die Operationalisierung ihrer Ansprüche. Gerade die ideologi
schen Normen werden von den Institutionen als ein »Naturgesetz« auferlegt.
Da sie auf standardisiertem Verhalten aufgebaut sind, weisen sie die kreativen
Impulse der Praxis ab, die dessen kritische Überwindung bewirken könnten.

Während diese Borniertheiten objektive Gründe haben, gibt es in der Ge
schichte des Sozialismus auch solche Krisen des Marxismus, die seinen konkre
ten historischen Fortbestand und dadurch die Idee des Sozialismus selbst in
Frage gestellt haben. Gemeint ist die stalinistische Erosion des Sozialismus, bei
der die Institution des Staates, vor allem mit ihren repressiven Attributen, zur
Grundlage, zum zentralenKnochengerüst desSozialismus gemachtworden ist.

4. Die Pluralisierung des Marxismus und die Frage seiner Universalität
Entwicklung und theoretischer Ertrag des Marxismus sind eng verknüpft mit
seiner Fähigkeit der Erkenntnisgewinnung.Die zentralen Kategorienseines Be
griffsapparats sind im VerlaufseinerKritikder bürgerlichen Gesellschaft in der
europäischenTradition formuliert worden. Aber die Welthat sich in den letz
ten hundert Jahren so sehr verändert, daß die ursprüngliche Epistemologie des
Marxismus nicht mehr umfassend genug ist. Der Gehalt sozialer Prozesse, die
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historische Etablierung des Sozialismus, die antikoloniale Revolution und die
wissenschaftlich-technische Revolutionierung stellen die marxistische Theorie
vor neue Herausforderungen, denen diese im Rahmen ihrer alten Kategorien
objektiv nicht gewachsen ist.

Die neuen Erfahrungen weiten das Forschungsobjekt aus, während sie zu
gleich den ideologisch-theoretischen Blickwinkel der Gesellschaftsanalyse ver
ändern. Die intellektuelle Anstrengung zielte zunächst darauf ab, den Marxis
mus von »offiziellen« Interpretationen zu befreien. Die intellektuellen Kräfte
des Marxismus machten sich, jede für sich, auf die Suche nach ihrer eignen
Identität und integrierten in ihre Forschungsergebnisse die Bestimmungen ih
rer eignen konkreten Situation, Tradition und Kultur. All dies hat zur »Plura-
lisierung« des Marxismus geführt. Der ursprüngliche einheitliche Kern hat sich
verteilt auf »Kulturkreise«, die den je besonderen Charakter des Marxismus
bestimmen. So gibt es z.B. einen »östlichen« und einen »westlichen« Marxis
mus, oder einen »Marxismus der Dritten Welt«. Diese Vervielfachung der the
oretischen Matrix bzw. des Grundmusters des Marxismus ist ebenso durch hi

storische Erfahrungen und neue wissenschaftliche Erkenntnisse bestimmt, wie
sie auf Bedürfnisse jener politischen Kräfte antwortet, die ihre soziale Lage
verbessert haben durch Anwendung der Marxschen Lehren auf ihre eigene
konkrete politische Situation. Folglich war die Vervielfachung des Marxismus
auch durch ideologische Voraussetzungen bestimmt, die sich unvermeidlicher
weise auch in den theoretischen Errungenschaften niedergeschlagen haben.

Dieses praktisch-politische Syndrom hat die Universalität der Marxschen
Theorie beeinträchtigt und sogar in Frage gestellt. Die bereits erwähnten drei
Bewußtseinsblöcke (der »östliche«, der »westliche« und der »Dritte-Welt-Mar
xismus«) haben sich ihrerseits aufgespalten in kleinere Einheiten, so daß uns
im entsprechenden Jargon begegnet: ein Sowjetmarxismus, dann ein chinesi
scher, polnischer, italienischer, jugoslawischer usw. Marxismus. Jeder dieser
Marxismen beanspruchte »seinen« Marx, um ihn als Deckmantel fürs politi
sche Alltagshandeln zu benutzen. Wenn diese Art von Relativierung zum Ex
trem getrieben wird, muß sie die wissenschaftliche Theorie des Sozialismus von
ihrer universellen Substanz trennen und aus seiner Methodologie und seinem
begrifflich-kategorialen System ein Instrument der jeweiligen Tagespolitik ma
chen.

Aus diesem Grund sehen wir in der Alternative »ein Marxismus oder mehre

re Marxismen« eine intellektuelle Falle, die den Marxismus ins seichte Wasser
der Tagespolitik geraten zu lassen droht. Marxens Denken ist vieldimensional
und offen für neue Erkenntnisse und neue menschliche Werte. Statt von der

Alternative »Marxismus oder Marxismen« zu sprechen, ziehen wir es daher
vor, von einem offenen Marxismus zu sprechen, der die weltgeschichtlichen
Entwicklungen erklären kann und in diesem Kontext auch die Entwicklung des
historischen Prozesses des Sozialismus.

5. Die Notwendigkeit des theoretischen Dialogs

Statt auf einem ideologischen Pluralismus beruht der offene Marxismus auf ei
nem kognitiven Pluralismus, einem Pluralismus der Erkenntnisse, der die neu-
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en wissenschaftlichen Erfahrungen und ihre Argumentation respektiert und zu
einer Koexistenz und Artikulation unterschiedlicher Strömungen in seinem
Rahmen befähigt. Dazu ist es nötig, bestimmte alte Gewohnheiten zu ändern.
Statt die wissenschaftlichen Positionen in offiziellen und autorisierten poli
tisch-ideologischen Machtzentren »verifizieren« zu lassen, wird ihr theoreti
scher Wert in wissenschaftlichen Auseinandersetzungen und im Dialog gete
stet. Durch die Konfrontation von Auffassungen und Forschungsverfahren
wird die intellektuelle Welt des Marxismus um eine neue Syntax der Argumen
tation bereichert, die das Selbstgespräch der Taubheit unterbricht und das
Recht institutionalisiert, »Resultate intellektueller Arbeit« dem wissenschaftli
chen Zweifel auszusetzen bzw. zu verlangen, daß sie erklärt und begründet
werden. Diese neue Variable wird eine zusätzliche Energiequelle, eine neue
Triebkraft der Erweiterung des Feldes der Erkenntnisgewinnung. Die Dinge
nachmessend, kommen wir zu genaueren Maßen, verringern wir den immer
möglichenIrrtum und nähern uns der Objektivität an, ohne ins Prokrustesbett
zu geraten. In der Auseinandersetzung erfährt der Marxismus eine Katharsis
eignerArt, indemer sichvon den ideologischen Ablagerungen wievon den Se
dimenten des Alltagslebens befreit.

Der Marxismus ist zum Hauptträger der sozialistischen Theorie geworden,
er wird mehr und mehr zur wichtigsten Komponente gesellschaftlichen Be
wußtseins überhaupt, aber die immer schärferen Widersprücheder Geschichte
und der Gegenwart konfrontieren ihn mit immer neuen Unbekannten. Wir
sind heute in der Lage, dies zu sehen. Es ist daher erforderlich, einen Dialog
wieder in Gang zu bringen, der von Toleranz geprägt ist — wasAuseinander
setzungen nichtausschließt —, deresunsermöglicht, diemarxistische Theorie
und Praxis neu zu durchdenken, einen neuen Dialogmit und in der Geschich
te, damitdie Resultate desMarxismus nicht imAnpassungsdruck, demMime-
tismus seiner Tendenzen und dem Konservatismus derer, die sich verzweifelt
am Gegenwärtigen festklammern, verloren gehen.

Angesichts der gegenwärtigen weltweiten Entwicklungen müssen wir diege
bieterische Notwendigkeit des Dialogs bewußt machen. Wir müssen den Ge
dankenzur Geltung bringen, daß ein theoretischer Dialog überdenganzen Fä
chervonFragen, diesich demmarxistischen Denken stellen, entscheidende Be
deutung für die Zukunftsaussichten des Sozialismus erhält; daß die gesell
schaftlichen und politischen Subjekte des Sozialismus in der gesamten Welt
aufgerufen sind, diesen theoretischen Dialog zu unterstützen und zuzulassen;
daß die historische Situation von ihnen verlangt, ihre Verbundenheit mit dem
Sozialismus durch ihren Beitrag zu einem solchen Dialog unter Beweis zu stel
len.

Dieunterschiedlichen Klassen und gesellschaftlichen und politischen Kräfte,
die imKampf fürdenSozialismus engagiert sind, befinden sich jeweils in un
terschiedlicher Situation innerhalb des weltweiten Ensembles von Widersprü
chen des Sozialismus. Jede sieht dieses Ensemble auf ihre Weise, genausodie
Wege und Mittel zu ihrer Lösung. Ihre Fähigkeit, im erforderlichen Umfang
ihre Anstrengungen solidarisch einander zuzuordnen, hängt vor allem von ih
rer Fähigkeit ab, das Ensemble der Widersprüche ihrer historisch-gesellschaft-
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liehen Praxis in den Griff zu bekommen, also von ihrer Fähigkeit, mit diesen
Widersprüchen produktiv umgehen zu lernen. Um dies zu erreichen, müssen
sie ihre theoretische Erkenntnis der Welt vertiefen und eine wechselseitige Kri
tik der einseitigen Ansichten und Positionen sowie eine produktive theoreti
sche Auseinandersetzung betreiben. Keiner kann sich — in gesellschaftlicher,
politischer, ideologischer und kultureller Hinsicht — über seine partielle Situa
tion und Stellung erheben ohne entwickeltes theoretisch-kritisches Denken, das
ihm erlaubt, die Einseitigkeit der Positionen und Argumente in der Auseinan
dersetzung zu überwinden.

Die begrenzte Fähigkeit oder die Unfähigkeit der gesellschaftlichen und po
litischen Subjekte des Sozialismus, beschränkte Positionen und Orientierungen
zu überwinden, sind im Grunde das Resultat der Einwirkung des antagonisti
schen Gesellschaftsprozesses, d.h. des kapitalistischen, auf diese Subjekte. Der
antagonistische Gesellschaftsprozeß spaltet die möglichen Subjekte des Sozia
lismus und richtet sie gegeneinander, sie derart je einzeln seinem ökonomi
schen und ideologischen Einfluß unterwerfend. Verhaltensweisen wie die, sich
an erstarrte ideologische Positionen zu halten, einen dogmatischen Alleinver
tretungsanspruch zu erheben, die Tendenz, sich wechselseitig vom ideologi
schen Standpunkt zu negieren, politische Kräfte des Sozialismus zu diskreditie
ren (Parteien, Bewegungen, ideologische Strömungen usw.), kurz, solche Ver
haltensweisen kommen zur Einwirkung der kapitalistischen Prozesse hinzu,
vertiefen diese und werden ihrerseits durch sie vertieft. In diesem Sinn gefähr
den alle politischen und ideologischen Bestrebungen, die einen theoretischen
Dialog be- und verhindern, in letzter Instanz die Solidarität der gesellschaftli
chen und politischen Subjekte des Sozialismus,jene Solidarität, die in der Welt
von heute zu einem Imperativ im Kampf für den historischen Prozeß, den wir
Sozialismus nennen, geworden ist.

Angesichts dieser rauhen Wirklichkeit der heutigen Welt kann das theoreti
sche Denken des Sozialismus gewiß nicht abwarten, daß die Subjekte des So
zialismus die ersten wären, die ideologischen Trennschranken aufzuheben und
ein Klima zu schaffen, das für einen theoretischen Dialog geeigneter wäre.
Aber wenn man die Welt, in der wir leben, wirklichbegreift, müßte das soziali
stische Denken den Mut haben, einerelativautonome Rollezu spielen, zu ver
suchen — durch die Entwicklung des theoretischen Dialogs zwischen den un
terschiedlichen Schulen und Strömungen des sozialistischen Denkens, durch
den Abbau der ideologischen Hindernisse und der wechselseitigen Alleinver
tretungsansprüche —, beizutragen zu einer besseren Kenntnis der Potentialitä-
ten des Sozialismus, der Wege und der Mittel, die erlauben, seine Widersprü
chezu lösen; beizutragen zur Überwindung der Beschränkungen, dieauf den
Positionen der verschiedenen Bewegungen zum Sozialismus lasten; kurz, sich
zu bemühen, auf der Ebene der Theorie den Wegzu bereiten für ihre wirkliche
Rehabilitierung und Solidarität im praktisch-politischen Handeln.
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Peter Brandt

Deutscher Sozialismus?

Zu einigen Neuerscheinungen

I. »Deutschland (Bundesrepublik Deutschland und Deutsche Demokrati
sche Republik) ist wiederins Geredegekommen: Durch die Friedens-und Ab
rüstungsdiskussion in Ost und West, durch die Bedrohungdes Friedens ist ge
rade in Mitteleuropa, und hier insbesondere in den beiden deutschen Staaten,
die Frage nach der Zukunft der Menschen, des Landes und der Staaten ge
stellt. Ohne Zweifel ist die Diskussion dieser Problematik nicht als 'modische'
Attitüde zuerklären. Sie entspringt vielmehr dem vitalen Lebens- undÜberle
bensbedürfnis von uns Betroffenen.« Mit diesen Bemerkungen leitet der Berli
ner Publizist Hans-Jürgen Degen einen von ihm herausgegebenen Sammel
band ein. Das Buch ist im AHDE-Verlag Berlin erschienen, dessen politische
Richtung man als »national-anarchistisch« bezeichnen könnte. Zu den bei
AHDE verlegten Autorengehören sowohl der 1967 verstorbene »Nationalbol-
schewist« Ernst Niekisch als auch libertär-sozialistische Autoren. Augustin
Souchy, der große alte Mann des deutschen Anarchismus, ist in dem Deutsch
landband mit einem Brief an Ronald Reagan und Leonid Breshnew vertreten.
Man muß nicht die Meinungdes Herausgebers teilen, der den Status Deutsch
lands als kolonial definiert — zugrunde liegteine kulturalistische Auffassung
von der Nation — und die Aufgabe der Deutschen in einer basisdemokratisch-
sozialistischen Dezentralisierung bestehender staatlicher Strukturen sieht, um
den Band für eine nützliche Bereicherungder kräftig anschwellendenLiteratur
zu diesem Thema zu halten. Theoretische bzw. konzeptionelle Erörterungen
wird man nur ansatzweise finden. Zu den Beiträgerngehören Peter-PaulZahl
(miteinem seiner Gedichte), der Friedensforscher Ulrich Albrecht und der en
gagierte Anti-Nationalist Arno Klönne (miteinem informativen undeinfühlsa
men Artikel über die Nachkriegszeitschrift »Ost und West« Alfred Kantoro-
wiczs) ebenso wie die (Ex-) DDR-Bürger Reiner Kunze, Stefan Heym, Jürgen
Fuchs und SiegmarFaust; dernationalneutralistische Aufrüstungsgegner Wolf
Schenke (1936/37 Auslandspressereferent derNS-Reichsjugendführung) eben
so wie der antifaschistische Emigrant Erich Fried und der »Linksnationale«
Herbert Ammon (eineunvollständige Aufzählung). Wervermutet,diese Auto
renwürden gemeinsam soetwas wie einen nationalen Einheitsbrei kochen, irrt.
Das Widerborstigebleibt erhalten; esmacht geradezuden Reizdes Buchesaus.
Man muß aber schon ein Interesse für andere Auffassungen und für Zwischen
töne aufbringen, wenn man dem Band etwas abgewinnen will.

Mich hat am stärksten die betont subjektive Erlebnisschilderungder in Eng
land aufgewachsenen Sarah Haffner beeindruckt, die seit 1954 in West-Berlin
lebt. »Ich sah, wie Menschen, die doch Landsleute waren, gegenseitig kübel
weiseDreck aufeinander ausschütteten, gegeneinanderauftrumpften, alles nur
Mögliche taten, um die Teilung, die doch noch nicht lange bestand, zuvertie
fen und zu verfestigen ... Und das hiesige heuchlerische Gerede von den Brü
dern und Schwestern machtealles nur nochunerträglicher ... Je schlimmer die
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Versorgungsschwierigkeiten, desto besser. Kurzes gespieltes Mitleid und dann
unverhohlener Triumph ... Es scheint, als könne man hier nur glücklich sein,
wenn man sichüber andereerhebt, sieverhöhnt, duckt, beschimpft, erniedrigt
... Bis sich dieseMentalitätändert, wird wohl vielZeit vergehen. Zeit, die wir
vielleicht gar nicht mehr haben ... Mir ist in diesem Land vieles fremd geblie
ben und wird es immer bleiben. Und doch habe ich nach all den Jahren in Ber
lin eine Art Heimat gefunden. Eine schwierige Heimat und eine, die ich viel
leicht auch gerade deswegenliebe. Ich habe eine Sehnsucht: in meiner Heimat
stadt Berlin die Mauer fallen zu sehen. Und nicht in Schutt und Asche.« Sind
auch diejenigen von uns, die diese Emotionen überhaupt nicht teilen, bereit,
einer solchen Schilderung erst einmal zuzuhören, ohne sie im Hinblick auf
mögliche negative politische Konsequenzen sogleich abzuwehren?

IL Solche Konsequenzen erblicken manche Kritiker des »Neo-Nationalis
mus« in Positionen, wie siediediversen nationalrevolutionären Gruppen arti
kulieren. Ideologisch zum Teil an die »linken Leute von rechts« in der Weima
rer Republik, jene Grenzgänger zwischen extremem Nationalismus und radi
kalem Sozialismus, anknüpfend, sind die heutigen nationalrevolutionären
Gruppen im Verlauf des Zerfallsprozesses der NPD aus der rechtsextremen
Szene hervorgegangen, von der sie sich inzwischen inhaltlich unterschiedlich
weit abgesetzt haben. (Nicht zu verwechseln sind alle diese Zirkel mit neonazi
stischen Vereinigungen, die sich heute verschiedentlich ebenfalls als National
revolutionärebezeichnen.) Die politischen Zielvorstellungen der nationalrevo
lutionären Gruppen und Zeitschriften unterscheiden sich nicht unerheblich,
wobei das Bewußtsein für immanente konzeptionelle Widersprüche bei man
chen gar nicht vorhanden zu sein scheint. So findet man anarchoid-ökolo-
gisch-regionalistisches Denken, wie es am profiliertesten der Historiker Hen
ning Eichberg (unter dem Schlagwort »Balkanisierung für jedermann«) und
dieZeitschrift »Wirselbst« formulieren, —Einwände gegen diese Positionäh
neln insofern Einwänden gegen einen grünen Fundamentalismus überhaupt —
in Kombination mit traditionell-etatistischen Vorstellungen, basis- und staats
sozialistische neben volksgemeinschaftlichen Sozialutopien. Spezifisch für die
Nationalrevolutionäre sind — soweit ich sehen kann — nach wie vor ein stark
biologisches Menschenbild und die Betonung des Volkstums, der Ethnie, als
einer objektiven, weitgehend konstanten Größe, die sie ihrem Nationsbegriff
zugrunde legen. Manche Nationalrevolutionäre treten indes, offenbar nicht
nur taktisch, vehement für die Rechte von nationalen Minderheiten ein, z.B.
derSinti und Roma inderBRD. Ihren »Ethnopluralismus« mag man füreine
unrealistische, auch mit einer alternativen industriellen Zivilisation unverein
bare Utopie halten; man mag auch auf noch nicht abgebrochene ideologische
Brücken nach ultrarechts verweisen. Unzulässig scheint es mir jedoch, ohne
weiteres eine rassistische Kontinuität des Denkens zu unterstellen.

Einer der bekannteren Vertreter nationalrevolutionären Gedankenguts,
Wolfgang Strauss, hat im einschlägigen Druffel-Verlag (»Aus unserem Ver
lagsprogramm: Endkampf in Afrika; Krieg ohne Grenzen; Ich, Adolf Eich
mann; 1933 —Die nationale Erhebung; Ein anderer Hitler; Duell imPazifik«)
ein Buch über die historische Bedeutung des 17. Juni 1953 veröffentlicht. Die
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Biographie des Verfassers — 1931 in Lettland geboren, 1941 ins Reich umge
siedelt, 1949Mitglied der LDPD der DDR, 1950-56 in Workuta und Bautzen
inhaftiert, danach Journalist und Schriftsteller in der Bundesrepublik —
mahnt mich, die Sorgfaltspflicht des Rezensenten nicht ausgerechnet hier, wo
es billig genug wäre, zu verletzen. Ich will aber nicht verhehlen, daß mir die
von Strauss dargelegten Standpunkte so gut wie keinerlei konstruktive Ele
mente für die Bestimmung der Position der Linken zur »deutschen Frage« zu
enthalten scheinen. Trotzdem — um auch das vorwegzunehmen — halte ich
von a priori Aus-oder Abgrenzungen wenig. Das Ringen um ideologische He
gemonie kennt per definitionem keine chemisch reinen Frontenbildungen. Nur
die praktisch-politische Auseinandersetzung entscheidet darüber, »auf welcher
Seiteder Barrikade« Gruppenoder Individuen letzten Endes landen. Auch Ri
chard Scheringer, einer der beeindruckendsten DKP-Veteranen, ist nicht von
einem Tagauf den anderen Kommunist geworden. Seine politische Laufbahn
erreichte ihren ersten Höhepunkt 1930, als er wegen nationalsozialistischer
Zellenbildung in der Reichswehr zu einer Festungshaft verurteilt wurde. Ich
vermute, daß sich der heutige »revolutionäre Nationalismus« in der Folgezeit
genauso in verschiedene Richtungen differenzieren wird wie sein Vorläufer ein
halbes Jahrhundert früher.

Es ist nicht ganzeinfach, den Charakter des Buches von Wolfgang Strauss
zutreffend zu beschreiben. Es ist eine Mischungaus politischem Pamphlet und
journalistischem Geschichtsbuch, beginnend undendend mitallgemeinen Aus
sagen, dazwischen der Hauptteil über den 17. Juni-Aufstand selbst (einschließ
lich einer Sammlung von im Einzelfall schwer zugänglichen Dokumenten) —
das Ganze lebendig und für den Sympathisanten sicher mitreißend geschrie
ben. Auf mich wirkt die suggestive, an kaum einer Stelle argumentierende
Darstellungsweise zusätzlich irritierend. Das Buch endet denn auch in der
Apotheose des »metaphysischen Abenteuers«, das die neue Generation »in der
Epoche des Unterganges aller universalistischen Beglückungstheorien« suche.
Haß pflegt blind zu machen für Wahrnehmungen, die die als Vernichtungswil
len konkretisiertenEmotionen bremsenwürden. Strauss phantasiert nicht nur
Walter Ulbricht an einen »Laternenpfahl in derStalinallee« (63), sondern läßt
auch jedes Verständnis für das Dilemma der ostdeutschen Linksintellektuellen
am 17. Juni vermissen, die er lediglich als Zyniker und Parasiten der »neuen
Klasse« sieht. Überhaupt ist der Sinn für Ambivalentes und in sich Wider
sprüchliches bei dem Autor nicht besonders stark entwickelt. »Deutscher Be
freiungsnationalismus« als eine Mischung von Turnvater Jahn und Marschall
Blücher, von Chomeini, Walesa und Solschenizyn, das ist jedenfalls nicht mei
ne Sache.

Was den eigentlichen Gegenstand angeht, den 17. Juni 1953, kann man dem
Buch sachlichen Informationsgehalt nicht absprechen. Manches wird hierso
gar klarer gesehen als bei kommunistischen, sozialdemokratischen, liberalen
oder konservativen Kommentatoren, die nur »Ost« oder »West« zu denken
vermögen. Zu recht weist Strauss auf die bremsende Rolle der Amerikaner im
entscheidenden Zeitpunkt des Aufstandes hin (z.B. das Aufhalten des Berliner
sozialdemokratisch-antikommunistischen Volkstribunen Ernst Reuter in
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Wien), was die Bedeutung der Nachrichtenübermittlung durch westliche Me
dien nicht mindert. Ebenso zutreffend istsein Einspruch gegen die Interpreta
tion der Erhebung als einer antisozialistischen: »In den Dokumenten der Juni-
Revolutionäre (Reden, Streikbeschlüsse, Aussagen vor Gericht, Memoiren)
findet sich kein einziger Hinweis auf eine Restauration des westlichen, das
heißt liberal-kapitalistischen Systems. Ein Ruf nach Rehabilitierung oder Wie
dereinsetzung der 1945/46 entmachteten Großgrundbesitzer ('Junker'), Fa
brikherren, Großaktionäre, Bankenchefs, Trusttechnokraten erklang am 17.
Juni nicht.« (79)

So lebendig zumTeil derAblauf derErhebung geschildert wird, so marginal
bleibt der soziale Ursprung des Konfliktes im Betrieb. Wer sich darüber infor
mieren möchte, sollte — neben den älteren Werken von A. Baring, B. Sarel
und M. Jänicke — zu den Arbeiten von A. Bust-Bartels und K. Evers/T.
Quest greifen. Von diesen Autoren wird dieBedeutung dernationalen Kompo
nente des Aufstands manchmal zu stark relativiert; unbestreitbar scheint mir
aber, daß im Mittelpunkt des 17. Juni die soziale Auseinandersetzung zwi
schen der Arbeiterklasse und der aus ihr hervorgegangenen verselbständigten
Partei- und Staatsbürokratie stand. Unter den besonderen Bedingungen der
Teilung Deutschlands hatte dieserKampf jedoch von vornherein eine nationale
Dimension. Dieentsprechenden Artikulationen der Aufständischen, die dabei
nicht einfach den Parolen der westdeutschen Bourgeoisie und der Amerikaner
folgten, drückten diesen Zusammenhang aus—in einer anderen Weise, alses
einerseits die SED und andererseits der westdeutsche Bürgerblock taten. Um
das zu begreifen, muß man nicht irrationale Sehnsüchte als Erklärung heran
ziehen. (Strauss spricht auf S. 268 von einem »Arbeiter-Nibelungenlied«.

Der nationalrevolutionären Verklärung des 17. Juni entspricht ein man
gelndes Verständnis für die Rolle der deutschen Sozialdemokratie, die nur un
ter dem Gesichtspunkt vermeintlichen Verrats angesprochen wird. Es sind
nicht nur dezidierte Sympathiebekundungen der ostdeutschen Arbeiter für die
SPD überliefert, die zumindest derzeit für die politisierten Kernschichten der
Arbeiterklasse in ganz Deutschland — wenn auch diffus — so etwas wie eine
dritte, demokratisch-sozialistische Kraft repräsentierte. Der ganze Aufstand ist
in seinen Verlaufs- und Äußerungsformen ohne die Tradition der deutschen
Arbeiterbewegung gar nicht zudeuten. Man darf nicht aus den Augen verlie
ren, daß 1953 noch ein erheblicher Teil der ostdeutschen Arbeiter über Klas
senkampferfahrungen aus der Zeit der Weimarer Republik verfügte, diedurch
die Nazizeit nicht einfach ausgelöscht waren. Welche Bedeutung gerade dieser
Gruppebeim nicht- und antikapitalistischen Neubeginn 1945-48 zukam, hat S.
Suckut in seiner umfassenden empirischen Studie über die Betriebsrätebewe
gung in der SBZ herausgearbeitet. In diese Kontinuität der Arbeiterinitiative
seit 1945 wäre der 17. Juni 1953 zu stellen. (Diese Bemerkungen sollen nicht
das Einwirken auch tatsächlich konterrevolutionärer Gruppen und Ideologien
und die Diversionstätigkeit ausländischer und westdeutscher Dienste in Abrede
stellen. Es berührt jedoch nicht das Wesen der Sache.)

Wolfgang Strauss arbeitet eingangs —auf einer ganz anderen, machtpoliti
schen Ebene der Darstellung —sein eigentliches Anliegen heraus: Ererteilt je-
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demGedankenan einenkalkulierten Ausgleich mit der Sowjetunion eineklare
Absage. »Wer sich, selbst aus edelsten Motiven, mit dieser Macht verbündet,
macht sich zum Handlanger und schließlich zum Gefangenen des totalitärsten
Imperialismus aller Zeiten, und dies in einem geschichtlichen Augenblick, da
die national- und Sozialrevolutionären Zentrifugalkräfte im Imperium das
Fundament der anachronistischen Despotie aufspalten.« (48) »Die deutsche
Frage ist Teilfrage der osteuropäischen Kolonialismusfrage.« (53) So ähnlich,
weniger schön formuliert, hörte man es seinerzeitauch vom Rheinbundpoliti
ker Adenauer. Strauss hält diesen zwar für einen Verräter an der Nation; er
postuliert für heute ein atomwaffen- und blockfreies Deutschland und einen
(betont nicht-marxistischen) »Sozialismus«. Doch in seinem Antikommunis-
mus und Antisowjetismus, den er als Antiimperialismus begreift, übertrifft
Strauss nicht nur Adenauer und Dulles, sondern auch Franz Josef Strauß und
Reagan. »Eine Sicherheitspartnerschaft mit der despotischen UdSSR kann es
nicht geben. Sicherheit garantiert nur die revolutionäre Vernichtung des Ost
imperialismus.« (271)

Ich setze dagegen: Die Identifizierung der deutschen Frage mit der »Völker
befreiungsrevolution« ganz Osteuropas garantiert die Verfestigung der Teilung
Deutschlands in den kommenden Jahrzehnten. Abgesehen davon, daß Strauss
ein stark verzerrtes Bild der Gesellschaften sowjetischen Typs besitzt, die er als
reines Terrorsystem mißversteht, formuliert er — nicht als erster — den Bruch
eines Großteils der heutigen Nationalrevolutionäre mit ihrer eigenen außenpo
litischen Tradition. Es ist heute außer bei historisch Interessierten kaum be
kannt, daß in der Weimarer Zeit ein gewichtigerFlügel der deutschen Rechten
die prorussische Orientierung des alten Preußen auch auf die Sowjetunion
übertragen hatte. Bei den damaligen Nationalrevolutionären kam zu der ge
meinsamen Gegnerschaft Deutschlands und der Sowjetunion gegen den Ver-
sailler Frieden eine mehr oder weniger bestimmte Sympathie für die soziale Re
volution Rußlands als Revolte gegen den abendländischen Westen. Eine der
Fehlkalkulationen Stalins nach 1945 bestand in der Überschätzung des natio
nalen Motivs für das deutsche Bürgertum, das mit der von Adenauer vorange
triebenen Westintegration der Bundesrepublik eben nicht nur eine taktische,
sondern eine strategische Wende in der Außenpolitik vornahm. Tauroggen,
Rückversicherungsvertrag, Rapallo — nach 1945 lösten diese Stichworte in
Deutschland kaum Begeisterung aus. Der Bruch des deutsch-sowjetischen
Nichtangriffspakts und der Vernichtungskrieg des Hitlerfaschismus gegen So
wjetrußland schienen diese Traditionslinie zerrissen zu haben. Als Partner für
eine deutsch-sowjetische Verständigung kam — zumindest nach Kurt Schuma
chers Tod — eher die sozialdemokratische Arbeiterbewegung in Frage als die
schwachen neutralistischen Gruppen des Bürgertums. Andererseits beinhaltete
gerade eine solche Perspektive — die UdSSR besaß in begrenzten Maße durch
aus die Möglichkeit, die Position der SPD zu stärken — wegen der Gefahr des
»Sozialdemokratismus« angesichts reform- und nationalkommunistischer Ab
weichungen in ganz Osteuropa für die Sowjetunion besonders große Risiken,
ein Dilemma, das die Beziehungen der Sowjetunion zu tendenziell progressiven
Kräften Westdeutschlands bis heute bestimmt und ohne das Hinzutreten weite

rer Faktoren nicht aufzulösen ist.
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III. Ein Teil der sozialdemokratischen Ost- und Deutschlandpolitiker hat
aus der Erkenntnis der realen Dialektik von innerer gesellschaftlicher Entwick
lung und Annäherungsprozeß von Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsord
nung dieKonsequenz gezogen, man müsse sich offen zuderkonservativen Di
mension der Entspannungspolitik (im Sinne der Erhaltung des sozialen und
machtpolitischen Status quo inganz Europa) bekennen und den Mut aufbrin
gen, rebellische Volksbewegungen hüben wie drüben als dysfunktional zu be
zeichnen und zu behandeln. Es wäre unbillig, den Vertretern dieser Position zu
unterstellen, sie wollten überhaupt keine Veränderung. Indessen könne diese
nur auf der Grundlage der bestehenden internationalen Staatenordnung und
strikt im Rahmen der jeweiligen politischen und sozialen Ordnungen ange
strebt werden — mit der sehr langfristigenPerspektive einer zukünftigen Teil
konvergenz der kapitalistischen und staatsökonomischen Gesellschaften Euro
pas.

Einer derjenigen, die ähnlich argumentieren, ist Günter Gaus. Gaus brillier
te als Fernseh- und Zeitschriftenjournalist, bevor er die Bundesrepublik
Deutschland in der DDR repräsentierte. Bereits in dem berühmten »Zeit«-In-
terview vom 30.1.1981 hat Günter Gaus — von den meisten Kritikern wie An
hängern unverstanden — seine innere Anteilnahme an den Zuständen in der
DDR kundgetan. Erst dort habe er erkannt, daß die Elbe »Deutschlands
Strom, nicht Deutschlands Grenze« sei. Gaus, aus Braunschweig stammend,
eignet eine unterkühlte, aber für Emotionen durchaus empfängliche Mentali
tät. Jenes Preußen-Sachsen, das auf dem Gebiet der Sowjetzone zum deut
schen Staat wurde, war ihm — wie er selbst mehrfach gesagt hat — vor seinem
Amtsantritt in Ost-Berlin mindestens so fremd wie Adenauers abendländisch
katholisches Kernland am Rhein. Inzwischen muß man bei Gaus von einer fast
sentimentalen Zuneigung zum anderen Deutschland — Gaus zufolge dem
»deutscheren« —, seinen Landschaften, Kulturstätten und Menschen spre
chen. Und ein DDR-Bürger hat es ihm offenbar besonders angetan: der SED-
Generalsekretär und Staatsratsvorsitzende Erich Honecker, der nach Ansicht
seines häufigen westdeutschen Gesprächspartners Gaus bei uns sowohl in sei
ner intellektuellen als auch in seiner menschlichen Substanz unterschätzt wird.

Man müsse den Nationsbegriff »entstaatlichen«, empfiehlt Gaus, um die Kul
turnation zu retten. Den Inhalt der nationalen Frage bildet für ihn neben dem
»nationalen Interesse« und verbunden damit die »nationale Identität«, sicher
auch deswegen, weil er bei sich selbst in der Auseinandersetzung mit der DDR
Identitätsveränderungen erlebt hat. Die für ihn wohl wichtigste Erkenntnis
formuliert Gaus am Ende des Einleitungskapitels von »Wo Deutschland liegt«
mit den Worten: »In sechseinhalb Jahren Dienst als erster Leiter der Ständigen
Vertretung unseres deutschen Staates bei dem anderen deutschen Staat, von
Juni 1974 bis Januar 1981, habe ich gelernt, daß der eine nicht zu verstehen ist
ohne den anderen.« (36) Und: »Die Frage nach der nationalen Identität der
Deutschen wurde in Westdeutschland verengt auf die Auseinandersetzung mit
dem Kommunismus.« (32) Der von vergleichbaren Gesellschaften in ihrem In
nern ausgetragene »Ideologiekonflikt« sei in Gestalt der DDR »staatlich aus
gegrenzt« worden. »Unsere wirkliche und nicht nur scheinbare Rückkehr zur

DAS ARGUMENT 145/1984 S



Deutscher Sozialismus? 435

europäischen Normalität verlangt, die nationale Bewußtlosigkeit auf der
linken Seite unseres politischen Spektrums zu überwinden.« (27) Wie solle
»unser Land« angesichts wachsender Unsicherheit der internationalen Lage
und im Innern bestehen, »wenn die Maßstäbe für nationale Interessen allein in
den Händen der Kräfte rechts von der Mitte bleiben« (28)?

Wohltuend die Abrechnung mit der »europäischen« Phrase, von links bis
rechts beliebt, in der politischen Praxis bisher aber lediglich zur Kaschierung
der weiteren Spaltung des Kontinents (und damit Deutschlands) durch die In
tegration Westeuropas benutzt. »Über Brüssel, soviel istgewiß, führt nichtein
mal ein Umweg zu Antworten auf deutsche Fragen.« (240) Und der Deutsch
landpolitik der jetzigen Bundesregierung — »wie Brandt und Schmidt zu han
deln und wie Adenauer und der frühe Barzel zu reden« — traut Gaus nur
kurzfristige Erfolge zu. Man sollte allerdings hinzufügen, daß Regierungsver
treter selbst die Funktion der gesamtdeutschen Rhetorik bereits hinreichend
klargestellt haben: »Jetzt beginnt ein Ringen darum, ob der Gedanke der Wie
dervereinigung durch Selbstbestimmung und Menschenrechte gekennzeichnet
wird oder auf neutralistischen Wegen zu Lasten der Sicherheit des Westens ver
läuft.« (Alois Mertes laut FAZ v. 14.7.1983, 5) Ebensowenig wie zu Adenau
ers Zeiten geht es seitens der CDU um Wiedervereinigungspolitik im eigentli
chen Sinne, sondern um die ideologische Entschärfung eines der wichtigsten
Legitimationsprobleme des westdeutschen Staates: des Spannungsverhältnisses
von Westintegration und Deutschlandpolitik. Diese Spannung konnte von der
sozialliberalen Koalition, wie Gaus zutreffend bemerkt, anfangs gemindert
werden, weil die Neue Ost- und Deutschlandpolitik mit einer zeitweiligen »De
tente« zwischen den Weltmächten zusammenfiel. »In den kommenden Jahren

wird die auf die DDR gerichtete Politik der Bundesrepublik sich zu entfalten
haben gegen den Konfrontationskurs der Blöcke.« (236) Zwar sieht Gaus die
Friedensbewegung als ermutigend an, begrüßt auch das seit einigen Jahren ver
mehrte Interesse an der deutschen Frage. Andererseits befürchtet er, es würde
zu viel auf einmal gefordert und durchzusetzen versucht, wo es doch allein um
die Defensive gehe. Vor allem an der Basis der Friedensbewegung meint er,
Tendenzen zum Irrationalismus zu entdecken, die er mit dumpfen »antiratio
nalen Gelüsten« älteren Ursprungs bei seinen Generationsgenossen, den Fünf
zigjährigen, zum Schaden der politischen Vernunft und der demokratischen
Ordnung in der BRD konvergieren sieht. »Deutschlands Unglück hat sein vol
les Maß noch nicht erreicht«, steht am Anfang und am Ende seines Buches.
Eine atomwaffenfreie Zone in Mitteleuropa, »Konförderationen auf Teilge
bieten« zwischen den beiden deutschen Staaten sind auch für Gaus lohnende

Ziele. Aber: »Die Stabilität Europas beruht für jede kalkulierbare Zeitspanne
auf der ordnenden Kraft der Blöcke; deren innere Reform und schrittweise
Annäherung, nicht ihre alsbaldige Auflösungsind das friedenssichernde Ziel.«
(286) Darübersollhiernichtweiter gestritten werden. Diese Überlegungen ste
hen in dem Buch eher am Rande. Nur so viel: Welches unmittelbare Interesse
sollten die USA besitzen, eine »gaullistische« Reform der NATO zu befürwor
ten? Wer soll sie ihnen wie aufzwingen angesichts der Interessendivergenzen
»der Westeuropäer«? Nicht ohne Grund werden von Seiten der Atlantiker ge-
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gen Anregungen, wie sie Gaus vertritt, ganz ähnliche Einwände vorgebracht
wie gegen weitergehende, »neutralistische« Positionen.

Wie auch immer: »Wo Deutschland liegt« ist in erster Linie ein Buch über
die DDR, eines, das Verständnis für den ostdeutschen Staat und die Deutschen
östlich der Elbe wecken will. Veröffentlicht im westdeutschen Staat, »in dem
Dünkel und Selbstgerechtigkeit gegen die DDR um die Wette stinken« (Wolf
Biermann). Ärger muß Gaus' BuchAnhängern und Gegnern der Verhältnisse
in der DDR bereiten — den einen, weil seine Schilderung substanzielle Diskre
panzen zwischen der Idee DDR und ihrer Realität erkennen läßt, den anderen,
weil es konsequent gegen fast sämtliche gängigen Anti-DDR-Affekte bei uns
angeschrieben ist.

Am gelungensten scheint mir das Kapitel über die SED. Die größte deutsche
Partei zu entdämonisieren, ohne ihre innere Struktur und politische Funktion
harmonisierend zu verschleiern, ist dringend erforderlich. Die Schilderung der
Funktionärsmentalität, bestimmter Bräuche (siehe die Einführung des »Zaren
tisches« bei diplomatischen Empfängen) und Denkweisen, Hinweise wie der
auf die Existenz einer Art SED-Öffentlichkeit, an der die Parteispitze nicht
einfach vorbeiregieren könne, oder auf den spezifischen Realitätsgehalt offi
zieller Verlautbarungen (kommunistische Funktionäre als »die letzten Schola
stiker«) sind geeignet, unser Bild von der DDR zu bereichern, auch wenn da
wenig ganz Neues berichtet wird.

Auch die beiden Kapitel über das »Staatsvolk der kleinen Leute« und über
die »Nischengesellschaft« sind von der Absicht bestimmt, die DDR aus ihren
eigenen Voraussetzungen, zu denen allerdings das spezielle Verhältnis zur Bun
desrepublik gehört, und in ihrer eigenen Logik zu erklären, anstatt sie mit Hil
fe westlicher Meßlatten zu beurteilen. Dabei werden Umrisse einer Ordnung
sichtbar, die durch relativ große soziale Homogenität, einen hohen Bildungs
stand, bescheidenen, aber doch im osteuropäischen Vergleich hervorstechen
den Wohlstand, seitens der Bevölkerung durch ein »linkes« Gesellschaftsbild
und zugleich konservative Werthaltungen und Verhaltensweisen, durch sy
stemimmanente private »Nischen« als Ausdruck des Arrangements zwischen
Staat und Bürgern, eine begrenzte Rechtssicherheit und eine eher »autoritäre«
als »totalitäre« Regierungsweise gekennzeichnet ist. Plastisch vermag Gaus Be
sonderheiten der DDR gegenüber den anderen Volksdemokratien herauszuar
beiten: nicht nur das übertriebene Mißtrauen, das der normale SED-Funktio
när jeder Art von Kritik aus dem Westen entgegenbringt, sondern auch der
»Export« des wohl überwiegenden Teils des Besitz- und Bildungsbürgertums
bis 1961 nach Westdeutschland, womit der Autor vor allem die ausgeprägte
»Kleinbürgerlichkeit« der DDR-Alltagskultur erklärt.

IV. Ich möchte als ergänzende Lektüre ein kleines Buch vorschlagen, das
nicht so schnell auf die Bestseller-Listen gelangen dürfte: Günter Minnerup,
DDR — Vor und hinter der Mauer. Innerhalb der Linken der 70er Jahre wa

ren es vor allem maoistische Gruppen (KPD, KPD/ML), die das Thema auf
ihre (dogmatische) Art zur Sprache zu bringen versuchten, dabei jedoch neben
»nationalbolschewistischen« Anklängen an die Propanganda der KPD der
frühen 50er Jahre (»Deutschland dem Deutschen Volk!«) in diesem Zusam-
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menhang fatalerweise auch ein Feld für die Bekämpfung des »Hauptfeindes
Sozialimperialismus« entdeckten. So fiel es den linken Nationalallergetikern
aller Schattierungen leicht, die — seit der Biermann-Ausweisung und Dutsch-
kes Thesen von 1977/78 von links aktualisierte — deutsche Frage abzuwehren.
Stärker als die Maoisten stellten die »lambertistischen« Trotzkisten, die seit
1972 in der SPD arbeiten, die »Einheit Deutschlands« in das Zentrum ihrer
politischen Aktivität; auch hier wurde der agitatorische Hauptstoß gegen das
»stalinistische« Herrschaftssystem gerichtet, dessen Existenz auf deutschem
Boden zugleich als die wichtigste Lebensversicherung des Kapitalismus im We
sten galt. Ungeachtet einiger nicht von der Hand zu weisender Teilerkenntnis
se, die gesamtdeutsche Bedeutung der Sozialdemokratie und den Zusammen
hang von nationaler und sozialer Frage in Deutschland betreffend, war und ist
die praktische Politik der »lambertistischen« Gruppe in der SPD — ihre weit
gehende Bereitschaft, mit rechten antikommunistischen und prowestlichen
Tendenzen zu kooperieren — kaum geeignet, für ihre Programmatik innerhalb
der Linken Sympathien zu gewinnen. Aus einer konkurrierenden Fraktion des
trotzkistischen Lagers — aus dem Umfeld der der »Vierten Internationale« an
gehörenden »Gruppe Internationale Marxisten« — kommt die Broschüre, auf
die hier hingewiesen werden soll.

Wer in dem Aufwerfen der nationalen Frage in Deutschland einen »neuen
Nationalismus« sehen will, wird in Minnerups Schrift kein Belegmaterial für
diese These finden. Die Broschüre enthält erstens einen empirisch-analyti
schen, gut lesbaren Artikel über die DDR als »eingemauerten Arbeiterstaat«
und zweitens »Acht Thesen zur nationalen Frage in Deutschland«. Der Auf
satz liefert auf engem Raum Zahlen, Daten, Fakten, namentlich zum Problem
von Macht und Herrschaft in der DDR, die — entsprechend der klassischen
Definition der Trotzkisten — als »bürokratisch deformierter Arbeiterstaat«
bezeichnet wird. (Der wesentliche Punkt dieser Definition besteht darin, daß
die Bürokratie als privilegierteund herrschende Schicht bestimmt, ihr Klassen
charakter aber geleugnet wird.) Die Besonderheit der DDR, auch gegenüber
den »Bruderstaaten«, ihr Mangel sowohl an nationaler wie an demokratischer
Legitimität, seidurch die Umstände ihrer Entstehung, die »Revolution von au
ßen« und die Teilung Deutschlands, determiniert. Der trotz beachtlicher Lei
stungen immernoch gravierende ökonomische Rückstand gegenüber der kapi
talistischen Bundesrepublik,den Gaus offenbar als unveränderlich ansieht, hat
laut Minnerup in erster LinieGründe, für die nicht die Planwirtschaft als sol
che verantwortlich sei, wohl aber die politische Abhängigkeit von der Sowjet
union und das Fehlen einer Produzenten-Demokratie auf den wesentlichen
Entscheidungsebenen. In einer solchen Perspektive wird natürlich die, wenn
nichtaktuelle, so doch potentielle zukünftige Relevanz antistalinistisch-soziali-
stischer Oppositionskerne (ä la Biermann, Havemann und Bahro) stärker be
tont als bei Gaus, der seinerseits die gegenwärtigen, elementarerenBasisregun
genin der Art vonQuasi-»Bürgerinitiativen«, eigenständigen Friedensgruppen
und autonomen kirchlichen Zirkeln anführt.

Die »Thesen« versuchen, eine in sich geschlossene — wenn auch erst in
Grundzügen skizzierte — revolutionär-marxistische Position zum Deutsch-
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landproblem zu formulieren. Zugrunde liegen die beiden Feststellungen, daß
die Nachkriegsordnung in Europa auf einem geographischen Kompromiß von
Imperialismus und stalinistischer Bürokratie basiere, dessen Scharnier die
Spaltung Deutschlands bilde, und daß sozialistische Veränderungen in beiden
Teilen Deutschlands durch die Begleitumstände, Formen und Inhalte der na
tionalen Spaltung als territorialer Spaltung des deutschen Proletariats in be
sonderem Maße behindert würden. »... nicht etwa das 'Wirtschaftswunder',
sondern die (gegen den Widerstand der Arbeiterbewegung vom Imperialismus
durchgesetzte) deutsche Teilung ist die eigentliche materielle Grundlage der
ideologischen Verbürgerlichung der westdeutschen Arbeiterklasse« (79f).
»Die westdeutsche Arbeiterbewegung hat eine gesamtdeutsche Verantwortung,
die nicht im nationalistischen Mythos des Deutschlandlieds, sondern in der ob
jektiven Lage und den Interessen der ostdeutschen wie der westdeutschen Ar
beiter selbst begründet ist.« (106) Die deutsche Frage ist also für Minnerup wie
für die SED seit 1945 »in erster Linie eine Klassenfrage«; sie könne letztlich
nur durch Klassenkampf der west- und ostdeutschen Arbeiter gelöst werden.
Nicht in diesem Ansatz sieht der Autor den Fehler der SED-Position, sondern
in der Negierung der subjektiven Nationalidentifikation der Werktätigen Ost
deutschlands und in der Auffassung, die künstliche und fremdbestimmte
Staatsgründung (ein Tatbestand, der auch für den Westen gilt, aber dort durch
eine Reihe günstiger Faktoren im Nachhinein besser überdeckt werden konnte)
zu einer inneren Nationsbildung erweitern zu können.

Ich stimme mit der hier zugespitzt referierten Analyse Minnerups in der
Grundtendenz überein; nicht unwichtige kategoriale Einzelheiten wie der »bü
rokratisch deformierte Arbeiterstaat« seien hier vernachlässigt. Notwendig
wäre m.E. eine Erweiterung in Richtung der Nation-Theorie von Leopoldo
Märmora (Nation und Internationalismus. Edition Con, Bremen 1983). Mär-
mora definiert die bürgerliche bzw. »populär-demokratische« Nationsbildung
als Entstehung eines Hegemoniesystems. Mein damit nicht unmittelbar ver
knüpfter Einwand bezieht sich auf Minnerups Kritik an Etappenlosungen
(Friedensvertrag mit Abzug der ausländischen und Ab- und Umrüstung der
deutschen Armeen, Paktfreiheit, Konförderation usw.), die auf ein breiteres
soziales und politisches Spektrum zielen. So wenig die Vermittlung solcher
Vorschläge mit einer, auf die Konstituierung des »neuen historischen Blocks«
gerichteten, antikapitalistischen Bündnisstrategie bereits geleistet ist — ein all
gemeines Desiderat linker bzw. grün-alternativer Politik in der BRD —, so un
fruchtbar scheint mir Günter Minnerups Beschwörung der »revolutionären
Sprengung« des »gesamten Nachkriegs-Status-quo« als Alternative dazu.
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Interventionen

Michael Haupt: Zu Buhr

Was mich zum Schreiben bewegt, ist die im Argument geführte Debatte über die Angriffe von
Buhr, die ihr — einmal moderat, einmal sehr energisch — zurückgewiesen habt. Das ist natürlich
richtig, trotzdem ist mir in den Argumentationen ein blinder Fleck aufgefallen, der die Tradition
solcherausgrenzenden Verfahrensweisen, wie Buhr sie dokumentiert, verdeckt, obwohl diese ih
ren Ursprung in den Klassikern selbst haben. M.a.W.: die gralshüterisch inspirierte Bewahrung
der Lehre als unbefleckter hat die Ausbreitung der marxistischen Theorie seit jeher begleitet und
jenen Ton gehässiger Unduldsamkeit erzeugt, der sich nicht nur durch die Briefe, sondern auch
die polemischen Schriften von Marx und Engels zieht (etwa in der Kampagne gegen Bakunin,
aber durchaus nicht nur dort). Und sind nicht die Auslassungen Buhrs ein Nachhall des Lenin
schen Kampfes gegen Bogdanov und die »Otzovisten«? Der Stil der Verkündigung, mit der die
wahre Lehre vorgetragen und zugleichder Abweichler ausgegrenztwird, ist viel älter als der Ver
such, marxistische Theorie der »pluralistischen« wissenschaftlichen Diskussion auszusetzen, was
ja immer die Befähigungzur Relativierung der eigenen Positionvoraussetzt, zu der die Begrün
der des Marxismus nie geneigt haben. Es kann von daher nicht erstaunen, daß deren minder be
gabte selbsternannte Erben auch dieserTraditionen sich verpflichtet fühlen. Wie aber verfahren
mit einem zur Staatsphilosophie geronnenen Marxismus? Könnte es helfen, Buhr zur Diskussion
aufzufordern? Aber wer die reine Lehre vertritt, wer sie mithin als Besitz vorweist, der diskutiert
nicht. Aber die Gründe für eine solche Haltung liegen, so fürchte ich, nicht nur in innersozialisti
schen Verhältnissen, sie liegen auch im argumentativen Stil einerTheorie, die von Anfang an we
nig Wert auf das gelegthat, was die Menschen sichvorstellenund denken, sondern der es darum
ging, was sie gezwungen (sein) werden, zu tun. Vielleicht wäre einmal darüber nachzudenken,
auf welche Weise im marxistischen Diskurs Inhalt und stilistische Form zusammenhängen. —
Bleibtnoch nachzutragen,daß mir das letzte Heft (143) endlichwiederin allenBeiträgen den Im
puls gegeben hat, das Abonnement (trotz schmaler Brieftasche) beizubehalten.

Waltraud Schwab: Rezensions-Maßstäbe

Annette Kluitmann aus Marburg hat in Ihrem Heft Nr. 143 dasBuch»Dasandere Gefühl — Ei
fersucht«, Hrsg. Gudula Lorez, rezensiert. (...) Sie macht eine Voraussetzung, unter der das
Thema aufgeschlüsselt werden könnte, zum unabdingbaren Muß; läßtkeineandere zu und be
weist den Frauen, die sich zum Thema ausgelassen haben, daß ihr Geschriebenes total daneben
liegt. Jede Frau hat das Thema Eifersucht (nach A.K.) nämlich so anzugehen und wiederzuge
ben, wie es irgendwelchen alt-linken Halbgöttern ausdem Mundesprudelte: reflektiert, analy
siert, zergliedert, eingeteilt, aufgeschlüsselt, kategorisiert undso phantasievoll, daß es vonden
Massen nachvollzogen werden kann. Nicht zu vergessen, bei all dem soll es auch authentisch
sein. Es ist, als ob Annette Kluitmann eine Birnebeschreiben will und ihr ständigvorwirft, daß
siekeinApfel ist. Diese Auswölbung der Birne zum Sti(e)l hin istganz und gar unreflektiert, ja
sogar vulgär, »auf hollywoodbekanntem Niveau« sozusagen (Zitatealleausder Rezension, Ar
gument 143, 147/8). DieFarbe der Birne »wird zum Abklatsch der in denProdukten« der Farb
industrie transportierten Farbpigmente. Warum istdieBirne nicht rot-grün wiederApfel? (Wie
Marxschonsagte,und Freud auch: Hat EvaAdam vielleicht mit einer Birneverführt?)»Als Fol
geder unreflektierten Betrachtungsweise« wird eine Birne immer mehr der Ausdruck von sich
selbst, wo es doch vielbesser wäre,wennsieeinApfel wäre. Nicht zu sprechen vom Geschmack,
dem sinnlichen Erleben, einer Birne, an der noch lange wird gearbeitet werdenmüssen, bis sie
wie einApfel schmeckt. »Die sich in der Banalität« einer Birne »ausdrückende Unfähigkeit ...
bestätigt sich ... im Verharren in derGegenwart« (z.B. Gute Luise). (...) IchhabeDasArgument
jaeigentlich niebesonders gemocht (um nicht zu sagen: niegelesen), aber jetzt istDas Argument
für mich schon sehr nahe an »Christ und Welt« — und das mag ich ja überhaupt nicht — ge
rückt. Es würde mich nämlich nicht wundem, wenn in einer Rezension in »Christ und Welt« das
Buch deshalb verrissen würde, weil es das Thema Eifersucht nicht vom religiösen Standpunkt
aus angeht, unddas ist,wie wenn jemand einer Birne vorwirft, daß sie kein Pfirsich ist.(Steht
doch auch schon in der Bibel, die Frau sei dem Mann untenan. Und die Bibel ist viel älter als
Negt/Kluge.) Sagt nicht, das eine hätte mitdem anderen nichts zu tun, dann hättet ihr auch
A.Ks. Rezension nicht drucken dürfen. Mit solidarischen Grüßen, Genossen.
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Susan Neiman

Unterstützt die Universität El Salvador!

In einer Untergrundgarage in San Salvador beobachten Medizinstudenten einen Sezier
vorgang. In ihren eigenen Mietwohnungen auf dem Fußboden sitzend, erhalten Studen
ten der Geistes- und Sozialwissenschaften ihren Unterricht. Die Universität von El Sal

vador befindet sich in einer einmaligen Situaüon. Obwohl ihre Gebäude seit fast vier
Jahren militärisch besetzt sind und zum großen Teil zerstört und geplündert, fungiert sie
noch immer als El Salvadors Hauptuniversität. Trotz ständiger Verfolgung, trotz der Er
mordung von mehr als fünfhundert Dozenten und von Tausenden von Studenten versu
chen die in Freiheit befindlichen Universitätsangehörigen, den Lehrbetrieb aufrechtzuer
halten. Die Militärs gaben als Vorwand für die gesetzeswidrige Besetzung an, die Univer
sität sei ein Zentrum des Terrorismus gewesen. In den Zeitungen wurden »Beweise« ver
öffentlicht: das Foto einer Aufführung des Studententheaters, auf dem Schauspieler
Maschinengewehr-Attrappen in Händen halten (es handelt sich um Brechts »Gewehre
der Frau Carrar«), sollte die Bewaffnung der Universitätsmitglieder dokumentieren;
weißgestrichene Räume wurden als »Folterkammern« präsentiert. Die Universitätsver
waltung hat die Behauptung, die Universität sei ein Waffenlager und ein Ort der Gucril-
laschulung gewesen, strikt zurückgewiesen. Sie sagt, wenn das so gewesen sei, würden
die Militärs mehr als zwei Stunden gebraucht haben, um den Campus zu besetzen. Die
Universität war jedoch immer auch ein Zentrum der Kritik an den bestehenden politi
schen Verhältnissen. Sie hat auch Alphabctisicrungskampagnen, Kliniken und allgemei
ne Erziehungsprogramme auf dem Lande und in den Armenvierteln von San Salvador
organisiert. Bei den letzten demokratischen Wahlen war sie ein Treffpunkt für Gewerk
schafter und Landarbeiter, für Mitglieder christlicher Organisationen und politischer
Parteien. Musik-, Theater- und Filmaufführungen machten sie zu einem Mittelpunkt
der fortschrittlichen Kultur. »Die Univcrsitätsmitglieder stehen nicht getrennt von der
Revolution der bewaffneten Freiheitsbewegung, aber sie können nicht die Sprache der
Waffen sprechen«, sagte der Rektor, Dr. Miguel Angel Parada, auf einer Pressekonfe
renz in Westberlin. »Sie leistenden Beitrag, der ihnen möglich ist, und wir betrachten die
Aufrechterhaltung des Lehrbetriebs als Widerstand gegen die Ungerechtigkeit.« Die Be
setzung war die letzte in einer Reihe von repressiven Maßnahmen seit 1972. Um die Soli
darisierung zwischen den Studenten und den Befreiungsbewegungenzu verhindern, hat
te die Regierung versucht, die Universität in ein Zentrum für die technische Ausbildung
des Mittelstands umzuwandeln. Die Studentenzahlen wurden herabgesetzt. Mensa und
Wohnheime für Studenten aus dem Landesinneren geschlossen, die Stipendien um 80
Prozent gekürzt. Denoch gelang es der Regierung nicht, den Widerstand der Universi
tätsangehörigen zu brechen. So befahl sieam 26. Juni 1980den Angriff auf die Universi
tät, der zum Tod führender Mitglieder, wie des damaligen Rektors UUoa, führte. Trotz
eines Beschlusses des salvadorianischen Parlaments vom Januar 1983, die Universität
wieder zu eröffnen, sind die Universitätsgebäude noch immer in Händen des Militärs.
Um Unterstützung für seine Universität und für die Menschen seines Landes zu gewin
nen, bereiste Rektor Parada im Herbst 1983 die USA und verschiedeneLänder Europas.
Überall wurde er vonKollegen empfangen. InWestberlin aberhielt die Freie Universität
es für angebracht, ihre »Bündnistreue« zu den USA zu beweisen. Sie hat der Bitte um
offizielleUnterstützung von Paradas Besuchnicht stattgegeben. Materielleund symboli
sche Hilfe ist für die Universität von EI Salvador lebensnotwendig. Man kann Ehrenmit
glied der Universität werden: für einen Mindestbeitragvon 5 DM erhält man eine Imma
trikulationsbescheinigung der internationalen Solidarität. Wir bitten um Spenden auf
das Konto 0119112800 (Tejada de Skomske, Stichwort »Uni El Salvador«) bei der Berli
ner Bank (BLZ 100 200 00). Informationen geben die »Westberliner Freunde der Uni
versität von El Salvador«, Kontaktadresse: Angela Tejada de Skomske, Kaiser-Fried
rich-Straße 76, 1000 Berlin 10, Telefon: 030/826 26 10.
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Solidaritätskomitee mit den Demokraten der Türkei

Solidarität mit den Hochschullehrern der Türkei

Seit dem Militärputsch vom 12. September 1980sind die Hochschullehrer in der Türkei
schweren Unterdrückungen ausgesetzt. Neben den Gewerkschaften und demokratischen
Organisationen gehören die Universitäten zu den gesellschafüichen Bereichen, auf die
die Militärs ihre Angriffe konzentrieren. Die demokratischen und fortschrittlichen
Hochschullehrer werden heutevonden Universitäten entlassen, gezwungen, ihreÄmter
niederzulegen oder in kleinanatolische Städte verbannt. Die Unterdrückungskampagne
gegen die Hochschullehrer beschleunigte sich insbesondere nach der Verabschiedung des
»Hochschulgesetzes« im November 1981. Durch dieses Gesetz wurde die Autonomie der
Universitäten aufgehoben. Nach seiner Verabschiedung wurde sofort mit einer breit an
gelegten »Reinigung« der universitären Kreise begonnen. Bislang konnten die Namen
sämtlicher entlassener Hochschullehrer noch nicht erfaßt werden. Aus verschiedenen

Zeitungen wurde jedoch eine Zahl von ca. 500 Betroffenen ermittelt. Sie wurden ohne
Angabe von Gründen suspendiert. Gemeinsam ist ihr Eintreten für demokratische
Rechte und akademische Freiheiten. Darüber hinaus wurden Hochschullehrer wegen
Zugehörigkeit und Tätigkeit in einigen demokratischen, gewerkschaftlichen und politi
schen Organisationen, wie z.B. dem türkischen Friedenskomitee oder der Konfördera
tion der fortschrittlichen Arbeitergewerkschaften(DISK) von der Staatsanwaltschaft an
geklagt. Das beantragte Strafmaß reicht z.T. bis zu lebenslanger Haft.

Infolge der Säuberungsaktionen der Militärs ist innerhalb von drei Jahren der Lehrbe
trieb an einigen Fachbereichenstark beeinträchtigt. An der naturwissenschaftlichen Fa
kultät Ankaras sind bis zum jetzigen Zeitpunkt z.B. 93 der 250 bis zum September be
schäftigten Hochschullehrer entfernt worden. Um das dadurch stark dezimierte Lehr
personal aufzufüllen, versuchen das Kultusministerium und der Hochschulrat der Tür
kei, ausländische Lehrkräfte durch das sechsfache Gehalt eines türkischen Hochschul
lehrers anzuwerben. 1982galten diese Versuche in erster Linie Belgien und Großbritan
nien. Seit 1983 werden diese Bestrebungen auf die Bundesrepublik ausgedehnt. Wir,
Wissenschaftler und Hochschulangehörige fordern deshalb:

1. Unsere Kollegen sollten den antidemokratischenEntwicklungen an den türkischen
Universitäten gegenüber eindeutig Stellung beziehen und in den ihnen nahestehenden
Gremien und Vereinigungen dieses Thema zur Sprache bringen. Sie sollten in ihren
Fachzeitschriften und Mitteilungsorganen aufklären. Außerdem solltensie den betroffe
nen Kollegen Hilfe leisten, indem sie auf sämtliche Arbeitsmöglichkeiten im Ausland
hinweisen und dies der unten genannten Kontaktperson mitteilen.

Wir erklären 2., daß wir uns mit den türkischenKollegen solidarisieren, die entlassen
worden sind oder ihre Ämter niederlegen mußten und nur unter schwersten Bedingun
genihrenBerufweiter ausüben können. Wirrufendazuauf, solange keine wirkliche Re-
demokratisierung eingeleitet wird, keine Stellen an türkische Lehr- und Forschungsein
richtungen anzunehmen. Wir appellieren an das Bundesbildungsministerium und die
Kultusministerien der Länder sämtliche von türkischer Seitegeknüpften Kontake mit so
fortiger Wirkung abzubrechen.

Wir fordern 3., alle mit dieserThematik befaßten internationalenOrganisationen, vor
allem aber die UNESCO dazu auf, die Unterdrückungsmaßnahmen und den täglichen
Terror gegen dieAkademiker derTürkei umgehend aufdieTagesordnung zusetzen und
effektive Beschlüsse zur Verteidigung derdemokratischen Rechte und der akademischen
Freiheit zu fassen sowie konkrete Solidarität mit den betroffenen türkischen Kollegen zu
entwickeln.
Unterschriftenlisten: Prof. Dr. G. Auemheimer, Roter Graben 6, 3550 Marburg.
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Kongreßberichte

Populism and Populär Culture
The Inaugural Conference of the Association for Cultural Studies
London, 17. bis 19. Februar 1984

Die Konferenz — an der 70 Personen teilnahmen — eröffnete ein Mitglied des fort
schrittlichen Londoner Labour GLC (Grcater London Council) mit einem praxisorien
tierten Vortrag über »Populär Cultures and Socialist Practice«, in dem er für eine Ein
heitsfront gegen den rechten Thatcherismus plädierte. Diese Möglichkeit bzw. Sinnhaf-
tigkeit stellte Emesto Laclau in seinem Beitrag»Varieties of Populism« in Frage: Um eine
Einheitsfront herzustellen sei es notwendig, daß es in der Gesellschaft eine klare Polari-
sicrung zwischen herrschendem Machtblock und dem Volk gebe. Diese Polarisierung
stelle sich dadurch her, daß alle Verhaltensweisen und Eigenschaften des herrschenden
Blocks von den Beherrschten negativ besetzt werden. So werde eine Äquivalenzkette
konstruiert aus den verschiedensten Haltungen und Eigenschaften, die nichts anderes
gemeinsam haben, als daß sie als Attribute der herrschenden Klassegelten. In der gegen
wärtigen britischen Gesellschaft gebe es eine solche Polarisierung nicht. Die Frage sei
auch, ob sie wünschenswert sei, ob es in einer so differenziert strukturierten Gesellschaft
noch solche Polarisierungen geben könne. Die Politik müsse in so differenzierten Gesell
schaften eher darin bestehen, die unterschiedlichen sozialen Bewegungen, die jeweils un
terschiedliche Befreiungsinteressen haben, zu multiplizieren, ihre Kräfte zusammenzufü
gen, ohne sie zu vereinheitlichen und einem vereinheitlichten herrschenden Block gegen
überzustellen.

Diskutiert wurde anschließend aktuell politisch-strategisch, z.B. welche Rolle die La
bour Party für die Bewegungen und für die Veränderung der Gesellschaft spiele. Für
weiße, männliche Mittelschichtsangehörigc, die sich den verschiedenen Basis- und auto
nomen Bewegungen nicht anschließen können, bedeutet die Zugehörigkeit zur Labour
Party symbolisch den Anschluß an die Arbeiterbewegung (die örtlichen LP-Sektionen
bestehen zum größten Teil aus männlichen Intellektuellen) und die einzige Möglichkeit
für politische Aktivität. Ist die LP eine Bewegung unter anderen, oder soll sie als Mas
senpartei im Mittelpunkt stehen? Immer mehr Sozialisten und Feministinnen treten ihr
in letzter Zeit bei.

Weiter ging es mit einer eher wissenschaftlich-methodischen Diskussion des Problems
des »populär conservatism«. Tony Dünn polemisierte (ähnlich wie später die Filmema
cherin Laura Mulvey) gegen die Vorstellung, die Volkskultur habe immer auch Momen
te von Widerstand beinhaltet. Tatsächlich sei sie konservativ (gewesen) und angepaßt.
Seine Definition vom Volkskonservatismus im Vereinigten Königreich: Privatheit +
Freiheit + monarchistischer Konstitutionalismus.

Richard Johnson von der Gruppe Populär Memory des Birminghamer Centre for
Contcmporary Cultural Studies referierte über die Schwerpunktverlagerung in der Ar
beit der Gruppe: Bisher wurden in erster Linie Formen öffentlichen Wissens analysiert,
Reden von Mrs. Thatcher, die Medien usw. Bei dieser Herangehensweise komme das
private Wissen zu kurz. Der Prozeß der Rezeption — wie die Leser/innen die Texte »le
sen«, Auswahl, Blockierungen, Transformationen usw. —, der als aktiver und kreativer
begriffen wird, kann so nicht erfaßt werden. Das Thema der Populär Memory' Group ist
die Konstruktion von Geschichte durch den Konservatismus, den politisch organisierten,
aber auch den Konservatismus des Volkes. Der »Präsentation der Vergangenheit« wer
den sozialistische Diskurse über Geschichte gegenübergestellt mit der Hypothese, daß sie
möglicherweise ähnliche Ideologien reproduzieren, z.B. die Konstruktion von Helden.
Zwei Momente sollen untersucht werden: die Reproduktion des Konservativen im Alltag
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— Elemente in den Alltagspraxen sind nicht ihrem Wesen nach konservativ, können
aber so verknüpft werden — und die Organisierung von Massenaktivitäten: der Falk
landkrieg, die königliche Hochzeit. Analysegegenstände sind u.a.: 1) die sozialistischen
William-Morris-Gedenkfeiern zum 100. und 150. Geburtstag, an denen sich zeigen läßt,
wie traditionalistisch, patriotisch, konservativ und sexistisch sozialistische Formen sein
können; 2) Analyse dessen, wie die Menschen sich in ihrer eigenen Geschichte und Erin
nerung auf Ereignisse in der königlichen Familie beziehen (»Das war doch zur Zeit des
Jubilees«); 3) historischer Tourismus: das Schloß als Modellfall konservativer Volksge
schichte; der Tagesausflug zu einem Schloß ist die Hauptform des historischen Touris
mus geworden; 4) Bilder vom Essen: die Rolle traditioneller britischer Gerichte für den
Nationalismus des Volkes usw. Eine wichtige Quelle für die Erforschung sind die For
schenden selbst, individuell und als Kollektiv; ihre Autobiografien werden einbezogen.
Wenn die Diskurse des Volkes untersucht sind, will man sich Thatchers Diskurse wieder
vornehmen, um herauszufinden, welche Elemente und Praxen sie aufgreift, welche
nicht.

James Donald von der Open University problematisierte die Kategorien »populär«,
Volk und Konservatismus, ohne allerdings zu deutlichen Kriterien für ihre Bestimmung
zu gelangen. Er endete mit der These, daß das Individuum sich am ehesten für konserva
tive Ziele mobilisieren läßt, wenn es Angst hat, unsicher ist, und mit der provozierenden
Frage: Warum sehen wir mit Vergnügen reaktionäre Filme oder lesen gern reaktionäre
Zeitungen?

Zur Leitfrage »Populär Culture?« äußerten sich am letzten Konferenztag die avant
gardistische Filmemacherin Laura Mulvey, Angela Partington, die am CCCS über De
Konstruktion und Avantgardismus in den visuellen Künsten arbeitet, sowie Angela
McRobbie, die den Ansatz von Paul Willis kritisch aufgegriffen und für die Mädchen
forschung weiterentwickelt hat. Laura Mulvey vertrat vehementdieThese, die Volkskul
tur sei von den Herrschenden »kolonisiert und kannibalisiert«. Wie Marxismus, Psycho
analyse und Feminismus wurzelnauch Volkskulturund Avantgarde im 19. Jahrhundert.
Sie zeichnete die Entwicklungen der verschiedenen Formen der Volkskultur historisch
nach, die alle eine Bewegung über Klassengrenzen hinwegwaren und massiveKapitali
sierung involvierten (vom bürgerlichen Melodrama zum populären Kitsch, vom proleta
rischen Stummfilm im Nickleodeon zum großen Kino mit Publikum aus allen Schich
ten, vom Frauenroman des 19. Jahrhunderts zum Groschenroman). Am ausführlichsten
beschrieb sie den Vergnügungspark auf Coney Island, den sie postproletarisch nennt.
Ein wichtiges Moment ist die Familie, die nach ihrer Etablierungals zentraler Ort im 19.
Jahrhundert zum Publikum wurde. Das Fernsehen als populäre Vergnügungsinstanz
brauchte sich kein neues Publikum zu erobern, es gelangte unmittelbar in das Zuhause,
in die Familie.

Angela McRobbie gab Anstöße, über Inhalte und Methoden des Cultural-Studies-
Unterrichts in den verschiedenen Bildungsinstitutionen nachzudenken. Wenn wir Cul
tural Studies unterrichten, welcheZiele wollen wir erreichen? Wollen wir Eigeninitiative
und Kreativität fördern und dabei die nötige formale Qualifikation vernachlässigen?
Welche Methoden verwenden wir? Bleiben wir beim autoritären förmlichen Unterrichts
stil:heuteGramsci, morgenAlthusser? Inhaltlich kritisierte siediearrogante Unterschei
dung zwischen Volkskultur und gehobener Kulturbzw.Avantgardismus, die in sicheine
Konstruktion (aus pädagogischen Gründen) sei. Darüber hinaushabe sichauch in den
Cultural Studies ein Unterrichtskanon herausgebildet, der die Mädchen und ihre kultu
rellen Praxen ausschließt. Dabei verwiessie auf die Gedichte achtjähriger Arbeitertöch
ter, die Carolyn Steedman in »The Tidy House« (London 1983) dokumentiert. Diese
Ausdrucksform gibt es im Kanon der Cultural Studies ebensowenig wie die Rezeption
Virginia Woolfs in der Frauenbewegung. McRobbie plädierte für ein Überdenken von
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Form und Inhalt des Unterrichts, wobei die eigene Erfahrung eine Rolle spielen soll, da
mit die Cultural Studies nicht zu einer weiteren Orthodoxie erstarren. In der Diskussion

jedoch wurden die von ihr angesprochenen Probleme kaum aufgegriffen. Es wurde der
Versuch unternommen, Volkskultur und Avantgardismus in Bezug aufeinander als Räu
me zu bestimmen, in denen Ausgrenzungen in Frage gestellt werden. Beide Kulturfor
men operieren an den Grenzen festgelegter, abgeschlossener Räume, deshalb seien auch
Einordnung und politischer Inhalt so schwer zu bestimmen.

Der Vormittag des 19.2. war der festen Einrichtung des Verbandes »Association for
Cultural Studies« sowie seiner Struktur und seinem Programm gewidmet. (Er ist aus
dem Cultural Studies Network entstanden, das es seit 1980 gab.) Ein Ziel: die Cultural
Studies trotz drastischer finanziellerBeschneidungen als interdisziplinäres Forschungsge
biet und als Gegenstand der Lehre weiterzuentwickeln. Es gibt inzwischen (oder noch!)
fünf Institute in Großbritannien, die in dem Gebiet forschen und lehren. Der Verband
wird weitere Konferenzen organisieren und einen Newsletter herausgeben. Kontakt
adresse: Mike Dawney, Middlesex Polytechnic, Cat Hill, Bamet Herts. EN4 8HU Eng
land. Claudia Gdaniec und Nora Räthzel (Berlin/West)

Frauen Macht Politik

Vierte Hamburger Frauenwoche, 26. bis 31. März 1984

In diesem Jahr stand die Frauenwoche unter einer besonderen Spannung. Schon Wo
chen vorher hatten sich die unterschiedlichsten Gruppen getroffen, um Möglichkeiten
gemeinsamen Handelns zu erstreiten, die Kräfte zu bündeln, der Resignation und dem
folgenlosen Zerbröckeln Einhalt zu gebieten. Zur Diskussion stand in einer Großveran
staltung das von Frauen des sozialistischen Frauenbundes vorgeschlagene und inzwi
schen von vielen Gruppen veränderte und schon dabei mit Leben sich füllende Konzept
eines Weiberrates. »Weiber-« — der Name sollte die die Frauen zugleich erniedrigende
und erhöhende Beurteilung offensiv aufnehmen. In einem »Rat« wären die vielfältigen
Projekte, Gruppen, Fragen der Frauenbewegung zu verknüpfen, zu beratschlagen, um
als gemeinsame Stärke Politik zu machen, nicht bloß zu erleiden.

Die große Diskussion war schwierig. Zu wenig waren die Frauen gewohnt, für Zu
sammenschlüsse zu sprechen, wo Trennungen und Abgrenzungen angeboten werden,
die einfacher und übersichtlicher sind. Zu wehrlosschrecktensie vor ihrem eignen Mut
zurück, als einige Frauenbuchladenfrauen und eine Frauenzeitungsfrau, die ja selber or
ganisierende Momente in der Bewegung darstellen, vor Organisierung warnten. Zurück
blicken, nicht nach vom bewegen — eine solcheAufforderung ließ schließlich die Ver
sammeltenerstarrt zurück wieLots Weib, und die Hoffnung auf sofortigen Zusammen
schluß, zu der mehr als 1000 Frauen gekommen waren, zerrann. Sie wurden nicht be
fragt, dafür gab es noch keineFormen, statt dessenwurde der Unmut der wenigen, die
sichäußerten, fürs Ganze genommenund die Gründung des Weiberratesvertagt. — Da
die Sammlung der Frauenbewegung kein lokalesProjekt sein kann, sondern mindestens
ein nationales sein muß, wird die Gründung von Frauenräten in anderen Städten die
Hamburger wohl doch noch bald zur Gründung bringen.

Derin Folgeveranstaltungen auf der Hamburger Frauenwoche ersatzweise konzipierte
feministische Politikkongreß kann so schonein Projekt desWeiberrates sein, kann Ver
gangenes mit Zukünftigem verbinden, die Möglichkeiten der Einflußnahme auf parla
mentarische Machtpolitik diskutieren. Weitere Veranstaltungen um Frauenpolitik zeig
tendieGräben, diezuzuschütten oderzuüberspringen sind,undwelchen Mangel an po
litischen Fähigkeiten die lange Abwesenheit von den männerdominierten Machtzentren
hinterlassen haben: Vorbehalte gegen Politikkonzepte und Organisationsformen über
haupt wurden in der Veranstaltung »Die Frauenbewegung entläßt ihre Kinder« formu-
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liert und damit Politik hinterrücks durchgesetzt. Resümierend wurde Rückschau gehal
ten auf 15 Jahre Frauenbewegung. Wo bliebendie Frauen aus den Anfängen? Warum
gehen die Alten, und was treibt dennoch die Neuen, sich der Bewegung anzuschließen?
Ist die Frauenbewegung ein Durchlauferhitzer? Wie muß Politik verändert werden, um
Frauen aus allen Bereichen zu erreichen? Am Schluß kam als Votum gegen einen Wei
berrat eines für ihn heraus: es soll weiter beratschlagt werden.

»Frauenpartei — ja oder nein?« fragten sich rund 20 Frauen nach dem Vortrag einer
Veranstalterin über die historischen Kämpfe um das Wahlrecht von Frauen. Hannelore
Mabry, bekannt im Zusammenhang mit der Zeitschrift »Der Feminist«, führte in dieser
Veranstaltung vor, wie frau jede produktive Diskussion verhindern kann, indem sie Un
terschiede in der Frauenbewegung systematisch zu tiefen Spaltungsgräben vergrößerte.
Am deutlichsten trennte sie die in der Arbeiterbewegung oder bei den Grün-Alternativen
organisierten Frauen ab, die unweigerlich zu Patriarchalistinnen wurden und damit zu
den politischen Feinden gehörten. Die nächste Abspaltung traf die »unpolitischen«
Frauen der Frauenbewegung. Der Effekt ihrer Ausführungen bestand darin, daß sie
durch lange Reden und provokative Festlegungen jede Diskussion von politischen Vor
schlägen, selbst ihrer eigenen (Frauenpartei und/oder feministische Gewerkschaft) ver
hinderte.

In einer anderen Veranstaltung ging es um »Staatsknete«: Die 25 Frauen, die fast alle
in Frauengesundheitsprojekten arbeiten oder dazu forschen, waren sich darin einig, daß
für gesellschaftliche Mißstände nicht unbezahlte politische Arbeit geleistet werden sollte.
Mit Annahme der Staatsgelder aber müssen sie sich mit vielen Problemen befassen, die
ihre konkrete Arbeit beeinflussen, z.B. erhöhte Bürokratisierung, weiterbestehende Un
sicherheit durch unzureichende, befristete Stelleneinrichtung und Zweckgebundenheit
der Gelder, Spannungen unter bezahlten und unbezahlten Kräften, Konzeptverlagerung
auf Bereiche, die zusätzlich Geld einbringen usw. Sie verwenden sehr viel Energien dar
auf, sich Finanzierungsmöglichkeiten zu erschließen und Strategien zu entwickeln, wie
sie dem Staatseinfluß entgehen können, undzwar jedeGruppe für sich allein. (Öffent
lichkeit könne zur Gefahr für ihre Arbeit werden.) Die Bedeutung dieser Staatspolitik als
Schwächung der Frauengesundheitsbewegung und mögliche Konzepte für eine Vernet
zung und gemeinsame Politik kamen nicht zur Sprache.

Frauen der Jungsozialisten machten eine gutbesuchteVeranstaltung zur 35-Stunden-
Woche. Sie sei eine Chance für mehr Gleichberechtigung, vor allem im Haushalt, be
haupteten die Referentinnen. Zugleich bedeute die tägliche Arbeitszeitverkürzung für
Frauen die Möglichkeit zu verstärktem Engagement in Parteien und Gewerkschaften.
Daß Männer nicht unbedingt freiwillig die gewonnene tägliche Stunde mit Putzen im
Hause verbringen würden, ahnten die Veranstalterinnen wohl— sieschlugen zusätzlich
als Strategievor, die Männer müßten sichändern (sehrähnlich argumentiertenSPD-Po
litikerinnen Anfang dieses Jahrhunderts). Die Geschichte allerdings lehrt uns, daß die
bloße Hoffnung auf veränderte Männer die Frauenunterdrückung nicht behebt.

Diegrößte Kraft der Frauenbewegung liegt immernoch in der Kultur. Schnell war es
den vielen Frauen gelungen, dem HamburgerUniversitätscampus ein neues,buntes Ge
sicht zu geben. Ein Gewirr von Frauenund Kindern zwischen Woll- und Schmuckstän
den, Holzkohleöfen mit frisch zubereiteten Reisgerichten. Eine Frau hatte sogar eine
»Open-Air-Fahrrad-Werkstatt« aufgebaut, um gemeinsam mitanderen Frauen das Re
parieren von Zweirädem zu lernen. Daß der Marktwesentlich draußen stattfand, war
nicht zufällig. Die Veranstalterinnen hatten indiesem Jahr bewußt dafürgesorgt, daß im
Innern der Hochschule wesentlich Platz war für Dokumentationen und Ausstellungen,
Bücher und Informationstische. Zwischen den Veranstaltungen sollte das Foyer Mög
lichkeiten zu weiterenDiskussionen, aber auch zum Ausspannenund zum Kaffeetrinken
bieten. Insgesamt hatte das Äußere der Woche etwas sehr Anziehendes, auch nach
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Beendigung der Veranstaltungen blieb die Lust, sich unterzumischen, zu gucken, sich
einzumischen und sich mitzubewegen.

Dennoch gab es auch Schwierigkeiten im Kulturellen. Neben einem klassischen Lie
derabend und einer musikalisch-kabarettistischen One-Woman-Show gab es eine Kul-
turgroßvcranstaltung mit dem ver-rückenden Titel: STELL DIR VOR, ALLES
BLEIBT SO WIE ES IST, UND ALLE MACHEN MIT — eine politische Revue in Tö
nen und Bildern. Von den über 1500 Frauen am Anfang waren gegen Ende nur noch
wenige geblieben. Was die Veranstalterinnen sehr kontrastreich (Texte von Jutta Hein
rich und Margot Schröder sich abwechselnd mit lauter Rockmusik) vom Podium den
Zuschauerinnen als politische Kultur boten, kam bei diesen überwiegend als unzumut
bare Aufgabe an: den Texten konzentriert folgen zu müssen, der Musik die akustisch
unverständlichen Texte nachzusehen. Von dieser Veranstaltung ergeht an uns gerade
durch ihr Mißlingen die Aufgabe, daß wir eine politische Kultur der Frauenbewegung
weiter bauen müssen. Sünne Andrcsen, Ursula Czock,

Gisela Heinrich, Margret Lüdemann, Erika Niehoff (Hamburg)

Christen in Befreiungskämpfen
WeltVersammlung von »Christen für den Sozialismus« und verwandten Gruppierungen
Barcelona, 2. bis 8. Januar 1984

Das internationale Treffen von »Christen in Befreiungskämpfen« war das zweite seiner
Art auf Weltebene. Die Geschichte der Bewegung geht zurück in die frühen siebziger
Jahre. Ein wichtiger Impuls war das Treffen der chilenischen »Christen für den Sozialis
mus« in Santiago 1973. Zur selben Zeit formierten sich ähnliche Gruppen auch in vielen
anderen lateinamerikanischen Ländern. Nach dem Putsch und der Ermordung Allendes
in Chile geriet die Bewegung in Lateinamerika vielerorts in Bedrängnis, sprang aber an
dererseits nach Westeuropa über und formierte sich ab Mitte der siebziger Jahre auch in
verschiedenen Ländern Afrikas und Asiens. 1975 fand das erste Welttreffen in Quebec
(Kanada) statt. Seitdem gab es verschiedeneeuropäische und lateinamerikanische Tref
fen. Das Welttreffen in Barcelona bestand aus etwa 120Teilnehmern (Delegierten, Mit
gliedern des Internationalen Rates und Beobachtern), davon etwa die Hälfte aus Län
dern der Dritten Welt. Trotz lateinamerikanischen Übergewichts gab es auch gute Re
präsentation aus Asien (Philippinen, Indien, Sri Lanka, Bangladesh) und Afrika (insbe
sondere Südafrika, aber auch Zaire u.a.m.). Im Unterschied zu früheren europäischen
Treffen war es nicht gelungen, die Anwesenheit von Delegierten aus Osteuropa zu ge
währleisten. Trotz ausdrücklicher Bemühungenwar es auch nicht gelungen, die Teilnah
me von Frauen auf zumindest ein Drittel heraufzusetzen.

Der Form nach war das Treffen äußerst demokratisch, indem es auf lange Einzclbei-
träge verzichtete und im wesentlichen in interkontinental gemischten Diskussionsgrup-
pen in Englisch, Französisch und Spanisch arbeitete. Die verschiedenen Delegationen
hatten im voraus Berichte über die Lage in ihren Ländern und über das Engagement lin
ker Christen in dieser Situation in Umlauf gesetzt. Außerdem hatte es eine Reihe von
Vorbereitungspapieren gegeben zu Themen wie Internationalismus, Materialismus und
Glaube, feministische Theologie und marxistische Konzeptualisierung der Frauenfrage,
kritische Analyse existierender »christlicher« Politik in verschiedenen Ländern etc. Viel
Vorarbeit war durch Coeli (Centre Occumenique de Liaisons Internationales) in Brüssel
geleistet worden. Einige Grundtendenzen wurden am ersten Tag von drei Sprechern des
Internationalen Rates nachgezeichnet. Pablo Richard(Zentralamerika) warf mit großer
Eindringlichkeit die Grundproblematik vieler Dritte-Welt-Länder auf: das Vegetieren
der Mehrheit unterhalb der Armutsgrenze, hohe Kindersterblichkeit, Unfähigkeit, die
Grundbedürfnisse zu befriedigen, gleichzeitigextremer Reichtum von kleinen Eliten und
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zunehmende Militarisierung, wo immer die verarmten Bevölkerungsteileversuchen, sich
gegen diesen skandalösen Zustand zu verteidigen. Daß solche Zustände nach wievor der
größte Skandal der Welt sind, muß heute, nach Ablauf der »Entwicklungsdekaden« der
sechziger und siebziger Jahre, wieder laut gesagt werden, denn es besteht die Tendenz,
diesen Sachverhalt wegen der Abrüstungsdebatte zu verdrängen. Obwohl Pablo Richard
mit einer Gegenüberstellung von »Erster« und »Dritter Welt« arbeitete, verblieb er doch
nicht in populistischen Konzepten, sondern machte deutlich, daß es die kapitalistische
Wirtschaftsform ist, die das Massenelend verursacht, und daß es mithin notwendig ist,
Wege zum Sozialismus zu beschreiten, wenn es gilt, die »Wahl für das Leben« in Taten
umzusetzen. Was die Situation der Christen anbelangt, so war Pablo Richards Position
von Lateinamerika bestimmt. Es ist dort in vielen Ländern nicht mehr nötig, »Christen
für den Sozialismus« als Organisation zu formieren, weil oftmals die Kirche als Ganze
mit der Option der Massen »für das Leben« mitgeht und sich daher selbst von Grund
auf verändert. Demgegenüber spiegelte der europäische Beitrag von Giulio Girardi eine
total andere Situation wider. Die Linke in Europa und mithin auch die Christen in ihr
stehenunter dem Eindruckder neuenMassenbewegungen (Frieden, Ökologie, Frauen)
und sind daher eher geneigt, den Klassenkampf klein- oder abzuschreiben, dem Arbei
ten mit der Mittelklasse hohe Priorität zu geben und mehr von der »Krise des Marxis
mus« zu sprechen als von der des Kapitalismus. Solche Töne kamen vor allem aus
Frankreich, Italien und Spanien, während aus den meisten nordeuropäischen Ländern
nur wenige Repräsentanten anwesend waren und die starke flämische Delegation sich
eher in der Nähe zum Ansatz Pablo Richards befand. Erschwerend kommt in Europa
die Erstarrung und Bürokratisierung der organisatorisch und finanziell immer noch
mächtigen Kirchen hinzu. Der dritte Beitrag, von mir, warf die Frage auf, warum sich
die Bewegung »Christen für den Sozialismus« auch in solchen Ländern formiert, wo die
Kirche zahlenmäßig unbedeutend und die Bewegung der Arbeiterklasse gespalten ist
(z.B. in den meisten asiatischen Ländern), die Arbeit linker Christen sich also völlig im
säkularen Bereich und unter erschwerten Bedingungen vollzieht.

Die Diskussionen in den Workshops kreisten um die folgenden Fragen: 1. Wie sehen
wir die neuen übergreifenden Weltprobleme(z.B. Weltwirtschaftskrise; neue Technolo
gie — »Ende der Industriegesellschaft«; Konflikt der Großmächte — Wettrüsten; »Im
perialismus und militärische Aggression«; Suche nach neuen Gesellschaftsmodellen —
»Krise des Marxismus«; die neuen Massenbewegungen — Frieden, Ökologie, Frauen,
religiöse und ethnische Bewegungen). 2. Spezische Probleme vonChristen in Befreiungs
kämpfen und linken Parteien. 3. Spezifische Probleme christlicherVorkämpfer für den
Sozialismus in den Kirchen. 4. Grundfragenchristlichen Glaubens im Herzender Befrei
ungskämpfe.

Natürlichist es im Rahmen einesKongreßberichts unmöglich, die Konklusionen zu so
komplexen Fragenzu referieren. Durchgehend zeichnete sichein Konflikt ab zwischen
einer »Dritte-Welt-Position«, die der von Pablo Richard sehr nahe kam und auch von
Teilnehmern aus Afrika und Asien vertreten wurde, und einer von Teilen Westeuropas
entwickelten Linie (beschrieben, aber nicht vertretenvon Giulio Girardi). Teil des Kon
flikts warauch Uneinigkeit in der Haltunggegenüber Osteuropa. Girardihalf am Ende,
zwischen diesen Tendenzen zu vermitteln, zusammen mit anderen »oldtimers« der Be
wegung wie Francois Houtart, Gouzalvo Arroyo, George Casalis undvielen andern. Die
großeStärke dieses Treffens warein Reichtum an internationalen Begegnungen, ernstes
Suchen nachpolitischer und theologischer Orientierung inder komplexen Weltlage und
Erneuerung internationaler Solidarität, neue Öffnung gegenüber marxistischer Theorie
undneuen Wegen revolutionärer Praxis sowie Ansätze zurErneuerung von Kirche und
Theologie von derBasis her. Gabriele Dietrich (Madurai/Indien)
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Erste Arbeitstagung des germanistischen Mittelbaus
Freie Universität Berlin, 20. bis 22. Januar 1984

Status und Berufsperspektiven des germanistischen Mittelbaus und Weiterentwicklung
des Faches waren die beiden Themen, die die Teilnehmer der vom Fachbereich Germa
nistik der FU unterstützten 1. Arbeitstagung diskutierten. Die prekäre Lage des wissen
schaftlichen Nachwuchses, insbesondere in den Geistes- und Kulturwissenschaften, steht
ebenso außer Zweifel wie die bisher nur wenig beachtete Notwendigkeit der Weiterent
wicklungder Germanistik über die Lehrerausbildung hinaus. In drei Sektionen und ei
ner zusammenfassenden Übersicht wurde gerade dieser Zusammenhang zwischen Be
schäftigungssituation, öffentlicher Wertung und Wirkung der Germanistik und inhaltli
chem Profil verdeutlicht.

Sektion I (Leitung: Lothar Klawohn, FU Berlin) thematisierte mit der Frage nach der
»Politisierung der Germanistik« die aktuelle Herausforderung des Faches durch die
Friedensbewegung und damit das Problem, inwieweit der insbesondere mit Christa
Wolfs »Kassandra« formulierte Zusammenhang von »Vor-Krieg« und Sprache eine
Orientierungslinie für die literarische Interpretation generell bieten kann. In Sektion II
(Leitung: Dietrich Scheunemann, FU Berlin) wurden unter dem Titel »Germanistik und
Medien« nicht nur mögliche Verbindungen des Faches zur Film- und Kommunikations
wissenschaft diskutiert, sondern auch die bisherige, meist nicht reflektierte Orientierung
vor allem der neueren Literaturwissenschaft am Medium Buch thematisiert. Gerade die

neueste Literatur fordert ja den Interpreten durch die Integration verschiedener Künste
dazu heraus, sich nach der Angemessenheit seines Instrumentariums zu fragen. Für die
Lehre könnte dies die Auffächerung tradierter Aneignungsformen und die Transposi
tion des literarischen Textes in andere Medien wie Film, Essay, Video oder Feature be
deuten. Sie würde zwar die Interpretation differenzieren und vielleicht auch die berufli
che Flexibilität erweitern können — ob sie aber eher Accessoire der bisherigen Ausbil
dung bleibt oder ob von ihr Impulse für die inhaltliche Erneuerung der Faches ausgehen
könnten, blieb zunächst noch offen.

Ähnliches gilt für SektionIII »Germanistik alsKulturwissenschaft« (Leitung: Claudia
Albert, FU Berlin). Hier wurde vor allem diskutiert, ob und wie sich die Germanistik auf
die außerhalb der Universität prosperierenden Teü- und Alternativkulturen beziehen
soll. Besonders lebhafte Kontroversen rief die von einer Gruppe Bochumer Literaturwis
senschaftler vorgetragene, an der französischen Diskursanalyse orientierte Konzeption
hervor, durch die Analyse der subjektkonstitutierenden Funktion von Kollektivsymbo
len in den verschiedenen öffentlichen Diskursen und die entsprechende publizistische
Aufbereitung (so in der von Jürgen Link und Ulla Link-Heer herausgegebenen Zeit
schrift »KultuRRevolution«) in die aktuellen kulturellen und politischen Auseinander
setzungen einzugreifen.

Die Arbeitstagung wurde von allen Teilnehmern als so lohnend und anregend emp
funden, daß sie fortgesetzt werden soll, und zwar unter der Regie der Bochumer Kolle
gen. Kontakt: Gerhard Plumpe, Germanistisches Institut, Universitätsstraße 150, 4630
Bochum. Claudia Albert (Berlin/West)

Arbeit — Bildung — Arbeitslosigkeit
9. Kongreß der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft
Kiel, 26. bis 28. März 1984

Im Programmheft wird auf den widersprüchlichen Zusammenhang von Arbeit/Arbeits
losigkeit und Bildung aufmerksam gemacht: DieArbeitslosigkeitsei »kein primär päda
gogisches Problem«; Bildungsmaßnahmen seien eher geeignet, die Ursachen »eines ge
sellschaftlichen Problems in ein durch Bildung überwindbar scheinendes individuelles
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Versagen Arbeitsloser umzudeuten«. Andererseits sei »die überragende Bedeutungder
menschlichen Arbeit... ein pädagogisches Themapar excellence«. Daraus folge für die
erziehungswissenschaftliche Diskussion, daß über den Begriff der Arbeit, die gesell
schaftliche Organisation der Arbeit und den »Wertewandel« beruflicher Arbeit neu
nachzudenken sei, um »menschliche Arbeit als wertschöpfende und sinnstiftende Po
tenz des Menschen wiederzugewinnen«. Das historisch Bemerkenswerte an dieser pro
grammatischen Aussage ist, denkt man an die Tradition humanistischer Bildungskon
zeptionen,daß Nicht-Arbeit als Chanceund Zeitzu universaler Bildungdas erziehungs
wissenschaftliche Denken anscheinend nicht mehr kategorial bestimmt. Daran wird er
kennbar, wie die Bildungsreformen der letzten beiden Jahrzehnte — bei allen Halbhei
ten, Rücknahmen und »Verwässerungen« — das Denken in den Erziehungswissenschaf
ten verändert haben. Mit der fortdauernden und massenhaften Arbeitslosigkeit wird der
Zusammenhang von Arbeit und Bildung scheinbar »entkoppelt«, wie einige Erziehungs
wissenschaftler sagen. In Wirklichkeit ist jedoch das Verhältnis zwischen beiden Seiten
nicht als gleichwertig anzusehen: Einer schärferen Indienstnahme der Bildung für die
Arbeit (vgl. z.B. Computer in den Schulen) steht eine relative Unabhängigkeit der Arbeit
von der Bildung entgegen.

Im Plenum, in den Symposien und Arbeitsgruppen war allenthalben von der »Krise
der Arbeitsgesellschaft« die Rede, die »die prästabilierte Harmonie zwischen Bildung
und Arbeit zerstört« habe. Dabei blieb jedoch unklar, was mit dem Begriff »Arbeitsge
sellschaft« gemeint ist und wie darin die gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse vor
kommen. Vereinzelt wurde darauf hingewiesen, daß die »Krise der Arbeitsgesellschaft«
zu einer »Krise der Bildung und Berufsbildung« führe, und zwar nicht nur in ihrer Legi
timation, sondern ihrer Konzeptionen. Allerdings, so wurde zugleich betont, könnten
nun nicht Kultur und Freizeit zu neuen Schwerpunkten der Bildung gemacht werden,
wie es nicht nur bei einigen Freizeitpädagogen deutlich anklang. Die meisten Anstren
gungen in den Veranstaltungen wurden daher auch darauf verwendet, im Sinne einer
Aufrechterhaltung der »prästabilierten Harmonie« Begriff, Organisation und Perspekti
ve der gesellschaftlichen Arbeit neu zu denken und Konsequenzen für die verschiednen
Bildungsbereiche zu diskutieren. — Wichtig daran ist das Festhalten an gewonnenen Po
sitionen. Jedoch scheint der wachsende Zwang zur Verteidigung des Erreichten dazu zu
verleiten, den Ausbau von Kultur und Freizeit zu vernachlässigen, der aufgrund gewinn
barer »Zeitsouveränität« durch Arbeitszeitverkürzungen insbesondere den bislang, z.B.
in der Erwachsenenbildung, unterrepräsentierten Arbeitergruppen zugute kommen
könnte.

Die Ansicht, daß gesellschaftliche Arbeit nicht mehr wie bisher eingeschränkt als Er
werbsarbeit, also als Arbeit gegen Geld, zu begreifen sei, war weithin unstrittig; alle ge
brauchswertschaffende Arbeit solle mit dem Begriff »Arbeit« gefaßt werden, gleichgül
tig in welchen gesellschaftlichen Formen die Arbeit verrichtet werde, ob als Lohnarbeit,
als selbständige Arbeit, Heimarbeit, Hausarbeit oder in alternativen Betrieben. Wobei
zugleich alle nichtindustrielle Arbeit gelobt wurde, weil sie »ganzheitlichere Arbeitsvoll
züge« erlaube. Daß die Entwicklung der Automationsarbeit auf einem höheren gesell
schaftlichen Niveau eine Integration bislang getrennter Arbeiten möglich und notwendig
macht, war dabei nirgends ein Thema. Jedoch waren die Blicke auf die neuen Informa
tionstechnologien gerichtet, von denen eine weitere Dezentralisierung der geselllschaftli-
chen Arbeit erwartet wird. Für diese Entwicklungstendenzen wurde der Begriff »Exter-
nalisierung der gesellschaftlichenArbeit« angeboten. Wobei die Frage der gesellschaftli
chen Form zu einem nebensächlichen Aspekt gemacht wird, der im Grunde die begriffli
chen Anstrengungen »stört«. Daher wurde vorgeschlagen, auf den Begriff »Arbeit« ra
dikal zu verzichten und statt dessen von »Tätigkeit« und »Tätigen« zu sprechen. Dem
wurde entgegengehalten, daß der Begriff »Arbeit« unverzichtbar sei, weil er die ge-
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brauchswertschaffenden Tätigkeiten in ihren gesellschaftlichen Formen zu fassenerlau
be. Entscheidend für Bildungsprozesse sei nicht, daß Menschen mit Materialien und
Werkzeugen tätig sein können, sondern wie, unter welchen begrenzenden Bedingungen,
zu welchen Zwecken und mit welchenEntwicklungsperspektiven sie tätig sein können.
Allerdings seian dem Begriff »Tätigkeit« alsUnterbegriff von»Arbeit festzuhalten, weil
er es erlaube, das wirkliche Handeln der Arbeitendenam Arbeitsplatzzu begreifen.Tä
tigkeiten seiendie grundlegenden Elemente, auf die sichauf Arbeit bezogene Bildungs
prozesse zu beziehen haben.

Dievorgestellten Ergebnisse aus einerUntersuchung desArbeitsbegriffs in fachdidak
tischen Konzeptionen und Lehrplänen allgemeinbildender Schulen zeigten, daß »Arbeit
als Bildungsprozeß« kaumauftaucht, ja sich zunehmend verflüchtigt. Thematisiert wür
den dagegen Aspekteder Berufswahl, Arbeitund Recht, Jugendarbeitslosigkeit, Tech
nikentwicklung usw. Somit sei eine eminente Diskrepanz zwischenden Lehr-/Lernpro
zessen in den Schulen und der gesellschaftlichen Entwicklung der Arbeit festzustellen.
Vorbereitet würde auf die Form der Erwerbsarbeit; Fragen der Selbstorganisation der
Arbeit, der Humanisierung, der Qualifizierung und Identifikation blieben weithin au
ßerhalb unterrichtlicher Betrachtung.

In der Erwachsenenbildung/Weiterbildung standen sich grob zwei Konzeptionen ge
genüber: Dieeine will durch Lebensweltforschung bislang unentdeckte bildungsrelevan
te »Potentiale« aufgreifen und der Erwachsenenbildung zuführen. Diese läge nicht nur
in Bereichen beruflicher Arbeit,sondernauch in derÖkologie, den privatenKonsumge
wohnheiten, den neuen Tugenden usw. Dabei ginge es nicht um moralische Bewußt
seinsbildung, weil sich dadurch praktisch nichts ändere, wie man ja aus der Vergangen
heit wisse. Vielmehr hätte die Erwachsenenbildungandere Formen des Handelns anzu
bieten. Mit diesem Konzept werden Lernformen, wiesiein Bürgerinitiativen entwickelt
wurden,aufgegriffen, um die traditionellen, gesellschaftlich folgenlosen Formeninstitu
tionalisierter Erwachsenenbildung zu verändern. Die arbeitsbezogene Erwachsenenbil
dung schließt lebensweltbezogene »Potentiale« nicht aus, bezieht sie jedoch auf die ge
sellschaftliche Arbeit und orientiert sich dabei an den Interessen der Arbeiter. Hier gelte
es vor allem, Arbeitslosen Wiedereingliederungshilfen zu geben, Bildungsversäumnisse
nachzuholen, Qualifikationenzur Ermöglichung einer Umverteilung der Arbeit zu ver
mitteln und die persönlichkeitsbildende Bedeutung der Arbeit herauszuarbeiten. Ein
zentrales Problem der Erwachsenenbildungsei es, daß bislang durch Arbeitszeitverkür
zungengewonnene Zeitsouveränität gerade vonden Arbeitergruppen mitgeringeren Bil
dungsabschlüssen nur als Konsumzeit genutzt werde; arbeitsorientierte Erwachsenenbil
dung werde meist als Arbeit, also als zusätzliche Leistungsforderung verstanden.

Mit etwa 900 Teilnehmern war der Kongreß erheblich kleiner als in früheren Jahren.
Und die Wissenschaftler waren weitgehendunter sich; diejenigen, an die sich ihre Arbeit
richtet, Lehrer, Erzieher, Sozialarbeiter, Studenten oder gar Eltern, sah man nicht. Sind
das Signale einer »Krise der Praxisrelevanzder Erziehungswissenschaft«? Ein Referent
berichtete aus einer Umfrage unter Arbeitslehre-Lehrern,daß diese für ihre Unterrichts
praxis von den Wissenschaftlern gar nichts mehr erwarten würden, ja Theoriefeindlich-
keit sei fast durchgängig festzustellen. Und dies, obgleich es eine historische Tatsache sei,
daß ohne die Beharrlichkeit der Wissenschaftler und ohne die Bereitstellung eines »di
daktischen Netzes« (Unterrichtsmaterialien, Beratung) durch die Schulverwaltungen das
Fach Arbeitslehre heute gar nicht existierenwürde. Die Gründe und möglichen Wegeder
Überwindung dieses Widerspruchs konntennicht mehr diskutiert werden. Es bleibt die
Frage: Hat die Erziehungswissenschaft die gesellschaftlichen Veränderungen versäumt?
Die Kongreßthemen signalisieren Anstrengungen des Aufholens.

Gerhard Zimmer (Berlin/West)
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Ankündigungen

2. Lernfest der Volksuni Hamburg
31. August bis 2. September

Ort: Gesamtschule Steilshoop.
Informationen: Volksuni-Büro, Jarrestraße 20-26, 2000 Hamburg 60, Telefon 040/
47 35 97 oder 420 27 81

Arbeitsgruppe Biographieforschung
in der Deutschen Gesellschaft für Soziologie
DieArbeitsgruppe istoffen füralle diejenigen Personen und Projekte, diesich mitFra
gender Lebenslauf- und Biographieforschung beschäftigen. Für den 22. Deutschen So
ziologentag (9. bis12. Oktober 1984 inDortmund) sind sechs thematische Gruppen vor
bereitet worden.

Informationen: Dr. Erika M. Hoerning, Max-Planck-Institut für Bildungsforschung,
Lentzeallee 94, 1000 Berlin 22, Telefon 030/83 99 51

»German Sociology — Challenges From the Left«
Aufruf zur Mitarbeit an »The Insurgent Sociologist«
Die Zeitschrift »The Insurgent Sociologist« bereitet ein Sonderheft zum Thema »Ger
man Sociology — Challenges From the Left« vor und bittet um Beiträge.
Themen: DieTransformation der politischen Kultur inder Bundesrepublik (dieGrünen,
Friedensbewegung, Frauenbewegung, veränderte Strategien derSozialdemokratie usw.),
die Entwicklung der westdeutschen Klassenstruktur (Arbeitslosigkeit, vor allem bei Ju
gendlichen und Frauen, ausländischeArbeitskräfte, Verkürzungder Wochenarbeitszeit
usw.), die »Wende« (Stabilität der Demokratie in Westdeutschland, Politik der Kohl-
Regierung, NATO-Bündnis, veränderte Rolle der Polizei usw.), theoretische Diskussio
nen (Entwicklung der deutschen Soziologie, Austromarxismus, neue Entwicklungen in
der Klassentheorie und in der feministischen Theorie).
Einsendeschluß für Manuskripte — möglichst in Englisch— ist der 30. November 1984.
Adresse: The Insurgent Sociologist, Project Berlin, FU Berlin, c/o FB Pol. Wissen
schaft, Ihnestraße 21, 1000 Berlin 33.

wm
DAS SUBJEKT
DES
DISKURSES

Geier/Woetzel (Hrsg.):
Das Subjekt des Diskurses

Beiträge zur sprachlichen Bildung von
Subjektivität und Intersubjektivität
von Authier, Doppler, Gdaniec, Lipo-
watz, Nothdurft, Pecheux, Strecker u.a.

Argument-Sonderband AS 98
17,60/f.Stud.14,60 DM (Abo: 14,60/12,60)
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Besprechungen

Philosophie

Marx, Karl, und Friedrich Engels: Gesamtausgabe (MEGA). Institutfür Marxismus-Le
ninismus beim ZK der KPdSU und IML beim ZK der SED (Hrsg.). Abt.2, Bd.5: Karl
Marx, Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie. Erster Band. Hamburg 1867.
Dietz Verlag, Berlin/DDR 1983 (Text und Apparat in 2 Teilbänden, zusammen 60*
+ 1092 S., Ln., 135,- DM)
DieVeröffentlichungsgeschichte derSchriften vonMarx undEngels mußnoch geschrie
ben werden. Sie ist mit den Wendungen, Brüchen,Spaltungen, Deformationen, Nieder
lagen undSiegen in derGeschichte des Sozialismus verknüpft. JederEpoche wareinan
deres Schriftenmaterialals »Werk«zugänglich. Stets lag politischeBerechnung,auswäh
lend oder zurückhaltend, den Veröffentlichungen zugrunde. Die SPD, Erbin des Mate
rials, ließes schließlich im Archiv begraben liegen. Die junge Sowjetmachtbeauftragte
alsbald David Rjazanow mit der Sammlung und Herausgabe aller nur erreichbaren
Schriften in Moskau. Ein Abenteuer-Roman der Beschaffung von Manuskripten oder
Kopien begann. Das Projekt einer Marx-Engels-Gesamtausgabe (MEGA1) begann
Wirklichkeitzu werden. Sieerschien parallelauf deutsch und russisch. Der deutsche Fa
schismus veranlaßte dieSowjetunion zurEinstellung desUnternehmens. Rjazanow ver
fiel der stalinistischen Repression. Die russische Ausgabe der Werke wurde herausge
bracht. Derweil wurde sozialdemokratisches Archivmaterial von einzelnen Genossen un
ter abenteuerlichen Umständen versteckt oder ins Ausland geschmuggelt. Manches ist
bis heute verschwunden. Erst die Gründung der DDR gab einer deutschen Veröffentli
chung einen neuen Ort. Ab 1958 begann die»MEW«-Ausgabe zu erscheinen, dieder
russischen Werke-Ausgabe folgte und 1968 vorläufig abgeschlossen war. Siebestimmte
(von wenigen anderen, oft spezialistischen Veröffentlichungen, wie denen von M. Ru
bel, abgesehen) bis heute die Rezeption. Es war ein historisches Ereignis, als 1975 ein
zweiter Anfang mit einer Gesamtausgabe (MEGA2), wiederum parallel russisch und
deutsch, gemacht wurde. Diesmal soll es schlechterdings alles auftreibbare schriftliche
Material sein. Jedes Machtkalkül der Auswahl und Zensur soll dadurch ausgeschaltet
(bzw. jedemderartigen Verdacht der Boden entzogen) werden, daß einfach nichts, auch
nichts offensichtlich Unwichtiges, auch keine Wiederholung, nicht veröffentlicht wird.
Im zehnten Jahr des Unternehmens liegen nun schon über 20 Bände vor. Am Beispiel
des letzterschienenen Bandes soll eine exemplarische Stichprobe einen Eindruck von
Stärken und Problemen der Ausgabe vermitteln.

Wie alle Bände besteht auch dieser aus drei Elementen: 1) dem Text; 2) rund 50 Seiten
Einleitung nebst ein paar editorischen Notizen; 3) dem Apparat-Tcilband.

/. Der Text. Es handelt sich um die Erstausgabe von Kapital/(1867). Sic war in 1000
Exemplaren erschienen und erstnachfünf Jahrenverkauft. DerText istseither zweimal
fotomechanisch nachgedruckt worden, zuletzt 1980 (siehe die Rezension in Argument
123/1980, 739). Die MEGA2-Fassung unterscheidet sich davon doppelt. Sie ist neu ge
setzt, unter sorgfältiger Respektierung der alten Schreibweise (»Waare«, »Reichthum«,
»Bedürfniß«, »Wcrth«, »krystallisirt« usw.). Andrerseitssind Hunderte von Saufehlern
berichtigt. Schließlich ist die Paginierungder Erstausgabe eingetragen. Kurz, der Text
stellt ein »ontologisches« Kuriosumdar: Ein Stück korrigierend restaurierter Vergangen
heit, wie sie zuvor »nie und nimmer sich begeben« hat. — Der Text ist wichtig fürs Ver
ständnis des Lernprozesses von Marx. Vor allem die Wertformanalysc wird von Marx
noch beim Korrekturlesen neu geschrieben und als Anhang beigefügt; sie ist also in zwei
Fassungen vertreten. Für die2. Auflage von 1872 wird sienochmals umgeschrieben. Die
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drei Fassungen der Weitformanalyse zeigen ein enormes Fortschreiten von Marx; für
wissenschaftstheoretische oder methodologische Untersuchungenzum Kapital bietet die
Richtung dieser Überarbeitungen wichtiges Material. Freilich gibt esauch dierückwärts
orientierende Intepretation, welche die Endfassung als verkümmert gegenüber der frü
heren ausgibt. Daß die Textezugänglich und vergleichbar sind, mag helfen, diesenStreit
an der Sache zu entscheiden.

2. DieEinleitung. Verfasser ist Hannes Skambraks. Der Text ist zunächst und länglich
Lobrede. »Fest ... unwiderlegbar ... einzigartig ... vollendet... In der Gesamtheit aller
Bände des 'Kapitals' gipfelt auch das LebenswerkseinesSchöpfers... flössendie reichen
Erfahrungen... ein« (11).»Die Größe der wissenschaftlichen Leistungvon Marx liegtin
der vollkommenen Einheit des unerschütterlichen Wahrheitsgehaltes seiner Gesell
schaftsanalyse und ihrer revolutionären Folgerungen.« (13) »In vollendeter Weise... be
deutend ... wichtig ... besonders ... weiter vervollkommnet ... gedankentiefe Betrach
tung über den Fetischcharakter der Ware ...« (22-25). Ein »Meisterwerk der Methodik
... Das Ergebnis bestand nun aber nicht in einer wahren und unwiderleglichen Theorie
der kapitalistischen Gesellschaftsformation, dem eigentlichen Zweck .... sondern ging
darüber hinaus:... erwiessichalsallgemeingültig und fand... endgültigeBestätigungso
wohl für die Vergangenheit als auch für die Zukunft...« (51) »... mustergültig und in
vollendeter Weise gehandhabt« (die Dialektik, 53). »Die titanische Leistung von Marx
... ist klassisch; das heißt, sie ist wahr, umfassend, unwiderleglich und anwendbar, und
sie trägt in sich die Potenz und Dynamik der Entwicklungsfähigkeit.« (55)

Die Rhetorik spannt den imaginären Raum der Ewigkeit des Ideologischen auf. Die
Lobrede wirkt, als sei sie gegen die am Schluß behauptete Entwicklungsfähigkeit gehal
ten. Zumindest zeigt sie das Gegenteil:einen lebensgefährlichen Rück-Fall. »War doch«,
wie Wilhelm Liebknecht bei der Beerdigungvon Marx gesagt hat, »niemand ein leiden
schaftlicherer Feind der Phrase als Karl Marx.« Ausdrücke wie »wissenschaftlich«,
»Methode« und »Dialektik« sind in Skambraks Diskurs rhetorisch gebunden. Seine ein
zige Methode besteht in der Versicherung. Sein Denken ist statisch. Seine Grundfigur ist
geradezu theologisch: »unerschütterlich in Vergangenheit und Zukunft«.

Die lange Einleitung nimmt sich hauptsächlich diese Funktion heraus: weihevolle
Markierung zu sein. Sie gibt kaum brauchbare Informationen. Wenn Skambraks am
Schluß der Einleitung sagt, er habe nunmehr damit »das wirkliche Bild der Entstehung«
des Kapitals gezeichnet, so reißt ihn sein Lobgestus, auf sich selbst angewandt, vollends
ins Imaginäre. Was er wortreich versichert, läuft auf die schlichte Mitteilung hinaus, daß
das Kapital die Frucht von umfangreichen Vorarbeiten ist, die Marx beim Verfassen be
nutzt hat. In diesen Vorarbeiten gelangte Marxens Theorie »über eine vielfache Stufen
leiter desstetigen Erkenntniszuwachses zurVollendung« (55). Überdas Unstetige an die
ser Herausbildung, die Krisen und Brüche, die Sackgassen, Rückzüge, Zweifel, Irrtümer
usw. erfahren wir ebensowenig wie über die wirklichen Sprünge.

Zur Darstellung der Wissenschaftslogik des Kapitalsbenutzt Skambraks folgende Ge
dankenmaterialien: 1) die Metaphorik von Oberfläche/Tiefe; 2) die (Hegeische) Formu
lierung vom »Aufsteigen vom Abstrakten zum Konkreten«, die Marx in dem fragmen
tarischen Entwurf einer Einleitung (1857)zu den Grundrissen zur Beschreibung der Wis
senschaftslogik aller Systeme etwa seit Adam Smith gebraucht; 3) die von Engels 1859
(in einer Rezension von ZurKritik.... vgl. MEW 13,468ff.) aus dem Vergleichmit He
gelsLogik gezogenen Formulierungen von der »logischen Entwicklung«, die nichts als
die von Zufälligkeiten gereinigte historische Entwicklung sei. Skambraks denkt nicht
darüber nach, daß (2) und (3) sich nicht aufs Kapital beziehen und 1867 bereits über
wundene Vorstufen der wissenschaftstheoretischen Selbstreflexion von Marx darstellten.

Und er übergeht die unmetaphorischen Bestimmungen, mit denen Marx im Kapitaldie
Metaphern von Oberfläche und Tiefe (und eine ganze Familie verwandter Bilder) aufs
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NiveauseinerWissenschaft bringt. Vom Markt heißtesetwa(MEW23,189): »Diesege
räuschvolle, auf der Oberfläche hausende und allerAugenzugängliche Sphäre verlassen
wir daher ... in die verborgene Stätte der Produktion, an deren Schwelle steht: No ad-
mittance except on business (Zutritt nurgeschäftlich).« Wie so manche vor ihmknüpft
Skambraks die Bedeutungen folgendermaßen: Oberfläche = Erscheinung = sichtbar
= verkehrt; Tiefe = Wesen = unsichtbar. (Bei Marx war der Gegensatz nicht »sicht
bar/unsichtbar«, sondern»allerAugen zugänglich/nur den Zutrittsberechtigten«.) Wie
nun diesen Wesen/Erscheinungs-Rahmen mit den beiden anderen Redeweisen (»ab
strakt/konkret« und »logisch/historisch«) zusammenschließen? Nichts einfacher als
das! Wir setzen das Abstrakte = unterentwickelt, das Konkrete aber = entwickelt. Das
Aufsteigen vom Abstrakten zum Konkreten ergibt sich damit mühelos als Gang vom
Unentwickelten zum Entwickelten oder »logische Entwicklung«. Da aber Marx am
Schluß des Dritten Bandes bei der Konkretion der täglichen Erscheinungen anlangt, set
zen wir noch Wesen = abstrakt und Erscheinung = konkret. Wir erhalten nun folgen
des Artikulationsmuster für den Gang wissenschaftlicher Erkenntnis:

Tiefe = Wesen = unsichtbar = abstrakt = unentwickelt

i i i i 1
Oberfläche = Erscheinung = sichtbar = konkret = entwickelt

Freilich haben wir uns damit zweifachen Unsinn eingehandelt: das Wesen als Unent
wickeltes und dieses als Unsichtbares aufzufassen. Dies ist sozusagen der manifeste Teil
des Unsinns. Der latente Teil ist schlimmer, wird aber erst mit der Zeit und bei genauerer
Überlegung bewußt werden: Wir haben uns damit jeden Zugang zu einem historisch
materialistischen Verständnis der Erkenntnisgewinnung bei Marx verbaut. Und wir ha
ben die »Dialektik« auf eine Wunderphrase heruntergebracht, die zwischen diesen Un
gereimtheiten versichernd vermitteln soll. Es istverblüffend, daß Skambraks, der anson
sten bestrebt ist, einen Durchschnitt autorisierter Formeln herzustellen, einen der selte
nen Texte übergeht, in dem Marx sich nach der Veröffentlichung des Kapitalund dazu
noch auf dem Niveau der an späteren Auflagen und Übersetzungen angebrachten Ver
besserungen, über seine Methode äußert, wegzulassen: Die »Randglossen zu A. Wag
ner« (MEW 19, 355-83; geschrieben zweite Hälfte 1879bis Nov. 1880).

Im Diskurs von Skambraks herrscht ein rhetorisches Verhältnis zur Wissenschaft. Die

epistemologische Terminologiewird wirkungstaktisch benutzt. Sie soll Eindruck schin
den. Sie verlangt Glauben. Dieser Gebrauch entwertet sie zur Phraseologie. Er wirkt in
seiner maßlosen Übertreibung, in seinem Dick-Auftragen, in der monoton-repetitiven
Anreihung von Versicherungen, Behauptungen, superlativischen Wertungen usw. wie
ein Ausdruck tiefer Ratlosigkeit und Unüberzeugtheit. Marx wirkt wie Zukunft in den
Händen einer Vergangenheit, die noch nichts mit ihm anzufangen weiß. Das Mikroskop
wird, unter Absingen einer pompösen Liturgie, zum Einschlagen von Nägeln benutzt.
Marx will das Bewegungsgesetzdes Kapitalismus herausfinden? »Dieses liegt nicht auf
der den Sinnen zugänglichen Oberfläche der Gesellschaft.« (52) — Nach Marx' Einlei
tung (1857) geht es darum, das wirklich Konkrete im Denken als »Gedankenkonkre-
tum« zu reproduzieren, dessen Herstellung ja nicht mit der Entstehung des Realkonkre
ten verwechselt werden darf? »Am Ende der logischen Untersuchung und Darstellung
steht wieder die Wirklichkeit...« (53) — »Die Methode des Aufsteigens vom Abstrak
ten, als dem weniger Entwickelten, zum Konkreten, als dem reicher Entwickelten, ist
deshalb die wissenschaftlich richtige Methode, weil die Gesamtheit der kapitalistischen
Verhältnisse selbst sich vom Einfachen zum Komplizierten, vom Niederen zum Höheren
entwickelt.« (53) Man sollte diesen Satz als Fehlersuch-Material in /fop;7o/-Lesegruppen
verwenden. Einfach/kompliziert ist mit einfach/komplex verwechselt. Schließlich heißt
es in dem hier veröffentlichten Urtext des Kapital von der einfachen Wertform zu Recht:
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»Diese Form ist etwas schwierig zuanalysieren, weil sie einfach ist.« (28) —Istferner die
abstrakte Arbeit »weniger entwickelt« als die konkrete? Oder auch als Kapital? IstAus
gedehntheit weniger entwickelt als, sagen wir, ein Kohlkopf? — Schließlich: Schärft
Marx nicht ein, daß man dieElemente gerade nicht inderReihenfolge analysieren darf
(bzw. kann), in der sie in der »Gesamtheit der Verhältnisse« die herrschenden waren?
Vor allem hätteer sonst dasWucher- unddasHandelskapital vordem industriellen Ka
pital abhandeln müssen, das Monopol vor der Konkurrenz (denn Handelsmonopole
sind eine herrschende Form im frühen Kapitalismus). — Des weiteren verwechselt
Skambraks die Analyse des Wertausdrucks mit der des Warenaustauschs. Usw. usf. Der
Rückfall hinterMarx wird vollends zum Rücksturz inderAuffassung derDialektik. Wie
überhaupt der Ausdruck »Gesetze«zum besonders beliebten rhetorischen Material rech
net, so auch beimReden über Dialektik. Deren »Grundgesetze« würdenvon Marx»als
Instrumente der Analyse und Darstellung« benützt (54). Engels* Polemik gegen diese
wissenschaftsfremde Vorstellung (imAnti-Dühring) wird nicht gehört. Schließlich läuft
eshinaus aufdieoft wiederholte, aberhöchst forschungsfremde Meinung, Marx sei von
einer Philosophie ausgegangen, insbesondere »der materialistischen Dialektik als allge
meinster philosophischer Methode« (55), und habe diese nurmehr auf den ökonomi
schen Stoff angewandt.

Diese Einleitung, in der ein bestimmter unentwickelter Stand der theoretischen Auf
fassung sichals Ewigkeit präsentiert, wird nun mit ihrerMegalomanie für die nächsten
Generationen diese einzigartigeAusgabe markieren... Wie weisewäre mehr Zurückhal
tung, Schlichtheit gewesen!

3. DerApparat. Auf knapp 10Seiten Informationen zur Entstehung und Überliefe
rung des Textes folgen zunächst 16Seiten Verzeichnis der durchgeführten Korrekturen,
dann über 300 Seiten Erläuterungen, schließlich Verzeichnisse der erwähnten Schriften
und Namen. »DasSachregister«, heißt es in den editorischen Hinweisen (59*), »enthält
die (!) Begriffe und Kategorien des Marxismus, insbesondere der marxistischen politi
schen Ökonomie, wie sie Marx bis zum Erscheinen derErstausgabe des »Kapital« ge
prägt hatte, sowiewesentliche Sachbegriffe.« DieBegriffe desMarxismus— dieseRede
weise bedeuteteinenstrategischen Kode legitimer Artikulation (vgl. meineRezension des
MEW-Sachregisters von Herferth, in Argument 143/1984, 115-17). Ein Element der
oben zitierten Ankündigung hat symptomalen Charakter: Was beiMarxKritik derpoli
tischen Ökonomie heißt, ist hier als marxistische politische Ökonomie artikuliert. Ein
Blickin das (von Jürgen Jungnickelerarbeitete) Register bestärkt den Verdacht:Kritik,
im Sachregister von MEW 23 noch vertreten, glänztjetzt durch Abwesenheit. (Gleiches
gilt übrigens für Marxismus. — Neu hinzugekommen (immer im Vergleich zum Sachre
gister von MEW 23) sind z.B. Ideologie, Gesamtarbeiter, Extramehrwert, Subsumtion.
— Unter Ideologie ist freilichnichtverzeichnetdie höchst wichtigeAnmerkung 89 zum
Kapitelüber Große Industrie, wo Marx die »ideologischen Vorstellungen« der Wortfüh
rer des »abstrakt naturwissenschafdichen Materialismus« kritisiert (vgl. MEW 23,393).
Folgenden Begriffen von Marx, die schon im Register zu MEW 23 fehlen, ist auch hier
die Aufnahme unter die »Begriffe und Kategorien des Marxismus« verweigert:z.B. Be
wegungsgesetz, Charaktermaske, Denkformen, Elementarform, Form, Formbestimmt
heit, Gedankenformen (objektive), gegensätzliche Bewegung, SubjektiverFaktor, Ver-
dinglichung, Vergegenständlichung, Zellenform. — Dafür gibt es, wie schon in MEW
23, den Begriff Mehrwertgesetz (vonSkambraks spezifiziert als»ökonomisches Grund
gesetz des Kapitalismus«, 31*). Von den drei Stellen, auf die verwiesen wird, sind zwei
unspezifisch (das Vorwort mit seiner Rede vom »ökonomischen Bewegungsgesetz der
modernen Gesellschaft«), die dritte lautet: »... Plusmacherei ist das absolute Gesetz die
ser Produktionsweise« (498; vgl. MEW 23, 647). Aber der Gesetzesbegriff ist hier nicht
in der strengen Weise gebraucht wie in Marxens Rede vom Wertgesetz, dem alle ökono-
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mischen Phänomene (einschließlich der Formen des Mehrwerts) letztlich unterworfen
sind.

Vielleicht ist es noch nichtzu spät, und es läßt sich für die mehrheitlich noch ausste
henden Bände eine weltoffenere und haltbarere, weniger auf kurzfristige symbolische
Machtdemonstrationen bedachte Einrahmungder Schriftenvon Marx und Engelserrei
chen. Dazu bedarf es der unbefangenen und rücksichtslosen Diskussion unter Marxi
sten. Wolfgang Fritz Haug (Berlin/West)

Rohrmoser, Günter: Krise der politischen Kultur. Verlag Hase & Köhler, Mainz 1983
(412 S., br., 48,- DM)
Ein Buch von400 großformatigen Seiten in eine kurze Rezension zu pressen ist kaum
möglich, speziell, wenn es »mit der lächerlichsten Gelehrt- undWichtigtuerei geschrie
ben« ist (Marx) und es ihm hauptsächlich der Marxismus angetanhat. Das Dreisteste
hierbei ist die offensichtliche Fälschung. Ein Beispiel: VonMarx bis Lukacs und für alle
informierten Marxistenerfüllt die Kunstdie Aufgabe, dem Humanen (»Gattungsmäßi
gen«) zum Selbstverständnis zuverhelfen und aufdiesem Wege die Wahrheit erscheinen
oder zumindest durchscheinen zu lassen. Demgegenüber heißt es bei Rohrmoser, alles
auf den Kopfstellend und mit einer unverschämten Ungeniertheit: »DieKunst hat [im
Marxismus, L.K.] als Ideologie betrachtet dieFunktion, vollzogene oder bevorstehende
Veränderungen falsch zu interpretieren, um so denMenschen dieEinsicht in diewirkli
che Lage zu ersparen.« Und dann dreist weiter: »Auf diesen Gedanken hat GeorgLu
kacs in seiner Interpretation der Geschichte der künstlerischen Formen immer [!,L.K.]
den größten Nachdruck gelegt.« (100)

Rohrmoser vermeint seineAuffassung begründen zu könnenmit HilfeseinerAusdeu
tungdesHistorischen Materialismus. Hierwird derSchwindel nochgreifbarer. Er zitiert
Marx: Auf der Grundlage »einer bestimmten Entwicklungsstufe ihrer materiellen Pro
duktivkräfte« (1. Stufe) »gehen die Menschen bestimmte Verhältnisse ein«, »Produk
tionsverhältnisse« (2. Stufe), worauf sich »ein juristischer und politischer Überbau er
hebt, und welcher Basis bestimmte gesellschaftliche Bewußtseinsformen entsprechen«
(3. Stufe). Und dann die Zusammenfassung, die vortäuscht, daß der Marxismus alle
Kunst aus der Art und Weise der Anwendung der Produktivkräfte ableitet(also die 3.
Stufe aus der 1.); der naive Leser nimmt, wie der Zusammenhang im Text dargestellt
wird, das Wort »Produktionsweise« dafür — und da entsteht der Unsinn, daß für die
Marxisten sich die Kunst, so Rohrmoser wörtlich, direkt »von den Umbrüchen der öko
nomischen Grundlage« ableiten läßt.

Unsere bürgerliche Verfassung istgut, an sich, wie auch darin, daß sie,wieRohrmo
ser bemerkt, die »offene Gesellschaft« garantiert. Aber zugleich steht vor uns das Ge
spenst eines totalen Verfalls derMassenintelligenz wie deremotionalen Kräfte. Viele wis
senschaftliche Aussagen weisen nach dieser Richtung. Das interessiert aber Rohrmoser
nicht im geringsten. Einerseits wagt er zu behaupten: »Repressive, sie in ihremDrang
zur Entfaltung ihrer Möglichkeiten hemmende Schranken sind aus der Sicht der eta
blierten Kultur kaum zu erkennen.« Aber es gibt andererseits erkennbare Gründe: »...
an die Stelle des marxistischen Klassenschemas aus dem 19. Jahrhundert (ist) der Anta
gonismus tendenziell zweier Kulturen getreten ..., so daß es Gemeinsames nicht mehr
gibt.« Sonst gibt es nichts: Keine Massenverdummung (wahrscheinlich weitaus mehr als
die Hälfte der Bevölkerung ist nicht in der Lage, das Wort »Demokratie« zu
übersetzen), keine ideologische Indoktrination größten Ausmaßes (vgl. meine Schrift
»Beherrscht uns die Technik?«, VSA, Hamburg 1983), keine »repressive Entsublimie-
rung« (Marcuse), keinen geist- und seelenzerstörenden Praktizismus, keine bis ins Kri
minelle reichende Vermaterialisierung des Individuums, keine Zersetzung der Kunst bis
auf das Niveau des Kindischen, keinen Verfall des Schulwesens, keine Primitivisierung
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der Jugend usw. usw., sondern nur einen»Antagonismus zweier Kulturen«. Wenn die
Phrase töten könnte!

Zudem gibt der dem Nihilismus sich zuwendende Adorno die Antwort: »Man sollte
auf Adorno hören. Adorno hat die Weltder Zivilisation ... dargestellt, die technologi
sche Welt im Lichte einer Apokalypse gezeigt, die... ihre [der Individuen, L.K.] Selbst
verwirklichung verhindere.« Niemand ist schuld, kein Kapitalismus, keine Verschleude
rung ungeheuren Vermögens, die man der Kultur zur Verfügung stellen könnte, in der
Aufrüstung, keine Video-, Porno-, Peep- und »Sport«-Kultur, sondern ausschließlich
die »Apokalypse«. Wir Deutschen waren immer schon sprachgewaltig.

Verfälscht Habermas, den Rohrmoser für sich reklamiert, Marx dahingehend, daß
für diesen das Proletariat mit der Fähigkeitausgestattet sei, ein metaphysisches(»escha-
tologisches«) Endziel der Geschichtezu erreichen, so entgeht Rohrmoser wiezahlreichen
bürgerlichen Fälschern das Marxsche Wort von der »Bourgeois-Ansteckung« der Arbei
ter (mehrfach weist Marx auf die Dummheit der Arbeiter hin), wogegen Marx die Rolle
des »Philosophen« als »Kopf der Revolution«, d.h. als Führer des Arbeiters, der nur
das »Herz« der Revolution darstellt, herausstellt, ebenso von der »Verwirklichung der
Philosophie« und nicht etwa des Willens des Proletariats spricht und den »Pfaffen«
Luther lobt, weil »in dessen Kopf die Revolution begonnen hat«, so wagt es Rohrmoser,
Georg Lukäcs als hemmungslosen Idealisten zu verleumden, weil er in »Geschichte und
Klassenbewußtsein«, statt von proletarischer »Organisation«, »Produktion« und »Pro
blemen der Verteilung« (230) zu sprechen, Bewußtseinskategorien in Anspruch nimmt.

Es ist wahrhaft schwierig, mit Rohrmoser ernsthaft zu diskutieren, weil er von der
Theorie des Marxismus kein Jota begriffen hat. Seinen willkürlichen Auslegungen öff
net er ein breites Tor. Man »muß«, sagt er, »erfahren, daß der Umgang mit den Texten
von Marx heute... fragwürdig geworden ist.« Was soll das anderes heißen, als daß man
mit ihnen nach Herzenslust umspringen kann, wenn es das »konservative Selbstver
ständnis« erfordert?

Die verzweifelte konservative Kulturkritik, die auf dem Boden des Kapitalismus Erlö
sung sucht, hat auch einige Lichtblicke: »Pornographie wird als dürftiger Ersatz für
Nietzsches dionysischen Orgiasmus angeboten und paßt das entfesselte Leben der Öde
und Langeweile technologischer Zivilisation an.« (293) Aber ist diese »technologische
Zivilisation« nicht von jenen gewollt und mit allen Mitteln verteidigt (geistigenund auch
Atomraketen), die Geist vom Geiste Rohrmosers sind, nämlich des antimarxistischen
und konservativen? Leo Kofier (Mülheim)

Lorenz, Konrad, und Franz M. Wuketits (Hrsg.): Die Evolution des Denkens. R. Piper
Verlag, München/Zürich 1983 (393 S., br., 48,- DM)
In den 12Beiträgendes Buchesgeht es, anders als der Titel suggeriert, nicht in erster Li
nie um eine Analyse der phylogenetischen Entwicklung des Denkens aus biologischer
bzw. biochemischer Sicht, sondern um eine auf diese Analyse aufbauende neue »evolu
tionäre Erkenntnistheorie«, die von einem ihrer Vertreter als »wahrhaft kopernikanische
Wende in der Erkenntnistheorie« (44 — gegen Kants »antikopernikanische Gegenrevo
lution«) apostrophiert wird. Grundgedanke dieser Theorie ist, daß die spezifischen
Strukturen der Wahrnehmung, des Denkens, schließlich Bewußtsein und menschliche
Vernunft sich im Laufe der Evolution des Lebens durch die Interaktion von genetisch
vorgegebenem Erkenntnisapparat, Problemdruck der Umwelt und »lernender« organis
mischer Anpassung herausgebildet haben und daß daher, wenn man die Entwicklung
der biologischen Grundlagen des menschlichen Erkennens erforscht,auch zentrale Ein
sichten in die Verarbeitungsweisen menschlicher Erkenntnis zu erzielenseien. Menschli
ches Wahrnehmen und Denken beruhe auf phylogenetisch entwickelten, ontogenetisch
aber angeborenen Bahnen, gleichsam auf naturgeschichtlich erworbenen»Hypothesen«
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desdemDenken zugrundliegenden »ratiomorphen Apparates« (R. Riedl), diedieWahr
nehmung und Erkenntnis der »Wirklichkeit« steuern (ein Kurzreferat findet sich bei R.
Kaspar, 125-145).

Den erkenntnistheoretischen Gedanken, Kants apriorische Kategorien ließen sich als
evolutionär erworbene, also aposteriorische Formen möglicher Erfahrung deuten und
rekonstruieren, brachte als erster Konrad Lorenz in seiner 1941 erschienenen, damals
wenig beachteten und hier (95-124) wiederabgedruckten Arbeit über »Kants Lehrevom
Apriorischen im Lichte gegenwärtiger Biologie« in die Diskussion. Systematisch wurde
dieser Ansatz erst in den 70er Jahren von Rupert Riedlund Gerhard Vollmer aufgegrif
fen und theoretisch ausgebaut. Gegenwärtig, unter dem Eindruck neuer Erkenntnisse
der Anthropologie, der Verhaltenstheorie, der Gehimforschung, der Genetik und der
biologischen Evolutionstheorie (vgl. F. Seitelbergers Zusammenfassung der »neurobio
logischen Aspekte der Intelligenz«, 167-196) erlebtdie Theorie der Evolution des Den
kens einen Aufschwung (auch in propagandistischer Hinsicht), den der vorliegende
Band in all seinen Stärken und Schwächen dokumentiert.

In zweiEinleitungsaufsätzen von F. Wuketitsund G. Vollmer wird der Rahmen der
»evolutionären Erkenntnistheorie« zum Teil detailliert vorgestellt (9-92). Der zweite,
biologisch und evolutionstheoretisch gehaltvollste Teil des Buches(93-196) umfaßt ne
ben den schon genannten Beiträgen von Lorenz, Kaspar und Seitelberger eine kurze
Darstellungder EntwicklungseinerTheoriedurch R. Riedl.Es folgenviersehr ungleich
wertige Untersuchungen über die logischenGrundlagen der Theorie (G. Wagner), über
Kausalität und die spieltheoretische Rekonstruktion des Evolutionsprozesses (W. Lein-
feller), über die Evolution der wissenschaftlichen Methode (E. Oeser) und über die Ver
einbarkeit der »evolutionären Erkenntnistheorie« mit dem »Ethos der Wissenschaft«
(H. Mohr). Den Abschluß bildet eine scharfe Kritik an den philosophischen Ansprüchen
der neuen Theorie aus der Spaemann-Schule (R. Low) und ein davon unberührter Epi
log (F. Wuketits).

Die »evolutionäre Erkenntnistheorie« beruht auf den Ergebnissen (nicht nur) der na
turwissenschaftlichenForschung, sie ist aber selbst keine naturwissenschafdiene Theorie
(vgl. 207) und arbeitet auch nicht »mit naturwissenschaftlichen Methoden«, wie der
Klappentext publikumswirksam behauptet. Mangelseiner besseren Bezeichnungkönnte
man sieals philosophischeTheorie bezeichnen,die für einen Teilbereichder Realität eine
kohärente Synthese des vorliegenden Wissens versucht. Die neue Theorie ist zunächst
noch nicht mehr als ein paradigmatischesProgramm, an dessen Ausführung zahlreiche
Wissenschaftler mit höchst unterschiedlichen Methoden arbeiten (vgl. etwa die beiden
längsten Beiträge: G. Vollmer, Mesokosmos und objektive Erkenntnis, 29-92; W. Lein-
fellner, Das Konzept der Kausalität und der Spiele in der Evolutionstheorie, 215-260
miteinander). Die populärwissenschaftliche Resonanz der »neuen Wiener Schule« (bis
auf zwei Ausnahmen lernten, lehrten oder lehren alle in diesem Buch versammelten Ver
treter in Wien) sollte nicht darüber hinwegtäuschen, daß noch zahlreiche unbeantworte
te Fragen und zahllose Spekulationen den »harten Kern« des Theorieprogramms um
ranken und zur kritischen Diskussion und zur Weiterarbeit einladen (vgl. zur Unabge-
schlossenheit des Konzepts die Bemerkung von R. Kaspar, 142; im Buch selbst ist die
Kritik durch den Beitrag von R. Low, 331-360, vertreten). Für diejenigen, die mit der
Marxschen Analyse der Geschichtlichkeit der Menschengattung und mit den Ergebnis
sen der modernen Evolutionsforschung einigermaßen vertraut sind, wird der Ansatz der
»evolutionären Erkenntnistheorie« nicht allzu absonderlich erscheinen, auch die Men
schen besäßen bestimmte angeborene, die »Realität« spezifisch verarbeitende Formen
der Erkenntnis. Ge- und betroffen sind eher Theorien des Leib-Seele-Dualismus (religiö
ser oder erkenntnistheoretischer Art) bzw. — wegen der zugrundeliegenden Ontologie
— subjektiv-idealistische oder solipsistische Theorien (vgl. die kritischen Bemerkungen
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von R. Low) und behavioristische Theorien des Wahmehmens, Denkens und Lernens.
WiebeiallenTheorieprogrammen wirddieweitere Ausführungzeigen müssen,wieweit
reichend und tragfest die Grundgedanken der Theorie sind. Um weiter wissenschaftlich
ernst genommen zu werden, sollten sich die Vertreter dieser Theorie allerdings vor allzu
vollmundigen Propaganda-Schaumschlägereien wie etwa der hüten, die Theorie weise
»den Weg zu einem neuen Realismus, zum objektiven Wissen und zur rationalen Kalku
lation der Welt« (363). Die Straße zum Obskurantismus ist mit solchen Versprechungen
gepflastert.

Drei Problemkreise möchte ich benennen, die von der »evolutionären Erkenntnis
theorie« noch nicht oder noch ungenügend analysiert worden sind: Unklar erscheint mir
die Darlegung des Übergangs zur menschlichen Erkenntnis und zur Vernunft und der
Rolle, die die Vernunft (was ist das?) im Verhältnis zum »ratiomorphen Apparat« spielt
(daß sie den »angeborenen Lehrmeister« »sozusagen überformt« — 362 —, sagt mir
überhaupt nichts). Mit diesem Problembereich steht und fällt der philosophische An
spruch der Theorie: bleiben »Natur« und »Vernunft« geschieden, oder gelingt eine na
turgeschichtlich tragfähige Auflösung dieses klassischen Dualismus? Weiterhin: Der
schrittweise Übergang vom Affen zum homo und vom homo zum Menschen war zu
gleich einschrittweiser Übergang zurGesellschaftlichkeit unddamit zur Ausweitung so
zialer Beziehungen. Die phylogenetische Konstitution der menschlichen Erkenntnis ist
gebunden an diese sozialen Beziehungen, an ihre spezifischen Formen, an Sprache und
Intersubjektivität. Welche Rolle spielt dieser entscheidende Sachverhalt im Rahmen der
»evolutionären Erkenntnistheorie»? Und drittens: Kann die »evolutionäre Erkenntnis

theorie« zur Erhellung des »ideologischen Bewußtseins« beitragen? Das Schimpfen auf
»ideologische Roßtäuscherei« und »kollektive Verdummung« (145) bleibt ohne Sinn,
solange die Vertreter der Theorie die »menschliche Vernunft« ohne die Formen »kollek
tiver Verdummung« analysieren.

Notabene: Mit der neuerdings grassierenden Ideologie der Soziobiologie (Dawkins et
al.) hat die evolutionäre Erkenntnistheorie nichts zu tun; es wäre fatal, wenn die Er
kenntnisse dieser Richtung mit der durchaus erklärbaren Renaissance soaaldarwinisti-
scher Dummheit amalgamiert würden (vgl. 349ff.). Wilfried Kunstmann (Marl)

Dux, Günter: Die Logik der Weltbilder. Sinnstrukturen im Wandel der Geschichte.
Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 1982 (361 S., br., 16,- DM)
»Die sinnhafte Daseinsweise des Menschen, sein Leben in soziokulturellen Formen,
[läßt] sich als Resultat der Evolution aus einer vollständig sinnfreien Natur erklären«
(294). Dies ist Dux' Generalthese. In der Tat schwebt ihm »nichts Geringeres vor, als
zum erstenmal (sie!) das, was in der abendländischen Tradition als Geistesgeschichte be
zeichnet wird, auf streng empirischer Basis darzulegen« (Klappentext). Es gibt einen lo
gisch erklärbaren Anfang der kulturellen Existenz (15,25) und vor allem einen »anthro
pologisch-biologischen Organisationsplan« (22), der die »Richtung« (25) im Sinne einer
stringenten Entwicklungslogik angibt. Die daraus folgende Angebbarkeit des Endes der
Geschichte macht die Rede von der »Einheit des modernen Weltbildes« (21) wieder
möglich. Dux möchte zeigen, um es recht schlicht zu sagen, was die Welt im Innersten
zusammenhält.

Für Dux ist »die alles entscheidende Frage«: »wie stellt der Mensch es aufgrund seines
anthropologischen Organisationsplanes an«, zu lernen, »Verhaltensformen zu ent
wickeln, die er von Natur aus nicht schon mitbekommen hat?« (52). Die Antwort hier
auf verblüfft: die Ausbildung der »kognitiven Schemata erfolgt, weil anders mit der vor-
findlichen Wirklichkeit nicht umzugehen ist« (96). »Sie sind ein Produkt der Verarbei
tung von Erfahrungen, die jeder beim Zusammenstoß mit der vorfindlichen Wirklich
keit macht« (101).
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Damit aber scheinen mir die drängenden Fragen keineswegsbeantwortet. Denn: was
heißt »vorfindliche Wirklichkeit«, was überhaupt ist »Erfahrung«, wie ist eine »Verar
beitung« von Erfahrung möglich, wenn nicht unter Benutzung eben der »kognitiven
Schemata«, die es doch in diesem »Zusammenstoß« mit der »Welt« allererst auszubil
den gilt? Dux' Ansatz ist im Kern schlicht der des erkenntnistheoretischen Realismus
(298); seine Probleme sind es dann auch. Dux selbst ist dankenswerterweisekonsequent
genug, dies bei Gelegenheit offen zuzugestehen: »Wir können den Übergang aus der
subhumanen Phase in die humane, soweit es den Prozeß der Ausbildung der geistig-kul
turellen Lebensformen betriftt, konkret nicht rekonstruieren« (74). Eben dies aber müß
te er leisten. Solange dieser Nachweis nicht gelingt, hat Dux in seinem Buch keine »Gei
stesgeschichteauf streng empirischer Basis« dargelegt.

Leider läßt sich auch im folgenden der einmal aus der Flasche gelasseneGeist nicht
recht in das Prokrustesbett der »strengen Empirie« einpassen: Seiner Meinung nach hat
die Menschheitsgeschichte bislang zwei große, übergreifende Schemata der Selbst-und
Weltinterpretation gekannt: zunächst das »subjektivische« in Mythen, Magie und Reli
gion, dann in der Neuzeitdas des »Konstanzschemas« naturwissenschafüicher Gesetzes
erklärung. Das subjektivistische Schemaläßt die Natur nach Analogiedes menschlichen
Handelns interpretierbar erscheinen. Wie ist dieses Schema entstanden? Dux bedient
sich hier einer Parallelisierung von individual-kognitiven und menschheitsgeschichtli
chen Entwicklungen: Für das Kind »ist entscheidend, daß das dominante Objekt eine
Person ist«, in der Regeldie Mutter. Das Schema seiner Wirklichkeitsauffassung ist als
»Objektschema«damit zugleich ein »Subjektschema«. Denn: »von allemAnfang an ist
die Wahrnehmung der Wirklichkeit durch das Kind noch mit jener Besonderheit ver
knüpft, die das Besondere des Objekts [der Mutter, R.H.] ausmacht: Es ist Zurech
nungspunkt von ihm ausgehender Ereignisse. AlleErfahrungen werden deshalb im Kon
nex dieser Handlungsfähigkeit gemacht. Eben deshalb bildet sich das Objektschema in
allen seinen Momenten als Subjektschema aus. Da es das erste ist, setzt es sich als ope-
rantes Schema aller anderen Objekte in Kraft. Es fungiert als Konstituante und eben da
durch als Paradigma jeglicher Wirklichkeitsinterpretation« (97).

Zunächsteinmalhabe ich mit dieser Sichtweise das Problemder Übertragbarkeit on-
togenetischer Beobachtungen auf die Phylogenese. Das mag manchmal plausibel er
scheinen, kommt aber nie über den Charakter des Hypothetischen hinaus. Stimmt aber
wenigstens der ontogenetische Befund? Auch da möchte ich Fragezeichen setzen. Woher
wissen wir denn so genau, daß das Kind bestimmte Ereignisseals von der Mutter »ausge
hend« interpretiert? Wenn einigeals von der Mutter ausgehend interpretiert werden, wa
rum werden dann »alle Erfahrungen im Konnex dieser Handlungsfähigkeit« gemacht?
Und wieso wäre dann das ein Grund dafür, allen Veränderungen der Umgebung ein
handelndes Agens zu supponieren? Und schließlich:wenn diese durch die Mutter-Kind-
Relation dem Kind »naturhaft« aufgezwungene subjektivische Interpretation schon »die
erste« ist, warum folgt daraus, daß dies konstituierend sein soll für »jegliche Wirklich
keitsinterpretation«? All diese Zusammenhänge ergeben sich keineswegs»nahtlos« (23).
Wie auch immer ihr Verhältnis zueinander ist (ich weiß es nicht), eine nahtlose Über
gangsmöglichkeit vom »biologischen Organisationsplan« zur »kulturellen Lebensweise«
ist jedenfalls nicht herstellbar.

Dux' Versuch, den entscheidenden Umschwung des Weltbildes weg vom »subjektivi-
schen Schema« hin zum »Konstanzschema« der Gesetzesforschung und der strikten
Trennung von Naturbereich und Sozialbereich zu erklären, verläuft nach derselben Stra
tegie. »Das Bemühen, die menschliche Arbeitskraft durch Naturkräfte zu ersetzen, führ
te zunächst dazu, Naturkräfte auf einfache Weise maschinell auszunutzen, um dann die
Natur insgesamt nach dem Muster der Maschine zu begreifen.« (282f.) »Der Mensch
braucht Wissen um ihre regclhaftigen Ereignisabläufe; und er bekommt es. Diesen Pro-
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zeß setzt er fort. Das ist fast schon alles.« (285) Auch hier bleibt letztlich unerfindlich,
welche spezifischen, »geistesgeschichtlich« zu beschreibenden Momente es denn gewe
sen sind, die das »anthropologische Interesse am besseren Wissen« (284) haben auf das
naturwissenschaftliche Interpretationsmuster kommen lassen. Die bloße Natur der Din
ge erklärt gar nichts. Sie kann man nur beschreiben. In Wirklichkeit ist die von Dux vor
geführte »Entwicklungslogik« der Sinnstrukturen keine Entwicklungs/og/fcim Sinne ei
ner Erklärung, sondern eine Beschreibung von bestimmten, für sich genommen interes
santen historischen Veränderungen im Selbst- und Weltverständnis der Menschen. Sie
als Beschreibung zu lesen, d.h. losgelöst von ihrem eigenen Anspruch, ist lohnend und
anregend. Es gibt eine Vielzahlerhellender Erkenntnisse; Zusammenhänge scheinen auf,
die man nie so gesehen hat; Positionen philosophischer Kontrahenten werden verstehbar
vorgeführt und plausibel gestützt oder kritisiert. Die Reihe der Autoren bzw. Diskus
sionskontexte, die dabei behandelt werden, ist lang: M. Weber, Winch und die neuere
angelsächsische Anthropologie allgemein, Kuhn, Descartes, Luhmann, Durkheim, um
nur einige Namen zu nennen. Erfrischend ist die relative Unbekümmertheit und die gro
ße Konsequenz, mit der Konfrontationen ausgestanden werden.

Reinhard Hesse (Insel Reichenau)

Grabsch, Renate: Identität und Tod. Zum Verhältnis von Mythos, Rationalität und Phi
losophie. Campus Verlag, Frankfurt/M. 1982 (195 S., br., 36,- DM)
Der wohl beliebteste Mythos unserer Kultur ist der des Denkens, von dem wie selbstver
ständlich angenommen wird, daß es eben so funktioniert, wiees funktioniert, d.h. auf
der Basis eines Daseins, das gespalten ist in sinnliche Unmittelbarkeit und distanzierte
Betrachtung. Renate Grabsch geht es darum, zu zeigen, daß dieses binäre Schema der
Welterfassung keineswegsnaturgemäße Voraussetzungmenschlicher Reflexion ist, son
dern selbst Ergebnis einer historischen Entwicklung. Beginnend mit der Ilias und der
Odysseeunternimmt sieeinen spurensichernden Streifzugdurch das Denken der Antike;
Homer, Aischylos, Sophokles, Euripides und Piaton sind die Stationen, an denen sie
den jeweiligen Stand kultureller Selbstreflexion untersucht und so Schritt für Schrittden
immanenten Entwicklungszusammenhang der entsprechenden Denkweisen rekonstru
iert.

Es wird von der Annahme ausgegangen, daß die Entwicklung der Reflexion beginnt
mit dem Heraustreten des Menschen aus einem Zustand mythischen Weltumganges, wo
der einzelneund das Ganze als Kategorien des Bewußtseins noch nicht existieren, wo es
weder eine Vorstellung von linearer Zeit noch vom Tod gibt. Diese Einheit des Lebens
selbstentziehtsich allerdings der auf Spaltungberuhenden Reflexion, kann nur behut
samanhand einiger historischer »Reste« exnegativo rekonstruiert werden. DieEntwick
lung des (nicht-mythischen) Bewußtseins vollzieht sich alsfortschreitende Unterwerfung
des Daseins unter ein zweckbestimmtes Handeln, das die Welt in zwei Teile spaltet. Auf
der einen Seite findet sich dann all das, wasdem angestrebten Zieldient und als »Leben«
definiert wird; von der anderen Seite herdroht ständig das Überflüssige, Störende: der
»Tod«. Entsprechend findet der Mensch seine Identität im Kampfgegen diesen überall
lauernden Feind,und zwarsowohl in der Innen- alsauchin derAußenwelt. Da die»Zu
kunft« alleinder Erfüllungangestrebter Zwecke vorbehalten seinsoll, die »Gegenwart«
dem entsprechenden Streben selbst, bleibt fürdasgeleugnete Potential »unbrauchbarer«
Möglichkeiten nur die »Vergangenheit« als Aufenthaltsort, die ja immer angeblich
längst überwunden ist.

Der entstandene unüberbrückbare Gegensatz zwischen Zukunft und Vergangenheit
macht die Gegenwart doppeldeutig; nichts ist genau das, was es zu sein scheint, wenn
manständig mit Geleugnetem zu rechnen hat, daswirkungsvoll, aber irrational ist. Um
die so heraufbeschworene Anarchie des Daseins in den Griff zu bekommen, wird in ei-
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nem ersten Schritt die Außenwelt auf Vertragsbasis organisiert. Erst durch die Schaf
fung eines derartigen Maßstabes wird dauerhaft die Möglichkeit eröffnet, daß Handlung
und Betrachtung in einem vernünftigen Reflexionszusammenhang bestehen können.
Nachdem das Leben nun allgemeinverbindlichen Zwecken untergeordnet ist, bleibt al
lerdings die Frage, was denn den einzelnen und seine Möglichkeiten mit dem Ganzen
verbindet, außer der Notwendigkeit, sich bestimmten Gesetzen anzupassen. Kurz, es
stellt sich die Frage nach dem Gesamtzweck des Daseins. Eine Antwort innerhalb der
entwickelten Vernunft ist nicht denkbar, denn alle Begründungszusammenhänge sind
bezogen auf irdische (eindimensionale) zeitliche Zwecke. Daher kann eine Sinngebung
nur von außerhalb kommen. Der einzelne muß also wieder mit der Sphäre des Todes
verbunden werden. Damit schlägt die Geburtsstunde der Seele als Maßstab allen Han
delns. Der Leib, ganz dem Leben verhaftet, Sitz des vertragsfähigen Individuums, wird
zum untergeordneten Bereich der Reflexion. Aus einem immerhin denkbaren Aufstand
des einzelnen gegen die vertragliche Ordnung unter Rückgriff auf das geleugnete histori
sche Potential wird ein innerer Konflikt zwischen Seele und Trieb, von dem erst der Tod
erlöst.

Die Spaltung des Daseins und die damit verbundene Unterdrückung der sinnlich er
fahrbaren Unmittelbarkeit habe Auswirkungen bis heute, so erklärt Renate Grabsch
und erweckt den Anschein, als sei dieses Problem nach wie vor ungelöst, da eben das
Denken nicht seine eigene Grundlage aufheben könne. Das ist jedoch ein Trugschluß, zu
dem man nur unter der Voraussetzung gelangt, daß dieses Denken die treibende Kraft
der historischen Entwicklung sei. Damit erliegt man jedoch der Spaltung selbst, indem
man die eine Seite, nämlich die planende Vernunft, erneut der anderen vorzieht, womit
die bestehende Entfremdung weiter verstärkt wird. (Der Begriff »Entfremdung« taucht
übrigens bezeichnenderweise bei Renate Grabsch nicht auf.) Der erste Schritt, dem Di
lemma zu entkommen, ist die Aneignung des geleugneten Potentials im Rahmen einer
historischen Betrachtungsweiseallen Daseins; die Vergangenheit wird gegen die schein
bar unausweichliche Zukunft aktiviert, d.h. in einem dialektischen Prozeß werden Ak
tualität und Potentialität zueinander so in Beziehung gesetzt, daß sowohl die histori
schen Bedingungen des Hier und Jetzt als auch seine Möglichkeiten sichtbar werden.
Damit wendet sich das Denken der Seite des Todes zu und holt sie ins Leben herein. Und

es zeigt sich, daß der Sinn des menschlichen Daseins weder auf der seelischen Seite noch
auf der materiellen liegt, sondern vielmehr in der produktiven Verknüpfung, genannt
»Arbeit«, wo unter bestimmten Bedingungen »Sinn« (»Tod«) und »Ziel« (»Leben«) zu
einer Einheit werden.

Diesen Schritt,den Übergang vomDenken zumpolitischen Handeln, vollzieht Renate
Grabsch jedoch nicht. Man vergleiche in diesem Zusammenhang nur einmal mehr die
Ausführungen des Herrn Marx (dessen Theorien von der Autorin mit einem Satz abge
tan werden): »Die Menschen sind die Produzenten ihrer Vorstellungen, Ideen pp., aber
die wirklichen, wirkenden Menschen, wie sie bedingt sind durch eine bestimmte Ent
wicklung ihrer Produktivkräfte und des denselben entsprechenden Verkehrs bis zu sei
nen weitesten Formationen hinauf. Das Bewußtsein kann nie etwas Andres sein als das
bewußte Sein, und das Sein der Menschen ist ihr wirklicherLebensprozeß.« (Karl Marx,
Friedrich Engels, Die DeutscheIdeologie, MEW 3, 26) DieAusblendungökonomischer
Machtstrukturen ist wohl der Hauptfehler der Arbeit von Renate Grabsch, was ange
sichts der aktuellen Mythendiskussion z.B. in der Frauenbewegung (»Matriarchat«!) et
was verwundert. Trotzdem ist das Buch als immanente Darstellung der Entwicklung des
Denkens durchaus zu empfehlen, vor allem für Leser, zu deren täglicher Arbeit nicht
unbedingt die Beschäftigung mit philosophischen Werken gehört.

Lutz Flörke (Hamburg)

DAS ARGUMENT 145/1984 ©



463

Kunst- und Kulturwissenschaft

Bentele, Günter (Hrsg.): Semiotik und Massenmedien. Schriftenreihe der Deutschen
Gesellschaft für Publizistik- und Kommunikationswissenschaft, Bd. 7. Verlag öhlschlä-
ger, München 1981 (400 S., br., 65,- DM)
Straßner, Erich: Femsehnachrichten. Eine Produktions-, Produkt- und Rezeptionsana
lyse. Max Niemeyer Verlag, Tübingen 1982(531 S., br., 128,- DM)
Hoffman, Rolf-Rüdiger: Politische Femsehinterviews. Eine empirische Analyse sprach
lichen Handelns. Max Niemeyer Verlag, Tübingen 1982(202 S., br., 54,- DM)
Zu besprechen sind drei Veröffentlichungen zumThemaSprache und Kommunikation
in den Massenmedien. Die erste versammelt 28 Referate einer Tagung, die im Februar
1980 an der FU Berlin stattgefunden hat. Diezweite berichtet über dieErgebnisse eines
DFG-Projektes zu den Fernsehnachrichten, dasvon 1975 bis 1980 inTübingen durchge
führt wurde; da E. Straßner die sonstigeLiteratur zum Thema umfassend eingearbeitet
hat, gewinnt das Buch handbuchartigen Charakter. Die dritte Veröffentlichung beruht
auf der linguistischen Dissertation, mit der der Autor 1980 in Hamburg promovierte.

In dem Sammelband »Semiotik und Massenmedien« kommen die Beiträger, entspre
chendder Zielsetzung, dasThema»interdisziplinär und womöglich etwassystematischer
anzugehen, alsdasbislang der Fall war« (Vorwort desHrsg., 9),ausverschiedenen Wis
senschaften (Publizistik/Kommunikationswissenschaft, Linguistik, Literaturwissen
schaft, Filmwissenschaft, Soziologie, Medienpädagogik) und sind auch innerhalb der
einzelnen Disziplinen unterschiedlichen Forschungstraditionen verpflichtet. DieAufsät
zesinddaherauch keineswegs alle»semiotisch« orientiert. Manche vonihnensindunter
denTagungs- und Buchtitel nur dann subsumierbar, wenn man aus der Bestimmung,
die Semiotik sei die Wissenschaft von den Zeichen und Zeichenprozessen, umgekehrt
folgert, daß alle Wissenschaftler, die sich mit Zeichen und Zeichenprozessen beschäfti
gen, Semiotiker sind, gleichgültig, obsie daswissen (undwollen) odernicht. Richtet sich
ihr Interesse auf die Massenmedien, dann sind sie speziell Mediensemiotiker. Aufgabe
der Tagung und desSammelbandes war es, denStand dieser Teildisziplin dokumentie
rend festzuhalten und Perspektiven für die Weiterarbeit zu entwickeln.

DasBuch ist, parallel zudenTagungsschwerpunkten, in fünfAbteilungen gegliedert,
deren Inhalt wenigstens angedeutet sei. Die erste (»Semiotik und Publizistikwissen
schaft«) enthält eine weit ausgreifende und programmatisch gemeinte »Problemskizze
einer Mediensemiotik« des Herausgebers G. Bentele und zwei Aufsätze zu den Bezie
hungen zwischen Semiotik undPublizistik (U.Saxer, H. Pross). Die zweite versammelt
Heterogenes zu »Sprache und kommunikatives Handeln« in denMassenmedien, ohne
daß der Leser einen Eindruck von der Forschungslageoder den zu lösenden Forschungs
problemen bekäme: einen Literaturbericht über linguistische Veröffentlichungen (E.
Straßner), zwei kurze Beiträge mit Fragen und Forderungen an dieWissenschaften (J.
Wilke, J. Pro«) und drei Einzelanalysen, deren Gegenstände die Interaktion zwischen
Moderatorund Hörer beider Vorbereitung einerRadiosendung mit Hörerkontakt(M.
Troesser), Dialogsteuerungsversuche interviewter Politiker (J. Schwitalla) und die Dra
maturgie von TV-Nachrichten (W. Jüngst) sind. Die dritte Abteilung (»Inhaltsanalyse
und Semiotik«), mit neun Aufsätzen die umfänglichste, behandelt Probleme der In
haltsanalyse aus dem Blickwinkel verschiedener Wissenschaften. Zwei führen eine empi
rische Analyse vor bzw. berichten darüber; die anderen sind theoretisch-methodologisch
orientiert. Die vierte Abteilung enthält sieben wiederum thematisch und methodisch
rechtunterschiedliche Aufsätze zur »Film- und Bildsemiotik«. Abschließend findet man
drei Beiträge zu»Semiotik inder Ausbildung« (E. Koller, E. Zeitler, J. Kriz), von denen
allerdings strenggenommen nur der erste unter den Obertitel paßt. Abgesehen von einem
semiotischen Generalisten dürfte es nichtviele Leser geben, für die alleBeiträge desBan-
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des gleicherweise von Interesse sind. Ich umgehe das Problem der Auswahl, indem ich
noch einmal das allgemeine Tagungsziel ins Blickfeld nehme: Dokumentation des For
schungsstandes in der »Mediensemiotik«, Entwicklung von Perspektiven und semioti-
sche Grundlegung.

Obwohl die Autoren von verschiedenen Disziplinen und verschiedenen theoretischen
und methodologischen Positionen her argumentieren, ergibt sich ein gewisser Diskus
sionszusammenhang, weilin vielenBeiträgenausdrücklich auf eine oder mehrere der je
weils anderen beteiligten Wissenschaften Bezug genommen wird. Das geschieht aller
dings meist so, daß der Vertreter der einen Disziplinglaubt, einer anderen etwas Nützli
ches anbieten zu können. Nur der Medienpädagoge sucht händeringend Hilfe für sich
selbst. Wenn die Mediensemiotik mehr sein soll als ein organisatorisches Dach für die
verschiedenen sprach- und kommunikationsbezogenen Untersuchungen in den einzel
nen Wissenschaften, wenn sie also als (Teil-)Disziplin mit einem Minimum an grundle
gend einheitlicher Theorie und Methodologie verstanden werden soll, dann gibt es eine
Mediensemiotik bislang nicht. Versuche, die anvisierte Mediensemiotik auf ein bestimm
tes Verständnis von »Semiotik« zu verpflichten, stießen offenbar schon während der Ta
gung auf Widerstand: vgl. dazu den letzten Beitragdes Bandes, in dem J. Krizsich rück
blickend gegen die »Gralshüter der 'wahren' Semiotik« zur Wehr setzt.

Das Buch von E. Straßner über die Fernsehnachrichten trägt den Untertitel »Eine
Produktions-, Produkt- und Rezeptionsanalyse«. Diese Charakterisierung ist insofern
gerechtfertigt, als in der Tat der gesamtemassenmedialeKommunikationsprozeß behan
delt wird. Straßner legt aber nicht eine durchgehende und systematische Analyse vor,
und auch die einzelnenTeilekann man nicht ohne EinschränkungenAnalysen nennen.
Der Autor hat das empirischeoder quasi-empirische Wissengesammelt, das hier oder da
— in dieseroder jener Wissenschaft, in den Fernsehanstalten oder in den eigenen For
schungsprojekten Straßners — über Fernsehnachrichten erarbeitet worden ist, und stellt
esin den folgenden Kapiteln dar: 1.Programmgeschichte, Materialbasis, Konzeption; 3.
Inhalte, Materialverarbeitung, Sendungsanalysen; 4. Zuschauerforschung. (Das zweite
Kapitel »Kommunikative Maximen für die Berichterstattung« hat eine Sonderstellung,
weil es normativ Forderungen entwickelt, an denen die Wirklichkeit der Fernsehnach
richten kritisch gemessen wird.) — Ist ein Teilstück des Prozesses oder ein bestimmter
Aspekt genauer untersucht, wird auch in Straßners Buch genauer darüber berichtet. Be
stehen weiße Flecken, bleiben sie bei Straßner nicht schlicht weiß, können aber nur
durch das Wissen und die Erfahrungen geschlossen werden, die Straßner selbst in mehr
als zehnjähriger Auseinandersetzung mit dem Thema und auch in intensivem Kontakt
mit den Medienpraktikem mehr oder weniger systematisch erworben hat. Herkunft,
Status und Verläßlichkeit des in dem Kompendium präsentierten Wissens sind also in
den einzelnen Teilen unterschiedlich; es wird vomAutoraberso dargestellt, daß der Le
ser im allgemeinen selbst einschätzen kann, worauf er sich verlassen kann.

Einen theoretischen Anspruch hat der Verfasser nicht; doch ist das Buch natürlich
nicht theorielos. Straßner beruft sich imzweiten Kapitel auf dieinder Linguistik verbrei
teten Kommunikationsmaximen von Grice, die — als Aufforderungen formuliert —
lauten: »Sei verständlich!«, »Sei informativ«, »Sei relevant!« und »Sei aufrichtig!«.
Diese allgemeinen Maximen konkretisiert er für dieMediennachrichten mit Bezug auf
den gesetzlichen Auftrag der Medien in Verfassung und Rundfunkgesetzen und dem
Anspruch, den die Institution selbst erhebt. Vor diesem normativ gestützten Hinter
grund bekommt seine Darstellungkritische Impulse,sowohl in Hinblickauf die Faktizi-
tät der Nachrichten als auch in Hinblick auf die rezipierte Sekundärliteratur. — Der
Nutzen der Veröffentlichung liegt vor allem darin, daß sie den, der sich von dieser oder
jenerFragestellung herdenFernsehnachrichten nähert, über die bisherige Beschäftigung
mit dem Thema und die Ergebnisseinformiert, und daß sie nicht nur die wissenschaftli-
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chen Untersuchungen vermittelt, sondern in großem Umfang auch die praktischen Pro
bleme der Nachrichtenproduktion und -rezeption und das Erfahrungswissen der Me
dienpraktiker ins Blickfeld bringt. Ein Nachteil der kompendienartigen Darstellung ist,
daß die empirischen Fallstudien, die im Rahmen der Tübinger Forschungen entstanden
sind, in dem voluminösen Band etwas verlorengehen, weil man sie in einem Handbuch
nicht erwartet und also auch nicht sucht. Dazu gehören die Studien zur inhaltlichen Ver
arbeitung von Agenturmeldungen am Beispiel der Portugal-Berichterstattung v. 27.5.-
17.6.75 und der sprachlichen Verarbeitung am Beispiel der Namibia-Berichterstattung
vom 19.10.78(vgl. Kap. 3.2), die Text- und Bilduntersuchungen in Kap. 3.3 und die Re
zeptionsanalysen in 4.2. Mirscheint, sie hätten besser neben derÜberblicksdarstellung
jeweils separat veröffentlicht werden sollen.

Medieninterviews sind in den letzten Jahren, vor dem Hintergrund des verstärkten lin
guistischen Interesses an mündlich-dialogischer Kommunikation, verschiedentlich zum
Gegenstand sprachwissenschaftlicher Analysen gemacht worden. Die Wahl gerade von
Medieninterviews hatte im Rahmen der neuentwickelten Forschungsrichtungen der
Konversations-, Gesprächs-, Diskursanalyse zumTeiljedoch eher forschungspraktische
Gründe: Mediensendungen sind für Tonbandaufnahmen leicht verfügbar, vergleichs
weise einfach zu transkribieren und somit der Untersuchung ohne große Probleme zu
gänglich. Das Untersuchungsinteresse richtete sich dann aber gelegentlich nicht primär
auf das Medieninterview, sondernauf das Medieninterview als Gespräch. Weitergehend
kann mansagen, daß Sprachwissenschafder manchmal kontrafaktisch so taten, alsseien
die Gespräche keine Medieninterviews, sondern alltägliche Gespräche zwischen zwei
Personen, die sich von sich aus etwas zu sagen haben.

Die Dissertation von Hoffmann unterscheidet sich in dieser Hinsicht grundlegend von
den Voruntersuchungen, weil sie konsequent die Faktoren, die das Gespräch auf dem
Fernsehschirm erst zu einem politischen Fernsehinterview konstituieren, inden Beschrei
bungsansatz integriert, insbesondere den rechtlichen, politischen, institutionellen und
materiellen Handlungsrahmen, in dem dieGesprächsteilnehmer sprachlich handeln und
den Hoffmann anhand der entsprechenden Sekundärliteratur rekonstruiert (Kap. 1).
Aus dem Handlungsrahmen leitet der Autor erkenntnisleitende Hypothesen zurFunk
tion und zur sprachlichen Gestaltung der Interviews ab, die dann im weiteren Verlauf
der Arbeit sprachwissenschaftlich überprüft werden.

Untersuchtwirdein nach Repräsentativgesichtspunkten ausgewähltes Korpusvon 163
politischen Fernsehinterviews imzweiten Halbjahr 1978. ImZentrum dersprachwissen
schaftlichen Analyse stehen die Argumentationshandlungen, wobei »Argumentieren«
als»Begründen von Behauptungen« begriffen wird, ohne daßderBegriff dasMerkmal
»Rationalität« oder anderenormative Implikationen enthielte. Weitere Analyseschwer
punkte sind die »Kategorisierung derBefragten und derThematik«, eine Systematisie
rung der »Frageziele« nach den Kategorien »Information«, »Meinung« und »Proble-
matisierung«, eine Analyse der »Beziehungshandlungen«, insbesondere Vorkommen
und Formen der Anrede und metakommunikativer Äußerungen, die Kategorisierung
derÄußerungen nach »Dissens-, Konsens- und Teilkonsensäußerungen« undTeilkapitel
zur Kohärenz und Kohärenzherstellung, zur »Referenz auf den Rezipienten« und zum
Bezug des Interviews zum politischen Handeln. —Im wesenüichen bestätigt die sprach
wissenschaftliche Analyse die ausdersekundäranalytischen Rekonstruktion des Hand
lungsrahmens gewonnenen Hypothesen, also z.B., daß eine der wesentlichsten Funktio
nen für den Politiker »in der institutionell garantierten Chance positiver Selbstdarstel
lung liegt« (150), daß eine »personalisierende Sichtweise politischer Handlungen« (151)
vorherrscht, daß der Interviewer »inder Mehrzahl der Interviews auf dieTätigkeit als
Moderator desPolitikers« beschränkt ist(150) etc.Mankönnte daher versucht sein, zu
sagen, daß die sprachwissenschftliche Analyse etwas bestätigt, was man auch vorher
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schon wußte; doch wird diese Einschätzung der Arbeit nicht gerecht. Zunächst einmal
bestätigt die sprachwissenschaftliche Analyse nicht nur, sondern führt zum Teil zu we
sentlich genaueren und differenzierterenAussagen; zum anderen macht die Arbeit deut
lich, daß man in der Tat auch von der Sprache her den institutionellen Sinn des Fernseh
interviews erfassen kann, wenn man eine institutionalisierte Form von Sprechtätigkeit
wie das politische Fernsehinterview als umfassenden Handlungstyp, d.h. als einen
»Komplex materiellerund sozialer Bedingungen, normierter Erwartungen, bestimmter
Konventionen, charakteristischerIntentionenund spezifischer sprachlicherGestaltung«
(3) versteht.

Medieninterviews und auch andere Formen institutionalisierter Sprechtätigkeit wur
den bisher meistso untersucht, daß dieverschiedenen Wissenschaften jeweils den Faktor
des Komplexes mehr oder weniger isolierten, für den sie in besonderer Weiseverantwort
lich sind, und daß die Ergebnisse (manchmal) im zweiten Schritt oberflächlich miteinan
der korreliert wurden, ohne daß die intensiven Wechselbeziehungen zwischen den Kom
plexfaktoren auf der Beschreibungsebeneerkennbar wurden. In Hoffmanns Ansatz un
terscheiden sich die verschiedenen Wissenschaften nicht so sehr im Gegenstand, sondern
in der Art und Weise, in der sieZugangzu ihmgewinnen. DieSprachwissenschaft unter
sucht nicht die sprachlicheGestaltung,sondern wählt die Ebene der sprachlichenGestal
tung, um über sie Zugang zu dem umfassenden Handlungstyp »PolitischesFernsehin
terview« zu bekommen. Entsprechendes ließe sich für die anderen relevanten Wissen
schaften formulieren. Die Dissertation zeigt,wieweit eine so konzipiertesprachwissen
schaftliche Analyse kommt, und gibtauchausdrücklich die Punkte an, wodiepragmati
sche Sprachanalyse ihre Grenzen erreicht und von anderen Seiten her ergänzt werden
muß. Walther Dieckmann (Berlin/West)

Lange, Klaus: DasBildder Politikim Fernsehen. Die filmische Konstruktion einerpoli
tischen Realität in den Fernsehnachrichten. Haag + Herchen Verlag, Frankfurt/M.
1983 (229 S., br., 30,- DM)
Lange willein »Interpretationsschema« entwerfenund erproben, das die »Nachrichten
produktion in den übergeordneten Zusammenhang vom politischen System und Mas
senkommunikationssystem« einordnet (189). Besonderes Gewicht legter auf die Analy
se der »Nachrichtenproduktion«, wobei die entsprechenden Produktionsbedingungen
»durchdie Interaktion vonmedialen und politischen Akteuren strukturiert« werden (2).
Mit dieser Zielsetzung kann Lange zwar die Produktion von Nachrichten forschungs
strategisch eingrenzen, aber dies geschieht aufgrund einer weitgehenden Ausblendung
der vermittelnden Effekte seitens sozialer Herrschaft, politischer Macht und der Rezi-
pientenverfassung. Das Publikum wird aus der verkürzten Perspektive der Wirkungs
forschung betrachtet, so daß die »Massenloyalität« (13, 134) zu wenig mit sozioökono-
mischen Strukturen und politisch-sozialen Deutungsmustern verbunden wird.

Langes Forschungsplan fragt in demokratietheoretischer Hinsicht nach der Rolle von
Nachrichten und entsprechender Massenkommunikation; die Frage bewegt sich zwi
schen den Polen »einer soziopolitischen Integration qua aktivem, bewußtemKonsens«
und der Annahme, »daß symbolische Befriedigungsstrategien über Fernsehnachrichten
realisierbarsind« (134). Vom Ergebnisher gelangt Lange zu dem Befund, Massenme
dien seien systemstabilisicrend, Nachrichten verhielten sich funktional zur Selbstdarstel
lung von Politikern, gleichwohl aber gebeeseine»Autonomiedes Massenkommunika-
lionssystems« (39) auf Grundlage berufsspezifischer und situativer Zwänge und Routi
nenbei derNachrichtenproduktion. Die Orientierung an M.Edelmanns Begriff von Po
litik alssymbolischer Aktion undRitual führt dazu, daßdiekritische Attributierung die
sesBefundes zu sehr unterbleibt; in systemtheoretischcr Hinsicht ist Lange der Ansicht,
daß »ein gewisses Maß an politischer Apathie durchaus systemfunktional sein kann«
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(130,12, vgl. auch 15). Bedeutsamist LangeseigeneInhaltsanalyse,die dem Konzeptei
nes vielschichtigen Protokollbogens/Codeplans folgt (152). Untersucht werden 200 Fil
me (zum Begriff 151)mit einer Länge von 4,3 Stunden, die aus Fernsehnachrichten des
Zeitraumes von März bis Oktober 1980 ausgemacht worden sind (142, relativierend zur
Samplegröße vgl. 192). Diese Inhaltsanalyse zeichnet sich gegenüber anderen Arbeiten
durch ihre zahlreichen Variablen und durch Fragen nach »Produktionsroutinen«, Bear
beitungsweisen und Kommentierungen (169ff., 176ff., 187f.) aus. Anwendungen aus
der Inhaltsanalyse von H. Schatz u.a. (Femsehen und Demokratie, 1981) werdenaufge
griffen und im Sinne einer Produktionsanalyse weitergeführt, (vgl. 4).

Langes Untersuchung ist anregend: Sieverdient sowohl eineProblematisierung ihrer
symbolisch-interaktionistischen wie systemtheoretischen Ausgangsprämisse alsaucheine
Weiterführung, für die Lange selbst eine Verbindung des in der Bundesrepublik von
Renckstorf propagierten uses-and-gratifications-Ansatzes (vgl. 116 ff.) mit einer von
Sähe in Anlehnung an Leithäuser und Lorenzer alltagstheoretisch konzipierten Filmana
lyse (vgl. 130ff.) anregt (193f.) — In ihrerKonsequenz dürftediese weiterführende For
schungsfragestellung zu einer kritisch-demokratietheoretischen Uminterpretation der
Befunde Langes führen. Eike Hennig (Kassel)

Linz, Martin: High Noon. Literaturwissenschaft alsMedienwissenschaft. Max Niemey
er Verlag, Tübingen 1983 (145 S., br., 58,- DM)
Alsomnipräsente Chiffre hat sie sich fast selbstverständlich eingraviert: »High Noon«
— die ultima ratio des amerikanisierten Krisenbewußtseins. Solchen Medienphänome
nennachzuspüren undihrevielfältigen Wechselwirkungen inden verschiedenen Medien,
aber auch im mediatisierten Alltagsbewußtsein aufzudecken, hält M. Linzin dieser Ber
liner Dissertation zu Recht für einen wesentlichenErkenntnisauftrag einer sich zur Me
dienwissenschaft wandelnden oder wenigstens erweiternden Literaturwissenschaft. Vor
allem in drei Dimensionen sucht er sich zu rekonstruieren: »in mediengeschichtlicher
Hinsicht« daraufhin,»was an kultureller, vondenMassenmedien assimilierter Tradition
mannigfach verändert inliterarischen Texten heimisch geworden ist; des weiteren inme
dienästhetischer Hinsicht, welche literarästhetischen Neuerungen dieliterarisierte Kultur
aufgrund der darin wirksamen massenmedialen Präsentationstechniken entfaltet;
schließlich inbewußtseinsgeschichtlicher Perspektive, welche sozio-kulturellen Strömun
gen solcherart zum Ausdruck kommen« (17).

Wer nun freilich erwartet, daß diese noch reichlich komplexen und kryptischen For
schungszugänge weiter differenziert und der methodisch gesicherten Überprüfung zuge
führtwerden, Stück für Stück imSinne eines transparenten und nachvollziehbaren Ar
beitsprozesses, sieht sich bald enttäuscht, genauer: verwirrt. Allzuviel vermeintlich ein
schlägiges oder auch nur marginales Material, allzu viele angelegte oder anknüpfbare
Wissenskontexte, aber auch allzu ungebändigte Kritik anMethoden und Selbstverständ
nis der Literaturwissenschaft hindernden Autor an einersoliden Vorgehensweise, asso
ziative Extensionen oder dem Testierungsritual womöglich geschuldete Bildungsexkur
sionen brechen häufig dazwischen. Sohäufen sich indem knappen Band zahlreiche me
thodische Ansätze und Fallstudien: Willkürlich gegriffene Etüden übermediale Interfe
renzen vonZolabisAchternbusch undder»Poplyrik« präludieren zu Beginn, abgelöst
dannvon einem kursorischen Abriß derGattungsgeschichte des Western, indenfreilich
noch viele Anleihen beiderLiteraturgeschichte, vom Abenteuerroman des 18. Jahrhun
derts bis zu Handke, A. Schmidt, Härtung oder Schlöndorff, eingewoben sind.

Auch das nun folgende Kapitel »Exemple 'High Noon'« begnügt sich nicht mit einem
banalen Ablauf: Die »Rekonstruktion der 'High-Noon'Semantik« beginnt mit einer
Fallstudie zurbundesdeutschen Medienkritik (1978 bis 1980), also miteinem Stück Re
zeptionsgeschichte. Kaum ausgebreitet, wird sie von einem »Methoden-Intermezzo« un-
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terbrochen, das ein kritisches Streiflicht auf die verschiedenen rezeptionstheoretischen
Fraktionen der Literaturwissenschaft wirft. Es endet sodann mit der kaum verblüffen

den Einsicht, daß für die Analyseder Rekonstruktion- und Rezeptions-Zeugnisse »Ver
fahren der empirischen Sozialforschung« geeigneter seien. Doch auch sie werden nur
sporadisch und arbiträr verwendet, denn die ersteUntersuchungder Filmkritik ist ja be
reits abgeschlossen, der letzte Blick auf das Medienphänomen, eine fündige »High-
Noon«-Blütenlese kommt ganz ohne expliziten methodischen Filter aus, paraphrasiert
und interpetiert in herkömmlicher Manier. Aber zuvor, um den Kanon-Restaurationen
der Literaturwissenschaft noch entgegenzuhalten, findet sich ein nun ausdrücklicher
»Exkurs« über »Poplyrik als 'präreflexives' Medium ästhetischer Kanonbildung« einge
schoben.

Das »High-Noon«-Panorama setztsichdann — endlich! — fort mit der Aufdeckung
von »Schlüsselkonnotationen«, etwa den Oppositionen von »civilization« versus »wil-
derness«, von männlicher Heroisierungund ideologischer Wertegemeinschaft, von »fair
virgin« versus »black lady« etc., nicht aber ohne von einem »Exkurs« über die
»Deutschland-Besuche des High-Noon-Stars Gary Cooper im Premierenjahr des Films
(1953)« alsbald unterbrochen zu werden. Es komplettiert sich mit der Analyse von
»Schlüssel-Motiven« (was unterscheidet diese von jenen?), vor allem der sogenannten
»Bedeutungs-Struktur«. Und erst dabei bekommt der Lesereinen(interpretativen) Be
griff von Film bzw. von der Wahrnehmung des Füms durch den Autor, freilich wieder
um auf ganzschlichte hermeneutische Weise, ohne explizite methodische Verrenkungen.
Dennoch (oder vielleicht gerade deshalb) zählen diese knapp zwanzigSeiten zu den er
giebigsten und plausibelsten desBuches; sie hätten meines Erachtens viel früher plaziert
gehört. Ihnen folgt noch ein »Auszug (!) aus der Rezeption«, eine Fragebogenaktion
unter 95 Berufsschülern, 76 Schülern und 11 Studenten, um herauszufinden, ob die ehe
malsoder in der Presse ventilierten Mythen auchunterden sogenannten normalenKino
gängern virulent sind. Sie sind es, wiezu erwarten, mit vielen individuellen Nuancen na
türlich. Diese methodische Fingerübung zur »im statistischen Sinne repräsentativen«
Wirkunsforschung zu adeln, verrät allerdings einige Chuzpe und hebt nichtgerade den
Ruf der Medienwissenschaft als seriöse Disziplin.

So verhakt und ruiniert sich einimGrunde wichtiges Unterfangen an seiner selbstge
steckten methodischen Vielfalt (oder Unentschlossenheit) und an seinem Wissensfun
dus: nämlich ein ergiebiges und rezeptionsgeschichtlich gesättigtes Medien-Exempel als
»Prüfstein für eine medienwissenschaftlich eingestellte Literaturwissenschaft« zu statu
ieren undzudurchleuchten. Weder dermethodisch schon weiter gediehenen Filmanalyse
nocheinerwie immer zu definierenden Medienwissenschaft generell wird miteinem sol
chenanalytischen Kaleidoskop gedient. Eine klärende, seiegierende Durchsicht wäreder
Arbeit sehr bekommen: »Sinnlichkeit« wurde zweifelsohne freigesetzt, aber nicht
»Sinn« — um ein Motto der beschreibenen Poplyrik abzuwandeln und insGegenteil zu
verkehren.

Bleibt noch nachzutragen, daß Verlag und Herausgeber der Arbeit offenbar nicht
comme il faut behilflich waren. Möglicherweise gehen einige der Sinnsprünge auf das
Konto der spürbar rigorosen Kürzungen, und wenige Wochen nach der Auslieferung
wird ein Korrigenda-Blatt nachgereicht, auf dem sich der Autor über »die offene Ob
struktion der mit der Abschrift des Manuskripts für den Druck beauftragten Person«
beschwert. Ob dies der angemessene Umgang bei der Produktion eines Buches ist, ob
sichdarin der Übergang zum Medienzeitalter nicht markanter manifestiert?

Hans-Dieter Kubier (Werther)
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KUbler, Hans-Dieter (Hrsg.): Massenmedien im Deutschunterricht. Lernbereiche und
didaktische Perspektiven. Haag + Herchen Verlag, Frankfurt/M. 1981
(404 S., br., 38,-DM)
Auch zweiJahre nach Erscheinenhat die vorliegende Sammlung von Beiträgenzur Me
dienpädagogik als Organ eines produktiven, d.h. die Handlungsfähigkeit bildenden
Deutschunterrichts nichts an Aktualität und Informationswert eingebüßt. Eher umge
kehrt: spricht der Herausgeber im Vorwort noch von »zu erwartenden kommunika
tionstechnologischen Umwälzungen« (8), sosind diese inzwischen in vollem Gang. Mit
der Verwertung technologischer Wandlungen ist eine qualitativ neueOffensive massen
kultureller, ideologischer Vergesellschaftung von oben eingeleitet worden, der theore
tisch manches, praktisch abernochwenig vonSeiten demokratischer Gegenkultur entge
gengesetzt worden ist. Ein möglicher Ansatzpunkt, Abhilfe zu schaffen, ist mit einer
schulischen Medienpädagogik, die»Emanzipation, selbstbestimmtes Lernen undselbst
tätiges Handeln von Lehrern und Schülern ernst nimmt« (9), gegeben. Aus dem Zu
stand, daß »die medientheoretische Herausforderung auf wenige 'Exzentriker* be
schränkt (bleibt)« (6), herauszukommen, hierzu leistet der vorliegende problemfacettier
te Übersichtsband ein erfahrungsgestütztes Informations- und Diskussionsangebot, in
dem er auf »Fortführung oder eigentlich Wiedereröffnung der medienpädagogischen
Diskussion innerhalb der Deutschdidaktik« (9) sinnt.

Der Band versammelt vierzehn je für sichlesenswerte Beiträge zu vierzentralen me-
dienpädagogischen Feldern. Durch den Einleitungsbeitrag des Herausgebers, worin
knapp und übersichtlich die mediendidaktische Diskussion während der abgelaufenen
Dekade nachgezeichnet, schulalltagsnah aneignungstheoretische Positionen bestimmt
und »Perspektiven des praktischen Einsatzes von Medien im Deutschunterricht« (30ff.)
skizziert werden, erfahren diedurchgängig als didaktische Exempel entworfenen Beiträ
ge ihre Ortsbestimmung innerhalb einer Konzeption, die von der medienpolitischen Ver
teidigung des pädagogischen Anspruchs auf Herausbildung von emanzipatorischer
Handlungsfähigkeit imputiert ist. Unter den zentralen Rubriken »Literatur und ihre
Medien«, »Printmedien und ihre Formen«, »'Mediale Moloche': Comics und Wer
bung« sowie »Vom Hören und Sehen: Audiovisuelle Medien« wird die Skala medien
spezifischer Lernfelder und der in ihnen verdichteten gesellschaftlichen Wirklichkeits
ausschnitte eingehend durchbuchstabiert. Die Verschränkung von schul-, d.h. umset
zungsnaher pToblementfaltung und üieoriefreundlicher Diskussionsform qualifiziert
ausnahmslos alle Beiträge, die sich zudem inderRegel durch eine anschauliche Aufbe
reitung (Schaubilder, faßliche Schemata und Bildbeispiele) auszeichnen.

Eine Schwäche freilich kann nicht übersehen werden. Wenngleich Kubier in seinem
Vorwort für eine medienpädagogische Betrachtungsweise votiert, die »die Einflüsse und
Einflüsterungen der medialen Angebote« (10) sowohl im Gesamtzusammenhang jeso
zialtypischer Erfahrungs- und Lebensformen als auch im biografischen Gesamtkontext
der »Schülerpersönlichkeit« (10) zur Sprache bringt, so tendieren doch die nachfolgen
den Einzelbeiträge dazu, die außerschulischen, häuslichen wie außerhäuslichen Präge
stätten in ihrer kovarianten Determiniationskraft unzureichend in Rechnung zustellen.
Eine Reinterpretation der medienpädagogischen Befunde im Lichte der kultursoziologi
schen Diskussion zur Entwicklung einer materialistischen Theorie der Lebensweise^)
würde die genannte Tendenz zur konzeptiven Blickverengung ertragssteigernd bannen.
Davon unbeschadet: die vorliegende Sammlung exemplarischer Analysen und Praxis
empfehlungen zur Medienpädagogik, die zu einer Art Handbuch verfugt sind, birgt den
Kenntnisgewinn, den sie verspricht. Friedhelm Kröll (Nürnberg)
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Jacggi, Urs und Manfred Fassler: Kopf und Hand. Das Verhältnis von Gesellschaft und
Bewußtsein. Campus Verlag, Frankfurt/New York 1983 (192 S., br., 19,- DM)
Dieses Buchmußte irgendwanneinmalgeschrieben werden. Es ist so etwaswieein linkes
Pendant zu Peter Bergers erfolgreicher »Einladung zur Soziologie« aus den 60erJahren:
eine unprätentiös geschriebene, denLeser ohne Vorkenntnisse ansprechende Einführung
in die Soziologie. »Gelerntwerden soll,wieso (?) soziales Handeln,soziale Normenund
Institutionen zusammenhängen, d.h. wie sie funktionieren. Dabei ist der Mensch nicht
bloß ein 'kommunikatives' Wesen, das denken und sich verhalten kann; mittels Arbeit
mußdie Gesellschaft ihre Existenz sichern.« (15) DieAutoren versuchen zunächst, von
der Alltagserfahrung ausgehend, theoretische Positionen zur Erklärung zwischen
menschlichen Verhaltens inSituationen derpersonalen Interaktion zuentwickeln, wobei
sie v.a. die Arbeiten von Alfred Schütz zugrundelegen. Dann versuchen sie zu zeigen,
daßdieser Ansatz nicht ausreicht, weil soziales Verhalten stets von den Anforderungen
der Naturaneignung, der gesellschaftlichen Arbeit also, überformt ist— hier gehen sie
natürlich in erster Linie vom Marxschen Arbeitsbegriff aus. DieIntegration der beiden
Ansätze ist sicher nicht überall gleich gut gelungen —am besten wohl in dem Kapitel
überdie»Industrialisierung der Hoffnung«: »Das Dilemma ... lagin dem'Vertrauens
vorschuß', den Theoretiker der Arbeiterbewegung und Arbeiterselbstden industriellen
Institutionalisierungen entgegenbrachten. Indem siederen 'Entwicklung' vertrauten, lö
sten sie sich aus ihren sozialen Entstehungszusammenhängen und machten sich selbst
zum abhängigen Arbeitskörper.« (141). Anderswo wirkt vieles eklektizistisch — und
auch hierin liegt eine Parallele zu Peter Berger. Andererseits kann man von einer Ein
führung sicher auch keine Lösung des Problems einer Integration von System- und
Handlungstheorie verlangen — wo doch die »Große Theorie« selbst seit Jahrzehnten
daran kaut, ohnebisher zu befriedigenden Ergebnissen gekommen zu sein. Stattdessen
besitzen wir indem Buch von Jaeggi und Fassler endlich eine kritische Einführung indie
Soziologie auf dem gegenwärtigen Diskussionsstand, die man Laienund absoluten An
fängern guten Gewissens empfehlen kann. Gerhard Hauck (Landau)

Blaschke,Jochen: Perspektiven desWeltsystems. Materialienzu Immanuel Wallersteins
»Das Moderne Weltsystem«. Campus Verlag, Frankfurt/New York 1983
(256 S., br., 29,50 DM)
In dem Band werden die Beiträge zu einer vom Berliner Institut für Vergleichende So
zialforschung veranstalteten Konferenz über Wallersteins »Weltsystem-Perspektive« ver
öffentlicht. Diesist deshalbsehr verdienstlich, weil die Debatte um Wallerstein trotz sei
nes gewaltigen Einflusses auf die entwicklungspolitische Diskussion auch in der bundes
deutschen Linken bisher fast ausschließlich in englischer Sprache geführt wurde. Das
Elend mit allen derartigen Konferenzen ist aber, daß trotz der thematischen Festlegung
jeder der Referenten über Gott und dieWelt redenkann. So befassen sichauch hierau
ßerWallerstein selbst nurzwei der Autoren (Peter Worsley und Robert Brenner) direkt
mit seinem Ansatz — dies allerdings auf höchstem Niveau. Wallerstein benennt in einer
sehr gedrängten Zusammenfassung Staaten, Klassen, Statusgruppen und Haushalte als
dieElemente des Weltsystems. Zwischen ihnen spiele sich derKampf umdieweltweite
Verteilung des Mehrprodukts ab. Autonom determinierende Bedeutung komme aber
keinem von ihnen zu, sondern nur dem System als ganzem, dessen Entwicklung seiner
seits durch die langen Kondratieff-Zyklen bestimmt sei. Brenner wie Worsley kritisieren
an Walierstcins Konzeption vorallem die mangelnde Berücksichtigung derProduktions
verhältnisse, insbesondere der je spezifischen Formen der Surplus-Abschöpfung. Bren-
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ner weist nach, daß die für den historischen Ursprung des Kapitalismus entscheidende
Revolutionierung der Produktivkräfte im Gegensatz zu Wallersteins Thesen mit der
Ausbreitung der im Doppelsinn freien Lohnarbeit kausal verbunden ist. Worsley zeigt
historisch vom anderen Ende her, welch enormen Unterschied es macht, ob der Surplus
über den Markt oder durch politisch bestimmte Planungsinstanzen abgeschöpft wird.
Insbesondere der Arbeit von Brenner kann man weiteste Verbreitung wünschen; es ist
bezeichnend, daß seine vernichtende Kritik, die zum ersten Mal schon 1976 formuliert
worden war, von Wallerstein bis heute nicht beantwortet worden ist.

In dem Artikel von Kuchenbuch wird mit Hilfe von interessanten Fallbeispielen die
»internalistische« Thesebegründet, die Entstehungdes Kapitalismus seiohne »die radi
kale Privatisierungder Grundelementeder Produktion (...) auf dem Lande« in der euro
päischen Feudalgesellschaft nichtmöglich gewesen. Menzel und Senghaas entwickeln ei
ne Typologie der autozentrierten Entwicklung. Krippendorfzeigt den Zusammenhang
zwischen Krieg und kapitalistischer Entwicklung auf, sowie den qualitativen Sprung,
den die Kriegsführung in der kapitalistischen Epocheerfahren hat — eine wichtige Ar
gumentationshilfe für dieFriedensbewegung. Frankgibteine lesenswerte Rundumschau
über »Die gegenwärtige Krise und die Perspektiven des Weltsystems«. Die Einleitung
von Blaschke präzisiert die Themenstellung und liefert dem ganz eiligen Leser noch
Kurzzusammenfassungen der einzelnen Beiträge.

Insgesamt: ein nützliches Buch. Um Möglichkeiten und Grenzen der Weltsystem-Per
spektive erfassen zu können, wird man aberauch weiterhin Dutzende vonenglischspra
chigen Zeitschriften studieren müssen. Gerhard Hauck (Landau)

Schluchter, Wolfgang (Hrsg.): MaxWebers Studie überKonfuzianismus undTaoismus.
Interpretation undKritik, Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 1983 (416 S., br., 24,- DM)
Max Webers Studie über Konfuzianismus und Taoismus bildet den ersten Teil seiner ver
gleichenden Versuche über die Wirtschaftsethik der Weltreligionen. Die Unterschiede
zwischen der Entwicklung des Okzidents und der des kaiserlichen China, d.h. letztlich
dieFrage nach demAusbleiben einer kapitalistischen Entwicklung in China, spezifiziert
Weberin drei Hinsichten: »In Hinsicht auf diegeistige Kultur, in Hinsichtauf die mate
riellen und ideellen Interessen der diese Kultur prägendenTrägerschichten und in Hin
sicht auf dieOrdnungsfiguration, indiebeide eingebettet sind.« (7) Gerade wegen dieser
vergleichenden Perspektive hält Wolfgang Schluchter die Webersche Studie bis heute für
eine Herausforderung an Soziologen und Sinologen gleichermaßen: »Für Soziologen
deshalb, weil sieein Beispiel für eine historische und vergleichende makrosoziologische
Analyse darstellt; für Sinologen deshalb, weil sie eine für dieses Fach nicht selbstver
ständliche Fragestellung propagiert.« (7) Entsprechend sind in dem Band Beiträge von
Vertretern beider Disziplinen zusammengestellt. Überdies befaßt sich ein Aufsatz von
Arnold Zingerle gesondert mit Problemen der Verständigung beider Fachrichtungen.
Dieversammelten Beiträge gehen —mitgeringen Abweichungen — auf Ergebnisse ei
ner internationalen Konferenz zurück, die 1980 mit Unterstützung der Werner-Reimers-
Stiftung in Bad Homburg abgehalten wurde.

Die Anordnung der einzelnen Aufsäue folgt im wesentlichen der Kapiteleinteilung
der Weberschen Studie. Nach einemden Bandeinleitenden »Versuch einerEinordnung«
von Webers Arbeit durchden Herausgeber problematisiert Wolfram Eberhard denWe
berschen Ansatz auf Basis neuerer archäologischer Forschungsergebnisse mit Weber
selbst: China könne mit Beginn der Han-Dynastie (seit 206 v. Chr.) »nicht mehr als
Staatmit 'traditioneller Herrschaft' betrachtet werden..., sondern (müsse) alsStaatmit
•rationaler Herrschaft' bezeichnet werden...«(72) Sibylle van der Sprenkel setzt sich mit
der politischen Ordnung Chinas auf lokaler Ebene auseinander. Die Beiträge von Mark
Elvin und Karl Bünger befassen sich mit den Besonderheiten der chinesischen Entwick-
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lungauf demGebiet derÖkonomie und des Rechtes. Fragen des Literatenstandes und
der konfuzianischen Lebensordnung werden in den Arbeiten von Peter Weber-Schäfer
und Thomas Metzger beleuchtet. Der einzige Beitrag des Bandes, der nicht auf Webers
Studie bezogen ist,greift einThema auf, dasbei Weber eineRolle spielt, abernur kurso
risch behandelt wird: Tu Wei-ming beschreibt die Eigenart chinesischer Philosophie im
Unterschied zu wichtigen philosophischen Strömungen im Westen. Helwig Schmidt-
Glintzer setzt sich mitdemVerhältnis vonOrthodoxie und Heterodoxie (Taoismus) aus
einander und führt den Begriffder konfuzianischen Orthopraxieein. Zu einer Gesamt
einschätzung der Weberschen Studie tragen abschließend Nathan Sivin mit einem Ver
gleich derAnsätze vonMax Weber undJoseph Needham anhand derArbeit vonBenja
min Nelson sowie Samuel N. Eisenstadt bei, der das Problem der innerweltlichenTrans
zendenz in den Mittelpunkt rückt.

Im Anschluß an Metzger kritisiert Eisenstadt, daß Weber in den Details seiner Arbeit
(im Unterschied zu ihrem theoretischen Rahmen) davon ausging, daß eine Spannung
zwischen transzendenter und weltlicher Ordnung in China gefehlthabe, während in der
Tat im konfuzianischen Denken diese Spannung im Rahmen einer innerweltlichen
Orientierung gelöst werde. »Daß Weber den Unterschied zwischen dem Fehlen eines
transzendent begründeten Spannungsverhältnisses undeiner innerweltlichen Lösung die
ser Spannung nicht erkannt hat, gibt uns einen Hinweisdarauf, wie wir sein Werk be
werten, seine Irrtümer wie seine Einsichten verstehen sollten. Die innerweltliche Lösung
war für die chinesische Zivilisation kennzeichnend und sie bietet den Schlüssel zur Neu
interpretation sowohl der Gesamtgestalt der chinesischen Gesellschaft und Zivilisation
alsauch derEigenart ihrer wesentlichen Komponenten.« (369) Weitere Kritikpunkte be
treffen vorallem den zeitlichen Rahmen derStudie (Weber springt vonder Han-Dyna
stie ins 17. Jahrhundert und vernachlässigt dabei geradedie Zeit, in der China dem We
sten auf nahezu allen Gebieten überlegen war, d.h. zwischen 1000 und 1500 n. Chr.)
(41/42) sowie, am heutigen Forschungsstand gemessen, unzulängliche Vereinfachungen
in den Weberschen Formulierungen (45). Trotz dieser Mängel, die historisch kritisiert
werden, bleibt die Relevanz der Weberschen Fragerichtung jedochvonden Autorenun
bestritten.

Zweifellos hat Schluchter mit seinem Band sowohl fürSinologen wie fürSoziologen
eine Lücke gefüllt, dennoch scheint mir das Ziel einer Verständigung beider Disziplinen
nachLektüre desBuches nicht nähergerückt zusein. Dies magan derspröden Formder
Aneinanderreihung von Kongreßbeiträgen ebensoliegen wieam fachwissenschaftlichen
Revierbewußtsein einzelner Autoren. Zueiner solchen Annäherung hätte möglicherwei
seeine vonbeiden Disziplinen getragene kritische Aktualisierung der Weberschen Studie
beitragen können: Von soziologischer Seite wäre eine stärkere Problematisierung kultur
vergleichender Analyse wünschenswert gewesen, die nichtbeider Aussage stehenbleibt,
daß Vergleichspunkte und Begriffe eben jener Kultur entstammen, um deren Erkenntnis
willen der Vergleich letztlich angestellt wird (46); von sinologischer Seite fehlt ein ver
stärkter Einbezug von Problemen desheutigen China, wieer sichin demstreitbarenletz
tenSatzdesBuches (Eisenstadt) andeutet: »So paradox dies auch klingen mag: Erst die
kommunistische Revolution hat den vielleicht gelungensten Versuch in der Geschichte
Chinas hervorgebracht, die Welt aus dem im Konfuzianismus angelegten Geist der in-
nerweltlichen Transzendenz zurekonstruieren.« (402) Bettina Gransow (Berlin/West)

Buer, Ferdinand, Alfons Cramer, Eckhard Dittrich, Roland Reichwein und Hans-Gün
ter Thien: Zur Gesellschaftsstruktur der BRD. Beiträge zur Einführung in ihre Kritik.
Edition Westfälisches Dampfboot, Münster 1982 (476 S., br., 25,- DM)
Diese Einführung indieGesellschaftsstruktur der Bundesrepublik istzugleich eine kriti
sche Auseinandersetzung mit den Sozialwissenschaften, soweit sie theoretisch und empi-
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risch die Verhältnisseunseres Landes zu begreifenden Anspruch erheben. Sie ist aus ge
meinsam konzipierten und durchgeführten Lehrveranstaltungen der 5 Autoren an der
ehemaligen PH Münster (heute Teil der Universität) entstanden.

Die Autoren haben sich die Aufgabe gestellt, die Darstellung der westdeutschen So
zialstruktur mit einer materialistisch verfahrenden Kritik der gesellschaftlichen Verhält
nisse zu verbinden. Zudem soll, dem Kreis der studentischen Adressaten entsprechend,
vor allem eine Orientierung über Arbeitsfelderdes Bildungs- und Sozialsektorsund de
ren Zusammenhang mit der gesellschaftlichen Gesamtstruktur vermittelt werden. Das
Buch ist aus Beiträgenaufgebaut, die von einzelnen Autoren geschrieben sind, aber im
theoretischen Grundverständnis sich verbindlich aufeinander beziehen. Die Reihenfolge
der Kapitel: Zunächst entwickelt Thien die»Klassenstruktur der kapitalistischen Gesell
schaft«, sodann 5uer »Form und Funktion des bürgerlichenStaates«. Das grundlegen
de Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital konkretisiert Dittrich nach der Seite der
Lohnabhängigen und ihrerOrganisationen: »Gewerkschaften in der Bundesrepublik«.
Die konkrete Ausformung der Klassenstruktur nimmt sodann Cramer mit dem empi
risch orientiertenBeitrag »Soziale Ungleichheit am Beispiel der Einkommensverteilung«
auf. DerselbeAutor leitet die Analyseder für das angezielte Berufsfeldwesentlichen ge
sellschaftlichenSektoren mit einer Studie über »Die Stellung der Kernfamilie in der bür
gerlichen Gesellschaft« ein.Es folgen Reichwein (»Das Schulsystem im Reproduktions
prozeß der Gesellschaft«), Thien/Reichwein (»Jugend in der Gesellschaftsstruktur der
BRD«) und abschließend Buer miteinerAbhandlung über»Formund FunktiondesSo-
zialarbeitssektors«.

Wenngleich in den letzten Beiträgen dieSpezifik der ausgewählten Gegenstandsberei
cheden besonderen Ausbildungsauftrag der Autoren widerspiegelt, halteichdieEinfüh
rung in ihrerGesamtanlage füreine interessante, in mancher Hinsicht densonstigen so
zialwissenschaftlich orientierten »Sozialkunden der Bundesrepublik« überlegene Alter
native. Geglückt erscheint mirvorallem dieWahl derAbstraktionsebene unddiedurch
gängige methodische Reflexion desVorgehens inAnalyse undDarstellung. Die Autoren
unterstellen zu Recht, daß es in einer wissenschaftlichen, kritischen Einführung in die
modernen gesellschaftlichen Verhältnisse der Bundesrepublik nicht um dieVermittlung
üppigen Detailwissens, um »Stoffhuberei« gehen kann. Sie verbinden vielmehr empiri
sche Grundinformationen über die Klassenstruktur, über die Einkommensverteilung
oderüberdie Bildungschancen im Schulsystem mit einer methodisch-fundierten Kritik
an dem, was bürgerliche empirische Wissenschaften (Sozialstatistik undempirische So
zialforschung) aufderEbene derbloßen Erscheinungen bereithalten undzugleich an Er
kenntnissen über wesentliche gesellschaftliche Zusammenhänge vorenthalten. Leitfaden
der eigenen Analyse (vorallem in denbeiden ersten Beiträgen überdieKlassenstruktur
und den bürgerlichen Staat) sind dieMarxsche Theorie unddiewenigen Versuche, auf
ihrer Grundlage dieKlassenstruktur unddieRolle des Staates empirisch genauer zu be
stimmen. Besonders gutgelöst istm.E. dasProblem, vordem viele Autoren stehen, die
deminhaltlichen und methodischen Verständnis der»Kritik der Politischen Ökonomie«
folgen, gleichzeitig aber die Anschaulichkeit der konkreten Erscheinungen nicht dem
mühsamen Prozeß der Ableiterei zum Opfer bringen wollen. So sind die materialisti
schen Erklärungsansprüche einleitend knapp skizziert und werden dann im konkreten
Gang derweiteren Untersuchung beispielhaft eingelöst. Sowohl inden Abschnitten über
Klassenstruktur und Staat als auch in den anderen Beiträgen werden jene offenen Fra
gen und Kontroversen auch offen benannt, die inder sozialwissenschafüichen Diskus
sionüberReichweite und Anwendungsformen derMarxschen Theorie eineRolle spielen
und die Interpretation derempirischen Zusammenhänge strittig gemacht haben.

Wie alle mir bekannten anspruchsvollen Einführungen in diegesellschaftlichen Ver
hältnisse — und in die Probleme der Sozialwissenschaften mit diesen Verhältnissen —
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kann auch die vorliegende eine Schwierigkeit nicht gänzlich überwinden: sie hebt mit ei
nem Verständnis der Gesellschaft an, das natürlich ein »Vor-Verständnis« der Autoren
ist. Daran können auch einige Eingangsfragen zu den jeweiligen Kapiteln nichts ändern,
die eher von »gespielter Naivität« sind. Aber die Stärke des Buches in seiner Gesamtan
lage besteht darin, daß die Vorgehensweise der Autoren am Gegenstand und an konkur
rierenden Erklärungsansätzen beispielhaft entfaltet wird und insofern dem Leser nach
vollziehbar ist. Erkenntnisse werden uns nicht um die Ohren geschlagen, sondern zum
denkenden Nachvollzug angeboten und überprüfbar gehalten. Leider gelingt es den Au
toren nicht immer, die eingangs im Kapitel zur »Klassenstruktur« gewählte Begrifflich
keit, mit der die Klassenstruktur der BRD differenziert eingefangen ist, auch in den fol
genden Analysendurchzuhalten. So fällt vor allemauf, daß in den Beiträgen zur Fami
lie,zum Schulsystem und zur Jugend eineRedeweise von »Kleinbürgertum« und »neuen
Mittelschichten« ungeklärt umhergeistert, die Hans-GünterThien in seinerAnalyse der
Klassenstruktur schon mit überzeugenden Argumenten ad acta gelegt hatte. Derartige
Widersprüche schmälern aber kaum meinen Gesamteindruck: der geglückte Versuch ei
ner »Einführung« liegt vor, der weit über Münster hinaus in Lehre und Studium Ver
breitung finden sollte. Ulf Kadritzke(Berlin/West)

Kern, Horst: Empirische Sozialforschung. Ursprünge — Ansätze — Entwicklungsli
nien. Verlag C.H. Beck, München 1982 (328 S., 6 Abb., br., 39,- DM)
Kern verfolgt die wichtigsten Stationen der Herausbildung empirischer Sozialforschung
ausgehend vom 17. Jahrhundert über die Anfänge der Sozialstatistik zur Zeit der Indu
strialisierung, die ersten Ansätze institutionalisierter Sozialforschung im Vorfaschismus
bis hin zu ihrer Etablierung und Kommerzialisierung auf breitesterFront in der Bundes
republik. DieGeschichteeinerwissenschaftlichen Disziplin ist immerauch Gesellschafts
geschichte. In den Universitätsseminaren lernen die Studenten Methoden der empiri
schenForschungalsein notwendiges, doch ungeliebtes Handwerkszeug, ohne mit deren
Entstehungsgeschichte oder den harten wissenschaftstheoretischen Kontroversen um
den Sinn dieser »Techniken« vertraut gemacht zu werden. Tatsächlich fehlte es bislang
imdeutschen Sprachraum an Literatur, inder dieGeschichte der empirischen Sozialfor
schung umfassend, lesbar und mit notwendiger kritischer Distanz — nicht Ablehnung
— präsentiert wurde. Horst Kerns Buch schließt einegroßeLücke. DieDarstellung ein
zelner Methoden wird ausgeklammert. Interviewtechnik, Fragebogenerhebung, Grup
pendiskussion usw. werden angeführt, aber stets nur in einem sozialhistorischen Kon
text, der erklärt, wann, wer, mit welchem Interesse eine Methode zumersten Maleinge
setzt hat. Die Kenntnis jeder einzelnen Methode setzt Kern nicht voraus, wohl aber ein
grundsätzliches Interesse an derSozialforschung. In deneinleitenden Bemerkungen skiz
ziert er sein Interesse an einer unkonventionellen Beschäftigung mitderempirischen So
zialforschung. »Dieser Zusammenhang, der zwischen bestimmten empirischen Metho
den und bestimmten sozialen Problemkonstellationen besteht und der hier auf histori
schem Weg aufgehellt werden soll, interessiert uns hier nicht aus schlicht facharchivari-
schen Gründen. Ihn zu kennen ist vor allem für das Verständnis verschiedener Metho
den selber von großem Wert.«

EmpirischeSozialforschung ist kein unschuldiges, jenseits sozialer Interessenstehen
desInstrument, Wirklichkeit besser zuverstehen. Ebensowenig istsie grundsätzlich nur
funktionalisierbar für die »Herrschenden« oder die »bürgerliche Wissenschaft«. Von
Anfang an war Statistik eingebettet indas »gewachsene Informationsbedürfnis der poli
tischen Administration«, wie Kern im Kapitel zur Universitätsstatistik im 18./19. Jahr
hundertschreibt. Späterdann wird Sozialforschung auch privatwirtschaftlichen Interes
sen dienstbar gemacht. Am Beispiel der Verarbeitung empirischer Arbeiten bürgerlich-li
beraler Reformer im England des 19. Jahrhunderts durch Marx und Engels läßt sich
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aber auch zeigen, wie »subversiv« die Ergebnisse empirischer Untersuchungsarbeit für
eine auf Veränderung bestehender Herrschaft zielende Praxis verwandt werden können.
Sei es nur, um der bürgerlichen Gesellschaft ihr eigenes Lied vorzusingen oder ihr die
»Maske abzureißen«. »In dem Maße, in dem die Resultate sozialwissenschaftlicher For
schung die Funktion wissensmäßiger Voraussetzungen für die Stabilisierung und Steue
rung der bürgerlichen Gesellschaft gewinnen — eine Rolle, die sie bei den englischen En
queten bereits erhalten hatten —, in dem Maße muß bürgerliche Sozialforschung auch
Richtiges über ihren Gegenstand, die bürgerliche Gesellschaft, sagen.« Kerns eigener
Ansatz wird in diesem eher kurzen Abschnitt über Marx und Engels vielleicht am präg
nantesten sichtbar. »Kritische Sozialwissenschaft kann sich nicht in theoretischer Kritik
erschöpfen. Zu ihr muß immer auch ein Element von kritischerSozialforschung, Sozial
forschung mit den Mitteln der Empirie gehören, weil ohne sie weder eine durch unver
rückbare Tatsachen untermauerte Kritik der bürgerlichen Wissenschaften noch eine spe
kulationsfreie Weiterentwicklung kritischer Gesellschaftstheorie möglich wäre.«

Für die Fortentwicklung und Ausdifferenzierung innerhalb der kritischen, sich auf
Marx beziehenden Sozialforschung wird dann in der Zeit des Vorfaschismus und der
Emigration das »Instituts für Sozialforschung an der Universität Frankfurt« eine große
Bedeutung erlangen. Kern widmet der Arbeit dieses Institutes und den Ideen seiner
wichtigsten Repräsentanten ein ausführliches Kapitel. Hier, wie bei der Vorstellung des
»Forschungsinstituts für Sozialwissenschaften ander Universität Köln« und der»öster
reichischen Wirtschaftspsychologischen Forschungsstelle« in Wien ist neben der Darstel
lung der jeweiligen Arbeiten die Beschreibung der Institutionalisierung der Forschung
von besonderem Interesse. Die Geschichte der empirischen Sozialforschung ist immer
noch eine Geschichte ihrer Institutionalisierung. DieuniversitäreForschung ist dabei nur
eine, wennauch die wichtigste Form institutioneller Organisierung. Daneben, nicht im
mer davon abgetrennt, entstehen Institute, die ohne die Schranken des Universitätsbe
triebes, aber materiell auch wesentlich prekärer, eigene Forschungsarbeiten unterneh
men. Hierfür steht die »österreichische Wirtschaftspsychologische Forschungsstelle«,
zu deren bekanntesten Vertretern Paul F. Lazarsfeld und Marie Jahoda gehörten. Um
eigene Analysen in politischer Absicht durchführen zu können, mußtenIndustrieaufträ
ge acquiriert werden, mitder Gefahr, in dieser Auftragsforschung zu versacken. Später
in der amerikanischen Emigration ist von dem einst linken Sozialforscher Lazarsfeld
nicht mehr viel übriggeblieben. Die Auftragsforschung hat die gesellschaftskritischen
Kanten abgeschliffen. — Im abschließenden Teil zur Expansion, Institutionalisierung
und Relevanz der Sozialforschung kann Kernauf seine eigenen Erfahrungen aus lang
jähriger industriesoziologischer Forschungsarbeit zurückgreifen. Er kritisiert den poli
tischkastrierten Methodenperfektionismus ebenso wie einen realitätsleeren Marxismus.
Eine kritisch verstandene Sozialforschung ist mehr als nur Zuarbeit zu staatlichen Pla
nungen oderprivatwirtschaftlichen Marktstrategien. Sie kann aber auch nicht ohne eine
erkennbare Vermittlung der marxistischen Gesellschaftstheorie einfach als Illustration
dienen. — Ausführlich widmet Kern sich der Auseinandersetzung um das, im Zuge der
Studentenbewegung aufkommende Konzept der Aktionsforschung, mit dem scheinbar
einige Unvereinbarkeiten von empirischer Forschung und gesellschaftskritischer Theorie
überwunden werden. Er zeigt dieGrenzen vonAktionsforschung am Beispiel industrie
soziologischer Forschung auf, ohne das Konzept in totoals untauglich fürsozialwissen
schaftliche Untersuchungsarbeit zu erklären.

Hervorragend an diesem Text ist, wie locker, eine gelegentliche Anekdote nicht
verschmähend und trotzdem solide das Wesentliche der verschiedenen Stadien in der
Entwicklungsgeschichte empirischer Sozialforschung herausgearbeitet wird, wie souve
rän Sozial- und Wissenschaftsgeschichte stets zusammen gesehen werden. So werden
Lehrbücher geschrieben! Carl-Wilhelm Macke (Hannover)
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Jansen, Jörn und Wolfgang Richter mit Max Angermaier, Bernd Eisenbach, Wieland
Jäger und Rolf Stefaniak: Arbeitsbedingungen der Bauarbeiter. Veränderungstendenzen
unter dem Einfluß bautechnischer Entwicklungen. Campus Verlag, Frankfurt/New
York 1983 (274 S., br., 48,- DM)
Was wissen Wissenschaftler und Studenten über Bauarbeiter und ihre Arbeitsbedingun
gen? Vermutlich sehr wenig, obwohl dort ca. 1 Mill. Menschen beschäftigt sind. Das
vorliegende Buch kann da Abhilfe schaffen. Es enthält den zusammenfassenden For
schungsbericht über eine empirische Pilotstudie, die an der Fachhochschule Dortmund
in den Jahren von 1976 bis 1979 von Ingenieuren und Sozialwissenschaftlern in Koope
ration mit Bauarbeitern durchgeführt wurde. Die Kooperation mit den Betroffenen und
ihrer gewerkschaftlichen Interessensvertretung ist umstritten. Hier greifen die Autoren
in die sozialwissenschaftliche Methodendiskussion ein, die mit dem »Werturteilsstreit«
und dem »Positivismusstreit« in der Soziologie bereits zwei »heiße« Phasen hinter sich
hat, und die in jüngerer Zeit aufgrund neuer Forschungserfahrungen und Problemsich
ten unter dem Stichwort »Soziologie und Praxis« erneut intensiv geführt wird. Die Erhe
bungsverfahren und -techniken der herrschenden empirischen Sozialforschung werden
radikal kritisiert (9) und alternativ die Methode »Kooperative Sozialforschung« be
schrieben. Ein zentraler Gedanke »Kooperativer Sozialforschung« ist, Arbeiter nicht
länger als Untersuchungsobjekte zu betrachten, denen man Wissen oder Einstellungen
abverlangt — um die Ergebnissedann möglicherweise noch gegen sie zu verwenden —,
sondern den Arbeiter als Kooperationspartner im Forschungsprozeß und damit als Sub
jekt ernst zu nehmen. Der Forschungsprozeß zwischen den Kooperationspartnern wird
als wechselseitigerLernprzoeß begriffen. Nicht das Signifikanzniveau, das in der Fußno
te erscheinensoll, steht zur Debatte, sondern die Frage, wie kann man komplexe gesell
schaftlicheZusammenhängemit ihrer Dynamikempirisch erfassen. Mit der Konzeption
»Kooperative Sozialforschung« liegteine ausdifferenzierteund im Forschungsprozeß er
probte Varianteder Ende der 70er Jahre entwickelten Konzeption »arbeitnehmerorien
tierter Wissenschaft« vor.

Die Studie räumt mit dem verbreiteten Vorurteil auf, die Bauwirtschaft sei durch tech
nologische Rückständigkeit und mangelndeProduktivität gekennzeichnet. Unter Beach
tung von drei unterschiedlichen Rationalisierungsstufen: »konventionelle Baustellenfer
tigung«, »rationalisierte Baustellenfertigung« und »stationäre Vorfertigung« werden er
ste Ergebnisse über Belastungen für Bauarbeiter, Qualifikationsanforderungen und Re
produktionsbedingungen bzw. Lohn und Leistung vorgestellt (90f.). Besonders auf
schlußreich sind die in den Text eingearbeiteten Zitate, weil sie etwas von der Wirklich
keit widerspiegeln, zu der Wissenschaftler häufig keinen Zugang haben. Abschließend
weisen die Autoren auf Ansätze für Handlungsstrategien hin, die eineVerbesserung der
Arbeitsbedingungen im Baugewerbe bringen könnten. Dabei unterscheiden sie sechs
»Handlungsebenen«. Allerdingsist dieser Teil des Berichts knapp gehalten und hat den
Charakter einer Defizitbeschreibung. Dem Forschungsbericht ist außerdem ein Mate-
rial-und Dokumentarteil angefügt worden, der Berichte und Protokolle von neun im
Rahmen der Studie durchgeführten Arbeitstagungen und zusätzlich eine Tonbildschau
enthält.

Prüft man, ob Kollegen vom Bau und Gewerkschaftskollegen sowie Wissenschaftler
in gleicher Weise von diesem Buch angesprochen werden, so kann man vermuten, daß
für Nichtwissenschaftier die ersten zwei Kapitel nicht so einladendausgefallen sind, weil
sie sich mit Problemen befassen, die Wissenschaftler bei ihrer Arbeit untereinander ha
ben. Besonders für Wissenschaftler,die an der Kooperation mit den Gewerkschaften in
teressiert sind, bietetdieses BucheinenBeitrag, derdie Diskussion und Entwicklung von
»Kooperationsforschung« und »arbeitnehmerorientierter Wissenschaft« befördern
kann. Guido Tolksdorf (Bielefeld)
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Röscher, Volker (Hrsg.): Wohnen. Beiträge zur Planung, Politik und Ökonomieeines
alltäglichen Lebensbereiches. Christians Verlag, Hamburg 1983 (230 S., br., 30,- DM)
Aus Anlaß der Neubesetzung eines vakanten Lehrstuhls für Wohnbau in Aachen ent
stand dieser Band, dessen Ziel es ist, »relevante Fragen zum Thema Wohnen und Wohn
bau (zu) stellen wie auch aus kontextueller Analyse, Antworten oder zumindest Ant
wortrichtungen auf(zu)zeigen« (11). Neben den städtebaulichen-stadtplanerischen (P.
Zlonicky — Städtebauliche Verdichtung — Sechs Annäherungsversuche an Ideologie
und Entwicklung eines Konzeptes) und den architektonischen Aspekten (H. Molden-
schardt, Zwei Bergarbeitersiedlungen — Gedanken eines Architekten über die Möglich
keiten, einen partikularen Sozialraum gegen den Markt zu verteidigen)sollen hier vor al
lem die soziologischen und politisch-ökonomischen Dimensionen von Wohnen interes
sieren.

D. Ipsen (Segregation, Mobilität und Chancen auf dem Wohnungsmarkt) widerlegt in
seinem Beitrag die Filtering-Theorie, die »theoretische« Grundlage der derzeitigen Woh
nungspolitik, die behauptet, »daß Stufe für Stufe eine Wohnungspolitik für die gehobe
nen Schichten auch den unteren Einkommensgruppen von Nutzen ist« (79). Vorausset
zung des Funktionierens von Filteringprozessen ist eine freieMobilität von Nachfragern,
eine Nichtexistenz von sozialer Segregation und eine Nichtabschottung von Teilmärkten.
Ipsen weistdemgegenüber nach, daß »Filtering-Prozesse, soweitsie sich empirischüber
haupt nachweisen lassen, an den sozialpolitisch relevanten Teilmarktgrenzen abbre
chen« (80). Damit wird bei der derzeitigen Förderungoberer Einkommensschichten die
strukturelleBenachteiligung untererSchichten erhöht. — A. Evers/T. Harlander (Kom
munale Wohnungspolitik und Wohnungsnot — Zwischen Wachstumszwang und
Wachstumskrise) untersuchenanhand der StädteMünchen,Kölnund Frankfurt/M. die
Frage,ob es einenTypuskommunaler Wohnungspolitik in Großstadträumen gibt (86).
Es stellt sich heraus, daß die Unterschiededer wohnungspolitischen Praxen in den Ver
gleichsstädten geringer sind, »als die parteipolitischen Konzepte und die Debatten um
die Rolle von Markt und Staat vermuten lassen würden« (103). Der Wohnungsbau ist
das Schlüsselproblem, und Kennzeichen der wohnungspolitischen Ansätze in den drei
Städten ist der »grundsätzliche Vorrang ökonomischer Sachzwangpolitik« (104). —
Hartmut Frank untersucht den Zusammenhang von Finanzkapital und Wohnungspoli
tik. Hier werden Interessen untersucht, die trotz der zentralen Bedeutung des Finanzka
pitals fürdieWohnungsversorgung immer Domäne vonTechnokraten und Betriebswir
ten warenund sind, zumal»das Finanzkapital nichtalsgesellschaftlich faßbarer Hand
lungsträger unmittelbar« auftritt (136). — H. Häußermann analysiert die Perspektive
der Amerikanisierung deutscher Städte. I. Krau stellt Ergebnisse einer Studie über
Wohn- und Arbeitsbedingungen vonStahlarbeitern vor und W. Siebel kritisiert die Be
dürfnisforschung in seinen »Überlegungen zum bedürfnisgerechten Planen«. — V. Rö
scher (»Sozialer Alltag und lokale Wohnchancen«) geht von der These aus, daß mit
»fortschreitender Entwicklung der Gesellschaft der lokale Rauman Einflußund Bedeu
tungverliert« (195). Er weist nach, daßlokale Gestaltungen undAusstattungen lediglich
Gelegenheiten bereitstellen, daß aber zwischen Aktivitäten und Gelegenheiten kein kau
saler Zusammenhang besteht (223). Dirk Schubert (Hamburg)

Fuhrich, Manfred, Ingrid Lau, Christel Neusüß, Beata Rindclaub, Renate Petzinger
und Dirk Schubert: Neue Heimat, Gewerkschaften und Wohnungspolitik. VSAVerlag,
Hamburg 1983(231 S., br., 16,80 DM)
Die Neue Heimat (NH) verfügt gegenwärtig über ca.320.000 eigene Wohnungen, davon
sind 280.000 Sozialwohnungen. Der Anteil derNH-Wohnungen am Bundesbestand be
trägt ca. 2%,jedoch ineinigen Städten bis zu 14%. Entsprechend hoch sind auch die
Gewinne undebenso diealltäglichen ökonomischen undsozialen Lasten derNH-Mieter.
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Diese ergeben sich aus der rein marktwirtschaftlichen Ausrichtung dieses weltgrößten
Wohnungsunternehmens, das sich trotzdem gern als »Selbsthilfeorganisation« der Ar
beiterschaft tituliert wissen möchte. Also ein Wohnungsunternehmen von der Arbeiter
schaft für die Arbeiterschaft? Verträgt sich das mit marktwirtschaftlicher Organisie
rung? Hilft die Gemeinnützigkeit, wenigstens eines Teils des Unternehmens, gegen
Marktgesetze? Drückt sich dergewerkschaftliche Anspruch in der Struktur des Unter
nehmens aus, in überschaubaren Entscheidungen für Mieter und Arbeiterschaft, in ei
nem hohen Grad an Mietermitentscheidung vielleicht schon vor Standort- und Grund
rißplanung? Der NH-Skandal 1982war den Autoren ein Anlaß, der gewerkschaftlichen
Wohnungs- und Konzernpolitik nachzugehen. Die Behandlung der Thematik ist prekär,
da die Autoren, alle sind selbst Gewerkschafter, auf der Seite der Arbeiterschaft stehen,
jedoch notwendigerweise deren Organisation kritisch beleuchten.

Die ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Thema erfordert genaue Analysen der
Aktivitäten der NH im Bau- und Bodengeschäft, im Verwalten des Bestandes, der Ein
bindung des Konzerns in die Basis; ihrer historischen Wurzeln, ihres Verhältnisses zur
staatlichen Wohnnungsbaupolitik und ihrer Unterscheidung zu marktwirtschaftlichen
Wohnungsbauunternehmen. Letzteres leistet das vorliegende Buch leider überhaupt
nicht. Es finden eben keine Vergleiche mit anderen Unternehmen statt; z.B.: »die Ge
meinnützigen haben eine 3/4 Mio. Wohnungen« (wieviele gibt es und wieviele besitzen
andere?), »in den letzten Jahren bauten die gemeinnützigen Unternehmen 30.000 bis
60.000 Wohnungen« oder es gab Mieterhöhungen von 1,82 auf 4,31 DM. Fragen nach
dem allgemeinen Problem der Gemeinnützigkeit, wie nach der Besonderheit der NH,
werden nicht behandelt. Auf der anderen Seite gibt es jedoch einige wichtige Beiträge:
Renate Petzinger gibt einen Überblick überdieWohnungspolitik der BRDvonden An
fängen bis heute. ChristelNeusüß — nicht zuletzt bekannt durch ihren frühen Artikel
zur »Sozialstaatsillusion« — schildert anhand von DGB-Beschlüssen und -antragen den
gewerkschaftlichen Weg der NH seit 1945. Es ergeben sich interessante Parallelen zur
CDU-Politik während deren Regierungszeit. So bereitet der »Lücke-Plan« 1960(Weiße
Kreise)dem DGB wenig Kopfzerbrechen, wohl aber einem Teil der DGB-Basis. Der Bei
trag zeigt die Anpassung der NH — bereits in den 50ern — an den Kapitalmarkt (Real
kreditinstitute), indem die Zentralisierung des Unternehmens beschlossen wird »zur Er
schließung von Kreditmöglichkeiten«. 1954/55 ist bereitsdie Grundlagezum Eigenheim
bau geschaffen. Die Gründung der »freigemeinschaftlichen« Unternehmen, wie NH-In-
ternational (1962), NH-Kommunal (1964), NH-Städtebau (1969), wie auch die Zuarbeit
der GEWOS werden erörtert. DirkSchubert stellt die Geschichte gemeinnütziger Woh
nungsunternehmen dar und rückt die gern von DGB und NH beschworene Tradition in
ein neuesLicht. Der eigentliche Urvaterder gemeinnützigen Bewegung ist der »konser
vative Reaktionär« Victor Aime Huber, dessen Sorge nicht etwa dem Wohl der Arbei
termassen und ihrer Wohnungsnot galt, sondern dem Bestand des frühkapitalistischen
Staatswesens und dem Erhalt von »Zucht und Ordnung«. Nach diesem Modell ent
wickelte sich dann auch das Baugenossenschaftswesen. Schubert schildert die Entwick
lungdurch die Geschichte der 20erJahre biszur Gleichschaltung der Genossenschaften
unter die Deutsche Arbeitsfront (DAF) beiden Nazis 1933 und zur Umbenennung der
»Gemeinnützigen Kleinwohnungsbaugesellschaft mbH Großhamburg« in »Neue Hei
mat, gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft der Deutschen Arbeitsfront
im Gau Hamburg mbH« 1939. Skizziert wird die Kontinuität des Unternehmens nach
dem Krieg. Der knappe Beitrag von Beata Rindelaub behandelt die Personal- und Ge
schäftspolitik der NH. Die Siedlung Hamburg-Mümmelmannsberg (24.000 Einwohner)
dient als Beispiel. Die Fläche war landwirtschaftlich genutzt und sollte von der Stadt
auch so erhalten werden, dies aus Immissions-, Nahverkehrs- und Landschaftsproble
men. Trotzdem kaufte die NH seit 1965 vermehrtBodenin dieserLageauf und versuch-
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te, die Stadt umzustimmen unter Hinweis auf das städtische Wohnungsbauprogramm,
welches 30.000 Wohnungen ausweist. Die NH erreichte 1968 die beschränkte Ausschrei
bung eines städtebaulichen Wettbewerbs. Vorsitzender des Gutachtergremiums war
Prof. Farenholtz, der damalige technische Bürgermeister von Stuttgart. Die NH, die
vom Wettbewerb ausgeschlossen war, konnte ihre Interessen über den Wettbewerbsge
winner einbringen. 1970 wurde der B-Plan verabschiedet. Im selben Jahr war Grund
steinlegung. Prof. Farenholtz wurde Chef der NH-Tochter GEWOS, der die NH-Hand-
lungen wissenschaftlich legitimiert. Die Autorin verschweigt, daß er heute Städtebaupro
fessor an der neu gegründeten TU-Hamburg-Harburg ist. Für die »Entwicklungslinien
im Städtebau« ist gesorgt.

Das Buch sei hier empfohlen, besonders in den Teilen, die Fakten und Kontexte lie
fern und auch, weil systematische Untersuchungen bisher noch nicht vorliegen.

Volker Röscher (Aachen)

Medizin

Paczensky, Susanne von und Renate Sadrozinski (Hrsg.): Die neuen Moralisten. §218
— Vom leichtfertigen Umgang mit einem Jahrhundertthema. Rowohlt Taschenbuch
Verlag, Reinbek 1984 (156 S., br., 7,80 DM)
Der neue Band in der Reihe »Frauen aktuell« widmet sich aus leider hoch aktuellem An

laß dem Paragraphen 218; denn die alten Feinde der Frauen, die »Neuen Moralisten«,
haben sich neu formiert und betreiben massive Hetzkampagnen gegen abtreibende Frau
en. Das Buch behandelt mehrere Aspekte der Abtreibung. Beschreibungen der Angriffe
vonKirche, Regierung und Teilen derÄrzteschaft auf dieohnehin eingeschränkten Ab
treibungsmöglichkeiten, die seit der politischen Wendemit unglaublicherHeftigkeit auf
alle Frauen einprasseln, stellen einen Schwerpunkt dar. So bekannt wie die Argumenta
tion der alten wie der neuen Abtreibungsgegner der Argumentleserschaft sein mögen, so
neu ist die Stoßrichtung mit der Klerus und Rechtsradikale »das Lebensrecht der Unge
borenen« klammheimlich nur den deutschblütigen Embryos zugesteht« (10).

Die detaillierte und faktenreiche Beschreibung in den beiden Aufsätzen von Paczens
ky und Rühmkopf über die Kampagnen international zusammenarbeitender »Lebens
retter«, führt deren Motive letztendlich auf reine Machterhaltung und -ausübung sowie
auf eine verstärkte Entmündigung von Frauen zurück. Gleichzeitig werden in diesen
Beiträgen, wie auch in dem von Sadrozinski, Teileder Frauenbewegungangeklagt, de
ren negative Sicht von Abtreibung,derenEinstellung zu neuerKörperlichkeit und neuer
Mütterlichkeit, bestens — wenn auch ungewollt — mit den reaktionären Argumenten
harmonieren.

Ein anderer, hier behandelter Aspekt der Abtreibung ist der juristische. Das Gutach
ten für das Bundesverfassungsgericht von Karl-Jürgen Bieback läßt sich erstaunlich
leicht lesen und ist äußerst informativ. Alle von den Abtreibungsgegnern scheinbar sach
lich vorgebrachten Argumente werden von ihm als verzerrte Darstellungen, moralisch
religiöse Überzeugungen oder schlicht als nicht zutreffend entlarvt. Ebenso eindeutig
wird nachvollziehbar, daß hier nicht juristische sondern politische Entscheidungen an
stehen. Ebenfalls mit Rechtsbedingungen, besser mit dem im Bundesgebiet herrschen
den Unrechtsgefälle zwischen den Bundesländern, befaßt sichder Beitrag von Müller-
Bon. Daß und welcheDifferenzenzwischen dem überallgleichlautenden Paragraph und
denjeweiligen Umsetzungsmöglichkeiten desSchwangerschaftsabbruchs bestehen, weist
die Autorin empirisch nach. Die Benachteiligung der Frauen aus den südlichen, über
wiegend katholischen und/oder den christlich regierten Bundesländern ist unüberseh
bar. An diesem Aufsatz wird auch deutlich, daß Gesetzesänderungen alleine, ja nicht
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einmal die erstrebenswerte ersatzlose Streichung des §218, ausreichen, um die problem
lose Durchführung von Abtreibungen zu gewährleisten. Ein internationaler Vergleich
rechtlicher Bedingungen der Abtreibung stellt Randzio-Plalh vor. Hier erfahren wir,
welche Gründe die Regierenden hatten, Abtreibungen zuzulassen oder zu verbieten, und
welche Konsequenzen die Entscheidungen für die Frauen haben.

Betroffenheit ist ein weiterer Schwerpunkt des Buches. Auf fast 40 Seiten sind die In
terview-Ergebnisse von 38 Frauen enthalten, die abgetrieben haben und kurz danach mit
den gängigen Schuldvorwürfen bzw. dem Adoptionsvorschlag konfrontiert wurden. Die
Äußerungen der Frauen, die —direktzitiert — den Hauptteil dieses Aufsatzes ausma
chen, zeigen in sehr intensiver und nahegehender Weise, daß eine ungewollte Schwan
gerschaft immer noch beschämend und als persönliches Versagen der Frau eingeschätzt
wird. Die Abtreibung löst häufig Schuldgefühle und den Zwang zur Rechtfertigung aus.
Die drei beteiligten Forscherinnen (Meyer, Sadrozinski, v. Paczensky) verzichten auf ei
nen gemeinsamen, nichtssagenden Konsens und veröffentlichen ihre persönlichen je
weils unterschiedlichen Stellungnahmen. Diesem Beitrag steht der von Dieter Schnack
ergänzend gegenüber; dieser schildert aus männlicher Sicht die Bedeutungslosigkeit) der
Männer in der Abtreibungsdebatte. Es ist wohltuend, einmal die Stellungnahme eines
gewöhnlichen Mannes zu lesen, der als betroffener Verhüter, Erzeuger, Abtreiber und
Vater andere gewöhnliche Männer (im Gegensatz zu »so erlesene[n] Exemplare[n] wie
Kardinäle, Familienminister, Juristen oder Frauenärzte« [146]) auffordert, sich ihre Ver
antwortung an der Schwangerschaft und folglich ihren Einfluß als Abtreiber oder Vater
bewußt zu machen.

Es ist schade, daß das Ziel dieses Buches realistischer Weise so niedrig gesteckt werden
mußte: die Erhaltung des Status quo in der Abtreibungsfrage. Auf dem Hintergrund der
wirtschafts-, bevölkerungs-, ausländer- und allgemein-politischen Konstellationen, die
Anlaß der frauenfeindlichen Hetzkampagnen sind, wird von den Abtreibungsgegnern
als einzige Lösungsmöglichkeit der drängendsten Fragen, die Umkehr der »unmora
lisch« handelnden Frauen gesehen. Das Buch macht deutlich, wie wichtig es ist, die Ab
treibungsfrage von allen fortschrittlichen Gruppen und allen Fraktionen der Frauenbe
wegung wieder als gleichgewichtiges Problem neben anderen aktuellen Problemen auf
die Tagesordnung zu setzen. Christa Leibing (Berlin/West)

Schaps, Regina: Hysterie und Weiblichkeit. Wissenschaftsmythen über die Frau. Cam
pus Verlag, Frankfurt/New York 1982(212 S., br., 28,- DM)
Hysterie — ein großes Rätsel für Medizin, Psychiatrie, Psychologie und Philosophie bis
heute. All diese Disziplinen mußten vor dieser weiblichen Ausdrucksform kapitulieren,
die sich einem klaren ätiologischen, diagnostischen und therapeutischen Zugriff entzog.
Sich an Susan Sontags Gedanken der »Krankheit als Metapher« anlehnend, kommt es
Schaps weniger auf eine medizingeschichtliche Untersuchung der Hysterie an als viel
mehr auf den »semantischen und metaphorischen Gehalt« (8) dieser rätselhaften Krank
heit. »Mit dem Begriff der Hysterie verknüpfen sich manigfaltige Vorstellungen, Analo
gien und Bilder, die nicht nur die medizinische Geschichte der Hysterie begleiten, son
dern auch mit der populären Vorstellungswelt tief verwachsen sind.« (8f.) Sie begreift
das Konzept der Hysterie als »kulturelles Deutungsmuster« (11), als Orientierungsrah
men, der Fraucnbilder und vor allem die Abweichung davon (normal-anormal) mitkon
stituiert.

Schaps geht dann auf die historische Entwicklung des Krankheitsbildes ein. Schon ca.
2000 v. Chr. kannte man körperlicheBeschwerden von Frauen, die mit der Bewegungs
fähigkeit des Uterus in Zusammenhang gebracht wurden. Hippokratcs (460-377 v.
Chr.), Begründer der traditionellen Medizin, nahm diese Vorstellung des »wandernden
Uterus« auf und prägte den Begriff »Hysterie« (hystera = Gebärmutter), die er für eine
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durch die Gebärmutter hervorgerufene Erstickung hielt. Hierbei kommt ein Mythos
vom sexuell unbefriedigten Organ zumAusdruck, dersich biszur Erstarkung der kleri
kalen Medizin im Mittelalter haltensollte. Diese sah die hysterische Frau im Bundemit
dem Teufel, sie trugein»stigma diaboli«. Im 19. Jahrhundert setzte mitderEntstehung
der Disziplin Psychosomatik und den Anfängen der Psychoanalyse ein Paradigmen
wechsel ein. Statt Uterus-, Hirnpathologie- und Degenerationstheorien begann sich ein
psychologisches Verständnis hysterischer Phänomene durchzusetzen.

Diese »Königin der Neurosen« (Charcot),diesichin so vielfältiger Weise ausdrücken,
ihr Erscheinungsbild wechseln konnte, entzog sich immer noch einer Erklärung. Dies
förderteeinemoralisierende Betrachtungsweise, derzufolge siealswillentliches Verhalten
sozialer Abweichung betrachtet wurde. Lüge und List der Hysterikerin, ihr Wille zur
Krankheit und ihre schauspielerischen Fähigkeiten wurdengerne allgemein als Charak
teristika aller Frauen und als besonders verwerflich betrachtet. Selten wurde proletari
schenFrauendie Diagnose der Hysterie zuteil. Hingegen wurdeder »Mythosder bürger
lich-aristokratischen Frau ... zur Foliedichterischer Leistungen«. Diese entwickelten die
Bildervon der »femme fragile« und der »femmefatale«. Die Hysterikerin war beides.
Schaps weistauf die Entpersönlichungauch der bürgerlichen Frau hin, die sich mit der
Etablierung der bürgerlichen Kleinfamilie und zunehmender Industrialisierung einher
ging. Ihre Arbeit (Ausgestaltung des Heims u.a.) wurde zunehmend konsumtiv repro
duktiv, sie wurde zur Trophäe ihres Mannes, der Zugang zu beruflichenErwerbsquellen
und Ausbildungsinstitutionen war ihr versperrt. Die Tabuisierung der weiblichenSexua
lität wuchs. Das Bild der Frau konzentrierte sich zunehmend auf ihre Geschlechtslosig
keit, ihre Passivität und Geistlosigkeit. Dies beschwor, schreibt Schaps, unweigerlich
seelische Konflikte herauf, da ihre familiären und gesellschaftlichen Aufgaben und ihre
darüber hinaus gehenden Bedürfnisse diesem Bild widersprachen. Die Antwort vieler
Frauen sei die Hysterie gewesen, die »sowohl die Krise einer kulturell entworfenen Femi-
nität kennzeichnet als auch die von sich selbst entfremdete Frau repräsentiert« (16).
Deute man die Krankheit als Widerstandsform, so könne man sie auch als Ausdruck ei
nes Geschlechterkampfes interpretieren, der nicht nur im Kreise der Familie stattfand,
sondern auch in der psychiatrischen Klinik.

Freud neutralisierte den klassischen Hysteriebegriff, als er sich von diesem ge-
schlechtsspezifischen kulturellen Deutungsmuster abwandte und mit seiner Theorie des
Unbewußten und seiner allgemeinen Neurosenlehre den Anspruch auf ein geschlechts-
unspezifisches Menschenbild erhob. Feministische Wissenschaftlerinnen, wie etwa Iriga-
ray kehren aus diesem Grunde zur Hysterieproblematik zurück und betrachten die Hy
sterikerin als eine »ganz Andere«, d.h. sie versuchen eine Neubestimmung von Weib
lichkeit, indem sie sich von anderen wissenschaftlichen Ansätzen dazu — auch von dem
psychoanalytischen Diskurs — abgrenzen.

Die Soziologin Regina Schaps hat ein spannendes und für die feministische Forschung
wichtiges Buch geschrieben, weilsie in disziplinübergreifender Weise vorführt, wiedurch
diesen Krankheitsbegriff Frauenbilder und deren Abweichung mitkonstituiert werden.
Ich hätte mir allerdings manchmal mehr Strukturierung der Matierialfülle gewünscht.

Birgit Jansen (Marburg)

Zettel, Ortrud (Hrsg.): Gesundheitsberufe. Studien zu ihrer Entwicklung und Verände
rung. Campus Verlag, Frankfurt/New York 1983 (167 S., br., 26,- DM)
Wenn wir die neuere Geschichte der kritischen Medizin (seit den 60er Jahren) betrach
ten, fällt rückblickend auf, daß meist wie selbstverständlich dasÄrztliche mitdemMedi
zinischen ineinsgesetzt wurde. Zwar waren Arzt und ärztliche Tätigkeit von Anfang an
Gegenstand der Kritik und als politischer Gegner wurde eben gerade die berufsständi
sche Organisationsform des Arzttums begriffen — dennoch galt der Arzt zugleich als
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Träger der Veränderung, an ihn richteten sich die Appelle, um seine Ausbildung krei
sten die Überlegungen, er allein wurde als Gesundheitsforscher gedacht, von seinen
Handlungen schienen Fortschritt oder Rückschritt abzuhängen. Diese Arztzentriertheit
fand sich selbst dort, wodieArbeitsteilung zwischen Ärzten und Schwestern impliziter
Gegenstand ist, wie z.B. im Jahrbuch für kritische Medizin 8 (Argument-Verlag 1983):
Der Titel »Pflege und Medizin im Streit« signalisiert die Identität von Arzttum und Me
dizin. Zu diesem Problemkomplex arbeitet das hier vorgestellte Buch. Es fragt — die Li
teratur neu sichtend — nach der Genese des medizinischen Berufsfeldes unter der Vor

stellung, daß es auch hier »verschüttete Alternativen« gab. Wie entstand das um den
Arzt »zentrierte Berufsfeld«, mit den ihm kompetenzmäßig und arbeitsorganisatorisch
zugeordneten nichtärzüichen Berufen? Aus der historischen Konstruktion der Berufe
und den nichtgegangenen möglichen anderen Wegen müßten sich die bereits gestellten
Weichen im Hinblick auf die weiteren Entwicklungsmöglichkeiten der Berufe erkennen
lassen. Wir haben das Buch gelesen mit dem Wunsch, auch die Voraussetzungen für eine
Veränderung des Feldes unter dem Aspekt der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung zu
erfahren.

Im ersten Kapitel führen Rainer Hampp und Ortrud Zettel die Geschichte des Arztbe
rufes vor als Kampf um dessen Einheit, welche die Voraussetzung ist für die spätere Do
minanz der Ärzteschaft in der Gesundheitsversorgung bei gleichzeitiger Vernachlässi
gung gesellschaftlicher Gesundheitserfordernisse. Kirche und Staat, welche im Mittelal
ter scharfe Trennlinien zwischen der wundärztlichen Heilkunde handwerklich ausgebil
deter Chirurgen und der akademischen (inneren) Medizin zogen, waren es zugleich, die
über Ausbildungsordnungen und die Errichtungen modernerer Krankenhäuser die
strukturellen Voraussetzungen für die Zusammenfügung beider Bereiche zu der Einheit
»Medizin« im 19. Jahrhundert schufen. Als Druck auf die Verbindung beider Wissens
gebiete und Praxen traten militärmedizinische Erfordernisse und schließlich industrielle
Krankheiten aufgrund von Verstädterung und Proletarisierung mit einer durch die Kran
kenkassen ermöglichten massenhaften Arztnachfrage hinzu. (Leider fehlt in dieser Dar
stellung die Verschiebung — Vertreibung und Neuansiedlung — der Frauen im Bereich
der Heilkunde, die in die Konstituierung der Medizin als Profession eingeschrieben ist.)
Der zweite Teil des Kapitels schildert die Lösung des ärztlichen Einheitsstandes aus staat
licher Bevormundung bei zu erhaltender Privilegierung durch den Staat: Die Kämpfe
toben anläßlich der »Gewerbefreiheit« von 1869 um die Befreiung von der Kurierpflicht
unter Beibehaltung der staatlich geschützten Monopolstellung in der Gesundheitsversor
gung, verhandelt als »Kurpfuscher-Frage«. Dieselbe widersprüchliche Struktur — Mo
nopolisierung von Versorgungsrechten aber Befreiung von Versorgungspflichten —
kann der sich inzwischen in mächtigen Verbänden gestärkt habende Einheitsstand auch
im 20. Jahrhundert gegenüber den Krankenkassen in Form des sogenannten Sicherstel-
lungsauftrages durchsetzen. Hiernachistdieniedergelassene Ärzteschaftalleinzuständig
für die ambulante Gesundheitsversorgung der Bevölkerung, ohne dies praktisch realisie
ren zu können oder zu wollen. — Das arztzentrierte Berufsfeld mit der Zuarbeitung aller
Gesundheitsberufe unter Anordnung der Ärzte kann als strukturelle »Lösung« dieses
Widerspruchs begriffen werden.

Noch grotesker ist das Mißverhältnis von Versorgungsanspruch und Versorgungsreali
tät bei den Apothekern. »Auf der Suche nach einem verlorenen Berufsbild« — so der
Titel des Kapitels von Ingrid Schubert — geht es nicht nur um deren ökonomische Exi-
stenzsicherung, sondern um ihre Existenzberechtigung. Wie kommt es, daß diese Frage,
die doch nur das Problem des öffentlichen Apothekers darstellt, der auf den akademi
schen Verkäufer einer von ihm nicht mehr hergestellten und nicht mehr kontrollierbaren
Ware Arzneimittel sich reduzieren ließ, zur Bedrohung eines ganzen Berufsstandes wur
de? Auch hier scheint die Problematik in der historischen Konstruktion des Einheits-
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Standes zu liegen. Was denÄrzten jedoch zurDurchsetzung ihrer Partialinteressen ver
half, erwies sichfür dieApotheker alseineSchwächung. Indemsieihre Einheit um den
historisch zunächst privilegierten Apothekenbesitzer bauten undtrotz Industrialisierung
der Arzneimittelherstellung daran festhielt, ohne für sich die Rolle der Analytik und
Kontrolle zu besetzen oder aber für eine Verstaatlichung der industriellen Produktion
unter Leitung verbeamteter Apotheker sich einzusetzen, »verpaßten« sie »historische
Chancen« (Hickel). Zwei Wegenach vorn scheinensich heute anzubieten, beide stoßen
aber auf den Widerstand beruflicher Einheitsstände: Der Weg zum Arzneimittelfach-
mann als Berater von Ärzten und Patienten hinsichtlich der Arzneimittelwirkungen
führt in den Konflikt mitderÄrzteschaft; derandere Weg des Ausbaus bereits vorhan
dener Tätigkeitsfelder innerhalb der Apothekerschaft wie Krankenhausapotheker und
Industrieapotheker, um die beiden wichtigsten zu nennen, übte Kritik an der um den
Apothekenbesitzer gebauten Politik des Apothekereinheitsstandes.

Der zweite Teil des Buches von Ortrud Zettel und Ute Hoffmann befaßt sich mit der
Entstehung und Entwicklung einiger um den Arzt herum konstruierter Berufe. Nach
dem Diagnose und Behandlungallein Sache des Arztes geworden war, wurden die ver
bleibenden Tätigkeitsbereiche klar als nichtärztliche definiert. An den Berufen medizi
nisch-technische Assistentin, Sozialarbeiter und den Gesundheitshandwerken lassen sich
nach Ansicht der Autorinnen die Interessengegensätze und unterschiedlichen Durchset
zungsmöglichkeiten besonders gut zeigen.

Mit Entstehung der Medizintechnik wurde der Beruf der MTA geschaffen. In der
vom Letteverein in Berlin konzipierten Ausbildung mit relativ hohem Niveau im techni
schen Bereich— gedacht als Berufsmöglichkeit für Frauen aus bürgerlichen Schichten
— wird gleichzeitig die Erwartung der Ärzte nach weiblichen Zuarbeitern und die der
Frauen, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten engagieren zu können, berücksichtigt. Im
Rahmen der Ausweitungder Medizinwissenschaft zeigten sichmöglicheAnsätze zu Hö
herqualifizierung und Entwicklung eines eigenständigen Berufsbildes z.B. durch selb
ständige Führung von Laboratorien. Die Auseinandersetzungen zwischen Ärzteschaft,
Reglungsbehörden und Berufsverbänden bewirkten jedoch — z.B. durch Berufsteilun
gen und Zurücknahme von Tätigkeiten, die ihnen bisher vorbehalten waren — eine Ein
schränkung ihres Kompetenzbereichs. Anders verliefdie Entwicklung der Gesundheits
handwerksberufe (z.B. Orthopädiemechaniker), einem männlichen Berufsfeld. Hier
wurden Ausgrenzungsstrategien angewandt, die sie von einer Mischform aus Heil- und
Handwerksberufen zu rein handwerklichen werden ließen und damit zu einer selbständi
gen Berufsausübung. Zwar nicht als Gesundheitsberuf, aber in diesen Bereich hineinrei
chend wird das Berufsfeld des Sozialarbeiters untersucht. Den Einbezug des sozialen
Kontextes in die Krankheitsgeschichtedes Patienten sieht er als seineAufgabe an. Er will
den Arzt ergänzenund mit ihm kooperieren. Ärzteerkennenzwardie Wichtigkeit dieser
bisher für sie vernachlässigbaren Randbedingungen, fühlen sich aber nicht zuständig
und überlassen den Sozialarbeitern die Kompetenz in diesem Bereich. Durch die fehlen
de Kooperation verhindern sie aber den von den Sozialarbeitern geforderten Austausch
prozeß, der zu einer neuen, umfassenden Wahrnehmung des Patienten führen könnte.
Die Handlungsmöglichkeiten des Sozialarbeiters beschränken sich dadurch auf vorgege
bene Maßnahmen, wie z.B. die Vermittlung von materiellen Hilfen. Seit Anfang der
70er Jahre drängtdieÄrzteschaft auf eine Berufsteilung und Ausbildung einersozialme
dizinischen Helferin. Die Sozialarbeiter sehen hier eine Chance, sich von Routinearbei
ten zu entlasten und sich über diese Spezialisierung zum psychosozialen Expertenberuf
besser in das arbeitsteilige Gefüge im Gesundheitsbereich einbringen zu können. Proble
matisch wird für sie die Einengung ihrer umfassenden Grundqualifikation.

Im nächsten Kapitel von Ute Hoffmann wird an drei Organisationsformen (Einzel
praxis, ärztliche Gruppenpraxis und berufsübergreifende Gruppenpraxis) der kooperati-
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veArbeitszusammenhang der ärztlichen Praxis alsBetrieb unter sozialen und zeiüichen
Gesichtspunkten untersucht. In der Einzel- und in der ärztlichen Gruppenpraxis (ge
meinsame Nutzung von zwei odermehreren Ärzten) wird unter»Arbeit« nur dieTätig
keitdesArztes verstanden. »95% derniedergelassenen Ärztearbeiten allein in ihrerPra
xis.« (Zitat: Schagen 1980) Die berufsübergreifende Gruppenpraxis grenzt sich durch
Einbezug des Assistenzpersonals mit neuen Formen beruflicher Aufgabenteilung und
Kooperation davon ab. Hier findet ein ständiges Experimentieren an der Arbeit statt.
Das Abstreifen und Erweitern herkömmlicher Berufsrollen ist von einem Prozeß des
Austastens und gegenseitigen Aushandelns von Kompetenzbereichen und Grenzen be
gleitet. Das Zentralproblem des Ärztestandes, die Zeitnot, ist Gegenstand des letzten
Abschnittes. Die Studie kommt zu dem Ergebnis,daß klare Aufgabenteilungund Zeit
disziplin der zuarbeitenden Personen in Einzel- bzw. ärztlichen Gruppenpraxen einen
reibungslosen AblaufderArbeitsorganisation schaffen. Berufsübergreifende Arbeitsfor
menerfordernZeit, dienichteingespart werden kann, ohnedie teamartige Kooperation
einzuschränken. Das bedeutet für berufsübergreifende Gruppenpraxen unter den gege
benen Finanzierungsbedingungen, Einkommen gegen Zeit zu tauschen.

Obwohl dieses Buch — mit Ausnahme dieses letzten Abschnittes — nicht explizit das
Verhältnis der Berufe zueinander und insbesondere nicht die geschlechtsspezifische Ar
beitsteilung und diedarausresultierenden Erklärungsmöglichkeiten für Professionalisie-
rungstendenzen behandelt, so scheint es uns doch wichtige Grundlagen für die weitere
Forschung zum Umbauder Arbeitsteilung im FeldGesundheit zu liefern. Diehiervor
gelegte historische Untersuchung zur Konstruktion der Berufe macht eines ganz deut
lich: daß nämlich die Befreiung — i.S. einer sinnvollen Arbeitsteilung in produktiven
Kompetenzen zur optimalenGesundheitsversorgeung — eineForschungund Politik an
den »Rändern der Berufe« braucht. Was wirangesichts der Ärztemacht immerschon
gewußt haben mögen, zeigtsich als Problem auch bei den zu- und untergeordneten Be
rufen wie z.B. den MTAs: Die Zukunft kann nicht in einer Wahrung der Berufsidentität
und einer »Sicherung der Grenzen« liegen, sondern vielmehr, wie das Beispiel der So
zialarbeiter ansatzweise zeigt, im Kampf gegen die falschen Grenzziehungen, gegen die
Verberuflichungselber, in Verfolgungder Fragen produktiver Kooperation, gegen Kom
petenz-Inkompetenz-Verhältnisse, die alle fesseln.

Ursula Czock und Barbara Nemitz (Berlin/West, Hamburg)

Schmidbauer, Wolfgang: Helfen als Beruf. Die Ware Nächstenliebe. Rowohlt Verlag,
Reinbek 1983 (256 S., br., 26,- DM)
In seinem neuen Buch versucht Schmidbauer den Mangel der psychologischen Einseitig
keit seines Bestsellers »Die hilflosen Helfer« (1977) aufzuholen; denn gesellschaftliche
Bedingungen der Arbeit helfender Berufe wurden dort nur am Rande thematisiert. Es
mag kein Zufall sein, daß der Untertitel »Die Ware Nächstenliebe« an »Die Ware Lie
be« aus Brechts »Der gute Mensch von Sezuan« anknüpft. Die Ergänzung des lebensge
schichtlichen Gesichtspunktes der Helfer durch einen sozialpsychologischen macht
Schmidbauer sich zur Aufgabe. Dabei will er den Leser anstoßen, sich selbst Gedanken
gegen den Strich der Schulweisheiten zu machen, will (Selbst-?)Kritik an der Herrschaft
der Experten üben (bevor diese von oben herunter verordnet wird) [9] und den Finger in
die offene Wunde des tabuisierten Themas »Nächstenliebe« legen.

Schmidbauer gliedert sein Buch in sechs weitgehend voneinander unabhängige Teile.
Im ersten Teil über »Die 'neuen' Helfer« führt er die Unterscheidung zwischen diesen
(Vertreter der Psychologie, Sozialpädagogik, Sozialarbeit, Psychotherapie, Heilpädago
gik [35]) und den klassischen »alten Helfern« (Ärzte, Pädagogen, Theologen, Juristen)
ein. Dabei unterscheiden sich die »neuen« darin von den »alten« Helfern, daß sie ihre
Beziehung zum Klienten auch als persönliche, intime Beziehung sehen wollen, deren
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Warencharakter ihnen deswegen Schwierigkeiten bereitet (20). Schmidbauer knüpft an
seineTheorieder hilflosen Helferan, dieder »Droge« Nächstenliebe mit allenMerkma
len eines Süchtigen verfallen sind. Aus der Sicht der Klienten beschreibt er die Gefahr
der Abhängigkeit von Experten, die »Professionalisierung jener Dienstleistungen, die
langeZeit in den Familien autonom und ohne Verwissenschaftlichung geleistet wurden«
(24). Auf der anderen Seite schildert er die Gefahr für die »neuen« Helfer, die sich oft
noch in der Traditionder 68erJahre sehen(93), mitder Professionalisierung von Intimi
tät auch ihr Innerstes zu taylorisieren (29), obwohl sie sich in der modernen Berufsfel
derlandschaft eigentlich in eine anti-profit-orientierte ethische Nische flüchten wollten.

»Arbeit in der Intimsphäre«, der zweite Teil, zeigt idealtypisch verschiedene Helfer
persönlichkeiten aus dem Gesichtspunkt ihres Umgangs mit der Trennung oder Ver
knüpfung von Arbeit und Privatleben. Das »Opfer des Berufs« hat keinen Raum für ein
Privatleben. Hier dient die (religiöse) Tradition,den Berufals »Berufung« aufzufassen,
als ein Beispiel. Die Droge »Helfen« wirkt als schmerzstillendes Mittel, das es dem Hel
fer ermöglicht, weitgehend auf private Wünsche (Ehe, Kinder)zu verzichten (52f.). Der
»Spalter« dagegen versucht Privatleben und Beruf völlig zu trennen. Die Familie ist für
ihn »Gegenraum« zu seinem emotionalen beruflichen Engagement; er verlangt seinen
Familienangehörigen oft unzumutbare Opfer ab, weiler »erwartet, daß sie sich um völli
ge Einfühlung in ihn bemühen« (57). Im Gegensatz zum »Spalter« strebt der »Perfek
tionist« nach Vollkommenheit im Beruflichenwie im Privaten und gerät in schwere per
sönliche Krisen, weiler nicht fähig ist, seine intimen Beziehungenso zu gestalten, »wie es
das professionell verfeinerte Ideal vorschreibt« (61). Der Idealtyp »Pirat« endlich nützt
seine beruflichen Möglichkeiten, um seine Selbstwertproblematik auch im Privatleben
zu bearbeiten. Er versucht, zur einzigen positiven Gestalt im Leben seines Schützlings zu
werden und ihn für seine Zwecke auszubeuten.

Nach der Beziehung der Helfer zu den rationalen, bürokratischen Institutionen der
Gesellschaft fragt Schmidbauer in Teil III »Anpassen oder Aussteigen?«. Er malt die be
ruflichen Aussichten vor allem der »neuen« Helfer in düstersten Farben, wobei er das
offensichtliche Nichtfunktionieren des Marktes nach dem Angebot-Nachfrage-Prinzip
damit begründet, daß hier noch andere Werte vermittelt werden als die, eine geeignete
Tätigkeit aufgrund einer bestimmten Berufsausbildung zu finden: Hinter dem »Wunsch,
anderen zu helfen« verbirgt sich der »Wunsch, sich selbst zu helfen und zu erkennen«
(90). Durch den Einstieg in einen Beruf, der Nähe, Wärme und narzistische Bestätigung
verspricht, träumt der Helfer davon, modifiziert aussteigen zu können aus der entfrem
dend kalten industriellen Gesellschaft, ohne auf persönliche und finanzielle Anerken
nungverzichten zu müssen. Der Kampfums Überleben wird zuerst unter den »neuen«
Helfern, aber dann auch von den »alten«, etablierten Professionen gegen die »Neuen«
ausgetragen werden, wobei die Siegerseite klar feststeht. Beiden Gruppierungen aber
wird der Neid der übrigen Berufsgruppen um das Privileg,einen heilenden Beruf in einer
kranken Welt ausüben zu dürfen, sicher sein.

Im vierten Teil »Helfer-Ideologien im Wandel«, beschreibt Schmidbauer das Bedin-
gungsgefüge zwischen der gesellschaftlichen Rolleder Helfer und den Theorien, die ihre
Handlungsgrundlagebilden. DieTendenzder Helferinteressen, wegvon der intellektuel
len Auseinandersetzung mit den Klienten, hin zum emotionalen Kontakt, versucht er an
hand der Entwicklung der psychoanalytischenTheorie nachzuweisen, wobei er davon
ausgeht,daß der Theoriewandel nichtnur diesich wandelnden Bedürfnisse der Klienten,
sondern auch die Entwicklung der Bedürfnisseder Therapeuten (136)und allgemeinege
sellschaftliche Veränderungen (157) widerspiegelt.

Die beiden abschließenden Teile »Die unheilbaren Widersprüche der Medizin« (V)
und »Helfer, Erfolg und Macht« (VI) greifen auf bekannte Schmidbauer-Themen zu
rück. Für den unheilbaren Widerspruch im Helferberuf gibt der Arzt als »alter« norma-
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tiverHelfertypus das publikumswirksamste Beispiel ab. Durchdie naturwissenschaftlich
orientierte, »seelenlose« Sozialisation des Medizinstudenten lernt der Arzt einerseits,
Wissen als Macht zu begreifen, sieht sich und seine Tätigkeit aber andererseits unter
ständigem Objektivierungszwang. Das Schlagwort »Bei Schmidbauer nichts Neues«
trifft sichernur auf größere Passagender beidenletztgenanntenTeilezu. In dem Kapitel
über »Das Dilemma der Familientherapie« (III, 117ff.)wiestreckenweiseim psychoana
lytischen Theorienteil (IV)— viel Freud, viel Ehr' — entstehtder Eindruck, daß das In
teresse des Autors, (bereitsvorliegende ?!) Manuskripteeinzubringen, mit dem Zieleiner
kohärenten Bearbeitung des Themas »Helfen als Beruf« kollidierte. Die anhängende
Dokumentation macht einen eher zufälligen Eindruck. Trotz dieser Uneinheitlichkeit
verdient Schmidbauers neues Buch, gelesen zu werden. Duch seine vielenanschaulichen
Fallbeispiele und die gewandte, teilweise blumige Sprache, gewürzt mit dem populären
Vokabular der sozialwissenschaftlichen Szene, ist es auch gut lesbar. Die im Vorwort be
klagten Kränkungen, die ihm die Kritikerseiner»Hilflosen Helfer« zugefügthaben (7),
hat Schmidtbauer produktiv umgesetzt zu einer komplexeren Sicht der Situation der
modernen Helfer. So darf man gespannt sein auf die noch ausstehende Beantwortung
der Frage, wienun ein fähiger Helfer und richtiges Helfen (9), eben wahre Nächstenlie
be, auszusehen haben. Elisabeth Wacker (Tübingen)

Albrecht, Hans, Edith Büchner und Dirk R. Engelke: Arbeitsmarkt und Arbeitsbedin
gungen des Pflegepersonals in Berliner Krankenhäusern. Berlin Verlag, Berlin/West
1982 (270 S., br., 28,- DM)
Der vorliegende Berichtstellt in einemerstengrößerenTeileine Problemanalyseder Ar
beitssituation des Pflegepersonals in BerlinerKrankenhäusern dar, die auf vielerlei Quel
len beruht: Kernstück ist die Befragung von 170Pflegepersonen unterschiedlicher Aus
bildungsdauer und unterschiedlichen Geschlechts zu Belastungen und Beanspruchun
gen, die auf 17Stationen relevanter Fachdisziplinen aus 6 Berliner Krankenhäusernver
schiedener Träger arbeiten (1980). Zur Analyse qualitativer Aspekte der Dienstzeitrege
lung wurden Dienstplänederselben Stationenherangezogen. Informationen zur Verweil
dauer und Fluktuation geben ErgebnisseeinerStudie über die Arbeitsmarktbewegungen
der Krankenpflegepersonen in 14Berliner Krankenhäusern für den Zeitraum einesJah
res (1979). Schließlichwerden 91 arbeitslosgemeldete Pflegepersonen nach Belastungen
und Tätigkeitswünschen befragt; eine Gruppe, die sich ausschließlichaus Frauen zusam
mensetzt, obwohl 17% aller Pflegepersonen in Berlin Männer sind. In einem zweiten
Teil enthält der Bericht ausführliche, stark praxisbezogene Maßnahmenvorschläge, de
ren Ausführung Arbeitsabläufe im Krankenhaus im vorgegebenen Rahmen möglichst
kostenneutral personal- und teilweise auch patientenfreundlicher gestalten soll.

Die Belastungsanalyse beleuchtet einmal mehr die Probleme von Krankenschwestern,
die bedingt sind durch besonders ungünstige Arbeitszeiten (Nacht- und Schichtarbeit),
durch hohe physischeund psychische Belastungen, durch die kaum mögliche Vereinbar
keit von Familie und Beruf. Auch wenn die Autoren offenbar nicht die neueren Unter
suchungen über Krankenschwestern verarbeitet haben (z.B. Ostner u.a. 1979, vgl. Re
zension in Argument 136), bringen ihre Daten über Personalfluktuation und Berufsdau
er präzise Informationen, die bisher in dieser Art nicht zugänglich waren. Ihr Bela-
stungs- und Beanspruchungskonzept entnehmen sie arbeitsmedizinischen Modellen, wo
bei die seit Jahren geführte Diskussion um Bewältigungsmöglichkeiten ebenso wie die
Frage sozialer Eingebundenheit zu kurz kommen. Das wirkt sich für die empirische Pro
blemanalyse nicht störend aus, könnte aber bei den Maßnahmenvorschlägen ausführli
cher berücksichtigt werden.

In den Krankenpflegeverbänden und in der soziologischen Literatur über Kranken
schwestern wird seit Jahren immer wieder das Problem der Professionalisierung disku-
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tiert, also derStellung des Berufes innerhalb derGeundheit- undspeziell Krankenhaus
berufe, seine Abhängigkeiten und seine Emanzipationsbedürfnisse. Dieses Thema
kommt bei der Belastungsanalyse im vorliegenden Bericht gar nicht zum Tragen, ob
wohl die hohe Fluktuation gerade der Jüngerenund die kurze Verweildauer mit Sicher
heitengdamit verbunden sind und nicht nuraufdiekonkreten Arbeitsbedingungen zu
rückzuführen sind. Ebenfalls nicht thematisiert wird der Praxisschock der Berufsanfän
ger/innen, der gleichfalls zu den Problemen der unter25jährigen beitragen dürfte. In
formativ ist der Abschnitt über die gesundheitliche Lage des Pflegepersonals, weil sie
bisher kaum untersucht wurde.

Wertvoll für die Praxis ist der Bericht wegen der konkreten Maßnahmenvorschläge,
dievoneiner äußerst genauen Kenntnis des Krankenhausalltags zeugen. DieVorschläge
beruhenauf der Prämisse, daß motivationale Aspekte durch Faktorenin der Arbeitund
betriebliche Strukturenbedingt sind, Veränderungen alsobei letzteren ansetzen müssen.
Dievorgeschlagenen Maßnahmen tastenallerdings nichtdiegegebenen Berufs- und Hie
rarchiestrukturen im Krankenhaus an, sie befassen sich ebenso wie bei der Problemana
lyse nicht mit möglichen Veränderungendes Berufes selbst. Wenn auch nicht alle Vor
schläge sinnvoll umgesetzt werden können oder sollten, so können sie doch als Aus
gangspunkt für Innovationen dienen. Problematisch erscheint mir allerdings der Vor
schlag, die jüngeren Krankenschwestern (unter 25jährigen) vom Schichtdienst auszu
schließen. Damit wäre jede fünfte Pflegepersondavon verschont, das würde aber auch
bedeuten, daß alle anderen umso stärker belastet werden müssen. Problematisch er
scheint mir auch die Empfehlung von Job-sharing, wobei hier wedereine klare Defini
tion dieser Arbeitsplatzteilung gegeben wird, noch die äußerst kritische Diskussion um
dieseArbeitsform aufgegriffen wird. Hervorragend dagegen ist die Diskussionvon Vor
schlägen zur Arbeitsablaufgestaltung im Stationsalltag, beidenen Vorzüge und Nachtei
le zur jetzigen Regelungaufgeführt werden. Trotz der DarstellungeinigerTätigkeitsbe
reiche für Krankenschwestern ohne Nacht- und Schichtarbeit ist auch hier das Problem
der so stark beanspruchenden und mit Familienarbeit kaum zu vereinbarenden Schicht
arbeit nicht gelöst. M.E. wird es sich für die Krankenpflege im Krankenhaus auch nicht
lösen lassen, sofern man nicht eine überproportionale Arbeitszeitverkürzung für Nacht-
und Schichtarbeitende als Lösung betrachtet.

Die tabellarische Auflistung der Problembereiche als abschließende Zusammenfas
sung mit den daraus abgeleiteten Maßnahmenvorschlägen erleichtert die Übersicht. Für
den ganzen Bericht gilt, daß die Problemanalyse und die Maßnahmenvorschläge nicht
nur Berlin-spezifisch sind. Sie könnten allgemein auf Krankenhäuser in der Bundesrepu
blik Deutschland übertragen werden. Sabine Bartholomeyczik (Berlin/West)

Geschichte

Handbuch politischer Institutionen und Organisationen 1945-1949. Bearbeitet von
Heinrich Potthoff in Zusammenarbeit mit Rüdiger Wenzel. Handbücher zur Geschichte
des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 1, Hrsg. Hans Booms und Ru
dolf Morsey. Droste Verlag, Düsseldorf 1983 (476 S., Ln., 98,- DM)
Wer bisher sozialhistorische und politikgeschichtliche Studien zum Zeitraum nach 1945
betrieb, war oft selbst für wesentliche Grund- und Rahmendaten auf eigene Quellenar
beit verwiesen. Mit dem hier anzuzeigenden Handbuch, dem ersten Band der neuen Rei
he »Handbücher zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien«,
wird der historischen Forschung eine zuverlässige Hilfe zuteil; ein Nachschlagewerk für
Ämter und Organisationen des »staatlichen Interregnums« sowie wesentlicher gesell
schaftlicher Organisationen der Westzonen und frühen Bundesrepublik. Gegliedert ist
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das Handbuch in fünf Teile: 1. Staatliche Institutionen auf Länderebene, 2. zonale und
überzonale Organe, 3. Parteien, 4. Wahlenund Abstimmungen, 5. Verbände,Kammern
und Kirchen. Wie Potthoff (er zeichnet verantwortlich für Einleitung und Bearbeitung
der Hauptteile 1, 3, 5, Wenzel für 2 und 4) ausführt, ist durch die Aufnahme desTeils
über Verbände, Kammern und Kirchen neben der Begrifflichkeit von der »Stunde
Null«, die unter »institutionellen Gesichtspunkten« eine »gewisse Berechtigung« hat,
auch die sowohl strukturellwie personalpolitisch »ausgeprägte Kontinuitätvon der Wei
marerRepublik überdienationalsozialistische Herrschaft bisindie Nachkriegszeit« (33)
dokumentiert. Besonderes Interesse dürfen dabei aus naheliegenden Gründen die Indu
strie-und Handelskammern beanspruchen. Gewünscht hätte man sichin diesem Teilal
lenfalls eine noch detailliertere personelle Aufschlüsselung anderer Arbeitgebervereini
gungen. Allerdings umfaßtdas Personenregister desBandes ohnehinbereits schätzungs
weiseknapp 4000 Namen. Angemerktwerdensoll noch, daß das Handbuch durch eine
übersichtliche Untergliederung der genannten fünf Hauptteile recht benutzerfreundlich
ist. Axel Schildt (Hamburg)

Marßolek, Inge: Arbeiterbewegung nach dem Krieg (1945-1948). Am Beispiel Rem
scheid, Solingen, Wuppertal. Campus Verlag, Frankfurt/New York 1983
(299 S., br., 54,- DM)
»Revolution wird nicht geduldet«,erklärte ein Vertreterder Militärregierung einer Dele
gation von Bergarbeitern im April 1945. Zwar lieferndie meistenneueren Untersuchun
gen zur Nachkriegsgeschichte kaum Anhaltspunkte für die Berechtigung einer solchen
Warnung, andererseits erfreut sichder »Restaurations«-Vorwurf doch nach wievor eini
ger Beliebtheit. Kann eine regionalgeschichtliche Studie angesichts dieser widersprüchli
chen Tendenzen zur Aufhellung der Ursachen für das Scheitern der in der unmittelbaren
Nachkriegszeit zweifellos weit verbreiteten Neuordnungsvorstellungen beitragen?

Die Autorin konzentriert ihre Studie auf die Städte Remscheid, Solingen und Wup
pertal — drei traditionelleHochburgen der sozialistischen Arbeiterbewegung seit Mitte
des 19. Jahrhunderts, die ersten beiden mit einemÜbergewicht der KPD, letztere ein
Zentrum der SPD. Die zentralen Fragestellungen gelten den »Ansätzen einer autono
men Basisbewegung«, dem Potential für »alternativeEntwicklungen« und dem Ausblei
ben einer »nennenswerten) Opposition« gegen die Reorganisation der alten Führungs
apparate und die Wiederbelebungder alten Organisationen (13). Nach einem umfangrei
chen, zur Verdeutlichung personeller, organisatorischer und politisch-ideologischer
Kontinuitätslinien aber hilfreichen Rückblick auf die Zeit vor 1945 beschreibt die Verfas

serin knapp die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse bei Kriegsende, um sich dann
den »Antifaschistischen Ausschüssen« zuzuwenden. Während sich die Solinger »Anti-
fa« stärker auf proletarische Kräfte stützen konnte, die teilweise schon in der Endphase
des Krieges zusammengefunden hatten (79ff.), ergriff in Remscheid das Bürgertum die
Initiative zur Zusammenfassung der Antifaschisten (94ff.); auch in Wuppertal gelang es
Industrievertretern, rasch ein enges Verhältnis zwischen ernanntem Oberbürgermeister,
Handelskammer und Militärregierung herzustellen (lOOff.). Gemeinsam war den Aus
schüssendas Bestreben, das »Überleben« zu sichern, die Entnazifizierung durchzufüh
ren und, in eng begrenztem Rahmen, politische Aufgaben wahrzunehmen (106f.). Über
geordnetes Ziel war die Bekämpfung des Faschismus; ob die daraus abgeleitete Charak
terisierung der »Antifas« als »klassenunspezifisch« (105) zutreffend ist, muß allerdings
bezweifelt werden, und zwar nicht allein deswegen, weil »die Vertreter der Arbeiterbe
wegung in ihnen dominierten« (107). Den Aktivisten der Antifabewegung schwebte kei
nesfalls die Wiedergründung der traditionellen Arbeiterparteien vor, sie wollten die
»Einheit der Arbeiterbewegung«. Mit der »von oben« eingeleiteten Reorganisation der
traditionellen Parteien wurde jedoch den »Antifas« rasch »ihre eigentliche politische Ba-

DAS ARGUMENT 145/1984 ©



Geschichte 489

sis entzogen« (107), und auch die teilweise spontanen Gewerkschaftsgründungen konn
ten sich nicht gegen diejenigen Kräfte behaupten, die sich an der früheren ADGB-Füh-
rung orientierten (108ff.). Nach einer kurzen Phase der »Unsicherheit der politisch Akti
ven« obsiegten sehr schnell, wie andernorts auch, die traditionellen Konzepte und Kräf
te: »Dadurch war die Hoffnung auf eine erneuerte Arbeiterbewegung zunichte gemacht,
denn den Keimen einer autonomen Organisation war die dringend notwendige, politi
sche Unterstützung versagt... worden« (143). In der Folgezeit konnten die Arbeiteror
ganisationen, insbesondere die Gewerkschaften, einen rapiden Mitgliederzuwachs ver
zeichnen (158f.), allerdings hatten KPD und SPD »Schwierigkeiten in der Gewinnung
neuer Mitglieder« (192). Mit Marshallplan und Währungsreform sieht die Verfasserin
das Ende der Nachkriegszeit gekommen, das Kräfteverhältnis zwischen Bürgertum und
Arbeiterklasse stabilisierte sich — zuungunsten der Arbeiterklasse. Während mit der
Einbindung der Westzonen in den Marshallplan die Rolle der SPD als immerhin gewich
tige Oppositionspartei vorgezeichnet war, geriet die KPD in zunehmende Isolierung,
und zwar selbst in ihren ehemaligen Hochburgen Remscheid und Solingen (102): »Bei
ihrem Verbot war die KPD eine fast einflußlose Splitterpartei« (206).

Da die Autorin die Anbeiletorganisationen, vor allem die Ebene der lokalen und re
gionalen Funktionäre, als Untersuchungsgegenstand gewählt hat, müssen alle Aussagen
zum »alternativen Potential« — nach eigenem Eingeständnis — letztlich »spekulativ«
bleiben (14). Damit aber können so wichtigeFragen wie die nach dem Potential für Ver
änderungen, für die nicht geduldete »Revolution« oder nach den Gründen für die Isolie
rung der KPD nicht oder nur im Rückgriff auf allgemeineErklärungsmuster (beispiels
weise für den Rückgang der KPD) beantwortet werden, was gerade bei einer Regional
studie wenig befriedigt. Vermutlich trug auch der (vielleichtzu) vorsichtige Umgang der
Verfasserin mit »oral-history«-Methoden zu diesem eher enttäuschenden Ergebnis bei.
Zwar erfährt der Leser viele Details in diesem gut lesbaren Buch, doch wesentliche neue
Erkenntnisse werden nicht vermittelt — dazu wäre es, wie es in der Einleitung heißt,
»notwendig, Lebensformen und Bewußtsein der Arbeiter zu untersuchen, und zwar
nicht nur der radikalisierten, sondern auch der reformistischen und 'unpolitischen' Ar
beiter. Dies müßte nunmehr in einem zweiten Schritt getan werden« (14). So ist
es. Werner Bührer (Hamburg)

Grebing, Helga (Hrsg.): Lehrstücke in Solidarität. Briefeund Biographiendeutscher So
zialisten 1945-1949. Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte, Bd. 23. Deutsche
Verlags-Anstalt, Stuttgart 1983 (404 S., br., 48,- DM)
Diese Edition von Briefen deutscher Sozialisten aus der unmittelbaren Nachkriegszeit
sucht ihresgleichen. Neben den eigentlichen Dokumenten umfaßt sie eine Einleitungder
Herausgeberin, die detailliert über die Entstehungsgeschichte der Briefe und darüber,
wie die Auswahl (von ca. 600 vorhandenen Briefen wurden 128 von 71 verschiedenen
Briefschreibern abgedruckt) zustande kam, Auskunft gibt. EinÜberblick übergemein
same Charakteristika der Briefschreiber und ihre Sicht der Nachkriegszeit wird komplet
tiert durch Ergebnisseder historischenForschung. Es folgen rund 160Kurzbiographien
der Briefschreiber und der für das Verständnis der Briefe wichtigsten Personen, in vielen
Fällen mit Literaturangaben. Das »Abkürzungsverzeichnis und Organisationsregister«
am Schluß ist schon eher ein kleines Glossar, ein Personenregister und eine entsprechen
de Markierung von Namen erleichtem Querverbindungen.

Die Briefe, in der Mehrzahl an Josef und Erna Lang gerichtet, sind zunächst einmal
Dankbriefe. Das Ehepaar Lang war 1940 nach NewYorkemigriertund organisierteseit
1945 den Versand von Paketen an notleidende Antifaschisten in Deutschland, haupt
sächlich an Genossen aus dem Umkreis von KPO (Kommunistische Partei-Opposition),
SAP (Sozialistische Arbeiterpartei) und ISK (Internationaler Sozialistischer Kampf-
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bund). Die Empfänger der Pakete wohnten hauptsächlich in der Amerikanischen und
Britischen Besatzungszone. Zuweilen kannten sie »Jola« und Erna Lang näher, und die
meisten schilderten bereitwillig ihre persönliche Situation und ihre politische Arbeit.

Die Auswahl eröffnet damit einen Einblick in den Alltag der Nachkriegszeit — auch
unter regionalgeschichtlichen Aspekten — und in das Denken engagierter Sozialisten.
Unter großer Not hatten fast alle zu leiden. Von der Anstrengung der illegalen Arbeit
und der Verfolgung durch den NS-Staat gezeichnet, begrüßten sie dankbar die Hilfssen
dungen als Zeichen der Freundschaft und als Ansporn für ihre vielfältigen politischen
Tätigkeiten, durch die sie vielfachan die Grenzen ihrer physischenMöglichkeitengesto
ßen waren. Ihre Hoffnung richteten sie auf die Einheit der Arbeiterklasse und auf die
aufzubauende sozialistische Gesellschaft. Die Entwicklung der gesellschaftlichen Ver
hältnisse im Nachkriegsdeutschlandkonnte daher ihre Zustimmung nicht finden. Sie be
klagten unter anderem die Schiebereien und Betrügereien im Großen und Kleinen, die
mangelhafte Entnazifizierung in Behörden und in der Wirtschaft (an der manche Be
triebsräte nicht unschuldig waren), die Uneinigkeit der Arbeiterparteien und die sich ver
härtenden Fronten.

Was die Briefschreiber mitteilen, macht oft betroffen und nachdenklich. Sie urteilen
nicht von oben. Einer schreibt: »Man kann wohl Einzelerscheinungen beschreiben und
beobachten, aber alles, was sich hier und da tut, zu einem Gesamtbild zusammenzufas
sen und darin eine allgemeine Entwicklungsmöglichkeit zu entdecken, ist fast unmög
lich. Zudem steht man hier mit beiden Beinen so tief im Alltag und füllt mit der Rege
lung der kleinsten Dinge, die sich früher von selbst erledigten, den Tag aus, daß man
kaum zum Nachdenken kommt.« (118)Wenn in dieser Besprechung nur das Allgemeine
angedeutet werden kann, so liegt der Wert der Briefe gerade auch darin, daß aus ihnen
die konkreten Menschen sprechen, die sich helfen, beraten, sich sehen wollen, sich bei
aller Unterschiedlichkeitsolidarischverbunden wissen. Der Leser wird aufgefordert, sich
in ihr Leben zu versetzen, ihre Erfahrungen solidarisch und kritisch zu teilen.

Werner Köhler (Freiburg i.Br.)

Preuss-Lausitz, Ulf u.a.: Kriegskinder, Konsumkinder, Krisenkinder. Zur Sozialisa-
tionsgeschichte seit dem Zweiten Weltkrieg. Beltz Verlag, Weinheim und Basel 1983
(222 S., br., 28,- DM)
Ihre »Irritationen mit dem Verhalten heutiger Jugendlicher und Kinder« (7) führte die
Autoren 1980 im Rahmen der Sektion »Bildungund Erziehung« der DeutschenGesell
schaft für Soziologie zusammen. Gemeinsamsollten für bestimmte Jahrgänge »beson
ders typische« (12) lebensgeschichtliche Erfahrungen erforscht werden. Dazu dienten
vor allem Diskussionen mit größeren Gruppen einer bestimmten Generation, die aller
dings jeweils sozial relativ homogen akademisch bzw. gymnasial zusammengesetzt wa
ren (29).

Vorausgesetzt wurde, daß die Typik einer Generation — der verwendete Generations
ansatz lehnt sichauch an K. Mannheim an — »erst im Vergleich erkennbar« (13) wird.
Entsprechend teilen die Autoren ein: die 40er Generation (die um 1940Geborenen) als
»Kriegskinder«, die 50er Generation als »Konsumkinder«, die 60er Generation als die
»eigentlichenKonsumkinder« (13), die 70erGeneration als »Krisenkinder«, wobei offen
gelassen wird, ob man bei letzteren schonvon einerneuen Generationsprechenkann. In
der weiteren Betrachtung — bis auf den Beitrag von Preuss-Lausitz — wird die 50er Ge
neration allerdings nicht mehr behandelt. Wenn man die oben erwähnten »Irritationen«
der Autoren als Ausgangspunkt bedenkt,vor allem alsodieSchwierigkeiten der »Gene
ration, die Ende der 60er Jahre ihre akademischen Berufeerstmals ergriff« (19), mit
akademischem Nachwuchs und eigenen Kindern, wird dies nachfühlbar, müßte aber
wohl begründet werden.
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Bestimmend für die Sichtweise der Autoren sowohl im gemeinsam verantworteten
Eingangsbeitrag (21) wie auch in den einzelnen Artikeln (39,61 u.ö.) ist die These vom
»Kontroll-Loch«. Danach hatte (Schütze/Geulen, 30ff.) die 40er Generation aufgrund
der Nachkriegssituation — fehlende Väter, Trümmerumwelt etc. — beträchtliche Frei
räume, die ihr erst mit der Ordnung der Verhältnisse seit 1950 wieder entzogen wurden.
Von diesem Erlebnishintergrund verlorener und verschütteter Freiräume aus wird —
partiell etwas gezwungen deduktiv — etwa die Halbstarkenbewegung 1958und die Stu
dentenbewegung 1968 betrachtet (Fischer-Kowalski, 53ff.). Lediglich in einem Beitrag
des Bandes (Seidl, 127ff.) wird Unbehagen an der weitgespannten »Kontroll-Loch-
These« artikuliert. Am Beispielreligiöser Erziehungseinflüsse wird deutlich, daß der vor
herrschende Blickwinkel der Forschergruppe noch etwas eng ist. Der durch Kriegserleb
nisse und verlorene Nachkriegsfreiräume geprägten 40er Generation wird gegenüberge
setzt die 60er (Konsumkinder)generation (Schütze/Geulen, 40ff.), wobei die Ergebnisse
hier die einschlägige Shell-Studie von 1981 bestätigen.

Aus den einzelnen Beiträgen über Veränderungen des Protestverhaltens Jugendlicher
(Kulke), über das Aufwachsen mit Rockmusik (Zimmermann) und besonders über Ver
änderungen jugendlichen Sexuallebens (Preuss-Lausitz) sowie auch aus den Beiträgen
über »Kindheit heute«, die durch Massenkonsum und Massenmedien (Rolff), Verwal-
tetheit (Rabe-Kleberg), gewandelte räumliche Bedingungen (Zeiher) sowie veränderte
Verhaltensstandards und Umgangsformen (Bücher) charakterisiert sei, lassen sich für
die sozialgeschichtlicheErforschung der Bundesrepublik zum Teil interessante Anregun
gen entnehmen. Es soll auch zugestanden werden, daß wissenschaftliches Neuland —
und darum handelt es sich hier über weite Strecken — partiell in essayistischer Form be
treten wird, daß durch salvatorische Eingangsklauseln sehr weitreichende Thesen abge
deckt werden — z.B. »Die 40er Generation ist unstreitig eine rebellische Generation.«
(23) Dies regt zu differenzierendemWiderspruch an und ist insofern nützlich.

Ein Literaturverzeichnis erschließt dem Leser auch die jugend- und familiensoziologi
schen empirischen Untersuchungen der 50er Jahre, wobei leider einige Standardwerke
(v.a. die Emnid-Umfrage von Fröhner/Stackelberg/Eser, aber auch Arbeiten von Bau
mert, Schelsky, Ronge), die reichhaltiges Material bieten, nicht herangezogen wurden.

Axel Schildt (Hamburg)

Küsters, HannsJürgen: DieGründungder Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. No-
mos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 1982 (569S., Ln., 119,- DM)
Groeben, Hansvon der: Aufbaujahre der Europäischen Gemeinschaft. Das Ringen um
den Gemeinsamen Markt und die Politische Union (1958-1966). Nomos Verlagsgesell
schaft, Baden-Baden 1982 (404 S., Ln., 68,- DM)
Um»Europa« istesseit geraumer Zeit nicht besonders gutbestellt, negative Schlagzeilen
dominieren: Hohe Arbeitslosigkeit, die Vernichtung »überschüssiger« Lebensmittel,
kleinliche Händel um Stahlquotenund Beitragszahlungen und, als Folge, »Europa-Mü
digkeit« prägendas Bild. Periodisch wiederkehrende Initiativen und feierliche Deklara
tionen zur politischen Einigung vermögen darüber nicht hinwegzutäuschen. Dabei sollte
doch die(west)europäische Integration nachdemWillen ihrerInitiatoren solche Fehlent
wicklungen gerade verhindern helfen. Läßtman allerdings dieursprünglichen Ideen und
Ziele alsBewertungsmaßstab beiseite, ergibt sich dasBild eines vergleichsweise erfolgrei
chenProjekts. Jedenfalls scheint der Austritt ausder EG für die Mitgliedsstaaten, von
—bislang —unbedeutenden Ausnahmen abgesehen, keine ernsthafte Option darzustel
len, vielmehr hat sich ihre Zahl seit den Anfängen erhöht.

Beide anzuzeigenden Untersuchungen entstanden im Rahmen eines von Hans-Peter
Schwarzund Hans von der Groeben betreutenForschungsprojekts. Als Quellengrund
lage dienten vor allem das Privatarchiv von derGroebens, deran den EWG-Verhand-
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lungen maßgeblich beteiligt und später EWG-Kommissionsmitglied war, sowie zahlrei
che Interviews mit damals handelnden Politikern und Beamten. Küster empirisch-des
kriptiv angelegte Arbeit behandelt den Zeitraum vom Scheitern der Europäischen Ver
teidigungsgemeinschaft bis zur Ratifizierung des EWG-Vertrages im Dezember 1957,
wobei das Schwergewicht auf der Darstellung des Verhandlungsverlaufs, der verschiede
nen Vorschlägeund Zielsetzungender einzelnen Regierungenliegt. Beeinflussungsversu
che beispielsweise von Unternehmerverbänden oder Gewerkschaften und Einwirkungen
der internationalen Politik werden nur am Rande gestreift. Daß der Einigungsprozeß
Mitte der fünfziger Jahre — trotz des Scheiterns der EVG und des Fehlens dringender
außenpolitischer und ökonomischer Gründe — überhaupt weiterlief, führt der Autor
auf das Zusammentreffen verschiedener günstigerFaktoren zurück: Die sicherheitspoli
tischen Probleme in Westeuropa seiendurch den NATO-Beitritt der Bundesrepublik ge
löst gewesen, die Bedrohung durch die Sowjetunion habe »unvermindert« angehalten,
und die USA hätten alle Tendenzen zur Einigung und damit zur »Stärkung des We
stens« unterstützt. Daneben seien aber auch die wirtschaftlichen Probleme, insbesonde
re die Restriktionen des Handels- und Kapitalverkehrs, keineswegs gelöst gewesen.
Schließlich habe sich eine kleineGruppe überzeugter»Europäer« die Absicherung und
Weiterführung der bisherigen Integrationsschritte zur Aufgabe gemacht. Dabei waren
die Zielsetzungen der einzelnen Regierungen durchaus unterschiedlich, teilweise sogar
gegensätzlich: während es für Frankreich und die Beneluxstaaten darauf ankam, für die
Bundesrepublik »einen Rahmen (zu schaffen), in dem ihre Expansion begrenzt bleibt«
(216), sah die Bundesregierung in der Erschließung neuer Absatzmärkte in Westeuropa
gerade die Voraussetzung für eine erfolgreiche Offensive der heimischen Industrie, auch
über die westeuropäische Region hinaus. Über das Wie bestanden auf deutscher Seite
sehr unterschiedliche Auffassungen, am Ende stimmte aber auch Wirtschaftsminister
Erhard trotz seiner ablehnenden Grundeinstellung zu — er beschwor die Gefahr eines
europäischen Dirigismus— den Verträgen»aus politischen Erwägungen« zu. Diese Po
sition vertrat übrigens auch der Bundesverband der Deutschen Industrie, der, wie über
haupt die Unternehmerverbände, an den Verhandlungen nicht beteiligtworden sei, je
doch vor Beginn der entscheidenden VerhandlungenAdenauer »die volle Unterstützung
der deutschen Industrie« (260) zugesichert hatte.

Küsters hat eine sehr gründliche und genaue Darstellung des Entscheidungsprozesses
auf Regierungsebene vorgelegt. Mit seinerSympathie für das »marktwirtschaftlicheSy
stem« hält er dabei nicht hinter dem Berg: eine Einigung auf anderer Grundlage er
scheint ihm deshalb schlechterdings unmöglich (436). Auffallend ist, daß er die national
egoistischen Motive vor allem der französischen Europapolitik sehr penibel registriert,
hingegen der CDU konzediert, die europäische Integrationsei für sie »ein Zielsui gene-
ris« gewesen (425). Zweifelsind auch erlaubt, wenn er Adenauer zum Supranationali-
sten stilisiert (323), nachdem er zuvor ausdrücklich darauf hingewiesen hat, daß dem
Kanzler »alle Methoden und Instrumente recht waren, sofern sie dem angestrebten Ziel
einer politischen Union dienten« (43). Und schließlich, läßt sich aus dem Fehlen eigens
institutionalisierterKontakte zwischen Industrie und Verhandlungsdelegation bzw. Mi-
nisterialbürokratie schließen, daß der Einfluß der Industrie »sehr begrenzt« (275) war,
daß hinter der deutschen Position »also hauptsächlich die Interessen der Bonner Mini-
sterialbürokratie« (276) standen?! Einmal abgesehen davon, daß Küsterswiederholtdie
unterschiedlichen Positionen innerhalb der Administration hervorhebt, wird »der« Mi-
nisterialbürokratie auch nicht entgangensein, daß, wie er beiläufigselbst vermerkt, das
Gelingen des Gemeinsamen Marktes »wesentlich vom Verhalten der Unternehmer« ab
hing (164).

Von der Groebens problemorientierte, mit eigenen Erfahrungen und Eindrücken an
gereicherte Studie umfaßt die Phase des Aufbaus und der Stagnation der EG. Das Ver-
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tragswerk, so seineAusgangsüberlegung, ließsichsowohlstatisch-restriktiv als auch dy
namisch auslegen, es kam folglich darauf an, welche Variante sich durchsetzen würde.
Erste wirtschaftliche Erfolge sowie die Konsolidierung der Gemeinschartsorgane, dazu
der »Glaube« an ein Gelingen des Gemeinsamen Marktes (125)schienen gute Vorausset
zungen für die Weiterentwicklung der EWG zu bieten. Als jedoch in dieser Phase der
französische Staatspräsidentde Gaulle,seit 1958 wieder im Amt, eine Initiative zur poli
tischen Zusammenarbeit startete, brachen die alten Meinungsunterschiede wieder auf,
mit dem Ergebnis, daß mit dem ScheiterndiesesVorstoßes jeglicheengereZusammenar
beit der sechs EWG-Staaten »für langeZeit auf Eis gelegt« (169) war. Hinzu kam, daß
sich im Bereichder Agrarpolitik bereitsersteFehlentwicklungen ankündigten — für von
der Groeben übrigensFolge desAbweichens vom marktwirtschaftlichen Pfad. Die Krise
der Integration, die de Gaulle aus Enttäuschung über den Mißerfolgseiner Politik eines
»europäischen« Europa und größerer Unabhängigkeit von den USA ausgelöst habe, so
der Verfasser, ließ die zweite Hälfte der sechzigerJahre zu einer »Periode der Alleingän
ge«(356) werden, in der die »Priorität der Nationalstaaten« (357) obsiegthabe. Vonder
Groeben zieht für den wirtschaftlichen Bereich zwar eine durchaus positive Bilanz, die
Bemühungen um die politische Integration sieht er aber als — zumindest vorläufig —
gescheitert an.

Wie wird es mit »Europa« weitergehen? Von der Groeben wagt keine sehr optimisti
sche Prognose. Welche Faktoren den Integrationsprozeß im ersten Jahrzehnt begün
stigt, welche ihn behindert oder aufgehalten haben, dies jedenfalls beschreiben beide
Autoren aus konservativerSicht, mit spürbarer Sympathiefür die europäischeEinigung,
für dieEbenedes Regierungshandelns sehrdetailliert. WernerBührer(Hamburg)

Soziale Bewegungen und Politik

Wippennann, Wolfgang: DieBonapartismustheorie vonMarx undEngels. Verlag Klett-
Cotta, Stuttgart 1983(318 S., Ln., 84,- DM)
DieBonapartismustheorie vonMarx undEngels erlangte sozialwissenschaftliche Bedeu
tungin zweierlei Hinsicht. Einerseits begründet sieeinklassenanalytisches Muster, inner
halbdessen nichtnur diegesamtgesellschaftlichen Voraussetzungen autoritärer und tota
litärer Regime, sondern auch deren Herrschaftsmechanismen plausibel gedeutet werden
können. AndererseitsstelltsieeinenauthentischenBeitragzur Erhellungder parteipoliti
schen Aspekte klassenkämpferischer Auseinandersetzungen dar, d.h. sie zeigt am Bei
spiel der48er Revolution inFrankreich, wie wirtschaftliche Interessenlagen inpolitisches
Handeln umgesetzt werden. Weniger bekannt istindes derStellenwert, dendieBonapar
tismustheorie vonMarx und Engels imzeitgenössischen Kontext hatteundwelche histo-
riographische Relevanz sie heute beanspruchen kann. Auch blieb in der Forschung bis
herdasVerhältnis ungeklärt, in dem dieheteronomistische Sicht desbürgerlichen Staa
tes im »Kommunistischen Manifest« zur Bestimmung seiner Funktionen innerhalb der
Bonapartismus-Analysen stand. Der in Berlin lehrende Historiker Wolfgang Wipper
mann hat nun in seiner Habilitationsschrift dieseFragen zum Gegenstand einer umfas
senden Untersuchung gemacht.

Bekanntlich haben sich zeitgenössische Autoren wie Victor Hugo, Lorenz vonStein,
dieGebrüder Gerlach, Constantin Frantz, Wilhelm Heinrich Riehl u.a. intensiv mitdem
ausder48er Revolution hervorgegangenen bonapartistischen Regime in ihren Schriften
auseinandergesetzt. Auch wenn bei diesen liberalen und konservativen Schriftstellern,
insbesondere bei Victor Hugo und Lorenz von Stein, »bestimmte Elemente der Bona-
partimustheorie von Marx und Engels« (173) anzutreffen sind, läßt sich, wie die Unter
suchung Wippermanns zeigt, mangels einschlägiger Belege eine wechselseitige Beeinflus-
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sung nur vermuten. In minutiösen Rekonstruktionen versucht Wippermann ferner, den
historiographischen Wert der Bonapartismusschriften von Marx und Engels dadurch zu
ermitteln, daß er deren zentrale Aussagen an den Resultaten der neueren historischen
Forschung überprüft. Er kommt zu dem Schluß, »daß die historiographische Bedeutung
der Bonapartismusschriften von Marx und Engels geringer ist, als innerhalb der marxi
stischen und in Teilender bürgerlichen Geschichtsschreibung angenommen wird« (220).
So hätten zwar Marx und Engels den ambivalenten Charakter des Regimes Napoleons
III. zutreffend beschrieben, »aber die Bedeutung des Lumpenproletariats und der Bau
ernschaft, der Gesellschaftdes 10. Dezemberund der Armee deutlich überschätzt« (72).
Auch seien von ihnen die staatsinterventionistischen und zugleich liberalen Wirtschafts
politiken sowie die damals neuartige Fiskalpolitik in ihrer die Klassenantagonismen der
französischen Gesellschaft in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts entschärfenden
Wirkung von Marx und Engels nicht hinreichend erkannt worden. Gravierende Fehlein
schätzungen seien ihnen auch bei ihrer Analyse des »preußisch-deutschen Bonapartis
mus« unterlaufen (86-111).

Andererseits betont Wippermann wiederholt, daß sich »die Rezeption der Bonapar-
tismustheoric von Marx und Engels im Rahmen einer vergleichenden Faschismusfor
schung« als »besonders nützlich« erweise (223). Auch hebt er deren theoriegeschichtli
che Bedeutung für das marxistische Staatsverständnis hervor. Im Gegensatzzur Sozial
demokratie des Kaiserreichs, aber auch im Unterschied zu einschlägigen Kontroversen
über das »adäquate« marxistische Verständnis des bürgerlichen Staates in den 70erJah
ren geht Wippermann von der Theseaus, die heteronomistische Struktur der bürgerli
chenExekutivgewalt, wiesieim »Kommunistischen Manifest« von Marxund Engels ih
ren»ideologiesoziologischen« Ausdruck gefunden habe,werde durchdie»realsoziologi
schen« Analysen der Bonapartismusschriften kontinuierlich korrigiert zugunsten eines
relativ autonomistischen Staatsverständnisses. So gesehen, stellen die Bonapartismus
schriften »gewissermaßen das 'Gelenk' oder 'Zwischenstück' zwischen den Ausführun
gen der Frühschriften und den ebenfalls tendenziell autonomistischen Bestimmungen
desStaates dar, wie wirsieinden 'Grundrissen', an einigen Stellen des 'Kapital' und in
Engels 'Antidühring' finden konnten« (222).

Wird dergestalt das relativ autonome Staatsverständnis von Marx und Engels als de
ren »letztes Wort« (vgl. 162) verstanden, so ist freilich die Frage zu stellen, weswegen
Marx nach der Niederschlagung der Pariser Kommune in seiner Schrift »Der Bürger
krieg in Frankreich« darauf bestand, daß derbürgerliche Staat nichtvomProletariat in
strumentalisiert werden könne, sondern als ein das solidarische Gattungsleben verhin
dernderAusbcutungs- und Entfremdungszusammenhang zerschlagen werden müsse —
einDiktum, an das bekanntlich Lenin in »Staat und Revolution« anknüpfte. Vielleicht
sollteman vorsichtiger formulieren, daß beiMarx und Engels sowohl relativ autonomi-
stische als auch heteronomistische Deutungen des bürgerlichen Staates zu finden sind,
ohnedaß sie sich definitiv auf eine dieser beiden Deutungsvarianten festgelegt hätten.
Auch handelt der Verfasser die Rezeptionsgeschichte des theoretischen Musters des
»Gleichgewichts der Klassenkräfte« nur sehr verkürzt ab: Dessen unterschiedliche Re
zeption in der deutschen Sozialdemokratie und im Austromarxismusnach dem 1. Welt
krieg wirdz.B. nicht thematisiert. Doch muß Wippermann trotz dieser Einschränkun
gen attestiert werden, daß ereine materialreiche Arbeit vorgelegt hat, die der Forschung
zweifellos neue Fragestellungen erschließt. Richard Saage (Göttingen)

Saage, Richard: Rückkehr zum starken Staat? Studien über Konservatismus, Faschis
mus und Demokratie. Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 1983 (282 S., br., 14,- DM)
Der Göttinger Privatdozent, Schüler von Helga Grebing, Iring Fetscher und Walter
Euchner, hat indemvorliegenden Band mehrere Abhandlungen zu Problemen derKon-
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servatismusforschung vorgelegt. Die Zusammenfassung der zum Teil schon älteren Arti
kel zeigt die große Kontinuität, in der sich Richard Saage seit zehn Jahren von einem ex
pliziten Wertstandpunkt des demokratischen Sozialismus in der Tradition der sozialde
mokratischen Arbeiterbewegung mit den in der politischen und wissenschaftlichen
Wirklichkeit der Bundesrepublik häufig verharmlosten Konservativen und Rechtsradi
kalen herumschlägt. Das Spezifikum seines Ansatzes, etwa im Gegensatz zu simplifizie
renden »Neofaschismustheorien«, liegt im differenzierenden Blick auf Kontinuitäten
und Diskontinuitäten des Faschismus und Konservatismus in Weimar und Bonn. Im
Zentrum seiner Analysen stehen Auseinandersetzungen mit Ernst Forsthoff, Carl
Schmitt und Hans Freyer, deren ungebrochene Bedeutung über 1945 hinaus für die wis
senschaftliche Diskussion den Verfasser zurecht beunruhigt. Am Beispiel vor allem von
Ernst Forsthoff erläutert Richard Saage seine These über die Schwankungen des Kon
servatismuskonzeptes innerhalb der säkularen Kontinuität: In der wirtschaftlichen Pros
peritätsphase der Bundesrepublik, die auch mit einerbeachtlichen politischen Stabilität
der Bonner Demokratie einhergeht, verändert sich der politische Fluchtpunkt der rechts
radikalen Argumentation vom »totalen Staat« zum »Staat der Industriegesellschaft«
(Ernst Forsthoff) bzw. zum »Sekundären System« (Hans Freyer). Des Verfassers Argu
mentationsziel liegt darin, nachzuweisen, daß die Abkehr von der Argumentation für
den »totalen Staat« bei diesen rechtskonservativen Autoren keineswegs eine Anerken
nung der demokratischen Republik oder gar des Sozialstaates bedeutet. Vielmehr sehen
sie die wesentliche Funktion der Stabilisierung bestehender Herrschaftsverhältnisse in
der Bundesrepublik auch ohne den starken Staat gewährleistet.

Einen interessanten Abschnitt machen die drei Untersuchungen zum Vergleich der Si
tuation der Sozialdemokratie in Deutschland und Österreich zwischen 1918 und 1934
aus. Saageargumentiert hier gegen alleThesen vom Verrat der (vor allem sozialdemo
kratischen) Arbeiterbewegung, diean demSieg desFaschismus Schuld seinsolle. In dif
ferenzierter Anwendungeineshistorisch-materialistischen Ansatzes versucht er nachzu
zeichnen, wie limitiert die Handlungsspielräume der Politik der Organisationen der Ar
beiterbewegung durch objektive Strukturen und Systemprozesse gewesen seien. Zwar
wirddiePolitiknichtausder Verantwortung entlassen, aber ihreGrenzen angesichts der
sozialen und ökonomischen Rahmenbedingungen werden gerade in dem spannenden
Vergleich zwischen Deutschland undÖsterreich überaus sichtbar. Die genannten Beiträ
ge werden ergänzt durch Reflexionen über Franz Neumanns »Behemoth« sowie den
schonälterenAufsatzzum Begriff der Parteien beiCarlSchmitt und GerhardLeibholz.

Dievorgelegten Studien sind inihren gründlichen undkenntnisreichen Argumentatio
nen außerordentlich lesenswert und informieren zuverlässig über die anstehenden Pro
bleme. In eine kritische Diskussion wäre mit dem Verfasser aber über seine unbefragt
unterstellten Prämissen, aus denen sichseineigener wertender und analytischer Bezugs
punktergibt, einzutreten. IstdieFrage der»Rückkehr zum autoritären Staat?« wirklich
nur an die alten und neuen Konservativen zu stellen, oder haben wir nicht auch in der
sogenannten sozialliberalen Äragenug Entwicklungen erlebt, diezum Beispiel dieFrage
nacheinem genuin sozialdemokratischen oder linken Paradigma des autoritären Staates
angemessen erschienen ließen? Kann esangesichts der politischen Entwicklung derGe
werkschaftsbewegung wirklich einblindes undunbefragtes Vertrauen auf diedemokra
tische Arbeiterbewegung geben oder sind nicht zum Beispiel im Kontext derKorporatis-
musdiskussion zahlreiche Überlegungen aufgetaucht, die auf eine Beteiligung der Ge
werkschaften an der Etablierung autoritärer und etatistischer Strukturen verweisen?
Schließlich: gibt es nicht eine Entsprechung zwischen dem »sekundären System« eines
Hans Freyers, den Thesen über den »Staat in der Industriegesellschaft« eines Ernst
Forsthoffs undzumBeispiel der»Eindimensionalen Gesellschaft« undder Parlamenta
rismus- bzw. Demokratiekritik, wiesievon Kritischer Theorie und NeuerLinkerin den
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sechziger und siebziger Jahren formuliert worden ist? In der Ausblendung solcher Frage
stellungen, in der Konzentration auf den »traditionellen Konservatismus von Rechts«
liegt meines Erachtens eine Begrenzungdes Blickfeldes von Richard Saage, die zwar an
gesichts der »Wende« von 1982 scheinbar wieder einen klaren Blick auf klare Rechts-
Links-Verhältnisse erlaubt, die aber ungeeignet erscheint, jene Entwicklungstendenzen
zum »autoritären Staat«, wie sie auch unter sozialdemokratischer Regierung und auch
im internationalen Vergleich sichtbar sind, zu analysieren.

Diese Überlegungen und Fragen sollen das positive Urteil über das vorgelegte Buch
von Richard Saage insgesamt nicht beeinträchtigen; sie zeigen meines Erachtens nur die
Richtung einer unbedingt notwendigen Ergänzung an sowohl bei der Frage, von welcher
Seiteder autoritäre Staat droht, als auch beider Frage, wo die Kräfte für Gegenentwick
lungenliegen. MichaelTh. Greven(Marburg)

Ökonomie

Kahn, Hermann: Der kommende Boom. Programm für eine zukunftsorientierte Wirt
schafts- und Geldpolitik. 2. Aufl., Scherz Verlag, München 1983(300 S., Ln., 34,-DM)
Dies ist die Offenbarung (und zugleich das Vermächtnis) des notorischen Zukunftsfor
schers Hermann Kahn. Auf einen Begriffgebracht, ist ihre Botschaft: Optimismus. Da
mit trifft siepräziseden konservativen Zeitgeist, dem es— nach langerWartezeitendlich
an die Macht gekommen — darum geht, seinepolitisch-ideologische Hegemonieauszu
bauen. Kahns Buch, ein besonderes Lobliedauf das Reagan-Programm, liest sich wie
das Brevierdes westlichen Konservativismusallgemein, in seiner »modernistischen« Ver
sion: alte Werte + neue Technologien = blühender Kapitalismus. Präsentiert wird die
»leuchtende« Vision kommender Boomzeiten ungeahnter Dimension. Eine »zukunfts
orientierte Wirtschafts- und Geldpolitik« gehört zwar auch dazu, doch steht sie eigent
lich nicht im strategischen Zentrum: Konservative Alternativmodelle »müssen sich nicht
nur auf praktische, rein rechnerische, pragmatische Ansätze zur wirtschaftlichen Ent
wicklung konzentrieren (wassie heute zu tun beginnen), sondern auch ein erregendes,
plausibles und realistisches Zukunftsbild propagieren — z.B. so etwas wiedie »Große
Wende« (255). Beides gehört zusammen — ohne politisch-ideologische Euphorie läßt
sichdie ökonomisch-ökologische Brutalität der Wende kaum durchstehen. »Schreckge
spenster« wie:eine ökologische Katastrophedurch Schädigungder Biosphäre; ein gene
tisches Desaster durchTausende neuer Chemikalien mitunbekannter Langfristwirkung;
das Auftreten von resistent gewordenen Schädlingen und Viren; die Gefahr weltbedro
hender Atomkriege — sie und die alltäglichen Grausamkeiten eines zunehmend darwini-
sitischen Existenzkampfs sind wegzustecken. »Guter Instinkt«, »gesunder Menschen
verstand«, »robuster Individualismus«, »animalischer Schwung« — solche zeitgemäß
vitalen Charakter-Züge gedeihen nur aus ungebrochenem Fortschrittsglauben und im
geeigneten Milieu: befreit »von der Wirtschaftsmiscre,von hohen Steuern, Kriminalität,
Pornographie, Scheidungen, Rauschgift, Defaitismus und schlechten öffentlichen Schu
len« (68). »Moral majority« und »hightechnology« verbinden sichzu einemexplosiven
Gemisch, das, gezündet von neu erwachtem Pionieruntemehmertum, die depressive
Wirtschaft in eine »superindustrielle« Revolution treibt — wenn alles gut geht. Keine
Wende oder ein schlimmes Ende: beides kann passieren; dort ist »Mismanagement«
schuld, hier»Pech«; gegen diese Unsicherheit hilftalleine Optimismus; gegen jene Un
fähigkeit sind rechtzeitig, also hier und heute, Vorkehrungen zu treffen. Darum enthält
Kahns Boom-Rezeptneben vielFuturistischem auch manchesAnalytische, vor allemei
ne amerikanische Lageskizze des politischen Kräftespektrums, besonders seines rechten
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Rands, wo innere Risse den konservativen Machtblock noch daran hindern könnten,
mit dem korrumpiertenStatus quo ante konsequent genugzu brechen. Immerhin, Rea
gansClique— und in ihremGefolge dierechte Internationale —hat weiterhin guteAus
sichten, »die wichtigste Koalition seit 50 Jahren zusammenzuschmieden — die Wirt
schaftskonservativen (freier Markt, freies Unternehmertum), die Verteidigungskonser
vativen(ein starkes Amerika, außen wieinnen) und die Sozialkonservativen (tradtionelle
Werte)« (66). Diese Fraktionen bilden nicht in jeder Hinsicht eine natürliche Allianz;
was sie aber über materielle Konflikte und ideelle Distanzen hinweg vereint, ist ihr —
Optimismus. Ihn bei Laune zu halten, wird daher wichtigste Staatsaufgabe, allesweitere
folgt dann praktisch von selbst. Kahnskonservative Vision entpuppt sichals »self-fulfil-
ling prophecy«-Kalkül (8); funktioniert es, tritt der »Boom« ein — oder das »Pech«. So
oder so würden die meisten Menschen unter den Rädern des Fortschritts landen.

Wolfgang Fach (Konstanz)

Esser, Josef, Wolfgang Fach und Werner Väth: Krisenregulierung. Zur politischen
Durchsetzung ökonomischer Zwänge. Suhrkamp Verlag, Frankfurt/M. 1983
(279 S., br., 14,- DM)
Ausgangspunkt der Arbeit ist die Frage nach den Strategien und Erfolgsbedingungen
der nationalen Regulierung der weltweiten Wirtschaftskrise seit 1974 am Beispiel der
Stahlindustrie (7). Nach einer knappen, auf Poulantzas basierenden staatstheoretischen
Skizze untersuchen Esser/Fach/Väth Umstrukturierungsprozesse des Stahlweltmarkts,
die eineÜberproduktion und Preiskämpfe zur Folge haben und als Ursache der west
deutschen Stahlkrise gelten. Eine allgemeine Darstellung der Entwicklung der deutschen
Stahlbranche und Stahlpolitik leiten über zu Untersuchungen der Fälle Saarland und
Ruhrgebiet. Gemeinsam ist beiden das hohe Ausmaß des Sanierungsbedarfs, der im
Verbund von Unternehmen, Staat und Gewerkschaften erbracht wird. Unterschiedlich
sind sowohl die Ausgangsbedingungen als auch der Zeitpunkt des Auftretens der Krise,
die sich auf den Regulierungsprozeß auswirken. Kann im Falle des Saarlandes von einem
»funktionierenden Kartell« gesprochen werden, so zeigen sich die dort erst aktuell auf
tretenden Risse imRuhrgebiet dagegen vonBeginn an undverhindern bislang eineÜber
tragung des Saarmodells. Eine ähnlich negative Prognose wie für das Ruhrgebiet gilt den
Reorganisationsbestrebungen im Bereich der gesamten deutschen Stahlindustrie. Dabei
stellt die Ausweichstrategie der Unternehmcrscite das Haupthindernis dar und zeigt so
die Grenzen politischer Krisenregulierung durch Kartellbildung auf (158, 265). Für die
Gewerkschaften droht durch die Teilnahme am Rcgulierungskartell eine Schwächung ih
rer Basis und eine Begrenzung alternativer Strategien: die Betonung der Schutzfunktion
gefährdet ihre Gestaltungsfunktion (108).

Ein Perspektivenwechsel zur Krisenerfahrung unten, an der Basis,soll erhellen, wieso
Gewerkschaftsmitglieder Sanierungskonzeptemit — zwar sozial abgefederten — Mas
senentlassungen mittragen und die betroffenen Belegschaften dies ohne größere Kon
flikte über sich ergehen lassen: Während im Normalfall das Arbeiterbewußtsein im Be
zug auf den Betrieb instrumentell (Tausch von Arbeit gegen Lohn) und zu Interessenver
tretungsorganisationen (Partei, Gewerkschaft) bürokratisch (Pflichtgefühl) reagiert,
kehren sich im Krisenfall die Verhältnisse um. Eine fast bcamtenhafte Dienst- und
Treuebeziehung wird auf den Betrieb übertragen und enttäuscht, während als Tausch
für jahrelange Beitragszahlungen nunmehrSchutzleistungen vonden eigenen Organisa
tionen erwartet werden, alles in allem Zeichender eigenen Hilflosigkeit und Abhängig
keit (206ff.). Neben einer Fülle von Informationen über die Stahlkrise an Saar und
Ruhr, die die Arbeit liefert, können die beschriebenen Reaktionsmuster und Probleme
auch als typisch für eineReihe weiterer, demstrukturellen Wandel unterworfenen Bran
chen betrachtet werden. Daß dabei nicht nur die Perspektive der handelnden Akteure
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(Unternehmen, Staat, Gewerkschaften) zum Zuge kommen, sondern auch die der Be
troffenen, steigert neben der politischen Aktualität den Wert des gut gegliederten Bu
ches, dem leider ein Verzeichnis der Tabellen und Schaubilder fehlt.

Josef Schmid (Konstanz)

Gretschmann, Klaus: Wirtschaft im Schatten von Markt und Staat. Grenzen und Mög
lichkeiten einer Alternativ-Ökonomie. Fischer Taschenbuchverlag, Frankfurt/M. 1983
(128 S., br., 7,80 DM)
Alternative Unternehmen schießen überall aus dem Boden; im Köln-Bonner-Raum gibt
es allein 530 und auch die diversen alternativen Stadtführer belegen die Rührigkeit ihrer
Initiatoren. Mit den Motiven ihrer Gründung, ihrer wirtschaftlichen Belastbarkeit und
ihrem Verhältnis zur »regulären Ökonomie«, insbesondere unter aktuellen Krisener
scheinungen, befaßt sich Gretschmann sehr eingehend. Gretschmann greift den pau
schalierenden Begriff »Schattenwirtschaft« auf, »verstanden als eine Ansammlung von
Wirtschaftsformen, die im Schatten der institutionalisierten Wirtschaftssektoren Markt
und Staat, jener dominierenden Ökonomie, stehen, überdeckt und in ihrer Bedeutung
bewußt kleingehalten« werden (18). Im Unterschied zur etablierten Wirtschaftstheorie
differenziert er jedoch den Bereich der Schattenwirtschaft noch einmal in das Gegen
satzpaar Ausweichwirtschaft und Alternativökonomie, da sich im Bereich der Aus
weichwirtschaft gerade die illegalen Wirtschaftsaktivitäten zum Zwecke größtmöglichen
Profits finden. Von der herrschenden Profitorientierung setzen sich die Alternativen je
doch gerade ab, um andere Motive zur Geltung zu bringen: sinnvolle Arbeit, sinnvolle
und ökologische Produktionsziele, solidarische Arbeitszusammenhänge etc. Die Unter
scheidung trifft Gretschmann unter Zuhilfenahme dreier Dimensionen: (1) Grad der
Eingebundenheit bzw. Autonomie gegenüber Staat und Markt, (2) Grad der Selbstver-
sorgungs- versus Profitorientierung, (3) Grad der Legalität/Illegalität. Danach »ist die
Alternativökonomie weitgehend legal, mehr auf EigenVersorgung und Subsistenz gerich
tet denn auf Profit und ist — relativ gesehen — vom privatkapitalistischen Marktsystem
so weit wie möglich abgekoppelt. Demgegenüber liegt die Ausweichwirtschaft, wenn
nicht jenseits der Legalität, so doch zumindest auf der Grenze zum Illegalen, ist gewinn
orientiert und stark in Vorleistungs- und Absatzmärkte der Normalwirtschaft eingebun
den« (22).

Die Borniertheit der etablierten Wirtschaftstheorie deckt Gretschmann immer dort

auf, wo sie wesentliche Aspekte der Alternativökonomie nicht oder nur defizitär erfas
sen kann. Ganz zu schweigen von der Tatsache, daß der herrschenden Theorie das Pro-
fitmaximierungsprinzip als einzigrationales Wirtschaftsmotiv gilt und sich für alleande
ren Motive als unzuständig erklärt und dies zugleich als wirtschaftlich irrational einord
net. Gretschmann hingegen versucht Kriterien zu entwickeln, die eine ökonomische Ein
schätzung der Alternativökonomie ermöglichen, und die die Rationalität dieser Wirt
schaftsweise bestimmen können. Weiterhin versucht er sowohl die Ausweichwirtschaft
wie die Alternativökonomie in ein erweitertes Kreislaufmodell einzuordnen und ihr Ver
hältnis zueinander gerade in der Krise einzuschätzen, insbesondere, welche Leistungen
der alternativeSektor für eine tendenzielle Behebung der ökonomischen Kriseerbringen
kann. Interessant sind die Überlegungen für das Problem der Arbeitslosigkeit, da eine
Investition in der Alternativwirtschaft aufgrund ihres geringen Kapitalisierungsgrades
mehr Arbeitsplätze schaffen kann als im regulären Sektor. Aus dieser Überlegung her
aus gibt er Anregungen,wiedie Wirtschaftspolitik durch Unterstützungdes alternativen
Sektors die Krise bekämpfen könnte. Obgleich Gretschmann auch das Problem der Ver
einnahmung des alternativen Sektors in den regulären Sektor diskutiert, bleibt er in sei
nen wirtschaftspolitischen Überlegungen illusionär und staatsoptimistisch, da er nicht
erklärt, wie eine solche Politik bei den bestehenden Herrschaftsverhältnissen realisiert
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werden könnte. Die Untersuchung der Bedeutung der Altemativökonomie zur Verände
rung der herrschenden ökonomischen Verhältnisse wird auch methodisch nur im Lichte
der herrschenden Wirtschaftstheorie vollzogen, da seine Überlegungen nur auf »poli
tisch-technische« Möglichkeiten abzielen unter Abstraktion von den herrschenden Klas
senverhältnissen. Entsprechend wird auch das Verhältnis der Alternativökonomie zur
traditionellen Arbeiterbewegung nur nebenbei gestreift. — Das widersprüchliche Ver
hältnis zwischen Einbindung und Abkopplung von Markt und Staat wird auch an der
Finanzierungsproblematik der alternativen Betriebe reflektiert und dargestellt, welche
grundsätzlichen Möglichkeiten der Eigen- und der Fremd finanzierung zur Verfügung
stehen. Da der alternative Sektor für die meisten Forscher bzw. deren Auftraggeber
nicht interessant ist, kann auch Gretschmann nur mit wenig statistischem Material auf
warten; dennoch, einige aufschlußreiche Zahlen werden gegeben. Neben der Frage, wel
ches die optimale Betriebsgröße, gemessen an den alternativen Motiven und wirtschaftli
chen Mindesterfordernissen, sei, beschäftigt sich Gretschmann eingehend auch mit den
internen Zusammenhängen und Problemen der alternativen Betriebe, nämlich wie sie
Entscheidungen fällen, wie die Produktionsergebnisse verteilt werden und wie das Ver
hältnis zwischen Leben und Arbeit geregelt ist. Der geschichtliche Hintergrund der Al
ternativwirtschaft, den die heutigen Alternativen selbst oft vergessen haben und infolge
dessen historische Fehler wiederholen, wird ebenfalls von Gretschmann skizziert.

Die dargestellten und diskutierten Probleme stellt Gretschmann expemplarisch an
fünf sehr unterschiedlichen Varianten dar: an dem französischen Forschungsinstitut Sy-
nops'is, an der baskischen Genossenschaft Mondragon, an einem am Fab'ianismus orien
tierten gesellschaftsweiten Reformentwurf, an einem alternativen Projekt zur Bekämp
fung der Arbeitslosigkeit, nämlich dem kanadischen LIP, und letztendlich an einem Ne
gativbeispiel, dem amerikanischen Enterprize Zoning.

Ulf-H. Brockner (Bergisch-Gladbach)

MARXISMUS UND
THEORIE
DER PARTEIEN

Frank Heidenreich:

Arbeiterbildung und Kulturpolitik

Kontroversen in der

sozialdemokratischen Zeitschrift

»Kulturwille« 1924-1933

Vorwort von Walter Fabian

Argument-Studienheft SH 58
160 Seiten, 9,80 DM

Marxismus und Theorie der Parteien

Marx/Engels, Lenin, Gramsci,
Poulantzas. Das kleine Einmaleins der
Macht und die Integrationsfunktion der
Parteien. Staatsgenese und Parteien.
Argument-Sonderband AS 91
17.60ff.Stud.14,60 DM (Abo: 14,60/12,60)
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Verfasser/innen
A: = Arbeitsgebiete; V: = Veröffentlichungen; M: = Mitgliedschaften

Albert. Claudia, 1953; Dr.phil., Wiss. Mitarbeiter an der FU Berlin. V: Der melancholische Bürger (1982).
A: Konstitution bürgerlicher Identität, Exil, Weimarer Republik, Heine. M: GEW.

Anders, Günther, 1902; promovierte 1923 bei E. Husscrl; Mitinitiator der internationalen Anti-Atombewe
gung. V: Der amerikanische Krieg in Vietnam oder philosophisches Wörterbuch heute, in Argument 45
(1967); Die Antiquiertheit des Menschen, 2 Bde. (1956 und 1980); Ketzereien (1982).

Andresen, Sünne, 1958; Soziologie-Studium; V.: Frauengrundstudium I, SH 44 (1980); Frauen-Opfer oder
Täter? Diskussion, SH 56 (Mitautorin, 1982). A: Frauenbewegung, Arbeiterbewegung. M: Sozialistischer
Frauenbund Hamburg.

Barlholomeyczik, Sabine, 1944; Dr.rer.pol., wiss. Angest. im Inst, für Sozialmcdizin und Epidemiologie des
Bundesgesundheitsamtes, Krankenschwester. V: Krankenhausstruktur, Stress und Verhalten gegenüber den
Patienten. A: Soziale und psychische Bedingungen von Krankheiten, Frauengesundheitsforschung; Berufe
des Gesundheitswesens.

Brandt, Peter, 1948; Dr.phil., Hochschulass., Historiker. V: Antifaschismus und Arbeiterbewegung (1976),
Arbeiter-, Soldaten- und Volksräte in Baden 1918/19 (Mitautor, 1980), Preußen — Zur Sozialgeschichte ei
nes Staates (1981). A: Geschichte der Arbeiterbewegung; Die »deutsche Frage«; Bürgertum und bürgerliche
Umwälzung in Deutschbnd seit Ende des 18. Jh. M: ÖTV, SB, AL.
Brockner, Ulf-H., 1948;Dipl.-Päd., Bildungsreferent beim Bcrufsfortbildungswerk des DGB und Mitarbei
ter im Kölner Wissenschaftsladen. A: Probleme der Arbeitslosigkeit; Nahverkehr; BewuDtscinsphänomene
bürgerlicher Praxis; Wissenschaftstheorie. M: GEW, HBV; BdWi, Öko-Institut.

Bührer, Werner, 1950; Dipl.Pol., Doktorand. A: Europäische Integration nach 45, Geschichte der Arbeiter
bewegung.

Czock, Ursula. 1940; Studium der Sozialpädagogik; Krankenschwester. M: ÖTV, SFBW.
Dieckmann. Walther, 1933; Dr.phil., Prof. f. Sprachwiss. an der FU Berlin. V: Sprache in der Politik
(1975), Politische Sprache— Politische Kommunikation (1981). A: Sprache und Kommunikation in Institu
tionen, Sprache in der Politik. M: BdWi, Deutsche Ges. f. Sprachwiss. (DGfS).

Ernst-Poerksen. Michael, 1951; Dr.rer.pol.. V: Staatsschuldtheorien (1983),Alternativender Ökonomie —
Ökonomieder »Alternativen«, AS 104 (Hrsg., 1984).
Fach. Wolfgang, 1944; Dr.rer.soc. V: Krisenregulierung (Mitautor. 1983). A: Staatstheorie, Konservatis
mus.

Flörke, Lutz. 1956;Dr.phil., Studienreferendar. A: Literaturwissenschaft, Philosophie, Politik, Soziologie.

Fröbel, Volker, Dr.phil., Jürgen Heinrichs, Dr.phil. und Otto Kreye, Dr.sc.pol., Mitarbeiter des Starnber-
ger Instituts zur Erforschung globaler Strukturen, Entwicklungen und Krisen e.V. V: Die neue internatio
nale Arbeitsteilung (1977); Strukturveränderungen in der kapitalistischen Wellwirtschaft (Hrsg., 1981)

Gdaniec. Claudia, 1949; Linguistin. V: Einführungin die engl. Syntax und Semantik (1980); Sprache und
Konstituierung von Geschlecht, in: Das Subjekt des Diskurses, AS 98 (1983). A: Frauenforschung in der
Sprachwissenschaft. M: Neue Deutsch-Britische Gesellschaft.

Gransow, Bettina, 1949; Dr.phil., Lehrbeauftragte am Ostasiatischen Seminar der FU Berlin. V: Soziale
Klassen und Schichten in der VR China (1983), Beschaftigungspolitikin der VR China (1983), Soziologie in
der VR China (1982). A: Wirtschaft und Gesellschaft des modernen China; Vergleich soz. Gesellschaften.
M: ÖTV.

Greven, Michael, 1947; Dr.phil., Prof. f. Politikwiss.und Soziologiean der Univ. Marburg. V: Systemtheo
rie und Gesellschaftsanalyse(1974);Parteien und politische Herrschaft (1977); Essays on History andPolicy
of Science (1982).

Grlickov, Aleksandar. 1923; Dr.rer.pol., Prof. an der Universität Belgrad. V: ökonomische Beziehungen
zwischen sozialistischen Ländern; Europa aus der Sicht der Kommunisten; Der Sozialismus und die Welt
heute. A: Internationale Wirtschaftsbeziehungen, Fortschrittsparteien und soziale Bewegungen. M: KP Ju
goslawien.

Hauck. Gerhard, 1939; Dr.phil.habil., Hochschullehrer. V: Geschichte der soziologischen Theorie (1984),
Von der klassenlosen zur Klassen-Gesellschaft (1979), Indien (Mitautor, 1976). A: Soziologische Theorie,
Ethnosoziologie, Entwicklungsländer. M: GEW, BdWi.

Haug. Wolfgang Fritz, 1936; Dr.phil., Prof. f. Philosophie an der FU Berlin. V: Kritik der Warenästhetik
(1971, 81983); Bestimmte Negation (1973); Vorlesungen zur Einfuhrung ins »Kapital« (1974.21976); Theo
rien über Ideologie (Mitautor, 21982); Warenästhetik und kapitalist. Massenkultur I(1980); Der Zeitungsro
man oder Der Kongressder Ausdrucksberater(Realsatire, 1980). A: Projekt Ideologietheorie. M: GEW.
Heinrich, Gisela. 1954; Studium der Pädagogik. A: Kritische Psychologie. Projekt Arbeiterbewegung —
Frauenbewegung. M: GEW und Sozialistischer Frauenbund.

Heinrichs, Jürgen: s. Fröbel, Volker

Hennig, Eike. 1943; Dr.phil., Prof. für Politikwissenschaft an der Gesamthochschule Kassel. V.: Bürgerli-
cheGesellschaft undFaschismus inDeutschlandtl2l982). A.ViLschhmussLnalyx, Neonazismus/Extremismus.

DAS ARGUMENT 145/1984 S



Verfasser/innen 501

Hesse, Reinhard, Dr.phil, Akad.Rat Philosophie. V: Geschichtswissenschaftin praktischer Absicht (1979),
Abermals: Kampf dem Atomtod (Mitautor, 1982). A: Sozialphilosophie, Kulturkritik.

Kadritzke, Uff, 1943; Dr.rer.pol., Prof. an der FHW Berlin. V: Angestellte — Die geduldigen Arbeiter
(1975). A: Sozial- u. Klassenstruktur, Soziale Bewegungen, Gewerkschaftsprobleme. M: GEW, BdWi.

Köhler, Werner, 1954; Studium der Geschichte/Anglistik. Doktorand. A: Nachkriegsgcschichte.

Kofler, Leo, 1907; Prof. Dr., seit 1971 Ltg. des Lehrstuhls f. Soziologie an der Univ. Bochum, z.Zt. Hono-
rarprof. V: Die Wissenschaft von der Gesellschaft (1944); Zur Geschichte der bürg. Gesellschaft (1948 und
weitere 7 Aufl.); Der Konservatismus (1984).

Kreye, Otto: s. Fröbel, Volker

Kröll, Friedhelm, 1945; Dr.phil.habil.; Soziologe. V: Gruppe 47 (1977); Rechtspopulistischer Kommunalis
mus, in: AS 51 (1980); Vereine (1982). A: Literatur- und Kultursoziologie, Biographie-Forschung.

Kubier, Hans-Dieter, 1947; Dr.rer.soz., Wiss.Ass. und Privatdozent an der Univ. Münster. V: Unterhaltung
und Information im Fernsehen (1975); Massenmedien im Deutschunterricht (1981). A: Kommunikations
forschung; Kulturwissenschaft; Medienwissenschaft und Medienpädagogik. M: GEW, Kulturpolitische Ge
sellschaft, DGPuK, Tübinger Vereinigung für Volkskunde, Sludienkreis Rundfunk und Geschichte.
Kunstmann, Wilfried, 1949; Wiss. Mitarbeiter. V: Gesellschaft— Emanzipation — Diskurs (1977); Kriti
sche Theorie von der Geschichtstheologie bis zur Evolutionstheorie (Hrsg., 1981). A: Kritische Gesell
schaftstheorie, Erwachsenenbildung, Eltcrnbildung, Militärpolitik.

Leibing, Christa, 1952; Dipl.-Soz. A: Epidemiologie chronischer Krankheiten.

Lüdemann, Margret, 1956; Soziologie-Studium. V: Frauen — Opfer oder Täter, SH 46 (Mitautorin, 1980).
A.: Methoden der Frauenforschung; M: Sozialistischer Frauenbund Hamburg.

Macke, Carl-Wilhelm, 1950; Dipl.-Päd., wiss. Angestellter. A: Sozialpolitik, Katholizismus, Mafia-For
schung. M: Redaktion »Widersprüche«, Sozialistisches Büro.

Magdoff, Harry, 1913;Mithrsg. von Monthly Review. V: Das Zeitalter des Imperialismus (1970)
Mattfeldt, Harald, 1943; Dr.rer.pol., Prof. an der Hochschule f. Wirtschaft und Politik, Hamburg. V und
A: Allgemeine Wirtschaftspolitik, Geldtheorie, Konjunkturpolitik, Wirtschaftswissenschaften im Faschis
mus.

Neiman, Susan, 1955; Magister in Philosophie, Harvard University; Doklorandin in Philosophie. A: Der
Begriff der Vernunft.

Nemitz, Barbara, 1949; Dr.med., Ärztin. V: Arbeit und Gesundheit. 2 Kurseinh. für die Fernuniv. Hagen
(1982); Frauenformen, AS 45(1980); Sexualisierung derKörper, AS 90(1983). A: Arbeitsmedizin, v.a. Ge
sundheitsprobleme bei Automationsarbeit; Frauen. M: ÖTV, Sozialistischer Frauenbund.
Niehoff, Erika, 1951; Studium der Soziologie. V: Frauengrundstudium, SH 44 und 57(Mitautorin, 1980).
A: Frauenbewegung, Arbeiterbewegung. M: Sozialistischer Frauenbund.
Räthzel, Nora, 1948; Dipl.-Päd. V: Mitautorin vonAutornationsarbeit: Empirie, 3 Bde.(1980f., AS 43, 55
und 67); Aufsätze zur Bildungsreform und Hochschulsozialisation. A: Automationsforschung, Frau und
Arbeit. M: ÖTV, SFBW.
Röscher, Volker, 1948; Dipl.-Ing. Wiss.Ass. anderRWTHAachen. V: Wohnen (Hrsg., 1983). A: Stadt-und
Planungssoziologie.
Ruoff(Kramer), Karen, 1945; PhD, Direktorin des Berlin Study Center der Stanford University. V: 71«
oder Weiser? Zur Gestalt des Philosophen bei Brecht. AS 11 (1976); Aktualisierung Brechts, AS 50
(Mithrsg., 1980); Rückblick aufdie Wende zurNeuen Subjektivität, in: Argument 142 (1983); New Subjeo
tivity: Third Thoughts on a LiteraryDiscourse (Ph.Diss., Stanford 1983).
Saage, Richard, 1941; Dr.phil., Dr.disc.pol.habil., Privatdozent inPolitikwissenschaft ander Univ. Göttin
gen. V: Faschismustheorien P1981); Herrschaft, Toleranz, Widerstand (1981), Rückkehr zum starken
Staat? (1983). A: Geschichte derpolitischen Theorien; Geschichte derArbeilcrbewegung, Konservatismus,
Faschismus. M: SPD, GEW.

Schildl. Axel, 1941; Dr.phil.. Mitarbeiter am Hist. Seminar der Univ. Hamburg. V: Militärdiktatur mit
Massenbasis? (1981). A: Arbeiterbewegung, Faschismustheorie, politische undsoziale Geschichte derNach
kriegszeit.
Schubert, Dirk, 1947; Akademischer Ratan derTU Hamburg-Harburg. V: Lesebuch zur Wohnungsfrage
(Mitautor, 1983); »Neue Heimat« (Mitautor, 1983). A: Wohnungspolitik, Stadtgeschichte.
Sweezy, PaulM., 1910; Ph.D.,Ökonom, Hrsg. von Monthly Review seit 1949; deutschsprachige \:DerSo-
zialismus (21970); Theorie derkapitalistischen Entwicklung (1971); Sozialismus inKuba (Mitautor, 1971);
Monopolkapital (Mitautor, 1973).
Tolksdorf, Guido, 1947; Dipl.-Soz., wiss. Mitarbeiter an der Univ. Bielefeld. A: Industriesoziologie und
Wisse nschaflssoziologie.
Wacker, Elisabeth. 1954; Dipl.-Theol., stellv. wiss. Leiterin des HdA-Projektes »Modellversuche zurVer
besserung der Arbeitssituation der Betreuer geistig Behinderter« am Soziologischen Seminar der Univ. Tü
bingen. A: Humanisierung des Arbeitslebens, Soziologie der Sozialarbeit, Religionssoziologie.
Zimmer, Gerhard, 1943; Dipl.-Psych. undIng.grad., Mitglied im Projekt Automation undQualifikation.
V: Automationsarbeit (Mitautor, 1975ff.); Persönlichkeitsentwicklung und Gesundheit im Schulalter
(Hrsg., 1981). A: Arbeitswissenschaft; Bildungsforschung; Gesundheitsforschung.
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III

i^hifffs
mitfaumg

3'84
Journal

A. Belk-Schmehle: Einstellungsverfahren:
Bonus-Kniffeleien

G. Cannon: BBC London: Schule des

Äthers
A. Belk-Schmehle: Neonazis an Schulen

Titelthema

L. Scherf: Menschenrechte im Unterricht:

Betroffenheit statt Sensationslust

Beiträge
H. Grau, B. Seidler: Abschied, Trauer,
Trennung: Lehrer in schulischen Endsi
tuationen

4'84
Journal

A. Baueric: Gesamtschule: »Wiederverei

nigung«
W. Nieke, K. Beck: Ausländerpädagogik:
Neue Studienangebote
H.-G. Rolff: Schwerstbegabte: Eliteförde
rung für Privilegierte

Titelthema

L. v. Dick: Lernen in der Friedensbewegung
K. Rutschky: Friedenserziehung im Erzie
hungskrieg

Beiträge
H. Essinger: Interkulturelle Erziehung:
Fremde Werte lernen

W. Popp: Verbotene Literatur im Bücher
schrank

K.P. Creamer: »Vielleicht gibt es eine
Hoffnung für die Zukunft«

17. Jg. 1984

Krscheint monatlich im Beliz Verlag, Postfach 1120.
6940 Weinheim • Einzethcft DM 6.—: Jahrcsabo DM
62.—; für Studenten und Referendare ermäßigter Preis
DM 52.— (Studienbescheinigung bzw. einfache Erklä
rung beilegen); jeweils plus Versandkosten. Referen
dar-Angebot befristet auf zwei Jahre.

DAS ARGUMENT 145/1984 ©

Zeitschriftenschau

Demokratie
und

Recht

1 '84
E. Schmidt: Die Verhandlungsmaxime als
Methodenproblem

F. Hase: Das Recht auf »informationelle

Selbstbestimmung«

H. Kienner: Der rechtsphilosophische
Denk-Einsatz von Karl Marx

Kommentare und Berichte

U.F.H. Rühl: Von der prinzipiellen Be
deutung formaler Freiheitsrechte

C. Skrobanek-Leutner: Bemerkungen von
Karl Marx über das Recht

U. Zachen: Zum Anti-Strauß-Plaketten-

Urteil des Bundesarbeitsgerichts

M.H. Bobke u. H. Grimberg: Warn
streiks, Arbeitsgerichte und »Ultima-
ratio-Prinzip«

K. Dimakopoulos: Überlegungen eines
Griechen über das Schicksal der Freizügig
keitsbestimmungen des Assoziierungsab
kommens der EWG mit der Türkei

Entscheidungen

H. Ridder: Anmerkung zum »Stationie-
rungs«-Beschluß des Bundesverfassungs
gerichts

12. Jg. 1984

Redaktion: Prof. Dr. Helmut Ridder — Vierteljährlich
— Einzelheft im Jahresabo 7.60 DM. für Studenten
6.55 DM, zuzüglich Versandkosten. Pahl-Rugcnstein
Verlag. Gottesweg 54. 5000 Köln 51



Zeitschriftenschau

JOURNAL FÜR

SOZIALFORSCHUNG

2*84
Neopopulismus, Neokonservatismus, Al
ternativbewegungen

H. Dubiel: Neue soziale Bewegungen im
Spiegel neokonservativer Kritik

Beamtenlobbies

B. Keller: Verbandsmacht und Interessen
durchsetzung in der BRD

Raymond Aron

S. Hoffmann: Raymond Aron 1905-1983

SWS-Meinungsproßle

Empirische Sozialforschung

F. Traxler: Intressenvertretung aus der
Sicht des Beriebsrates

Papstbesuch inÖsterreich September 1983
— Kirche und Politik in Österreich

Bürgerkriegin Österreich 1934: Das natio
nale Trauma

24. Jg. 1984

Hrsg.: Sozialwisseiuchafitichc Siudiengesdlschaft. Re
dakt. Leitung u. f. d. Inhalt veraniwortl.: Bernd Ma
rin. Erscheinungsweise: Vierteljährlich — Einzelheft
OS 95.-; Jahrcsabo: Institutionen. Bibliotheken OS
360.-;EinzelpersonenÖS 300,-; Mitgl. wirtschafls-und
sozialwissenschaftl. Benifsvcrcinigiwgen. Journali
sten/Lehrer ÖS 240,-; Stud. ÖS 120,-. — Redaktions
adresse: Maria-Theresien-StraBe 9/8B. A-1090 Wien

IV

29*84
Ch. Graf von Krockow: Die Zeit der Aus

erlesenen und die Zukunft

I. Fetscher: Wo ist sie geblieben? Zum
Verschwinden konservativer Moral in der

Bundesrepublik

J. Kraft: Direktor Engelhardt. Annähe
rungen an einen Leitenden Angestellten

H. Bussiek: Ein Gespräch mit Peter Glotz

Ada Brandes: Ein Mann wie ein Fels

F. Hengsbach SJ.: Ein Leben an der
Grenze: Pater Oswald von NeU-Breuning
SJ.

L. Kopelew: Auf den Trümmern des Za
renreiches

S. Kirsch: Sechs Gedichte

H.C. Buch: Von Hamburg nach Haiti.
Romanauszug

J. Strasser: Worum geht der Streit im VS?

H. Schwenger: Die Wende in den Medien -
Mythos der Rechten, Legende der Linken

M.-L. Weinberger: Der Fall Härlin/
Klöckner. Anfang vom Ende der Presse
freiheit?

Herausgeber: Heinrich Boll. Gunter Grass, Tomas Ko-
su. Carola Stem, Johano Sinuser. Heinrich Vorn
weg. L'80 erscheint viermal jahrlich. Einzelband DM
15,—, Jahresabo DM 50.— (zzgl. Versand). — L'M>
VerULgs-GmbH, Deuiz-Kalker-Str. 46. 5000 Köln 21
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links
Sozialistische Zeitung

5'84
Kommentare

C. Stephan: Frauencoup in Bonn

/Trist? der Arbeit

A. Gorz: Das Ende der Lohnarbeit

M. Brumlik: Eine konkrete Utopie

L. Ludovico: Vor dem Ende der Lohnar
beit

K.-U. Gerhardt: Garantiertcs Mindestein

kommen

W. Fach und G. Simonis: Der neue Libe

ralismus

Ökologie
P. Kern: Öko-Markt

A. Demirovic: ökolibertäre

Siegfried Heim: Grüne und 35 Stunden-
Woche

D. Maier: Coca Cola-Guatemala

H.-E. Schiller: Habermas und die Kriti

sche Theorie

16. Jg. 1984

Herausgeber- und Redaktionsadrcssc: ArbeitsgruppeSo
zialistischesBüro. Postfach 591. Ludwigsir. 33,6050Of
fenbach 4. Redaktion: N. Apostolidou, H. Burgwinkel,
M. Brumlik, D. Diner. R. Dciobd. D. Clausscn. J. Es
ser, II. GrUn. J. Hirsch, J. Huhn (prcsscrrchtlich verant
wortlich), J. Klein, P. Lindloff, D. Maicr, L. Lodovico,
R. Pusch, F. Schneider, B. Sughoff, R. Roth. — Er
scheinungsweise monatlich. Einzelexemplar DM 3,-,
Jahrcsabo DM 35,- einschl. Versand. Verlag 2000
GmbH, Postfach 591, 6050 Offenbach 4.
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Zeitschriftenschau

eL DieNeue
»•^r Gesellschaft
Zeitschrift fürden
demokratischenSozialismus

3*84
Europa vor der Wahl

N. Kinnock: New Deal für Europa

NG-Gespräch mit Jacques Huntzinger:
Die Freiheit der Völker ist die Sicherheit

Europas

Th. Schweisfurth: Der franco-germani-
sche Beelzebub

E. Bahr: Deutschland und die Atomwaf

fen

H. Schumacher: Stichworte einer Realen

Utopie für eine europäische Friedensord
nung

H.O. Vetter: Arbeitszeitverkürzung in Eu
ropa

E. Piehl: Der Kampf für mehr Arbeitneh
merrechte in Europa

K. Wettig: EG-Agrarpolitik

Arbeitszeitverkürzung

P. Glotz: Kompromißlinien im Arbeits
zeitkonflikt

F. Scharpf und R. Schettkat: Verkürzung
der Wochenarbeitszeit

W. Haller und A. Hoff: Arbeitszeitflexi

bilisierung oder Verkürzung der Woche
narbeitszeit - eine falsche Alternative!

P. Glotz: Antikommunismus aus Identi

tätsangst

R. Diehl: Georg Büchners Sozialismus

Berichte aus europäischen Ländern

Frankreich, Griechenland, Großbritan
nien, Irland, Niederlande.

31. Jg. 1984

Herausgegeben für die Friedrich-Ebeit-Stiflung von
Johannes Rau. Heinz O. Vetter, Hans-Jochen Vogel,
Herbert Wehner. Redaktion: Peter Glou (Chefredak
teur), Rainer Dich). Hans Schumacher (veraniwortl.).
— Erscheint monatlich. Einzclhefl 7,- DM, Jahrcsabo
57,- DM zzgl. Versand. — Verlag Neue Gesellschaft.
Godesberger Allee 143, 5300 Bonn 2.



Zeitschriftenschau

Forumtheoretisch orientierterAnalyse und
Diskussion zu Fragen der Dritten Welt

14*84
Die Dritte Welt und Marx. Nachschlage
zur Wiedereröffnung der Produktionswei
sen-Debatte

R. Kößler: Asiatische Volksbewegungen,
russische Populisten und »Das Kapital«.
Über Marxsche Zugänge zu nichtkapitali
stischen Gesellschaften

T. Schiel: Marx und die Analyse der
Transformation von Gesellschaften. Ein

theoretischer Ansatz für die politische
Praxis

G. Balzer: Produktionsweisen, Artikula
tion und periphere Gesellschaftsformatio
nen

L. Klemp: Geschlechterrollen und Grund
risse: Das kolonialspanische Patio-Haus
als Lebensraum von Frauen

Buchbesprechungen, Zeitschriftenschau

4. Jg. 1984

Herausgegeben von der »wissenschaftlichen Vereini
gung für Entwicklungstheorie und Entwicklungspolitik
e.V.« - Redaktion: D. Haude, W. Hein. R. KOBler, I.
Lenz, U. Luig. H. Melber, Th. Mutter. - Erscheint
viermal im Jahr. - Einzelnen 9.- DM, Jahresabo 30,-
DM/Forder/Insiiiulionsabo 60,- DM. - Redaktion:
c/o Institut für Soziologie, Bispinghof 5-6, 4400 Mün
ster. - Verlag und Vertrieb: c/o FDCL, Im Mchring-
hof, Gncisenauslr. 2, D-IOOO Berlin 61

VI

psychosozial
Zeitschrift für Analyse, Prävention und Therapie
psychosozialer Konflikte und Krankheilen

22*84
Ich - 1984. Persönliches, Psychologisches
und Politisches zum Orwell-Jahr

H.-E. Richter: Orwell-Alphabet 1984

H.-J. Wirth: Der »Große Bruder« in uns
selbst — Gedanken zur psychischen Reali
tät von Orwells »1984«

K.D. Bracher: Die totalitäre Utopie: Or
wells 1984

I. Fetscher: Orwells »1984« als schwarze

Utopie

H. Becker: Psychoanalyse und Politik

J. Willi: Deutsche - wie lange wollt Ihr
noch Liebkind Eurer Besieger spielen? -
Gedanken eines Schweizers über seine

Nachbarn

H.-E. Richter: Unsere Kinder und das

Problem des Friedens

H. Strotzka: Ich - 1984 ... am Beispiel
Österreich II

E. Ulich: Arbeit in der Zukunft - Szenario

21

A. Uchtenhagen: Annäherung an 1984

G. Erb: Demokratie auf Abruf?

A. Overbeck: 1984: Ein Wochenende im

April

E. Jouhy: Eine Auseinandersetzung mit
der Resignation

3. Jg. 1984

Herausgegeben von H. Becker. D. Beckmann.G. Erb,
H. Friedrich.A. Kohl. A. Overbeck. H.-E. Richter. H.
Strotzka. A. Uchtenhagen, E. Ulich, J. Willi. H.-J.
Wirth, G. Zenz. — Erscheint viermal im Jahr im Ro
wohlt Taschenbuch Verlag. Preis 9.80 DM. — Redak
tion psychosozial, Friedrichs». 33, 63 Gießen
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VII

tendenxen
Zeitschrift für engagierte Kunst

146 '84
IWALEWA - Künstler in der 3. Welt

U Beier, R. Hiepe und W. Marschall: Iwa-
lewa - ein Experiment n Bayreuth

N. Madhaoul: Die Anfänge der modernen
Kunst in Tunesien

T. Alyegbusi:Über Georgina Beier
U. Beier: Yoruba - Malerei von heute und

traditionelle Plastik

T. Nickolls: Traumzeit und Maschinenzeit

U. Beier: Sultan Ali - Bilder zum Atom
krieg

V. Sundaram: Engagierte Kunst

H. Yeter: Sich absetzen, das geht nicht!

I. el Salahi: Kalligraphie ist nicht Selbst
zweck

U. Beier: Ästhetische Begriffe der Tro-
briand- Inseln

Chief Narubutau: Trobriand-Schnitzer

R. Abiodun: Der Begriff des iwa in der
Yoruba-Ästhetik

25. Jg. 1982

Redaktion: E. Antonl. H.v. Damniu. H. Erhart, R.
Hiepe. U. Krempel, Th. Liebner, H. Kopp,K. Maase,
W. Marschall. C. Nissen, C. Schellemann, J. Scher
kamp, G. Sprigath.G. Zingerl. — Erscheint alledrei
Monate.— Einzelheit 8,50 DM. Jahrcsabo 32,—DM
(Stud.27.— DM). — DamniU Verlag, Hohenzollern-
Straße 146, 8000 Manchen 40
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Zeitschriftenschau

1HHMTII

81'84
Botho Strauss

Botho Strauss: Jeannine. Dialogskizze aus
den Vorarbeiten zu »Der Park«

R. Baumgart: Das Theater des Botho
Strauß

K. Kazubko: Der alltägliche Wahnsinn.
Zur »Triologie des Wiedersehens«

M.-L. Bott: Spuren dieser Zeit. Zu »Kall-
dewey, Farce« mit einem Hinweis auf das
GRIPS-Theater »Alles Plastik«

M. McGowan: Schlachthof und Laby
rinth. Subjektivität und Aufklärungszwei
fel in der Prosa von Botho Strauß

K. Modick: Das Fragment als Methode.
Zum Bauprinzip von »Paar Passanten«

K.-M. Hinz: Der schwatzhafte Physiogno
miker. Bemerkungen über ein Leitbild

F. Wefelmeyer: Worauf bei Botho Strauß
zu blicken wäre. Hinweise zur Rezeption

H. Wolfschütz: Bibliographie

Herausgeber: H.L. Arnold; redaktionelle Mitarbeiter: I.
Launen, E. Weiss. — Erscheint jahrlich in 4 Heften. —
Abopreis 34,— DM zzgl. Versandspesen— cditicn text
+ kritik, Postfach 80 05 29, 8000 München 80



Zeitschriftenschau

ißSscHisinp

Hefte für Theatertheorie u.-praxis

8'84
Schwerpunkt: Theaterwissenschaft

J. Berg: Das Autonomie-Mißverständnis
der Theaterwissenschaft

R. Bohn: Evaluation der Theaterwissen

schaft?

R. Bohn und B. Gruber: Ergebnisse einer
Studentenbefragung. Internationaler Ver
gleich: Dänemark, Italien, DDR, Nieder
lande, Großbritannien

Weitere Themen

J. Hofmann: 20 Ziele alternativer Kultur

politik

U.-Th. Lesle: Ohnesorg-Theater - Chan
cen zu kritischem Volkstheater?

7*84
Schwerpunkt: Autoren

D. Forte: Warum historische Stücke?

E. Jelinek: Ich schlage sozusagen mit der
Axt drein

T. Dorst: Süchtig nach Realität

M. Schindlbeck: Schlechte Zeiten für den

Nachwuchs

U. Ahrens: Analyse von 150 Gegenwarts
stücken

Weitere Themen

J. Hofmann: Kultur, die - s. auch: Kapi
tal, das

2. Jg. 1984

Herausgeber: Verein zur Erforschung ihcatraler Ver
kehrsformen e.V., Berlin. Redaktion: R. Bohn,Fl.
Gruber, H. Hartnack, F. Ivcrsen, J. Rekus, P. Roess-
ler, R. Ruppcrl, G. Susen, E. Wack. - Erscheint viertel
jährlich. Einzelheft 8,- DM. Jahresabo incl.Versand:
32,- DM, Stud.-Abo 28,- DM. Redaktionsadresse:
TheatcrZeitSchrift. Groflbeerenslr. I3A, 1000 Berlin
61

VIII

Beiträge zur
sozialistischen Politik

6*83
Kulturzerstörung & Widerstandskultur

R. Burger: Arbeit ist (nicht) genug

J. Tanner: Modern Times und Arbeiter

kultur

R. Heim: Kulturfeindlichkeit oder Sabo

tage des Schicksals

M. Schäfer: Der Rock als Revolte ist nicht

tot

C. Scheiben: Filmisch gesehen ist die
Schweiz problemlos

P.M.: Kultur - Heimat - Utopie/Heimat -
Utopie - Kultur

Diskussion

R. Fibbi: Die italienischen Vereine in der

Schweiz in einer Obergangsphase: einige
Fragen für die Linke

Ph. Lopfe: Von Versailles zur Japan
GmbH

W. Schöni: Der Schweizerische Kulturim
perialismus und die UNESCO

F. Osterwalder: Imperialismus - Motor
oder Defekt des Schweizerischen Kapita
lismus?

Projekte/Hinweise

M. Peter: Notizen zur FdP-Wahldiskurs-

analyse

Rezensionen, Zeitschriftenschau

4. Jg. 1984

Herausgeber: Redaktionskollcküv Widerspruch. - M.
Bondeli, F. Cahanncs, P. Franzen, U. Hänsenberger,
S. Howald, M. Pcler. U. Rauber, C. Scheiben, R.
Tognina. - Redaktionssitz: c/o Studienbibllolhek zur
Geschichteder Arbeiterbewegung. Wildbachstraße 48,
8008 Zürich - Redaktionsadresse: Redaktionskollektiv
Widerspruch Postfach.8026Zürich.
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Neu 1984

Walter Sauer (Hrsg.)
Der dressierte

Arbeiter
Geschichte und

Gegenwart der indu
striellen Arbeitswelt

1983.212 Seiten mit fl Abbil
aungen und Dokumenten.

Paperback. DM 19,80
(BSR 286) ISBN 3406092861

Hans Paul Bahrdt

Schlüsselbegriffe
der Soziologie

Eine Einführung mit
Lehrbeispielen

1984.200 Seiten.
Paperback. DM19,80

(BeclCsche Elementarbücher)
ISBN 3406095143

Konrad Lotter
Reinhard Meiners

Elmar Treptow (Hrsg.)
Marx-Engels-

Begriffslexikon
1984.390 Seiten.

Paperback DM25,-
IBSR273) ISBN 340609273X

Gesells
Umbrach

e

Der Kampf der Arbeiter gegen die
Herrschaft der «Sachzwänge»
Dieser Band zeigt: Sachzwänge hat es in der
Geschichte der Industrialisierung immer wieder
gegeben, immer aber auch den Kampf der
arbeitenden Menschen gegen eine inhumane
Disziplinierung und Dressur und gegen die
Abschaffung des Menschen aus dem Produk
tionsprozeß. So sollte die zunehmende
Automatisierung statt zur Arbeitslosigkeit zur
Herabsetzung der Arbeitszeit und Arbeits
intensität führen.

Die Grundlagen des soziologischen
Denkens - eine unterhaltsame Einführung
Dieses mit zahlreichen Beispielen durchsetzte
und oft amüsant geschriebene Buch führt in
die Anfangsgründe der Soziologie ein, indem
es die zentralen Begriffe ihrer verschiedenen
Schulen gegenüberstellt, erörtert und klärt.
Da die soziologische Fachsprache längst weit
über die Fachgrenzen hinauswirkt, ist dieses
Buch keineswegs nur für Soziologen von
Interesse, sondern geht alle an, die an gesell
schaftlichen Fragen interessiert sind.

Das Arbeitsinstrument für die
Beschäftigung mit den Werken von
Marx und Engels
Dieses Lexikon erschließt die Werke von Marx
und Engels, indem es zu 249 zentralen
Begriffen die jeweilswichtigsten Belegstellen
im vollständigen Wortlaut anführt. Das Buch ist
ein nützliches Nachschlagewerk für jeden,
der rasch in Erfahrung bringen möchte, was
ein bestimmter Begriff imZusammenhang
des Marx-Engelsschen Denkens bedeutet.



Geschichte der Philosophie in Text und Darstellung

Sic gibt mit ihren etwa 3750 Seiten einen Überblick
über 2500 Jahre europaischer Philosophiegcschichtc.
Acht namhafte Professoren für Philosophie haben die
wesentlichen Epochen analysiert und über 100 Philo
sophen mit mehr als 200 repräsentativen Texten zum
Zentrum ihrer Darstellung gemacht.

Band 1: Antike. Hrsg. W. Wieland. 99II [5]
Band 2: Mittelalter. Hrsg. K. Flasch. 9912 [6]
Band 3: Renaissance und frühe Neuzeit. Hrsg.

St. Otto. 9913 [5]
Band 4: Empirismus. Hrsg. G. Gawlick. 9914 [5]
Band 5: Rationalismus. Hrsg. R. Specht. 9915 [5]
Band 6: Deutscher Idealismus. Hrsg. R. Bubner.

9916(5]
Band 7: 19. Jahrhundert. Positivismus, Historismus,

Hermeneutik. Hrsg. M. Riedel. 9917(5]
Band 8: 20. Jahrhundert. Hrsg. R. Wiehl. 9918(6]

Jeder Band ist einzeln käuflich.

Je UB-Einheit DM 2,30.

Jetzt komplett
in Kassette 89,-

Hrdvn

Auswahlverzcichnis Philosophie bei Philipp Rcciam jun., Postfach 1149,7257 Ditzingen

Forum 5

Bernle Zilbergeld

Männliche Sexualität
Was (nicht) alle schon immer über Männer wußten...
Nachdem sich so viele der weiblichenSexualitätangenommen haben, ist im DGVT-Verlag das
längst überfällige Handbuch dermännlichen Sexualität für den deutschsprachigen Leser
erschienen.
Der Band, der sich sowohl dem Laien als auch dem professionell Interessierten anbietet,
beschränkt sich in seinen Informationen und Anleitungen nicht auf bloße Regieanweisungen,
sondern stelltmit teilweise drastischenVeranschaulichungen gängige Stereotypen in Frage,
konfrontiert den Leser mit den überraschend durchsetzungsstarken Leistungsnormen der porno
graphischen Literatur undversucht, deneneindifferenziertes (Manns-)Bild dersexuellen Genuß
fähigkeit entgegenzusetzen.
EinBuch,das verständlich geschriebenistundsichso auchalstherapiebegleitende Lektüre
eignet.
Tübingen 7983, 280Seiten, DM29- ISBN3-922686-64-8

Sie können die Ausgabe über die dgvt-Geschattsstelle
(gegen Vorauskasse - Deutsche Bank Tübingen

Kto. 154 777 710) oder über den Buchhandel
beziehen.



AlB-Sonderheft 2/1984

und die RoBle der tadesrepuSulBk
.Air Land Ballle", oderkurz ALB, ist seit 1982dieverbindliche Kampldokti
derUS-Slreilkrälte für Europa unddie3.Welt.Die ALB- Konzeption einespi
ventlven Angriffskrieges sieht den frühzeitigen Einsatz chemischer und al
rnarer Wallen vor.

AlsStationierer der Pershing II und Cruise Missiles,als einziger Mitunti
Zeichner des PerspektivkonzeptesALB 2000 undals Drehscheibe füreineU
Intervention im Nahen OstenspieltBonn eineSchlüsselrolle imALB-Konze|
Das AlB-Sonderheft 2/1984 dokumentiert das ALB-Konze
und analysiert erstmals umfassend seine Bedeutung für d
BRD und die 3. Welt.

Inhalt: Einschätzung desALB-Konzeptsund seinerAuswirkungen für'die
Welt©StandortderBRDimNATO-Konzeptgegenüberder3.Welt©Dok
mentation:Originalfassungen vonALB 1986undALB 2000© Stimrm
ausdemPentagon undvonNATO-Militärs © Beiträge zumBRD-Engag
ment imNahen undMittleren Osten vonJ. Reents (Grüne), H. Hoffmai
(SPD), H. J. Wischnewski (SPD) undA. Mertes (CDU)
Umlang ca. 48 Selten, Preis4 DM.33% Rabattab10Ex.Sonderhefte, AIB-Jahret
bos (25 DU)undkostenlose Probehefte könnendirekt bezogenwerden bei:

5 ABB. Die Dritte-Welft-Zeitschrift
Liebigstr. 46, 3550 Marburg 1

ZBisoiarr rot rem« ux> caoNQg n cor tanm wai

Forum theoretisch orientierter Analyse und
Diskussion zu Fragen der Dritten Welt

Peripheriesoll
- die überfallige Debatte um dasVerhältnis

der westdeutschen Linken zur Dritten

Welt neu beleben

- Solidarität durch Vermittlung von Infor
mationen, Materialien und Analysen über
Alltagskämpfe und soziale Emanzipati
onsbewegungen festigen

- die Ergebnisseund Schwierigkeitensieg
reicher Befreiungsbewegungen unter
suchen

- die Veränderungsprozesse des Kapitalis
mus in der Peripherieaufarbeiten

- die internationale entwicklungstheoreti
sche Diskussion aufnehmen

-Texte von Teilnehmern der sozialen
Emanzipationsbewegungen in der Dritten
Welt zugänglich machen

Nr. 5/6: Entwicklungstheorien
Nr. 7: Entwicklungspolitik
Nr. 8: Kultur

Nr. 9: Afghanistan, Brasilien, Peru, u.a.
Nr. 10/11: Befreiungsbewegungen an der Macht
Nr. 12: Religion und religiöse Bewegungen
Nr. 1J=Frauen und Entwicklung
Nr. 14«Theoriediskussion
In Vorbereitung:
Nr. 15/161 Internationalisierung und Krise
Nr. 17:Landwirtschaft
Nation und Nationalismus

In jedem Heft: Diskussionsartikel, Rezensio
nen, Neuerscheinungen, Resümees in Englisch

Vierteljahreszcitschrift

Einzelheft: DM Q.

Abonnement:DM 30.- Förder-/Institutionen-
abo DM 60.-

Redaktion: c/o Institut für Soziologie, Bisping-
hof 5 - 6, D 4400 Münster
Verlag und Vertrieb: PERIPHERIE, c/oFDCL,
Im Mehringhof, Gneisenaustr. 2,
D 1000 Berlin 61



Telos—
A Quarterly Journal of Critical Thought
lssueNo. 58 SPECIAL ISSUE ON Winter 1983-84

RELIGION AND POLITICS

Articles: Notes and Commentary:
PARINETTO: The Legend ofMarx's Alheim GORZ: Security

VAN DÜLMEN: History ofReligion as Social Science KEANE, HELD: Interview uiith Claus Offe
GERSHENZON: The Destinies ofthejewish People (1922) CASANOVA: Conventions with Maduro

KOVACS: Thejewish Question in Hungary ELSHTAIN: The Vexation ofWeil
CHIARANTE: from Pius XU tojohn Paul II LUKE: From Fundamentalem to Tclcvangelism

HUGHES: Church Renewal in Brazil HELLMAN: John Paul II
LI PSITZ: American Religion Since 1945 MC COVERN:John PaulII on "Human Work'
SIEBERT: Adornos Theory ofReligion

Reviews:

•,y2bW'' l^^™- WaUerBenjamin SCHULER: Tipion, Getting Savedfrom the Ws
ZIPES: Hudson, Ernst Blochs Mancism MURRAY: McCovcrn. Marxism: AChristian Perspective

SYMPOSIUM ON RELIGION AND POLITICS

Subscriptionscost $22 per ycar lor individuals; $50 for instituiions. ForeignOrders add 10 per-
cent.Chccksmust be in U.S. funds. NoCanadianchecks can beaccepicd. Back issuesprior to No.
50 cost $5.50 each; No. 50 and subsequent issues are $6.00 each. Institution« pay $15.00 for all
back issues. For a füll list of availablc back issues and to subscribc, wrile:

Telos, Box 3111, St. Louis, MO 63130 USA.

hnri7nnf
Sozialistische Monatszeitung
der DDR für internationale
Politik und Wirtschaft

weltweit, informativ, konkret, lebendig
»horizont« D Ich möchte »horizont« zum

vermittelt Ihnen Interessantes Jahresabonnement von 15,60 DM zzgl.

und Wissenswertes
Portgebühren von 2.40 DM beziehen.

aus allen Kontinenten G Ich bitte um Zusendung eines
kostenlosen Probeexemplares.

Journalisten aus der DDR und B
anderen Ländern informieren

Sie in Tatsachenberichten, Name, Vorname

Reportagen und
Dokumentationen zu

Fragen der internationalen Straße, Hausnummer

Politik und Weltwirtschaft

Übersichten, Grafiken, Karten,
Schaubilder und Diagramme

PLZ, Ort

ergänzen Ihre Nachschlagwerke. Senden Sie den Kupon als

Ein Probeexemplar kann vom Verlag Bestellung an

direkt angefordert werden. Gebr. Petermann
Berliner Verlag Buch + Zeltung international
DDR -1026 Berlin KurlQrstenstr. 111
Karl-Liebknecht-Str. 29 1000 Berlin 30



XIII Inhaltsverzeichnis (Fortsetzung vonS.II)

Kunst- und Kulturwissenschaft

Bentele, Günter(Hrsg.): Semiotik und Massenmedien (W. Dieckmann) 463
Straßner, Erich:Fernsehnachrichten (W. Dieckmann) 463
Hoffmann, Rolf-Rüdiger: Politische Fernsehinterviews(W.Dieckmann) 463
Lange, Klaus; Das Bildder Politik im Fernsehen (E. Hennig) 466
Linz, Martin: High Noon. Literaturwissenschaft als Medienwissenschaft(H.-D.
Kubier) 467
Kubier, Hans-Dieter(Hrsg.):Massenmedien im Deutschunterricht (F. Kroll) 469

Soziologie

Jaeggi, Urs, und Manfred Fassler: Kopf und Hand. Das Verhältnis von Gesell
schaft und Bewußtsein (G. Hauck) 470
Blaschke, Jochen: Perspektiven des Weltsystems. Materialien zu Immanuel Wal
lersteins»Das Moderne Weltsystem« (G. Hauck) 470
Schluchter, Wolfgang (Hrsg.): Max Webers Studie über Konfuzianismus und Ta
oismus (B. Gransow) 471
Buer, Ferdinand, u.a.: Zur Gesellschaftsstruktur der BRD (U. Kadritzke) 472
Kern, Horst:Empirische Sozialforschung (C.-W. Macke) 474
Jansen, Jörn, u.a.: Arbeitsbedingungen der Bauarbeiter(G. Tolksdorf) 476
Röscher, Volker (Hrsg.): Wohnen. Beiträge zur Planung, Politik und Ökonomie
eines alltäglichen Lebensbereiches (D. Schubert) 477
Fuhrich, Manfred, u.a.: Neue Heimat (V.Röscher) 477

Medizin

Paczensky, Susannevon, undRenateSadrozinski (Hrsg.): Die neuen Moralisten.
§ 218— Vomleichtfertigen Umgang miteinem Jahrhundertthema(C.Leibing).... 479
Schaps, Regina: Hysterieund Weiblichkeit (B. Jansen) 480
Zettel, Ortrud (Hrsg.): Gesundheitsberufe (U. Czock undB. Nemitz) 481
Schmidbauer, Wolfgang: Helfenals Beruf. DieWareNächstenliebe (E. Wacker). 484
Albrecht, Hans, u.a.: Arbeitsmarkt und Arbeitsbedingungen desPflegepersonals
in BerlinerKrankenhäusern(S. Barlholomeyczik) 486

Geschichte

Handbuch politischer Institutionen und Organisationen 1945-1949 (A. Schiidt).... 487
Marßolek, Inge: Arbeiterbewegung nach dem Krieg (W. Bührer) 488
Grebing, Helga (Hrsg.): Lehrstücke in Solidarität. Briefe und Biographien deut
scher Sozialisten 1945-1949 (W. Köhler) 489
Preuss-Lausitz, Ulf, u.a.: Kriegskinder, Konsumkinder, Krisenkinder. Zur So-
zialisationsgeschichte seit dem Zweiten Weltkrieg (A. Schildt) 490
Küsters, Hanns Jürgen: Die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein
schaft (W. Bührer) 491
Groeben, Hans vonder:Aufbaujahre der EG (W.Bührer) 491

Soziale Bewegungen und Politik

Wippermann, Wolfgang: Die Bonapartismustheorie von Marx und Engels (R.
Saage) 493
Saage, Richard: Rückkehrzum starken Staat? (M.T. Greven) 494

Ökonomie

Kahn, Hermann: Der kommendeBoom(W.Fach) 496
Esser, Josef, Wolfgang Fach und Werner Väth: Krisenregulierung (J. Schmid) 497
Gretschmann, Klaus: Wirtschaft im Schatten von Markt und Staat (U.-H.
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XIV

Summaries

Iolker IVöbel. Jürgen Heinrichs. Otto Kreye: Tlie lliird World in UM Crisis
Tlie current erisis of the capilftlisi wotld System has brought man;, äeveloptng counirio
to the verge of economic hankruptcy. Al ihe Name time, thecrisis has scen a sharpening
of the eonfliei over ihe greater Integration of the dcvclbping countries into the world
markftl or their delinking from it. Neu allianccs whidi miglit provecapableoi'changing
the given pattern of national and international produclion and distribution are enier-

Harry Magdofl. Paul \1. Sm/\: Listen. Keviusians!

»Talk of old-fashioned KeynesianStimulus- lurns out to be as irrelevant as ihe nonscnsi-
calchatter of the inonetarists and thesupply-siders. But ihis iloesn'i nucan that Keynes is
irrelevant. Bis General Theory of 1936 sei the siage for a sweeping reeonsideiaiion of
the «hole theory of Investment, Unfortunatelv. ihis rcconsidcration ncver materialized.
Keynessaw clearly that eapiialism contained what in the long run was a poieniially fatal
flaw. and he wanted to eliuiinate it. not merely pateh it over with a band-aid.«

Harald Matifeldi: Keyncsianism, Monoiorisnt, and Dctnocrac)
ll is siaied lhai Keynesian and inoneiaiisi concepiions ot" economic policy are not neu
tral concerning ihe qualilies of the political sysiem of a parliamcntary democracy. Mo-
netarism practiced duringa longer |>eriod of economic erisis may leadto a process of Del
ling free Potentials of de-democratizaiion of ihe political System. For ihat reason
Keynesian economic policy sirategies sliould be soiigiit for not only because the\ are
more successful in diminisliing uneni|iloynienl bin also because ihey bettet preseive de
mocratic options in the economic and political sohcre of a Kapitalist society.

Michael iTiisl-Poerksen: Keyiicsianisui and llie »Position »I Ihe Lefl«

The auilior presenls a criticism of Maitfeldi's articlc in ihis issuc. He regards Keynesian-
ism as iv.ing unabfc 10 servc as a platform againsi the neo-classic formation of eeonom-
ics. He apprehends lhai ihe.seatch lot »political itnplications« will hindei iheoreiicalde-
bates and the development of a supeiior theor). Ile critici/es a conception of the reia-
tion beiween economics and politics. where polilics scems to be nothing bin a realizcd
theory.

Aleksauder Grliekov:

l'he Eartj Sociulisi Countries and the Neeessiiy of an Opeu Marxism

This speeeh of a Yugoslavian politician is iimisiial in its frankness. Grliekov names Pro
blems which in the official communisi discours are uormally passed over in silence. The
limiiations and contiadiciions of the socialist State power are articulated by the coneept
of »early socialist states (countries)«. The relative autonom) of theorelical work wiihin
marxism is not only aeeepted bin even recogni/ed as heilig neecssary in tlie well under-
stood inierest of ihe socialist State power.
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Buchhandlungen
die das Argument-Verlagsprogramm vollständig am Lager haben

Aachen: babula Buchhandlung. Pontstr. 133;Tel.: 0241/27555
Augsburg: »probuch« GmbH. Gögglnger Str. 34;Tel.: 0821(579173
Berlin 12; autorenbuchhandlung, Carmerstr. 10; Tel.:030/310151

Buchladen am Savlgnyplatz. Carmerstr.9; Tel.: 030(3134017 »
das europaische buch. Knesebeckstr. 3;Tel- 030/3135056
Buchhandlung Kiepert. Hardenbergstr. 4-5;Tel.: 030(310711

Berlin 15: Das Politische Buch, Lletzenburger Str. 99; Tel.: 030(8632553
Berlin 19: Buchhandlung G. Zimmermann, Schloßsir. 29;Tel.: 030/3417432
Berlin 33: das europäische buch. Thielallee 32; Tel.: 030/8324051

Jürgens Buchladen, Konigin-Luise-Str. 40; Tel.:030/8313825
Buchhandlung Kiepert, Garystr. 46; Tel.:030/8324368

Berlin 41: Wohlthat'sche Buchhandlung, Rhelnstr. 11;Tel.:030(8511509
Berlin 45: Buchhandlung Rosenfeld. Drakestr. 35a; Tel- 030/8313962
Berlin 62: Elwert & Meurer, Hauptstr. 101;Tel.: 030/784001
Bielefeld: Buchhandlung Wissen und Fortschritt, Fellenstr. 10;Tel.: 0521(63518
Bochum: Politische Buchhandlung, Unislr. 26; Tel.: 0234(300266
Bonn: Buchladen 46. Kritische Politik, Kaiserstr. 46; Tel.: 0228/223608
Bremen 1: Georg-BOchner-Buchhandlung, Vor dem Steintor 56; Tel.:0421/72073
Dortmund: Buch International, Königswall 22; Tel.: 0231/140880

bOcherstube GmbH, Große Heimstr. 62; Tel.: 0231/103306
Duisburg: buchladen kollektiv gmbh, Oststr. 194; Tel.: 0203/372123
Essen: Heinrich-Heine-Buchhandlung, Viehofer Platz 8; Tel.: 0201/231923

Kefl-Uebknecht-Buchhandlung, Viehofer Platz 15; Tel.: 0201/232014
Frankfurt: Buchladen Verlag 2000 GmbH, JOgelstr. 1; Tel.: 0611/775082

Collectlv-Buchhandlung, Bornwiesenweg 4, Tel- 0611/593989
Wlss. Buchhandlung Theo Hector, Gräfestr. 77; Tel.: 0611/777303

Fulda: SOFA, Ohmstr. 14; Tel. 0661(74934
Göttingen: Buchladen Rote Straße. Rote Straße 10; Tel.: 0551/42128
Hamburg: ARGUMENTE, Rappstraße 2

Heinrich-Heine-Buchhandlung, Grindelallee 26; Tel.: 040(449778
Buchladen Gegenwind, Grindelhof 45; Tel.: 040(453801
Internationale Buchhandlung, Johnsallee 67; Tel.: 040(4104572

Hannover Internationalismus Buchladen, Königsworther Str. 19; Tel.: 0511/17173
Heidelberg: Buchhandlung collektiv, Plöck 64a; Tel.: 06221(12633
Kassel: Buchhandlung Wissen u. Fortschritt, Werner Hilpert Str. 5; Tel.: 0561/15642

ABC-Buchladen, Goethestr. 77; Tel.: 0561(77704
Köln 41: Der Andere Buchladen. ZQIpicher Str. 197; Tel.: 0221/420214
Mainz: Anna Seghers Buchhandlung, Bllhlldisstr. 15; Tel.: 08131/24916
Marburg: Politische Buchhandlung Roter Stern, Am Grün 28; Tel.: 06421/24787

Collectlv-Buchhandlung Wilhelm Liebknecht. Wettergasse 19; 06421163662
München 40: BASIS, Sozlalwlss. Fachbuchhandlung, Adalbertsir. 41b; Tel.: 089/2809522
Münster. Collectlv Buchhandlung, Roggenmarkt 15-16;Tel.: 0251/51414

ROSTA-Buchladen, Splekerhof 34; Tel.: 0251/44926
Nürnberg: Ubresso Buchzentrum, Peler-Vlscher-Str. 25; Tel.: 0911/225036
Oldenburg: Carl v. Osslelzky Buchhandlung, Kurwlckstr. 14/15; Tel.: 0441/13949
Schwerte: Buchhandlung Hubert Freistühler, Holzoner Weg 31; Tel.: 02304(80033
Stuttgart: Buchhandlung Wendelln Niedlich, Schmale Sir. 14; Tel.: 0711(223287
TObingen: aktlon politischer buchladen. Nauklerstr. 20; Tel.: 07071/212929
Schweiz Bern: Buchhandlung für Soziologie, MOnslergasse 41; Tel.: 031/228218

Zürich: Limmatbuchh., Plnkus-Genossenschaft, Froschaugasse 7; Tel.: 01(2512674
Niederlande Den Haag: E.R, Ruward B.v., Noordeinde 122; Tel.: 070(658755
Osterreich Wien 1: Buchhandlung Heinz Kolisch, Rathausstr. 18;Tel.: 0222/433221

Wien 10: Karl Winter OHG. Landesgerlchtsir. 20: Tel.: 0222/421234
Osterreich


